TAX WEEKLY WtS

# 26

29.07.2022

BMF: Referentenentwurf eines Jahressteuergesetzes 2022 (JStG 2022)

Am 28.07.2022 hat das BMF den Referentenentwurf eines Jahressteuergesetzes
2022 (JStG 2022) verdffentlicht.

Mit dem JStG 2022 komme man fachlich notwendigem Gesetzgebungsbedarf in
verschiedenen Bereichen des deutschen Steuerrechts nach. Dies betreffe insbe-
sondere notwendige Anpassungen an EU-Recht und EuGH-Rechtsprechung so-
wie Reaktionen auf Rechtsprechung des BFH. Daruber hinaus bestehe ein Erfor-
dernis zur Umsetzung eines unvermeidlich entstandenen technischen Rege-
lungsbedarfs. Hierzu gehoren Verfahrens- und Zustandigkeitsfragen, Folgeande-
rungen, Anpassungen aufgrund von vorangegangenen Gesetzesanderungen und
Fehlerkorrekturen.

In dem Referentenentwurf enthalten sind insbesondere folgende Malinahmen:

¢ Weitgehende Abschaffung der sog. Registerfalle fur die Zukunft (Verglitungs-
zufluss nach dem 31.12.2022) und riickwirkende Abschaffung der Registerfal-
le fur Drittlizenzen, d.h. fur Falle, in denen die Vermietung und Verpachtung
oder die VerauRerung nicht zwischen nahestehenden Personeni.S.d. § 1
Abs. 2 AStG erfolgt (8 49 Abs. 1 Nr. 6 EStG-E und § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f
EStG-E). Die bisherige Registerfallbesteuerung wird auf Anwendungsfalle des
Steueroasen-Abwehrgesetzes zuriickgefiihrt (§ 10 StAbwG-E). Uber den
31.12.2022 hinaus aufrechterhalten wird auch die Registeranknipfung bezo-
gen auf die von § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG erfassten Rechte. Damit wird
sichergestellt, dass insbesondere Einkiinfte, die aus in ein inlandisches
Schiffsregister eingetragenen Schiffsregisterrechten erzielt werden, weiter von
der Steuerpflicht umfasst sind. Gleiches gilt fiir Rechte, die den Vorschriften
des biirgerlichen Rechts tiber Grundstlicke unterliegen (insbesondere Erbbau-
rechte und Mineralgewinnungsrechte). In diesen Fallen greifen die fir die Ab-
schaffung der Registeranknitpfung bei den lbrigen Rechten tragenden Griin-
de nicht.

o Erhdhung der linearen Gebaude-AfA fir neue Wohngebaude von zwei auf drei
Prozent bei Fertigstellung nach dem 31.12.2023 (§ 7 Abs. 4 Nr. 2c EStG-E).

e Erhohung des Sparer-Pauschbetrags von € 801 auf € 1.000 und von € 1.602
(Ehegatten/Lebenspartner) auf € 2.000 ab dem 01.01.2023 (8 20 Abs. 9 EStG-
E).

o Vorziehen des vollstandigen Sonderausgabenabzugs fir Altersvorsorgeauf-
wendungen auf 2023 (8§ 10 Abs. 3 Satz 6 und 8 39b Abs. 4 EStG-E).

e Anhebung des Ausbildungsfreibetrags von € 924 auf € 1.200 ab dem
01.01.2023 (8 33a Abs. 2 Satz 1 EStG-E).

o Rickwirkende Steuerfreistellung des Zuschlages an Entgeltpunkten fir lang-
jahrige Versicherung (Grundrentenzuschlag) ab dem 01.01.2021 (8§ 3 Nr. 14a
EStG-E).

e Vollendung der Familienkassenreform (8 72 EStG-E und § 5 FVG-E).

o Verfahrensverbesserungen bei der Riester-Férderung.
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e Anpassung der Vorschriften der Grundbesitzbewertung nach dem Sechsten
Abschnitt des Zweiten Teils des Bewertungsgesetzes an die Immobilienwer-
termittlungsverordnung vom 14.07.2021.

o Schaffung einer Rechtsgrundlage zum Aufbau eines direkten Auszahlungswe-
ges fur offentliche Leistungen unter Nutzung der steuerlichen Identifikations-
nummer, um in Zukunft einen einfachen und unbudrokratischen missbrauchssi-
cheren Zahlungsweg zu ermoglichen (8 139b AO-E).

Sowie im Bereich der Umsatzsteuer:

e Umsetzung der Richtlinie (EU) 2020/284 des Rates vom 18.02.2020 zur Ande-
rung der Richtlinie 2006/112/EG. Durch die neue Vorschrift des § 22g UStG-E
werden Zahlungsdienstleister verpflichtet, bei grenziiberschreitenden Zah-
lungsdiensten bestimmte Aufzeichnungen zu den Zahlungen vorzunehmen
und diese Daten bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen an das
BZSt zu Ubermitteln. Diese Informationen werden dann in einer europaischen
Datenbank, dem zentralen elektronischen Zahlungsverkehrssystem (Central
Electronic System of Payment Information — CESOP), gespeichert und aggre-
giert. Damit soll eine weitere Moglichkeit zur Bekampfung des Umsatzsteuer-
betrugs geschaffen werden.

e Durch das Onlinezugangsgesetz vom 14.08.2017 sind Bund und Lander ver-
pflichtet, bis spatestens zum 31.12.2022 ihre Verwaltungsleistungen auch
elektronisch tber Verwaltungsportale anzubieten. Es wird daher eine elektro-
nische Abgabemdoglichkeit fir Antrage auf Steuervergitungen fir Leistungs-
bezlige zur Verwendung zu humanitaren, karikativen oder erzieherischen
Zwecken im Drittlandsgebiet (8 4a UStG-E) sowie fur Steuererklarungen zur
Fahrzeugeinzelbesteuerung (8§ 16 Abs. 5a UStG) vorgesehen; daneben wird
auch die Bekanntgabe Uber die abgelehnte Weiterleitung von Vorsteuervergii-
tungsantragen an andere EU-Mitgliedstaaten auf elektronischem Wege erfol-
gen kénnen (8§ 18g UStG-E).

Der Kabinettsbeschluss ist dem Vernehmen nach fir den 24.08.2022 geplant,
weil andernfalls ein Inkrafttreten des Gesetzes bis Ende des Jahres schwierig
werden wirde. Weitere Details zum Zeitplan sind noch nicht bekannt. Allerdings
ist die nachste Sitzung des Bundesrats, in der dessen Gegenaul3erung zum kinf-
tigen Regierungsentwurf des Gesetzes beschlossen werden kdnnte, am
16.09.2022.

BMF: Mitteilung grenziberschreitender Steuergestaltungen — Anpassung
an die Anderung von § 138h AO durch Gesetz vom 12.07.2022

Durch das Zweite Gesetz zur Anderung der Abgabenordnung und des Einfiih-
rungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 12.07.2022 wurden auch die § 138e
Abs. 3 und 8§ 138h Abs. 2 AO an die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2018/822 des
Rates vom 25.05.2018 zur Anderung der EU-Amtshilferichtlinie angepasst. Durch
den neuen § 138e Abs. 3 Satz 6 AO wurde in der Definition fur Zwecke der Mittei-
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lungspflicht als verbunden geltender Unternehmen normiert, dass Personen mit
Stimmrechtsbeteiligung von mehr als 50 % als Halter von 100 % der Stimmrechte
gelten. Bezogen auf die sog. Aktualisierungspflicht bei marktfahigen Gestaltun-
gen wurde aufgenommen, dass auch Angaben zu verbundenen Unternehmen
nach § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 AO im Rahmen der quartalsweisen Aktualisie-
rung anzugeben sind (§ 138h Abs. 2 Satz 1 AO). Beide Anderungen sind in allen
bei Inkrafttreten dieser Vorschriften am 22.07.2022 anhangigen Verfahren riick-
wirkend anzuwenden.

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehdrden der Lander wurde nun mit
BMFE-Schreiben vom 26.07.2022 die Rn. 255 des BMFE-Schreibens vom
29.03.2021 zur Anwendung der Vorschriften Uber die Pflicht zur Mitteilung grenz-
Uberschreitender Steuergestaltungen mit sofortiger Wirkung neu gefasst. Die An-
passung erfolgt dahingehend, dass bei Hinzutreten neuer Nutzer zu einer markt-
fahigen Gestaltung auch Angaben zu verbundenen Unternehmen i.S.d. § 138f
Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 AO gemacht werden mussen.

BMF: Anderung der Grenzgangerregelung des DBA-Schweiz

Aufgrund der abkommensrechtlichen Grenzgéangerregelung in Art. 15a DBA-
Schweiz entféllt die Grenzgangereigenschaft eines Steuerpflichtigen, wenn dieser
insgesamt mindestens 60 arbeitsbedingte Nichtriickkehrtage im Kalenderjahr
Uberschreitet. Hierunter zahlten geman bisheriger Rechtsprechung auch Arbeits-
tage, an denen der Arbeitnehmer seine Tatigkeit an seinem Wohnsitz austibte.

Gemal den Konsultationsvereinbarungen anlasslich der Covid-19 Pandemie
wurde diese Regelung insoweit abgeandert, als dass Arbeitstage, an denen der
Arbeitnehmer seine Tatigkeit aufgrund der Pandemie und der damit einherge-
henden Mobilitdtseinschrankung an seinem Wohnsitz ausiiben musste, nicht als
Nichtriickkehrtage zu zahlen waren. Folglich konnte in der Zeit der Pandemie die
Grenzgangerregelung auch bei mehr als 60 Nichtriickkehrtagen erfiillt sein.

Die zustandigen Finanzbehotrden in Deutschland und der Schweiz sind nunmehr
in einer weiteren Konsultationsvereinbarung dartiber Ubereingekommen, dass
Arbeitstage, an denen Grenzgéanger ihre Tatigkeit ganztagig am Wohnsitz ausui-
ben (Homeoffice-Arbeitstage), nicht als Nichtriickkehrtage im Sinne des Art.15a
Abs. 2 DBA-Schweiz zu zahlen sind. Die Nichtriickkehrtage sind folglich anhand
der tatséchlichen Arbeitstage zu bewerten, an denen die Tatigkeit aul3erhalb des
Wohnsitzes ausgeibt wird (vgl. BMF-Schreiben vom 26.07.2022).

Aufgrund der in der Regel vorteilhafteren Besteuerung in der Schweiz ist diese
Neuregelung insbesondere fir diejenigen Arbeitnehmer interessant, die sich in
der Vergangenheit entweder bemihen mussten, die Zahl der Nichtriickkehrtage
nicht zu Uberschreiten, um als in der Schweiz wohnhafte und bei einem deut-
schen Arbeitgeber in Deutschland tatige Arbeitnehmer durch die Anwendung der
Grenzgangerregelung nicht im Tatigkeitsstaat Deutschland, sondern im Ansés-
sigkeitsstaat Schweiz steuerpflichtig zu werden, oder fir diejenigen, die als in
Deutschland anséassige Arbeitnehmer die Anwendung der Grenzgangerregelung
durch Uberschreiten der Nichtriickkehrtage vermeiden wollen, um ihren auf Ta-
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tigkeiten in der Schweiz entfallenden Arbeitslohn (bei Vorliegen der entsprechen-

den weiteren im Abkommen genannten Bedingungen) in der Schweiz versteuern
zu konnen.
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Alle am 28.07.2022 veroffentlichten Entscheidungen des BFH (V)

Aktenzeichen | Entschei- Stichwort

dungsdatum

Kindergeld; Abgrenzung der einheitlichen Erstausbildung von der berufsbegleiten-

IR 22/21 07.04.2022 den Zweitausbildung

VII R 52/20 05.04.2022  Entlastungsanspruch fiir Branntweinsteuer

"Sendelizenz" nach dem Landesmediengesetz Baden-Wiirttemberg kein aktivie-

VR 13/18 22.03.2022 rungsfahiges immaterielles Wirtschaftsgut

(Folge-)Anderung eines Steuerbescheids nach § 174 Abs. 4 AO in einer anderen
XIR5/19 17.03.2022 Steuerart; Irrtum Uber das Entstehen einer Umsatzsteuerverbindlichkeit bei einem
bilanzierenden Steuerpflichtigen

XI'R 39/19 17.03.2022 Reichweite einer Erledigungserklarung; Teileinspruchsentscheidung

XI R 23/21
(XI R 4/21)

17.03.2022 Besteuerung der Umsatze eines Freizeitparks

V R 46/19 15.03.2022 Zweckbetrieb bei der Organisation des Zivildienstes

Offenbare Unrichtigkeit nach § 129 AO bei fehlender Erkennbarkeit des zutreffenden

IR 47/18 08.12.2021 Werts

Alle am 28.07.2022 verdffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)

Aktenzeichen Entschei- Stichwort

dungsdatum

X1 B 72/21 29.03.2022 Umsatzsteuerpflicht fir Tennisunterricht

|
X B 1/21 24.03.2022 Bindungswirkung der Bescheinigung gemanR § 7i Abs. 2 Satz 2 EStG bei Zu-

schussgewahrung
| |
IR 6/21 16.03.2022  Verzogerter Einzug in ein Familienheim
T T
Verhaltnis der Verlustfeststellung zur Messbetragsfestsetzung - Aufwendungen fir
IV R 33/18 10.02.2022 erstmalige Landgewinnung als nachtragliche Herstellungskosten des Grund und

Bodens
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https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210129/
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https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250117/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250114/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250116/

TAX WEEKLY WtS

# 26

29.07.2022
Alle bis zum 29.07.2022 verdffentlichten Erlasse

Aktenzeichen Entschei- Stichwort
dungsdatum

Il C 3-S 7532/19/10002 Fragebdgen zur umsatzsteuerlichen Erfassung von juristischen Per-
28.07.2022 ) .
:005 sonen des offentlichen Rechts

IV A3-S0304/19/10006
012 (IVB1-S 26.07.2022

1317/19/10058 :023)

Anwendung der Vorschriften tber die Pflicht zur Mitteilung grenz-
Uberschreitender Steuergestaltungen

Konsultationsvereinbarung betreffend ganztagig am Wohnsitz ver-

IVB2-S1301- 26.07.2022 brachte Arbeitstage von Grenzgangern zur Anwendung der Grenz-
CHE/21/10019 :016 T gangerregelung in Artikel 15a des deutsch-schweizerischen Doppel-
besteuerungsabkommen

| Weiterfihrung der Ergdnzung der Konsultationsvereinbarung vom 21.
IVB2-S1301- 26.07.2022 Dezember 2016 Uber die Durchfiihrung von Schiedsverfahren geman
CHE/21/10030 :002 T Artikel 26 Absatz 5 bis 7 des deutsch-schweizerischen Doppelbe-

steuerungsabkommen
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https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2022-07-28-frageboegen-zur-umsatzsteuerlichen-erfassung-von-juristischen-personen-des-oeffentlichen-rechts.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2022-07-26-anwendung-der-vorschriften-ueber-die-pflicht-zur-mitteilung-grenzueberschreitender-steuergestaltungen.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2022-07-26-anwendung-der-vorschriften-ueber-die-pflicht-zur-mitteilung-grenzueberschreitender-steuergestaltungen.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Schweiz/2022-07-26-konsultationsvereinbarung-betreffend-der-grenzgaengerregelung-artikel-15a-des-deutsch-schweizerischen-DBS.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Schweiz/2022-07-26-konsultationsvereinbarung-betreffend-der-grenzgaengerregelung-artikel-15a-des-deutsch-schweizerischen-DBS.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Schweiz/2022-07-26-weiterfuehrung-der-ergaenzung-der-konsultationsvereinbarung-durchfuehrung-von-schiedsverfahren.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Schweiz/2022-07-26-weiterfuehrung-der-ergaenzung-der-konsultationsvereinbarung-durchfuehrung-von-schiedsverfahren.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Referentenentwurf

des Bundesministeriums der Finanzen

Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2022
(JStG 2022)

A. Problem und Ziel

In verschiedenen Bereichen des deutschen Steuerrechts hat sich fachlich notwendiger Ge-
setzgebungsbedarf ergeben. Dies betrifft insbesondere Anpassungen zur weiteren Digitali-
sierung, zur Verfahrensvereinfachung, zur Rechtssicherheit und Steuergerechtigkeit sowie
zur Umsetzung des Koalitionsvertrages. Notwendig sind auch Anpassungen an EU-Recht
und EuGH-Rechtsprechung sowie Reaktionen auf Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts und des Bundesfinanzhofs. Dariber hinaus besteht unvermeidlicher redak-
tioneller und technischer Regelungsbedarf. Hierzu gehdren Verfahrens- und Zustandig-
keitsfragen, Folgeanderungen, Anpassungen auf Grund von vorangegangenen Gesetzes-
anderungen und Fehlerkorrekturen.

B. Losung

Mit dem vorliegenden Anderungsgesetz soll diesem fachlich notwendigen Gesetzgebungs-
bedarf entsprochen werden.

Hierzu gehdren insbesondere:

— Schaffung einer Rechtsgrundlage zum Aufbau eines direkten Auszahlungsweges flr
offentliche Leistungen unter Nutzung der steuerlichen Identifikationsnummer, § 139b
AO

— weitgehende Abschaffung Registerfalle fur die Zukunft und rickwirkende Abschaffung
Registerfalle fur Drittlizenzen, § 49 EStG

— AufhebungderBegrenzungdes Spitzensteuersatzes auf42 Prozent fir die Gewinnein-
kiinfte des Jahres 2007 zur Umsetzung der Vorgaben des BVerfG-Beschlusses
2BvL 1/13,§ 32c EStG

— Anhebung des linearen AfA-Satzes flr die Abschreibung von Wohngebauden auf
3 Prozent, § 7 Absatz 4 EStG

— vollstandiger Sonderausgabenabzug flir Altersvorsorgeaufwendungen ab 2023, § 10
Absatz 3 EStG

— Erhdhung des Sparer-Pauschbetrags, § 20 Absatz9 EStG
— Anhebung des Ausbildungsfreibetrags, § 33a EStG
—  Steuerfreistellung des Grundrentenzuschlages

— Verfahrensverbesserungen bei der Riester-Férderung
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— Anpassung der Vorschriften der Grundbesitzbewertung nach dem Sechsten Abschnitt
des Zeiten Teils des Bewertungsgesetzes an die Immobilienwertermittlungsverordnung
vom 14. Juli 2021

Sowie im Bereich der Umsatzsteuer:

— Schaffung einer nationalen Vorschrift zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2020/284 des
Rates vom 18. Februar 2020 zur Anderung der Richtlinie 2006/112/EG im Hinblick auf
die EinfUhrung bestimmter Anforderungen fir Zahlungsdienstleister

— Umsetzung der Verpflichtung zur elektronischen Bereitstellung Uber Verwaltungspor-
tale nach dem Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen
(Onlinezugangsgesetz - OZG) vom 14. August 2017 (BGBI. | S. 3122, 3138)

Zudem wird weiterem fachlich gebotenen Regelungsbedarf im Steuerrecht nachgekom-
men. Dazu gehoren insbesondere die Klarstellung von Zweifelsfragen sowie Folgeande-
rungen, Fehlerkorrekturen und sonstiger redaktioneller Anderungsbedarf.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. Euro)

Gebietskorper- Volle Jahreswir- Kassenjahr
schaft kung?
2022 2023 2024 2025 2026
Insgesamt -4135 . - 3160 -2300 -715 -725
Bund - 1807 . -1390 -1019 - 329 - 330
Lander -1715 . -1325 - 967 - 302 - 302
Gemeinden - 613 . - 445 - 314 -84 - 93

R Wirkung fur einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten

Die Speicherung der IBAN und gegebenenfalls der BIC einer Kontoverbindung zu den Da-
ten zur steuerlichen Identifikationsnummer nach § 139b AO in der IdNr-Datenbank fuhrt zu
folgenden Mehrausgaben beim Bundeszentralamt fur Steuern - BZSt (Kapitel 0815):

Jahr Personalmehrbedarf Sachaufwand Auftrage und IT-Dienst-

leistungen

[Titel 532 01]
2022 102 000 € 33 000 € 6 167 000 € 6 302 000 €
2023 545 000 € 169 000 € 12 950 000 € 13 664 000 €
2024 1229 000 € 435 000 € 3700 000 € 5364 000 €
2025 662 000 € 163 000 € 3700 000 € 4525 000 €

2538 000 € 800 000 € 26 517 000 € 29 855 000 €

Mehrbausgaben des ITZBund (Kapitel 0816) auf Grund der Aufnahme der IBAN in die IdNr-
Datenbank:
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Jahr Personal Sachkosten Auftrage und IT- Wartung und Hard- und
Dienstleistungen Pflege [Titel Software
[Titel 532 01] 511 01-IT] [Titel 812
02]
2022 6120 000 €| 6120 000 €
2023 333 000 € 131 000€ 3380 000 € 1224 000 € 5068 000 €
2024 667 000 € 261 000 € 3380 000 € 1224 000 € 5532 000 €
2025 667 000 € 261 000 € 3380 000 € 1224 000 € 5532 000 €
1667 000 € 653 000 € 10 140 000 € 3672 000 € 6120 000 € | 22 252 000 €
Jahre 2022 2023 2024 2025
anteiliger Umstellungsauf-
wand
(0815 427 09, 0815 532
01, 0816 532 01, 12 287 000 € 12 501 000 € 839 000 €
0816 812 02 und
0816 511 01)
davon 0815 6 167 000 € 12 501 000 € 839 000 €
davon 0816 6 120 000 €
anteiliger laufender Auf-
w and
(0815 422 01, 0815 532
01, 0816 42201, 113 000 € 6 065 000 € 9768 000 € 9768 000 €
0816 532 01, 0816 812 02
und 0816 511 01)
davon 0815 113 000 € 997 000 € 4236 000 € 4 236 000 €
davon 0816 5068 000 € 5532 000 € 5532 000 €
0811 22 000 € 166 000 € 289 000 € 289 000 €

Durch die Neuentwicklung, laufende Pflege und Wartung sowie den Betrieb des IT -Verfah-
rens zur Entgegennahme der Aufzeichnungen durch die Zahlungsdienstleister (§ 22g
—neu—, § 26a Absatz 2 Nummer 8 — neu —und Absatz 4 UStG), die Speicherung der Da-
ten, deren Weiterleitung an das CESOP sowie der Entgegennahme von CESOP-Daten und
deren Auswertung beim BZSt, als auch der Einrichtung und Durchflihrung eines Dienstes
zur Prufung, ob die Zahlungsdienstleister ihren Verpflichtungen ordnungsgemaf nachkom-
men, entstehen beim BZSt (Kapitel 0815) und beim ITZBund (Kapitel 0816) ein Mehrbedarf
von 21 Planstellen sowie folgende Mehrausgaben:

HH-Jahr 2023 2024 2025 2026
Kapitel
Titel in T€

Tit. 422 01 515 1030 1030 1030

Tit. 511 01 142 283 283 283
0815

Tit. 532 01 7 600 6 000 5625 3750

Tit. 812 01 71 142 142 142
Summe 8328 7 455 7 080 5205

Tit. 422 01 343 686 686 686

Tit. 511 01 Non -IT 87 174 174 174
0816

Tit. 812 01 44 87 87 87

Tit. 532 01 3960 2200 2200 2200
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Tit. 511 01 480 560 560 560

Tit. 812 02 2400 400 0 0
Summe 7314 4107 3707 3707
0811 Tit. 634 03 238 475 475 475
Summe Epl. 08 / HH-Jahr 15 880 12 037 11 262 9 387
\aNn;iigger Umstellungsauf - 13 960 4 500
anteiliger laufender Aufwand 1920 7 537 11 262 9 387
Gesamtsumme Epl. 08 48 566

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmaRig im Einzel-
plan 08 ausgeglichen werden. Einzelheiten zur Deckung des Mehrbedarfs bleiben den je-
weiligen Haushaltsvaufstellungsverfahren vorbehalten.

E. Erfillungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fiir Blirgerinnen und Burger

[Wird nachgereicht.]

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

[Wird nachgereicht.]

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

[Wird nachgereicht.]

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Die Verwaltungskosten fur die Durchfihrung des Familienleistungsausgleichs sind der Bun-
desagentur fiir Arbeit zu erstatten. Durch die Ubernahme der Familienkassen des 6ffenti-
chen Dienstes im Bereich des Bundes entsteht nachstehender zusatzlicher Finanzier ungs-
bedarf (Angabenin Tsd. Euro):

Jahrlicher Aufwand
MaBRnahme
Haushaltsjahr
2022 2023 2024 2025 2026 2027
Bearbeitung der Kinderfalle
der Familienkassen des offent-
lichen Dienstes im Bereich des 3604 3833 3928 4027 4128
Bundes durch die Bunde- .
sagentur fir Arbeit (Verwal
tungskosten)
Bearbeitung der Kinderfalle
der Familienkassen des offent- 3075 9830 13938 | 14 285 14 644 15 010
lichen Dienstes der Lander und
Kommunen durch die
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Bundesagentur fir Arbeit (Ver-
w altungskosten)

Ubernahme der Kindergeldbe-
arbeitung durch die Bunde-

sagentur fur Arbeit (Transfer- 2500 2500
kosten)
Insgesamt 5575 15 934 17 771 18 213 18 671 19 138

Durch die Neuentwicklung, laufende Pflege und Wartung sowie den Betrieb des IT -Verfah-
rens zur Entgegennahme der Aufzeichnungen durch die Zahlungsdienstleister (§ 22g
—neu—, § 26a Absatz 2 Nummer 8 — neu — und Absatz 4 UStG), die Speicherung der Da-
ten, deren Weiterleitung an das CESOP sowie der Entgegennahme von CESOP-Daten und
deren Auswertung beim BZSt, als auch der Einrichtung und Durchflihrung eines Dienstes
zur Prifung, ob die Zahlungsdienstleister ihren Verpflichtungen ordnungsgemaf nachkom-
men, entsteht auf Seiten des Bundes ein einmaliger sowie laufender Erfullungsaufwand.
Zudem ergeben sich dauerhafte Sach- und Personalaufwande. Die Hohe des Aufwands fur
die Lander ist nicht quantifizierbar. Zudem ergeben sich dauerhafte Sach - und Personal-
aufwande. beimBundeszentralamt fir Steuern, beim Informationstechnikzentrum Bund und
dem Bundesministerium der Finanzen sowie auch bei den Landesfinanzbehdérden. Beim
BZSt wird von einem jahrlichen Personalaufwand von rund 1,3 Mio. Euro und einem Sach-
aufwand von rund 425 000 Euro ab 2024 fir die Erledigung der neuen Aufgaben ausge-
gangen. Fir die Konzeptionierung und Entwicklung des notwendigen IT -Fachverfahrens
entstehen beim BZSt in 2023 und 2024 einmalige Erfullungsaufwande in Hohe von insge-
samt 11,7 Mio. Euro. Ab Inbetriebnahme des IT-Fachverfahrens in 2024 entstehen jahrlich
laufende Erflllungsaufwande flr die Pflege und Wartung dieses IT -Fachverfahrens (2024:
1,9 Mio. Euro, 2025: 5,6 Mio. Euround 2026: 3,8 Mio. Euro). Beim ITZ Bund wird von einem
jahrlichen Personalaufwand von rund 875 000 Euro und einem Sachaufwand von rund
260 000 Euro ab 2024 ausgegangen. Fur die Konzeption, Implementierung und den Wirk-
betrieb des neuen IT-Verfahrens CESOP entstehtin 2023 und 2024 ein einmaliger Aufwand
von insgesamt rund 7,2 Mio. Euro und ab 2024 laufende Aufwande von jahrlich rund 2,7
Mio. Euro. Fir die Finanzamter sind keine quantifizierbaren Auswirkungen auf den perso-
nellen Erflllungsaufwand zu erwarten. Sofern die von CESOP an das BZSt Gbermittelten
Daten Abweichungen zu den hier in Deutschland gespeicherten Daten aufweisen oder die
Verdachtsfalle Uberprift werden mussen, wird eine Klarung wahrscheinlich nurim Rahmen
einer Betriebsprifung/USt-Sonderprifung mdglich sein. Da die Prifungsstellen den Ar-
beitsanfall durch Schwerpunktsetzung steuern, werden in diesemBereich keine Mehr - oder
Minderaufwande ausgewiesen.

F. Weitere Kosten

Der Wirtschaft, einschlie3lich mittelstandischer Unternehmen, entstehen keine direkten
sonstigen Kosten.

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Referentenentwurfdes Bundesministeriums der Finanzen

Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2022

(JStG 2022)Y

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Inhaltsubersicht
Artikel 1 Anderung des Einkommensteuergesetzes [TnV]
Artikel 2 Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2007]
Artikel 3 Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2021]
Artikel4  Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2023]
Artikel 5 Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2024]
Artikel 6 Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2025]
Artikel 7 Anderung des Umwandlungssteuergesetzes [1.1.2022]
Artikel 8  Anderung des Umsatzsteuergesetzes [TnV]
Artikel 9  Weitere Anderung des Umsatzsteuergesetzes [1.1.2023]
Artikel 10 Weitere Anderung des Umsatzsteuergesetzes [1.1.2024]
Artikel 11 Anderung der Umsatzsteuer-Durchfiihrungsverordnung[1.1.2023]
Artikel 12 Anderung des Bewertungsgesetzes [TnV]
Artikel 13 Weitere Anderung des Bewertungsgesetzes [1.1.2022]
Artikel 14  Anderung des Grundsteuergesetzes [TnV]

Artikel 15 Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes [TnV]

D) Artikel 8 Nummer 2 Buchstabe b dieses Gesetzes dient der Umsetzung von Artikel 171 Absatz 1 der
Richtlinie 2006/112/EG in Verbindung mit Artikel 4 Buchstabe b der Richtlinie 2008/9/EG des Rates
vom 12. Februar 2008 zur Regelung der Erstattung der Mehrw ertsteuer gemafl der Richtlinie
2006/112/EG an nicht im Mitgliedstaat der Erstattung, sondern in einem anderen Mitgliedstaat ansas-
sige Steuerpflichtige und Artikel 171 Absatz 3 Buchstabe b der Richtlinie 2006/112/EG in Verbindung
mit der Dreizehnten Richtlinie des Rates vom 17. November 1986 zur Harmonisierung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten Uber die Umsatzsteuern — Verfahren der Erstattung der Mehrw ertsteuer
an nicht im Gebiet der Gemeinschaft ansassige Steuerpflichtige.

Artikel 9 Nummer 4 dient der Umsetzung von Artikel 18 Absatz 2 der Richtlinie 2008/9/EG des Rates
vom 12. Februar 2008 zur Regelung der Erstattung der Mehrw ertsteuer gemall der Richtlinie
2006/112/EG an nicht im Mitgliedstaat der Erstattung, sondern in einem anderen Mitgliedstaat ansés-
sige Steuerpflichtige.

Artikel 10 dieses Gesetzes dient der Umsetzung von Artikel 1 und Artikel 2 der Richtlinie (EU) 2020/284
des Rates vom 18. Februar 2020 zur Anderung der Richtlinie 2006/112/EG im Hinblick auf die Einfiih-
rung bestimmter Anforderungen fir Zahlungsdienstleister (ABI. L 62 vom 2.3.2020, S. 7).





Artikel 16
Artikel 17
Artikel 18
Artikel 19
Artikel 20
Artikel 21
Artikel 22
Artikel 23
Artikel 24
Artikel 25
Artikel 26
Artikel 27
Artikel 28

Artikel 29
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Weitere Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes [1.7.2021]
Anderung des Steueroasen-Abwehrgesetzes [TnV]

Anderung der Abgabenordnung [TnV]

Weitere Anderung der Abgabenordnung [BGBI.]

Anderung des Einflihrungsgesetzes zur Abgabenordnung [TnV]
Weitere Anderung des Einflihrungsgesetzes zur Abgabenordnung [BGBI.]
Anderung des Gesetzes iber die Finanzverwaltung [1.1.2023]
Weitere Anderung des Gesetzes liber die Finanzverwaltung [1.1.2024]
Anderung des Gesetzes Uiber Steuerstatistiken [TnV]

Anderung des Steuerberatungsgesetzes [TnV]

Anderung des Bundeskindergeldgesetzes [TnV]

Anderung der Altersvorsorge-Durchfiihrungsverordnung [1.1.2023]
Aufhebung der BVA-Bundesfamilienkassenverordnung[1.1.2023]

Inkrafttreten

Artikel 1

Anderung des Einkommensteuergesetzes [TnV]

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober
2009 (BGBI. | S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 23. Mai 2022
(BGBI. I S. 760) geandertworden ist, wird wie folgt geandert:

1. § 3 wird wie folgt geandert:

a) Nummer 65 wird wie folgt geandert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geandert:

aaa) In Buchstabe a werden die Worter ,eine Pensionskasse oder“ gestri-
chen.

bbb) In Buchstabe d werden die Worter ,§ 8 Absatz 3 des Betriebsrenten-
gesetzes® durch die Worter ,§ 8 Absatz 2 des Betriebsrentengesetzes®
ersetz.

bb) In Satz 5 werden die Worter ,§ 8 Absatz 3 des Betriebsrentengesetzes” durch

die Worter ,,§ 8 Absatz 2 des Betriebsrentengesetzes” ersetzt.

b) In Nummer 71 Buchstabe a Satzteil vor Doppelbuchstabe aa werden die Worter
»in Hohe von 20 Prozent” durch die Wérter ,.in Hohe von bis zu 20 Prozent® ersetzt.
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In § 20 Absatz 6 Satz 3 wird der Punkt am Ende durch die Woérter ,, ; im Fall von zu-
sammenveranlagten Ehegatten erfolgt ein gemeinsamer Verlustausgleich vor der Ver-
lustfeststellung.” ersetzt.

In § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d werden die Worter ,Freiwilligenaktivitat
im Rahmen des Europaischen Solidaritatskorps im Sinne der Verordnung (EU)
Nr. 2018/1475 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 2. Oktober 2018 zur
Festlegung des rechtlichen Rahmens des Europaischen Solidaritatskorps sowie zur
Anderungder Verordnung (EU) Nr. 1288/2013 und der Verordnung (EU) Nr. 1293/2013
sowie des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU (ABI. L 250 vom 4.10.2018, S. 1)“ durch die
Worter ,Freiwilligentatigkeit im Rahmen des Europaischen Solidaritatskorps im Sinne
der Verordnung (EU) 2021/888 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
20. Mai 2021 zur Aufstellung des Programms fur das Europaische Solidaritatskorps
und zur Aufhebung der Verordnungen (EU) 2018/1475 und (EU) Nr. 375/2014“ und die
Woérter ,25. Mai 2018 (GMBI S. 545)“ durch die Worter ,4. Januar 2021 (GMBI S. 77)*
ersetzt.

In § 41a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird das Wort ,Lohnsteueranmeldungszeitraum*
durch das Wort ,Lohnsteuer-Anmeldungszeitraum® ersetzt.

§ 43 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe b Satz 2 werden die Woérter ,Kreditinsti-
tuts, eines inlandischen Finanzdienstleistungsinstituts oder einem inlandischen
Wertpapierinstitut® durch die Woérter ,Kredit-, Finanzdienstleistungs- oder Wertpa-
pierinstitut® ersetzt.

b) In Absatz2 Satz2 werden die Worter ,Kreditinstitut oder inlandisches Finanz-
dienstleistungsinstitut“durch die Woérter ,Kredit-, Finanzdienstleistungs-oder Wert-
papierinstitut ersetzt.

§ 44 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt geandert:
aa) Nummer 1 wird wie folgt geandert:

aaa) In Buchstabe a Satzteil vor Doppelbuchstabe aa werden die Worter
,Kreditinstitut oder das inlandische Finanzdienstleistung sinstitut“ durch
die Worter ,Kredit-, Finanzdienstleistungs- oder Wertpapierinstitut® er-
setzt und werden die Woérter ,dasinlandische Wertpapierhandelsunter-
nehmen oder die inlandische Wertpapierhandelsbank,” gestrichen.

bbb) In Buchstabe a Doppelbuchstabe bb werden die Worter ,Kreditinstitut
oder einem auslandischen Finanzdienstleistungsinstitut” durch die
Worter ,Kredit-, Finanzdienstleistungs- oder Wertpapierinstitut® er-
setzt.

ccc) In Buchstabe b werden die Worter ,Kreditinstitut oder kein inlandi-
sches Finanzdienstleistungsinstitut“ durch die Wérter ,Kredit-, Finanz
dienstleistungs- oder Wertpapierinstitut“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden die Woérter ,Kreditinstitut oder das inlandische Finanz
dienstleistungsinstitut“ durch die Worter ,Kredit-, Finanzdienstleistungs- oder
Wertpapierinstitut® ersetzt.





10.

11.
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cc) In Nummer 2a Buchstabe b werden die Woérter ,Kreditinstitut oder das inlandi-
sche Finanzdienstleistungsinstitut” durch die Worter ,Kredit-, Finanzdienstleis-
tungs- oder Wertpapierinstitut® ersetzt.

dd) In Nummer 4 werden die Woérter ,Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut*
durch die Wérter ,Kredit-, Finanzdienstleistungs- oder Wertpapierinstitut er-
setzt und werden die Wérter ,das inlandische Wertpapierhandelsunternehmen
oder die inlandische Wertpapierhandelsbank,“ gestrichen.

ee) In Nummer 5 werden die Worter ,Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut*
durch die Worter ,Kredit-, Finanzdienstleistungs- oder Wertpapierinstitut® er-
setzt und werden die Worter ,, , eineminlandischen oder auslandischen Wert-
papierhandelsunternehmen oder einer inlandischenoder auslandischen Wert-
papierhandelsbank® werden gestrichen.

b) In Absatz5 Satz2 Nummer 3 werden die Woérter ,Kreditinstitut oder das inlandi-
sche Finanzdienstleistungsinstitut’ durch die Worter ,Kredit-, Finanzdienstleis-
tungs- oder Wertpapierinstitut® ersetzt.

In § 44a Absatz 4 Satz 3 werden die Worter, , dem die Kapitalertrage auszahlenden
inlandischen Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder der die Kapitalertrage
auszahlenden inlandischen Wertpapierinstitute durch die Wérter ,,oder dem die Kapi-
talertrage auszahlendeninlandischen Kredit-, Finanzdienstleistungs- oder Wertpapier-
institut® ersetzt.

§ 44b wird wie folgt geandert:
a) Absatz 6 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird wie folgt geandert:

aaa) Die Worter ,Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut oder einem in-
landischen Wertpapierinstitut® werden durch die Wérter ,Kredit-, Fi-
nanzdienstleistungs- oder Wertpapierinstitut ersetzt.

bbb) In Nummer 1 bis 4 werden jeweils die Worter ,,das Wertpapierinstitut
durch die Worter ,dem Wertpapierinstitut” ersetzt.

bb) In Satz 4 werden die Worter ,das Wertpapierinstitut ein Freistellungsauftrag*
durch die Worter ,,dem Wertpapierinstitut ein Freistellungsauftrag“ ersetzt.

b) Dem Absatz 7 wird folgender Satzangefugt:

,Die Erstattung von Kapitalertragsteuer, die nach § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a
einbehalten wurde, ist unter den Voraussetzungen des § 44a Absatz 10 und in
dem dort bestimmten Umfang zu gewahren, wenn der Glaubiger die Vorausset-
zungen nach § 36a Absatz 1 bis 3 erfullt.”

In § 45a Absatz 7 Satz 2 werden die Worter ,Kreditinstitut oder ein inlandisches Fi-
nanzdienstleistungsinstitut® durch die Woérter ,Kredit-, Finanzdienstleistungs- oder
Wertpapierinstitut® ersetzt.

In § 45b Absatz 3 Satz 3 und Absatz 7 Satz 2 werden jeweils die Woérter ,Kredit- oder
Finanzdienstleistungsinstitut“ durch die Woérter ,Kredit-, Finanzdienstleistungs- oder
Wertpapierinstitut” ersetzt.

§ 49 Absatz 1 wird wie folgt geandert:
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a) Nummer 2 Buchstabe f Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird das Wort ,Rechten” durch die Wérter ,Rechten im Sinne des
§ 21 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder sonstige Rechten (insbesondere Pa-
tent-, Marken- oder Sortenrechte)” ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:

,Bei sonstigen Rechten, bei denen Einklnfte nur auf Grund der Eintragung in
ein inlandisches o6ffentliches Buch oder Register vorliegen, liegen Einklnfte
abweichend von Satz 1 nicht vor, wenn die Vermietung und Verpachtung oder
die Veraullerung nicht zwischen nahestehenden Personen im Sinne des § 1
Absatz 2 des AulRensteuergesetzes erfolgt oder die Vergutungen nach dem
31. Dezember 2022 zuflieRen.*

b) Nummer 6 wird wie folgt gedndert:

aa) Das Wort ,Rechte” wird durch die Worter ,Rechteim Sinne des § 21 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 oder sonstige Rechte (insbesondere Patent-, Marken- oder
Sortenrechte)” ersetzt.

bb) Das Semikolon am Ende wird durch einen Punkt ersetzt und folgender Satz
wird angefugt:

,Bei sonstigen Rechten, bei denen Einklnfte nur auf Grund der Eintragung in
ein inlandisches o6ffentliches Buch oder Register vorliegen, liegen Einklnfte
abweichend von Satz 1 nicht vor, wenn die Vermietung und Verpachtung oder
die Veraullerung nicht zwischen nahestehenden Personen im Sinne des § 1
Absatz 2 des AulRensteuergesetzes erfolgt oder die Vergutungen nach dem
31. Dezember 2022 zuflieRen.”

12. § 51 Absatz4 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 1 werden die Worter ,§50a Absatz 5 Satz 6“ durch die Worter
,§ 50a Absatz 5 Satz 7 ersetzt.

b) In Nummer 1d werden nach der Angabe ,§ 50a Absatz 1“ die Worter ,sowie das
amtlich vorgeschriebene Muster nach § 50a Absatz 5 Satz7 EStG* eingefuigt.

13. § 52 wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 4 Satz 4 werden folgende Satze eingefugt:

,8 3 Nummer 14ain der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom ... (BGBI | ...)
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsge-
setzes] ist erstmals flr den Veranlagungszeitraum 2021 anzuwenden. Ist in der
zuletzt Gbermittelten Rentenbezugsmitteilung im Sinne des § 22a in den nach
§ 22a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 zu GbermitteInden Daten der Zuschlag an Ent-
geltpunkten fur langjahrige Versicherung nach dem Sechsten Buch Sozialgesetz
buch enthalten, haben die Trager der gesetzlichen Rentenversicherung als mittei-
lungspflichtige Stelle im Sinne des § 22a flr das Leistungsjahr2021 eine insoweit
korrigierte Rentenbezugsmitteilung zu tbermitteln. Ein Einkommensteuerbescheid
ist infolge einer nach Satz 6 korrigierten Rentenbezugsmitteilung insoweit zu an-
dern. Das gilt auch, wenn der Einkommensteuerbescheid bereits bestandskraftig
ist; andere Anderungsvorschriften bleiben unberihrt.

b) Dem Absatz 45a wird folgender Satzangeflgt:
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,8 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f Satz1 und Nummgr 6 inderam ... [einset-
zen: Datumdes Tages der Verklindung des vorliegenden Anderungsgesetzes]gel-
tenden Fassung ist auf alle offenen Falle anzuwenden.”

14. § 65 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Die Absatzbezeichnung ,(1)“ wird gestrichen.
bb) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Kindergeld wird nicht flr ein Kind gezahlt, fir das eine der folgenden Leis-
tungen zu zahlen ist oder bei entsprechender Antragstellung zu zahlen ware:

1. Leistungen fur Kinder, die im Ausland gewahrt werden und dem Kinder-
geld oder der Kinderzulage aus der gesetzlichen Unfallversicherung nach
§ 217 Absatz 3 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch in der bis 30. Juni
2020 geltenden Fassung oder dem Kinderzuschuss aus der gesetzlichen
Rentenversicherung nach § 270 des Sechstes Buches Sozialgesetzbuch
in der bis zum 16. November 2016 geltenden Fassung vergleichbar sind,

2. Leistungen fur Kinder, die von einer zwischen- oder tberstaatlichen Ein-
richtung gewahrt werden und dem Kindergeld vergleichbar sind.®

cc) In Satz3 werden die Worter ,Satz 1 Nummer 3“ durch die Woérter ,Satz 1
Nummer 2“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

Artikel 2

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2007]

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes gedndert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltstubersicht in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 19. Juli 2006
(BGBI. I S. 1652) wird die Angabe zu § 32c gestrichen.

2. In §2 Absatz 1 Satz 6 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 19. Juli 2006
(BGBI. | S. 1652) werden die Woérter ,den Entlastungsbetrag nach § 32c,“ gestrichen.

3. §32bAbsatz 2 Satz 2 und 3 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 13. De-
zember 2006 (BGBI. | S. 2878) wird aufgehoben.

4. §32cinder Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 19. Juli 2006 (BGBI. | S. 1652)
und § 32c Absatz 4 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 13. Dezember
2006 (BGBI. | S. 2878) werden aufgehoben.

5. §52 wird wie folgt geandert:

a) InAbsatz43ain derFassungdes Artikels 1 des Gesetzes vom 13. Dezember 2006
(B2GBI. | S. 2878) werden die Worter ,§ 32b Abs. 2 Satz 2 und 3 in der Fassung
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des Artikels 1 des Gesetzes vom 13. Dezember 2006 (BGBI. | S. 2878) ist letzt-
mals flr den Veranlagungszeitraum 2007 anzuwenden.“ gestrichen.

b) Absatz 44 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 19. Juli 2006 (BGBI. |
S. 1652)undinder Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 13. Dezember 2006
(B2GBI. | S. 2878) wird jeweils aufgehoben.

Artikel 3

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2021]

Nach § 3 Nummer 14 des Einkommensteuergesetzes, das zuletzt durch Artikel 2 die-

ses Gesetzes geandert worden ist, wird folgende Nummer 14a eingefugt:

,14a. der Anteil der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung, der auf Grund des

Zuschlags an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung nach dem Sechsten Buch
Sozialgesetzbuch geleistet wird;".

Artikel 4

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2023]

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes geandert

worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

2.

§ 7 Absatz 4 Satz 2 wird aufgehoben.
§ 10 Absatz 3 Satz 6 wird wie folgt gefasst:

,Der Prozentsatz in Satz 4 erhéht sich in den folgenden Kalenderjahren bis zum Ka-
lenderjahr 2022 um je 2 Prozentpunkte je Kalenderjahr; ab dem Kalenderjahr 2023 be-
tragter 100 Prozent.”

§ 10a wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 1 wird der folgende Absatz 1a eingefugt:

»(1a)Steuerpflichtige, die eine Kinderzulage fur ein Kind beantragen, das im
Beitragsjahr sein viertes Lebensjahr noch nicht vollendet hat und fir das gegen-
uber dem Steuerpflichtigen oder seinem Ehegatten Kindergeld festgesetzt worden
ist, stehen einemin der inlandischen gesetzlichen Rentenversicherung Pflichtver-
sicherten gleich, wenn eine Anrechnung von Kindererziehungszeiten nach § 56
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch nur auf Grund eines fehlenden oder noch
nicht beschiedenen Antrags auf Berlcksichtigung von Kindererziehungszeiten bis-
lang nicht erfolgt ist. Spatestens mit Vollendung des vierten Lebensjahres des Kin-
des hat der Steuerpflichtige die Kindererziehungszeiten beim zustandigen Trager
der gesetzlichen Rentenversicherung zu beantragen. Werden die Kindererzie-
hungszeiten vom Trager der gesetzlichen Rentenversicherung nicht anerkannt,
entfallt rGckwirkend die Forderberechtigung nach Satz 1. Wurde das Kind am
1. Januar geboren, gilt Satz 1 mit der MaRgabe, dass das flnfte Lebensjahr noch
nicht vollendet sein darf.”





10.

-13- Bearbeitungsstand: 28.07.2022 13:39

b) Der bisherige Absatz 1a wird Absatz 1b.

c) In Absatz 6 Satz4 werden die Worter ,§ 95 Absatz 2 und 3 und § 99 Absatz 1 in
deram 31. Dezember 2008 geltenden Fassung sind anzuwenden® durch die Wor-
ter ,§ 99 Absatz 1 in der am 31. Dezember 2008 geltenden Fassungist anzuwen-
den® ersetzt.

In § 20 Absatz 9 wird jeweils die Angabe ,801“ durch die Angabe ,,1 000“ und die An-
gabe ,1 602“ durch die Angabe ,2 000 ersetz.

In § 33a Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,924 Euro“ durch die Angabe ,1 200 Euro*
ersetzt.

§ 39 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 4 Nummer 4 Buchstabe b werden die Wérter ,§ 10 Absatz 1 Nummer 3°
durch die Worter ,§ 10 Absatz 1 Nummer 3 Satz 1“ ersetzt.

b) In Absatz 4a Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wérter ,, ; das Bundeszent-
ralamt bildet aus den Ubermittelten Daten die entsprechenden Lohnsteuerabzugs-
merkmale.” ersetzt.

§ 39b Absatz 4 wird aufgehoben.
§ 39e Absatz 10 wird wie folgt gefasst:

»(10)Die beim Bundeszentralamt fir Steuern nach Absatz 2 Satz 1 gespeicherten
Daten kdnnen auch zur Prafung und Durchfihrung der Einkommensbesteuerung (§ 2)
des Steuerpflichtigen flr Veranlagungszeitraume ab 2005, zur Ermittlung des Einkom-
mens nach § 97a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und zur Prifung eines An-
spruchs auf Kindergeld verarbeitet werden.”

In § 40a Absatz1 Satz2 Nummer 1 wird die Angabe ,,120 Euro® durch die Angabe
,150 Euro® ersetzt.

§ 43 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 3 wird das Semikolon am Ende durch die Wérter ,, , aul3er bei Kapital-
ertragen im Sinne der Nummer 8a;"“ ersetzt.

b) Nummer 7 wird wie folgt gedndert:

aa) Im Satzteil vor Buchstabe a wird die Angabe ,Nummer 2 durch die Worter
,Nummer 2 und 8a“ ersetzt.

bb) In Buchstabe a werden nach dem Wort ,Schuldbuch® die Woérter ,,, ein elekt-
ronisches Wertpapierregister im Sinne des § 4 des Gesetzes Uber elektroni-
sche Wertpapiere* eingefugt.

cc) Buchstabe c wird aufgehoben.
c) Nach Nummer 8 wird folgende Nummer 8a eingeflugt:

,8a. Kapitalertragenim Sinne des § 20 Absatz1 Nummer 4 und 7, wenn es sich
um Zinsen aus Forderungen handelt, die Uber eine Internet-Dienstleistungs-
plattform erworben wurden. Eine Internet-Dienstleistungsplattform in diesem
Sinne ist ein webbasiertes Medium, das Kauf- und Verkaufsauftrage in Aktien
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und anderen Finanzinstrumenten sowie Darlehensnehmer und Darlehensge-
ber zusammenfuhrt und so einen Vertragsabschluss vermittelt;®.

11. §44 Absatz1 Satz 4 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa werden nach dem Wort , Invest-
mentsteuergesetzes” die Worter ,,, die elektronischen Wertpapiereim Sinne des
§ 4 des Gesetzes Uber elektronische Wertpapiere® eingeflgt.

b) Nummer 2a wird wie folgt gefasst:

,2a. in den Fallen des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8a

a)

b)

der inlandische Betreiber oder die inlandische Zweigniederlassung eines
auslandischen Betreibers einer Internet-Dienstleistungsplattform im
Sinne des § 43 Absatz 1 Satz1 Nummer 8a Satz 2, der die Kapitaler-
trage an den Glaubiger auszahlt oder gutschreibt.

dasinlandische Kredit-, Finanzdienstleistungs- oderWertpapierinstitutim
Sinnedes § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe b, dasinlandische
Zahlungsinstitut im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Geset-
zes Uber die Beaufsichtigung von Zahlungsdiensten oderdas inlandische
E-Geld-Institut im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Geset-
zes Uber die Beaufsichtigung von Zahlungsdiensten, das die Kapitaler-
trage im Auftrag des inlandischen oder auslandischen Betreibers einer
Internet-Dienstleistungsplattform im Sinne des § 43 Absatz1 Satz 1
Nummer 8a Satz 2 oder nach Vermittlung der Kapitalforderung durch
eine Internet-Dienstleistungsplattform fir den Schuldner der Kapitaler-
trage an den Glaubiger auszahlt oder gutschreibt.

der Schuldner der Kapitalertréage, wenn es keinen inlandischen Abzugs-
verpflichteten nach Buchstabe a oder b gibt. Der inlandische Betreiber
oderdie inlandische Zweigniederlassung eines auslandischen Betreibers
einer Internet-Dienstleistungsplattform im Sinne des § 43 Absatz1
Satz 1 Nummer 8a Satz 2 (Plattformbetreiber) haftetin diesem Fall fur
die nicht einbehaltenen Steuern oder zu Unrecht gewahrten Steuervor-
teile. Der Plattformbetreiber haftet nicht nach Satz 2, wenn er den
Schuldner der Kapitalertrage auf seine Verpflichtung, die Kapitalertrag-
steuer einzubehalten und abzufliihren hingewiesen und dies dokumen-
tiert hat.”

c) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt und folgende
Nummer 6 wird angeflgt:

”6-

Fur Kapitalertrage aus elektronischen Wertpapieren, die in ein Kryptowertpa-
pierregister eingetragen sind, in den Fallen des § 43 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 5, 7 Buchstabe a, Nummer 8 und 9 bis 12 die registerfiihrende Stelle
nach § 16 Absatz 2 des Gesetzes Uber elektronische Wertpapiere, sofem
sich keine auszahlende Stelle aus den Nummern 1, 4 und 5 ergibt.”

12. § 52 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,Veranlagungszeitraum 2022 durch die Angabe

,Veranlagungszeitraum 2023" ersetzt.
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b)

d)
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bb) In den Satzen 2 und 3 wird jeweils die Angabe ,31. Dezember2021“ durch die
Angabe ,31. Dezember 2022 ersetzt.

Dem Absatz 15 wird folgender Satzangeflgt:

~Soweit die Absetzung flr Abnutzung fir Gebaude im Rahmen der Einkinfteer-
mittlung fir das Kalenderjahr 2022 oder das vor dem 1. Januar 2023 endende
Wirtschaftsjahr zulassigerweise nach § 7 Absatz4 Satz 2 in der Fassung der nach
Absatz 1 fur den Veranlagungszeitraum 2022 geltenden Fassung des Gesetzes
vorgenommen wurde, kann die Absetzung flir Abnutzung auch weiterhin nach der
zu diesem Stichtag anerkannten kurzeren Nutzungsdauer bemessen werden.*

Absatz 43 wird wie folgt gefasst:

»(43)Ist ein Freistellungsauftrag im Sinne des § 44a vor dem 1. Januar 2023
unter Beachtung des § 20 Absatz 9 in der bis dahin geltenden Fassung erteilt wor-
den, darf der nach § 44 Absatz 1 zum Steuerabzug Verpflichtete den angegebe-
nen Freistellungsbetragum 24,844 Prozent erhdhen. Ist in dem Freistellungsauf-
trag der gesamte Sparer-Pauschbetrag angegeben, ist der Erhéhungsbetrag in
voller Hbhe zu berlcksichtigen.”

Dem Absatz 49a werden folgende Satze angeflgt:

,§ 69 Satz 1 inderam ... [einsetzen: Datum des Tages nach der Verkiindung des
vorliegenden Anderungsgesetzes] geltenden Fassung ist erstmals am 1. Januar
2024 anzuwenden. § 69 Satz 2 ist erstmals flir den Veranlagungszeitraum 2024
anzuwenden. § 69 Satz 3 ist erstmals anzuwenden fur Kinder, deren Geburt nach
dem 31. Dezember 2023 erfolgt.”

Nach Absatz 51 wird folgender Absatz 51a eingefugt:

»(51a)  Auf Stundungsfalle, beidenender Beginn der Auszahlungsphase vor
dem 1. Januar 2023 liegt, findet § 95 Absatz 2 Satz 2 bis 5 in der bis zum 31. De-
zember 2022 geltenden Fassung weiter Anwendung. Bei Stundungsfallen, bei de-
nender Ruickzahlungsbetragnach § 95 Absatz 2 Satz 1 inder bis zum 31. Dezem-
ber 2022 geltenden Fassung gestundetwurde und der Beginn der Auszahlungs-
phase nach dem 31. Dezember 2022 liegt, sind die Stundungszinsen zu erlassen
und § 95 in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.”

§ 69 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Die Worter ,ins Ausland® werden gestrichen.
Folgende Satze werden angefugt:

,Die beim Bundeszentralamt fur Steuern gespeicherten Daten fir ein Kind, fir das
Kindergeld gezahlt wird, werden auf Anfrage auch den Finanzamtern zur Prifung
der RechtmaRigkeit der Berucksichtigung der Freibetréage nach § 32 Absatz 6 zur
Verfligung gestellt. Erteilt das Bundeszentralamt fur Steuern auf Grund der Geburt
eines Kindes eine neue Identifikationsnummer nach § 139b der Abgabenordnung,
hat es der zustandigen Familienkasse unverzuglich die in § 139b Absatz3 Num-
mer 1, 3, 5, 8 und 10 der Abgabenordnung genannten Daten des Kindes sowie
soweit vorhanden diein § 139b Absatz3 Nummer 1, 3, 5, 8 und 10 und Absatz 3a
der Abgabenordnung genannten Daten der Personen, bei denen fur dieses Kind
nach § 39e Absatz 1 ein Kinderfreibetrag bericksichtigt wird, zum Zweck der Pru-
fung des Bezugs von Kindergeld zu Gbermitteln.”

14. § 72 wird wie folgt geandert:
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b)

c)
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Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 6 werden jeweils die Worter ,Bundes- oder” gestrichen und werden die
Worter ,Satz 6 bis 9“ durch die Worter ,Satz6 und 7* ersetzt.

bb) In Satz 7 werden die Woérter ,Satz 8 bis 10“ durch die Woérter ,Satz 6 bis 8
ersetzt.

Absatz 3 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
»3. von einem Dienstherrn oder Arbeitgeber im Bereich des Bundes*.

Absatz 8 Satz 3 wird aufgehoben.

§ 90 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe ,§ 10a Absatz 1a“ durch die Angabe ,§ 10a
Absatz 1b“ ersetzt.

Dem Absatz 3 werden die folgenden Satze angeflgt:

~<Abweichend von Satz 1 gilt die Ausschlussfrist flir den Personenkreis der Kinder-
erziehenden nach § 10a Absatz 1a nicht; die zentrale Stelle hat die Zulage bis zur
Vollendung des funften Lebensjahres des Kindes, das fur die Anerkennung der
Forderberechtigung nach § 10a Absatz 1a malRgebend war, zurlickzufordem,
wenn die Kindererziehungszeitenbis zu diesem Zeitpunktin der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nicht angerechnet wurden. Wurde § 10a Absatz 1a Satz 4 ange-
wandt, verlangert sich die Ausschlussfrist nach Satz 6 fur die zentrale Stelle um
2wolf Monate. Hat der Zulageberechtigte die Kindererziehungszeiten innerhalb der
in § 10a Absatz 1a genannten Frist beantragt, der zustandige Trager der gesetzi-
chen Rentenversicherung aber nicht innerhalb der Ausschlussfrist von Satz 6 o-
der 7 daruber abschlie3end beschieden, verlangert sich die Ausschlussfrist um
drei Monate nach Kenntniserlangung der zentralen Stelle vom Erlass des Beschei-
des.”

16.  § 95 wird wie folgt gefasst:

a)

b)

c)

Die Absatzbezeichnung ,(1)“ wird gestrichen.
Satz 1 des bisherigen Absatzes 1 wird wie folgt gefasst:

,Die §§ 93 und 94 gelten entsprechend, wenn sich der Wohnsitz oder gewdhnliche
Aufenthalt des Zulageberechtigten ab Beginn der Auszahlungsphase aul3erhalb
der Mitgliedstaaten der Europaischen Union und der Staaten befindet, auf die das
Abkommen Uber den Europaischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) anwend-
bar ist, oder wenn der Zulageberechtigte ungeachtet eines Wohnsitzes oder ge-
wohnlichen Aufenthaltes in einem dieser Staaten nach einem Abkommen zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung mit einem dritten Staat als auf3erhalb des Ho-
heitsgebiets dieser Staaten ansassig gilt.”

Die Absatze 2 und 3 werden aufgehoben.
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Artikel 5

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2024]

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 4 dieses Gesetzes geandert

worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In § 7 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 wird nach Buchstabe b folgender Buchstabe c ein-
gefugt:

,C) nach dem31. Dezember 2023 fertiggestellt worden sind, jahrich 3 Prozent®.
§ 39a wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a und Absatz 4 Satz 1 Nummer 1a werden jeweils
die Worter ,,§ 10 Absatz 1 Nummer 3“ durch die Wérter ,§ 10 Absatz 1 Nummer 3
Satz 1" ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 4 und Absatz 3 Satz 2 werden jeweils die Worter ,im Sinne des
§ 10 Absatz 1 Nummer 3, 4, 5, 7 und 9“ durch die Worter ,,im Sinne des § 10 Ab-
satz 1 Nummer 3 Satz 1, Nummer 4, 5, 7 und 9“ ersetzt.

§ 44 Absatz 1 Satz 10 und 11 wird wie folgt gefasst:

~Soweit der Glaubiger seiner Verpflichtungnicht nachkommt, hatder zum Steuerabzaug
Verpflichtete dies dem fUr ihn zustandigen Betriebsstattenfinanzamt unverziglich nach
Mafligabe des § 93c der Abgabenordnung anzuzeigen und neben den in § 93c Ab-
satz 1 der Abgabenordnung genannten Angaben folgende Daten zu Gbermitteln:

1. das Datum der Gutschrift des Kapitalertrags,

2. die Bezeichnung und die Internationale Wertpapierkennnummer der Wertpapier-
gattung sowie die dem Kapitalertrag zugrundeliegende Stlickzahl der Wertpapiere,
ansonsten die Bezeichnung des betroffenen Kapitalertrags,

3. die Hohe des Kapitalertrags, fir den der Steuereinbehalt fehlgeschlagen ist.

Das Wohnsitz-Finanzamt hat die zu wenig erhobene Kapitalertragsteuer vom Glaubi-
ger der Kapitalertrage nach § 32d Absatz 3 EStG in der Veranlagung nachzufordern.”

Dem § 52 Absatz 44 wird folgender Satzangefligt:

,§ 44 Absatz 1 Satz 10 und 11 in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom ...
(BGBI. I S ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Ande-
rungsgesetzes] ist auf Kapitalertrage anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023
zuflieRen oder als zugeflossen gelten.”

§ 72 wird aufgehoben.

§ 90 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach dqm Wort ,Kasse® die Worter ,nach erfolgter Berech-
nung nach Absatz 1 und Uberprufung nach § 91 EStG* eingefiigt.

bb) In Satz 2 wird das Wort,Zulagenbescheid* durch das Wort ,,Bescheid“ersetz.





b)

d)
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Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Erkennt die zentrale Stelle bis zum Ende des zweiten auf die Ermittlung der Zu-
lage folgenden Jahres nachtraglich auf Grund neuer, berichtigter
oder stornierter Daten, dass der Zulageanspruch ganz oder teilweise nicht besteht
oder weggefallen ist, so hat sie zu Unrecht gutgeschriebene oder ausgezahlte Zu-
lagen bis zum Ablauf eines Jahres nach der Erkenntnis zurtickzufordermn und dies
dem Zulageberechtigten durch Bescheid nach Absatz 4 Nummer 1 und dem An-
bieter durch Datensatz mitzuteilen.”

Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Eine Festsetzung der Zulage erfolgt

1. von Amts wegen, wenn die nach den vorliegenden Daten abschlie3end be-
rechnete Zulage von der beantragten Zulage abweicht,

2. im Falle des Absatzes 3 von Amts wegen,
3. aufbesonderen Antrag des Zulageberechtigten oder

4. auf Anforderung des zustadndigen Finanzamtes, wenn dessen Daten von den
Daten der zentralen Stelle abweichen; eine gesonderte Festsetzung unter-
bleibt, wenn eine Festsetzung nach Nummer 1 bis 3 bereits erfolgt ist, fur das
Beitragsjahr keine Zulage beantragt wurde oder die Frist nach Absatz 3 Satz 1
abgelaufen ist.

Der Antrag nach Satz 1 Nummer 3 ist schriftlich oder elektronisch innerhalb eines
Jahres vom Zulageberechtigten an die zentrale Stelle zu richten; die Frist beginnt
mit der Erteilung der Bescheinigung nach § 92, die die Ermittlungsergebnisse flr
das Beitragsjahr enthalt, fur das eine Festsetzung der Zulage erfolgen soll. Der
Anbieter teilt auf Anforderung der zentralen Stelle nach amtlich vorgeschriebenem
Datensatz durch amtlich bestimmte Datenfernubertragung das Datum der Ertei-
lung der nach Satz 2 malRgebenden Bescheinigung nach § 92 mit. Er hat auf An-
forderung weitere ihm vorliegende, fur die Festsetzung erforderliche Unterlagen
beizufligen; eine erganzende Stellungnahme kann beigefligt werden; dies kann
auch elektronisch erfolgen, wenn sowohl der Anbieter als auch die zentrale Stelle
mit diesem Verfahren einverstanden sind. Die zentrale Stelle teilt die Festsetaung
nach Satz1 Nummer 3 auch dem Anbieter und die Festsetzung nach Satz 1 Num-
mer 4 auch dem Finanzamt mit; erfolgt keine Festsetzung nach Satz 1 Nummer 4,
teilt dies die ZfA dem Finanzamt ebenfalls mit. Im Ubrigen gilt Absatz 3 entspre-
chend. Satz1 Nummer 1 gilt nicht, wenn der Datensatz nach § 89 Absatz 2 auf
Grund von unzureichenden oderfehlerhaften Angaben des Zulageberechtigten ab-
gewiesen sowie um eine Fehlermeldung erganzt worden ist und die Angaben nicht
innerhalb der Antragsfrist des § 89 Absatz 1 Satz 1 von dem Zulageberechtigten
an den Anbieter nachgereicht werden.”

In Absatz5 werden jeweils die Worter ,des Festsetzungsverfahrens® durch die
Worter ,des Festsetzungs- oder Einspruchsverfahrens” ersetzt.

§ 91 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Satz 3 wird aufgehoben.
Folgender Satzwird angefugt:

,Ist die Zulage nach § 90 Absatz 4 von der zentralen Stelle unanfechtbar festge-
setzt worden, sind diese gesondert festgesetzten Besteuerungsgrundlagen fir das
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Finanzamt bindend und auch der gesonderten Feststellungnach § 10a Absatz4
zu Grunde zu legen.”

Artikel 6

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2025]

§ 48a Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes, das zuletzt durch Artikel 5 dieses Ge-

setzes geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Der Leistungsempfanger hat bis zum zehnten Tag nach Ablauf des Monats, in dem
die Gegenleistung im Sinne des § 48 erbracht wird, eine Anmeldung nach amtlich vor-
geschriebenem Datensatz Gber die amtlich vorgeschriebene Schnittstelle zu Gbermit-
teln, in der er den Steuerabzug flir den Anmeldungszeitraum selbst zu berechnen hat.
Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefigt:

~Auf Antrag kann das Finanzamt zur Vermeidung unbilliger Harten auf eine elektroni-
sche Ubermittlung verzichten; in diesem Fall ist die Anmeldung der Bauabzugsteuer
nach amtlich vorgegebenem Vordruck abzugeben.”

Artikel 7

Anderung des Umwandlungssteuergesetzes [1.1.2022]

§ 27 Absatz 3 Nummer 3 des Umwandlungssteuergesetzes vom 7. Dezember 2006

(BGBI. | S. 2782, 2791), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021
(BGBI. I S. 2050) geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

’13-

§ 21 inder am 21. Mai 2003 geltenden Fassungist fur einbringungsgeborene Anteile
im Sinne von § 21 Absatz 1, die auf einem Einbringungsvorgang beruhen, auf den
Absatz 2 anwendbar war, weiterhin anzuwenden. Fir § 21 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2
in deram 21. Mai 2003 geltenden Fassung gilt dies mit der MaRgabe, dass

a) eine Stundung der Steuer gemal § 6 Absatz 5 des Auliensteuergesetzes in der
Fassung des Gesetzes vom 7. Dezember 2006 (BGBI. | Seite 2782) unter den
dort genannten Voraussetzungen erfolgt, wenn die Einkommensteuer noch nicht
bestandskraftig festgesetzt ist und das die Besteuerung nach § 21 Absatz2
Satz 1 Nummer 2 auslésende Ereignis vor dem 1. Januar 2022 eintritt; § 6 Ab-
satz 6 und 7 des Auldensteuergesetzes in der am 30. Juni 2021 geltenden Fas-
sung ist entsprechend anzuwenden;

b) eine Stundung oder ein Entfallen der Steuer gemal} § 6 Absatz 3 und 4 des Au-
Rensteuergesetzesinderab 1. Juli 2021 geltenden Fassung auf Antrag des Steu-
erpflichtigen unter den dort genannten Voraussetzungen erfolgt, wenn das die
Besteuerung nach § 21 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 auslésende Ereignis nach
dem 31. Dezember 2021 eintritt; § 6 Absatz 5 des AulRensteuergesetzes ist ent-
sprechend anzuwenden.”





1.

2.

1.
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Artikel 8

Anderung des Umsatzsteuergesetzes [TnV]

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 2005
(BGBI. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2021 (BGBI. |
S. 5250) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

In § 17 Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,Satz 7 durch die Angabe ,Satz 8“ ersetzt.

§ 18 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 4f Satz 6 werden die Woérter ,und § 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1“ durch
die Worter ,,, § 20 Satz 1 Nummer 1 und § 24 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.

Nach Absatz 9 Satz 2 wird folgender Satzeingefligt:

,von der Vergutung ausgeschlossen sind in Rechnung gestellte Steuerbetrage fur
Ausfuhrlieferungen, bei denen die Gegenstande vom Abnehmer oder einem von
ihm beauftragten Dritten befordert oder versendet wurden, die nach § 4 Nummer 1
Buchstabe a in Verbindung mit § 6 steuerfrei sind, oder firinnergemeinschaftliche
Lieferungen, die nach § 4 Nummer 1 Buchstabe b in Verbindung mit § 6a steuer-
freisind oderin Bezug auf§ 6a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 steuerfreisein kbnnen.”

Artikel 9

Weitere Anderung des Umsatzsteuergesetzes[1.1.2023]

Das Umsatzsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 8 dieses Gesetzes geandert worden
ist, wird wie folgt geandert:

§ 4 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Nummer 1 Buchstabe b wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.
bb) Satz 2 wird aufgehoben.

Nummer 27 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

,b) land- und forstwirtschaftliche Betriebshilfeleistungen fur land- und forstwirt-
schaftliche Betriebe (§ 24 Absatz 2) mit hOchstens drei Vollarbeitskraften zur
Uberbrickung des Ausfalls des Betriebsinhabers oder dessen voll mitarbei-
tenden Familienangehdrigen wegen Krankheit, Unfalls, Schwangerschatt,
eingeschrankter Erwerbsfahigkeit oder Todes sowie land - und forstwirtschaft-
liche Betriebshilfeleistungen an die gesetzlichen Trager der Sozialversiche-
rung;“.

§ 4a Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Der Antrag ist nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck elektronisch zu Gbermitteln
oder in Papierform zu stellen, in dem der Antragsteller die zu gewahrende Vergutung
selbst zu berechnen hat.*
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§ 18 Absatz 5a Satz 1 bis 3 wird wie folgt gefasst:

,In den Fallen der Fahrzeugeinzelbesteuerung (§ 16 Absatz 5a) hat der Erwerber, ab-
weichend von den Absatzen 1 bis 4, spatestens bis zum 10. Tag nach Ablauf des Ta-
ges, an demdie Steuer entstanden ist, eine Steuererklarung nach amtlich vorgeschrie-
benem Datensatz durch Datenfernibertragung zu Gbermitteln oder nach amtlich vor-
geschriebenem Vordruck abzugeben, in der er die zu entrichtende Steuer selbst zu
berechnen hat (Steueranmeldung). Im Fall der Abgabe der Steueranmeldung nach
amtlich vorgeschriebenem Vordruck muss dieser vom Erwerber eigenhandig unter-
schrieben sein. Gibt der Erwerber die Steueranmeldung nicht ab oder hater die Steuer
nicht richtig berechnet, so kann die Finanzbehodrde die Steuer festsetzen.”

Dem § 18g werden folgende Satze angefligt:

,Leitet das Bundeszentralamt flir Steuern den Antrag nicht an den Mitgliedstaat der
Erstattung weiter, ist der Bescheid Uber die Ablehnung dem Antragsteller durch Bereit-
stellung zum Datenabruf nach § 122a in Verbindung mit § 87a Absatz 8 der Abgaben-
ordnung bekannt zu geben. Hat der Empfanger des Bescheids der Bekanntgabe durch
Bereitstellung zum Datenabruf nach Satz 3 nicht zugestimmt, ist der Bescheid schrift-
lich zu erteilen.”

§ 23 wird aufgehoben.

In § 23a Absatz 2 wird die Angabe ,35 000 Euro“ durch die Angabe ,45 000 Euro® er-
setzt.

Dem § 27 werden die folgenden Absatze 36 und 37 angeflgt:

,(36)§ 18 Absatz5a in der Fassung des Artikels9 des Gesetzes vom ...
(BGBL. I S. ...) [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgeset-
zes] ist erstmals auf die Besteuerungszeitraume anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 2022 enden.

(37)§ 18g in der Fassung des Artikels 9 des Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ...) [ein-
setzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes]ist erstmals auf
die Ubermittlung von Daten nach dem 31. Dezember 2022 anzuwenden.”

Artikel 10

Weitere Anderung des Umsatzsteuergesetzes [1.1.2024]

Das Umsatzsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 9 dieses Gesetzes geandert worden

ist, wird wie folgt geandert:

1.

2.

In der Inhaltstbersicht wird nach der Angabe zu § 22f folgende Angabe eingefiigt:

,§ 229 Besondere Pflichten fiir Zahlungsdienstleister, Verordnungserméachtigung®.

Nach § 22f wird folgender § 22g eingeflugt:
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Besondere Pflichten fur Zahlungsdienstleister, Verordnungsermachtigung

(1) Zahlungsdienstleister haben bei grenziberschreitenden Zahlungen Folgen-
des aufzuzeichnen:

1. zum Zahlungsempfanger

a) Name oderdie Bezeichnung des Unternehmens des Zahlungsempfangers ge-
maf der dem Zahlungsdienstleister vorliegenden Informationen,

b) falls vorhanden, jegliche Umsatzsteuer-Identifikationsnummer,
c) falls vorhanden, jegliche sonstige Steuernummer,

d) falls verfligbar, Adresse des Zahlungsempfangers gemaf der dem Zahlungs-
dienstleister vorliegenden Informationen und

e) IBAN des Zahlungskontos des Zahlungsempfangers oder falls diese nicht vor-
handenist, jedes andere Kennzeichen,das den Zahlungsempfanger eindeutig
identifiziert und seinen Ort angibt.

2. die BIC oder jedes andere Geschaftskennzeichen, das eindeutig den Zahlungs-
dienstleister, derimNamen des Zahlungsempfangers handelt, identifiziert und sei-
nen Ort angibt, wenn der Zahlungsempfanger Geldmittel erhalt, jedoch bei diesem
kein Zahlungskonto innehat sowie

3. genaue Angaben zu allen im jeweiligen Kalendervierteljahr erbrachten grenziber-
schreitenden Zahlungen und in diesem Zusammenhang stehenden Zahlungser-
stattungen

a) Datumund Uhrzeit der Zahlung oder der Zahlungserstattung,
b) Betrag und Wahrung der Zahlung oder der Zahlungserstattung,

c) den Mitgliedstaat der Europaischen Union, aus dem die Zahlung stammt be-
Zziehungsweise den Mitgliedstaat der Europaischen Union, in dem die Zah-
lungserstattung erfolgt, sowie Angaben zu den fur die Ermittlung des Ur-
sprungs der Zahlung oder der Bestimmung der Erstattung genutzten Informa-
tionen,

d) jede Bezugnahme, die die Zahlung oder Zahlungserstattung eindeutig aus-
weist und

e) gegebenenfalls die Angabe, dass die Zahlungin den Raumlichkeiten des leis-
tenden Unternehmers eingeleitet wird.

Zur Fuhrung der Aufzeichnungen im Sinne des Satzes 1 sind Zahlungsdienstleister
verpflichtet, wenn sie je Kalendervierteljahrim Rahmen ihrer jeweiligen Zahlungs-
dienste mehr als 25 grenziberschreitende Zahlungen an denselben Zahlungsempfan-
ger tatigen. Bei der Berechnung sind alle Kennzeichen des Zahlungsempfangers im
Sinne des Satzes 1 Nummer 1 Buchstabe e und Geschaftskennzeichen des Zahlungs-
dienstleisters im Sinne des Satzes 1 Nummer 2 einzubeziehen. Die Anzahl der grenz
Uberschreitenden Zahlungen wird unter Zugrundelegung der Zahlungsdienste be rech-
net, die der Zahlungsdienstleisterje Mitgliedstaat der Europaischen Union und je Kenn-
zeichen eines Zahlungsempfangers erbringt. Wenn der Zahlungsdienstleister Gber die
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Information verfligt, dass der Zahlungsempfanger mehrere Kennzeichenhat, erfolgtdie
Berechnung je Zahlungsempfanger.

(2) Grenzuberschreitende Zahlungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 sind Zah-
lungen, die von einem Zahler, der sich in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union
mit Ausnahme der in Artikel 6 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. Novem-
ber 2006 Uber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABI. L 347 vom 11.12.2006,
S. 1) in der jeweils glltigen Fassung genannten Gebiete befindet, an einen Zahlungs-
empfanger, der sich in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union oder im
Drittlandsgebiet befindet, erbracht werden. Zur Bestimmung des Orts des Zahlers be-
Ziehungsweise des Zahlungsempfangers ist die Kennung der IBAN des Zahlungskon-
tos des Zahlers beziehungsweise des Zahlungsempfangers oder ein anderes Kennzei-
chen, das eindeutig den Zahler beziehungswiese den Zahlungsempfanger identifizert
und seinen Ort angibt, heranzuziehen. Sofern eine Zuordnung nach Satz 2 mangels
vorliegender entsprechender Kennzeichen ausscheidet, ist der Ort des Zahlungs-
dienstleisters, derim Namen des Zahlers beziehungsweise des Zahlungsempfangers
handelt, anhand der BIC oder eines anderen Geschéaftskennzeichens, das eindeutig
den Zahlungsdienstleister identifiziert und seinen Ort angibt, maRgeblich.

(3) Die Anforderung nach Absatz 1 Satz 1 gilt nicht fir Zahlungsdienste, die von
den Zahlungsdienstleisterndes Zahlers in Bezug aufjegliche Zahlung erbracht werden,
bei der mindestens einer der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers gemaf
seiner BIC oder eines anderen Geschaftskennzeichens, die bzw. das den Zahlungs-
dienstleister und dessen Ort eindeutig identifiziert, in einem Mitgliedstaat der Europai-
schen Union ansassig ist. Die Zahlungsdienstleister des Zahlers missen diese Zah-
lungsdienste jedoch in die Berechnung nach Absatz 1 Satz2 aufnehmen.

(4) Der Zahlungsdienstleister hat die Aufzeichnungen im Sinne der Absatze 1
und 3 jeweils fur das Kalendervierteljahr sowie die eigene BIC oder sonstige Ge-
schaftskennzeichen zur eindeutigen Identifizierung des Zahlungsdienstleisters bis
Ende des auf den Ablauf des Kalendervierteljahrs folgenden Kalendermonats (Melde-
zeitraum) vollstandig und richtig nach dem amtlich vorgeschriebenen Datensatz und
Datenformat Uber die amtlich bestimmte Schnittstelle an das Bundeszentralamt fur
Steuern zu Ubermitteln.

(5) Erkennt der Zahlungsdienstleister nachtraglich, dass die Ubermittelten Zah-
lungsinformationen unrichtig oder unvollstandig sind, so ist er verpflichtet, die fehler-
haften Angaben innerhalb eines Monats nach Erkenntnis zu berichtigen oder zu ver-
vollstandigen.

(6) Der Zahlungsdienstleister hat die Aufzeichnungen im Sinne des Absatzes 1 in
elektronischer Form flr einen Zeitraum von drei Kalenderjahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem die Zahlung ausgeflihrt wurde, aufzubewahren.

(7) Im Sinne dieser Vorschrift bezeichnet der Begriff

1. ,Zahlungsdienstleister“die in § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetzes aufgefiihrten Zahlungsdienstleister oder natirliche oder
juristische Personen, fir die eine Ausnahme gemal Artikel 32 der Richtlinie
2015/2366 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015
uber Zahlungsdienste im Binnenmarkt (ABI. L 337 vom 23.12.2015, S. 35) gilt, die
im Inland ihren Sitz, ihre Hauptverwaltung oder eine Zweigniederlassungim Sinne
des § 1 Absatz 5 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes, von der Zahlungsdienste
erbracht werden, haben oder die im Sinne von Artikel 243b Absatz 4 Buchstabe b
der Richtlinie (EU) 2020/284 des Rates vom 18. Februar 2020 (ABI. L 62 vom
2.3.2020, S. 7) in Verbindung mit § 1 Absatz4 Satz 2 des Zahlungsdiensteauf-
sichtsgesetzes im Inland im Wege des grenziberschreitenden
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Dienstleistungsverkehrs Zahlungsdienste erbringen oder durch einen Agentenim
Sinne des § 1 Absatz 9 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes ausfiihren lassen,
ohne im Inland ansassig zu sein;

2. ,Zahlungsdienst®eine derin § 1 Absatz1 Satz 2 Nummer 3 bis 6 des Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetzes genannten gewerblichen Tatigkeiten;

3. ,Zahlung“ vorbehaltlich der in § 2 Absatz 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes
vorgesehenen Ausnahmen einen Zahlungsvorgang gemaf der Definition in § 675f
Absatz 4 Satz 1 des Burgerlichen Gesetzbuches oder ein Finanztransfergeschatt
gemald § 1 Absatz1 Satz 2 Nummer 6 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes;

4. ,Zahler“ eine Person gemal der Definition in § 1 Absatz 15 des Zahlungsdienste-
aufsichtsgesetzes;

5. ,Zahlungsempfanger®eine Person gemal der Definition in § 1 Absatz 16 des Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetzes;

6. ,Zahlungskonto“ein Konto gemaf der Definition in § 1 Absatz 17 des Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetzes;

7. ,IBAN* eine internationale Nummer gemaf der Definition in Artikel 2 Nummer 15
der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 14. Marz 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Ge-
schéftsanforderungen fiir Uberweisungen und Lastschriften in Euro (ABI. L 94 vom
30.03.2012, S. 22);

8. ,BIC" eine internationale Bankleitzahl gemaf der Definition in Artikel 2 Nummer 16
der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 14. Marz 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Ge-
schaftsanforderungen flr Uberweisungen und Lastschriftenin Euro (ABI. L 94 vom
30.3.2012, S. 22).

(8) Das Bundeszentralamt flir Steuern nimmt die nach Absatz 4 Ubermittelten
Zahlungsinformationen entgegen und fuhrt eine ausschlieRlich automatisierte Prifung
der ihm Ubermittelten Daten daraufhin durch, ob diese vollstandig und schlissig sind
und ob der amtlich vorgeschriebene Datensatz verwendet worden sind. Das Bundes-
zentralamt fur Steuern speichert diese Daten in einem elektronischen System nur fur
Zwecke dieser Priifung bis zur Ubermittlung an das zentrale elektronische Zahlungsin-
formationssystem (CESOP). Das Bundeszentralamt flir Steuern speichert und analy-
siert die gemal Artikel 24d in Verbindung mit Artikel 24c der Verordnung (EU)
2020/283 des Rates vom 18. Februar 2020 zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 904/2010im Hinblick aufdie Starkung der Zusammenarbeit der Verwaltungsbehdr-
den bei der Betrugsbekampfung (ABI. L 62 vom 2.3.2020, S. 1) zuganglichen Informa-
tionen und stellt diese Daten den zustandigen Landesfinanzbehdrden zur Verfugung.

(9) Die Verarbeitung personenbezogener Daten auf Grund der Gbermittelten Zah-

lungsinformationen der Zahlungsdienstleister durch Finanzbehdrden ist ein Verwal-
tungsverfahren in Steuersachenim Sinne der Abgabenordnung. § 93c Absatz 1 Num-
mer 3 der Abgabenordnung findet keine Anwendung.

(10) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermachtigt, durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften zur Verarbeitung und Weiterver-
arbeitung der nach Absatz 8 Satz3 erhobenen Daten zu erlassen.”

§ 26a wird wie folgt geandert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
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aa) In Nummer 6 wird das Wort ,oder” gestrichen.
bb) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,, oder” ersetzt.
cc) Folgende Nummer 8 wird angefugt:
,8. wer vorsatzlich oder leichtfertig entgegen § 22g Absatz4 Informationen
zu grenziberschreitendenZahlungennicht, nichtrichtig, nicht vollstandig

oder nicht rechtzeitig Gbermittelt oder nach § 22g Absatz5 nicht recht-
zeitig berichtigt oder vervollstandigt.”

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
»(4) Verwaltungsbehoérde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Geset-

zes Uber Ordnungswidrigkeiten ist in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 5, 6
und 8 das Bundeszentralamt fur Steuern.”

Artikel 11

Anderung der Umsatzsteuer-Durchfiihrungsverordnung [1.1.2023]

Die Umsatzsteuer-Durchfihrungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21. Februar 2005 (BGBI. | S. 434), die zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 21.
Dezember 2020 (BGBI. | S. 3096) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. §24 Absatz1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
,Die Steuervergutung ist bei dem zustandigen Finanzamt bis zum Ablauf des Kalen-
derjahres nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck elektronisch oder in Papierform zu
beantragen, das auf das Kalenderjahr folgt, in dem der Gegenstand in das Drittlands-
gebiet gelangt.”

2. Die §§ 69 und 70 und die Anlage zur Verordnung werden aufgehoben.

Artikel 12

Anderung des Bewertungsgesetzes [TnV]

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 1991
(BGBI. I S. 230), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBI. |
S. 2931) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In der InhaltsUbersicht wird die Angabe zu § 235 wie folgt gefasst:

,§ 235 Feststellungszeitpunkt®.
2. § 153 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz2 Satz 4 werden die Worter ,Absatz4 Satz 2“ durch die Wérter ,Absatz 4
Satz 5 ersetzt.

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
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»(4) Der Erklarungspflichtige hat die Erklarung nach amtlich vorgeschriebe-
nem Datensatz durch Datenferntbertragung zu Gbermitteln. Auf Antrag kann das
Finanzamt zur Vermeidung unbilliger Harten auf eine elektronische Ubermittiung
verzichten; in diesem Fall ist die Erklarung nach amtlich vorgeschriebenem Vor-
druck abzugeben und vom Erklarungspflichtigen eigenhandig zu unterschreiben.
Das Bundesministerium der Finanzen legt im Einvernehmen mit den obersten Fi-
nanzbehdrden der Lander die Einzelheiten der elektronischen Ubermittlung der
Erklarungen fur die Feststellungen nach § 151 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4
und jeweils deren Beginn in einem Schreiben fest. Dieses Schreiben ist im Bun-
dessteuerblatt zu verdffentlichen. Hat ein Erklarungspflichtiger eine Erklarung zur
gesonderten Feststellung abgegeben, sind andere Beteiligte insoweit von der Er-
klarungspflicht befreit.”

3. § 177 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Bei den Bewertungen nach den §§ 182 bis 196 sind die von den Gut-
achterausschussenim Sinne der §§ 192 ff. des Baugesetzbuchs ermittelten sons-
tigen fur die Wertermittlung erforderlichen Daten im Sinne des § 193 Absatz5
Satz 2 des Baugesetzbuchs anzuwenden, wenn diese im Sinne des Absatz 3 als
geeignet anzusehen sind. Hat der Gutachterausschuss diese auf einen Stichtag
bezogen, ist der letzte Stichtag vor dem Bewertungsstichtag maRgeblich, sofern
dieser nicht mehr als drei Jahre vor dem Bewertungsstichtag liegt. Liegt der Be-
zugsstichtag mehr als drei Jahre zuriick oder ist kein Bezugsstichtag bestimmt,
sind die sonstigen fir die Wertermittlung erforderlichen Daten anzuwenden, die
von den Gutachterausschissen flr den letzten Auswertungszeitraum abge leitet
werden, der vor dem Kalenderjahr endet, in dem der Bewertungsstichtag liegt.
Diese sind flr langstens drei Jahre ab dem Ende des Kalenderjahres maf3geblich,
in dem der vom Gutachterausschuss zugrunde gelegte Auswertungszeitraum en-
det. Soweit sich die maRRgeblichen Wertverhaltnisse nicht wesentlich geandert ha-
ben, kdnnen die Daten auch Uber einen langeren Zeitraum als drei Jahre hinaus
angewendet werden.”

Folgende Absatze 3 und 4 werden angefugt:

»(3) Die sonstigen fur die Wertermittlung erforderlichen Daten nach Absatz 2
sind als geeignetanzusehen, wenn deren Ableitung weitgehend in demselben Mo-
dell erfolgt ist wie die Bewertung.

(4) Soweit in den §§ 179 und 182 bis 196 nichts anderes bestimmt ist, wer-
den Besonderheiten, insbesondere die den Wert beeinflussenden Belastungen pri-
vatrechtlicher und 6ffentlich-rechtlicher Art, nicht bertcksichtigt. § 198 bleibt hier-
von unberuhrt.”

In § 181 wird Absatz 9 wie folgt gefasst:

»(9) Eine Wohnungist in der Regel die Zusammenfassung mehrerer Raume, die

in ihrer Gesamtheit so beschaffen sein missen, dass die Fuhrung eines selbstandigen
Haushalts moglich ist. Die Zusammenfassung der Rdume muss eine von anderen
Wohnungen oder Rdumen, insbesondere Wohnraumen, baulich getrennte, in sich ab-
geschlossene Wohneinheit bilden und einen selbstandigen Zugang haben. Daneben
ist erforderlich, dass die fiir die Flihrung eines selbstandigen Haushalts notwendigen
Nebenrdume (Kuiche, Bad oder Dusche, Toilette) vorhanden sind. Die Wohnflache soll
mindestens 20 Quadratmeter betragen.”

5. §183 Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
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~Anzuwenden sind die von den Gutachterausschissen ermittelten Vergleichsfaktoren
nach MaRgabe des § 177 Absatz2 und 3.

6. § 184 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 Satz 3 wird aufgehoben.
b) Folgender Absatz 4 wird angeflugt:

»(4) DerWert derbaulichen AuRenanlagen und sonstigen Anlagen ist mitdem
nach den Absatzen 1 bis 3 ermittelten Ertragswert abgegolten.”

7. §185 Absatz 3 wird wie folgt geandert:
a) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefugt:

,Das Alter des Gebaudes ist durch Abzug des Jahres der Bezugsfertigkeitdes Ge-
baudes vom Jahr des Bewertungsstichtags zu bestimmen.*

b) Die bisherigen Satze 4 und 5 werden wie folgt gefasst:

,oind nach Bezugsfertigkeit des Gebaudes Veranderungen eingetreten, die die
Restnutzungsdauer des Gebaudes wesentlich verlangert haben, ist von der ent-
sprechend verlangerten Restnutzungsdauer auszugehen. Die Restnutzungsdauer
eines noch nutzbaren Gebaudes betragt vorbehaltlich des Satzes 7 mindestens
30 Prozent der Gesamtnutzungsdauer.”

c) Folgender Satzwird angefugt:

,Bei einer bestehenden Abbruchverpflichtung fir das Gebaude ist die nach den
Satzen 3 bis 6 ermittelte Restnutzungsdauer auf den Unterschiedsbetrag zwi-
schen der tatsachlichen Gesamtnutzungsdauer und dem Alter des Gebaudes am
Bewertungsstichtag begrenzt.*

8. § 187 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Anzusetzen sind die nach Absatz 3 an den Bewertungsstichtag ange-
passten Bewirtschaftungskosten aus der Anlage 23.°

b) Folgender Absatz 3 wird angeflgt:

»(3) Die Verwaltungskosten und Instandhaltungskosten fliir Wohnnutzung in
der Anlage 23 sind jahrlich an den vom Statistischen Bundesamt festgesteliten
Verbraucherpreisindex fur Deutschland anzupassen. Die Anpassung erfolgt mit
dem Prozentsatz, um den sich der Verbraucherpreisindex fir den Monat Okto-
ber 2001 gegenuber demjenigen flir den Monat Oktober des Jahres, das dem Be-
wertungsstichtag vorausgeht, erhoht oder verringert hat. Die indizierten Be wirt-
schaftungskosten sind flr alle Bewertungsstichtage des Kalenderjahres anzuwen-
den. Das Bundesministerium der Finanzen veroéffentlicht den maldigebenden Ver-
braucherpreisindexim Bundessteuerblatt.*

9. §188 Absatz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

»(1) Liegenschaftszinssatze sind Kapitalisierungszinssatze, mit denen Verkehrs-
werte von Grundstiicken je nach Grundstlicksart im Durchschnitt marktiblich verzinst
werden.
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(2) Anzuwenden sind die von den Gutachterausschissen im Sinne der §§ 192 ff.

des Baugesetzbuchs ermittelten Liegenschaftszinssatze nach Maligabe des § 177 Ab-
satz 2 und 3. Soweit derartige Liegenschaftszinssatze nicht zur Verfligung stehen, gel-
ten die folgenden Zinssatze:

1.
2.

4.

3,5 Prozent fur Mietwohngrundstucke,

4.5 Prozent fur gemischt genutzte Grundstiicke mit einem gewerblichen Anteil von
bis zu 50 Prozent, berechnet nach der Wohn- und Nutzflache,

5,0 Prozent fur gemischt genutzte Grundstiicke mit einem gewerblichen Anteil von
mehr als 50 Prozent, berechnet nach der Wohn-und Nutzflache, und

6,0 Prozent fir Geschaftsgrundsticke.”

§ 189 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.
Folgender Absatz 4 wird angefligt:

»(4) Der Wert der baulichen Aulzenanlagen und sonstigen Anlagen ist grund-
satzlich mit dem nach den Absatzen 1 bis 3 ermittelten Sachwert abgegolten. Dies
gilt nicht bei besonders werthaltigen baulichen Aufzenanlagen und sonstigen An-
lagen.”

§ 190 wird wie folgt geandert:

a)

f)

g)

h)

Absatz 1 wird folgt geandert:

aa) Im Satz 2 wird das Wort ,gewdhnlichen“ durch das Wort ,,durchschnittlichen®
ersetzt.

bb) Satz 3 wird aufgehoben.

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4.
Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.
Der bisherige Absatz 4 wird aufgehoben.

Im neuen Absatz 2 wird das Wort ,gewdhnlicher® durch das Wort ,durchschnittii-
cher” ersetzt.

Nach Absatz 2 wird folgender Absatz eingefugt:

»(3) Zur Ermittlung des Gebaudesachwerts sind die durchschnittlichen Her-
stellungskosten des Gebaudes mit dem Regionalfaktor nach Absatz 5 sowie dem
Alterswertminderungsfaktor nach Absatz 6 zu multiplizieren. Die durchschnittli-
chen Herstellungskosten des Gebaudes ergeben sich durch Multiplikation der Re-
gelherstellungskosten nach Absatz 1 und 2 mit der jeweiligen Brutto-Grundflache
des Gebaudes und dem Baupreisindex nach Absatz 4.“

In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort ,Regelherstellungskosten® die Worter
,an den Bewertungsstichtag" eingefugt.

Nach Absatz 4 werden folgende Absatze angefugt:
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»(5) Durch Regionalfaktoren wird der Unterschied zwischen dem bundes-
durchschnittlichen und demregionalen Baukostenniveau berucksichtigt. Anzuwen-
den sind die Regionalfaktoren, die von den Gutachterausschussen bei der Ablei-
tung der Sachwertfaktorennach § 191 Satz 1 zugrunde gelegt worden sind. Soweit
von den Gutachterausschuissen keine geeigneten Regionalfaktoren zur Verfigung
stehen, gilt der Regionalfaktor 1,0.

(6) Der Alterswertminderungsfaktor entspricht dem Verhaltnis der Restnut-
zungsdauer des Gebaudes am Bewertungsstichtag zur Gesamtnutzungsdauer
nach Anlage 22. Die Restnutzungsdauer wird grundsatzlich aus dem Unter-
schiedsbetrag zwischen der Gesamtnutzungsdauer, die sich aus der Anlage 22
ergibt, und dem Alter des Gebaudes am Bewertungsstichtag ermittelt. Das Alter
des Gebaudes ist durch Abzug des Jahres der Bezugsfertigkeit des Gebaudes
vom Jahr des Bewertungsstichtags zu bestimmen. Sind nach Bezugsfertigkeit des
Gebaudes Veranderungen eingetreten, die die Restnutzungsdauer des Gebaudes
wesentlich verlangerthaben, ist von der entsprechend verlangerten Restnutzungs-
dauer auszugehen. Die Restnutzungsdauer eines noch nutzbaren Gebaudes be-
tragt vorbehaltlich des Satz 6 mindestens 30 Prozent der Gesamtnutzungsdauer.
Bei einer bestehenden Abbruchverpflichtung flir das Gebaude ist die nach den
Satzen 2 bis 5 ermittelte Restnutzungsdauer auf den Unterschiedsbetrag zwi-
schen der tatsachlichen Gesamtnutzungsdauer und dem Alter des Gebaudes am
Bewertungsstichtag begrenzt.”

§ 191 wird wie folgt gefasst:

,§ 191

Wertzahlen

Als Wertzahlenim Sinne des § 189 Absatz 3 sind die von den Gutachterausschis-
sen im Sinne des §§ 192 ff. des Baugesetzbuchs ermittelten Sachwertfaktoren nach
MaRgabe des § 177 Absatz 2 und 3 anzuwenden. Soweit derartige Sachwertfaktoren
nicht zur Verfigung stehen, sind die in der Anlage 25 bestimmten Wertzahlen zu ver-
wenden.”

§ 193 wird wie folgt gefasst:

,§ 193

Bewertung des Erbbaurechts

(1) Der Wert des Erbbaurechts ist durch Multiplikation des Werts des unbelaste-
ten Grundstiicks mit einemvon den GutachterausschissenimSinne der §§ 192ff. des
Baugesetzbuchs abgeleiteten Erbbaurechtskoeffizienten zu ermitteln. Anzuwenden
sind die von den Gutachterausschissenim Sinne des §§ 192 ff. des Baugesetzbuchs
ermittelten Erbbaurechtskoeffizienten nach MaRgabe des § 177 Absatz2 und 3. Der
Wert des unbelasteten Grundstucks ist der Wert des Grundstiicks, der nach den
§§ 179, 182 bis 196 festzustellen ware, wenn die Belastung mit dem Erbbaurecht nicht
bestinde.

(2) Der Wert des Erbbaurechts ist durch Multiplikation des nach Absatz 3 bis 5
ermittelten Werts mit einem von den Gutachterausschussen im Sinne der §§ 192 ff.
des Baugesetzbuchs abgeleiteten Erbbaurechtsfaktor zu ermitteln, wenn fir das zu
bewertende Erbbaurecht kein Erbbaurechtskoeffizient nach Absatz 1 vorliegt. Anzu-
wenden sind die von den Gutachterausschiussen im Sinne des §§ 192 ff. des
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Baugesetzbuchs ermittelten Erbbaurechtsfaktoren nach Mal3gabe des § 177 Absatz 2
und 3. Soweit derartige Erbbaurechtsfaktoren nicht zur Verfigung stehen, gilt der Erb-
baurechtsfaktor 1,0.

(3) Der Wert des Erbbaurechts wird ermittelt durch Bildung der Summe aus

1. dem Wert des unbelasteten Grundstlicks im Sinne des Absatz 1 Satz 3 abzliglich
des Bodenwerts des unbelasteten Grundsticks nach § 179 und

2. der nach Absatz4 Gber die Restlaufzeit des Erbbaurechts kapitalisierten Differenz
aus dem angemessenen Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des unbelasteten
Grundstlicks und dem vertraglich vereinbarten jahrlichen Erbbauzins.

Ein bei Ablauf des Erbbaurechts nicht zu entschadigender Wertanteil der Gebaude o-
der des Gebaudes nach Absatz 5 ist abzuziehen.

(4) Der Unterschiedsbetrag aus dem angemessenen Verzinsungsbetrag des Bo-
denwerts des unbelasteten Grundsticks und dem vertraglich vereinbarten jahrlichen
Erbbauzins ist Gber die Restlaufzeit des Erbbaurechts mit dem sich aus der Anlage 21
ergebenden Vervielfaltiger zu kapitalisieren. Fur die Kapitalisierung sind die Zinssatze
zu verwenden, die der Ermittlung des Erbbaurechtsfaktors im Sinne des Absatz 2
Satz 2 zugrunde gelegtwurden. Soweit derartige Zinssatze nicht zur Verfligung stehen,
gelten folgende Zinssatze:

1. 2,5Prozent fur Ein- und Zweifamilienhduser und Wohnungseigentum, das wie Ein-
und Zweifamilienhauser gestaltet ist,

2. 3,5 Prozent fur Mietwohngrundsticke und Wohnungseigentum, das nicht unter
Nummer 1 fallt,

3. 4,5 Prozent fir gemischt genutzte Grundstiicke mit einem gewerblichen Anteil von
bis zu 50 Prozent, berechnet nach der Wohn-und Nutzflache, sowie sonstige be-
baute Grundsticke,

4. 5,0 Prozent fir gemischt genutzte Grundsticke mit einem gewerblichen Anteil von
mehr als 50 Prozent, berechnet nach der Wohn-und Nutzflache, und

5. 6,0 Prozent fir Geschéaftsgrundsticke und Teileigentum.

Der angemessene Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des unbelasteten Grundsticks
ergibt sich durch Anwendung des Zinssatzes nach Satz 2 oder 3 auf den Bodenwert
nach § 179. Liegt ein immerwahrendes Erbbaurecht vor, entspricht der Vervielfaltger
dem Kehrwert des nach Satz 2 oder 3 anzuwendenden Zinssatzes.

(5) Zur Ermittlung des bei Ablauf des Erbbaurechts nicht zu entschadigenden
Wertanteils der Gebaude oder des Gebaudesim Sinne des Absatz 3 Satz 2 ist auf den
Zeitpunkt des Ablaufs des Erbbaurechts die Differenzaus dem Wert des Grundstlicks
nach §§ 179, 182 bis 196 und dem Bodenwert nach § 179 zu ermitteln. Hierbei ist die
Restnutzungsdauer des Gebaudes bei Ablauf des Erbbaurechts zugrunde zu legen.
Der so ermittelte Unterschiedsbetrag ist Uber die Restlaufzeit des Erbbaurechts nach
MaRgabe der Anlage 26 auf den Bewertungsstichtag abzuzinsen. Fur die Abzinsung
sind die Zinssatze im Sinne des Absatz 4 Satz 2 oder 3 anzuwenden. Liegt ein immer-
wahrendes Erbbaurecht vor, ist der Abzinsungsfaktor 0. Der auf den Bewertungsstich-
tag abgezinste Unterschiedsbetrag ist mit dem nicht zu entschadigenden Wertanteil
der jeweiligen Gebaude zu multiplizieren.”

14. § 194 wird wie folgt gefasst:
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»3 194
Bewertung des Erbbaugrundsticks

(1) Der Wert des Erbbaugrundsticks ist durch Multiplikation des Bodenwerts des
unbelasteten Grundsticks mit einem von den Gutachterausschissen im Sinne der
§§ 192 ff. des Baugesetzbuchs abgeleiteten Erbbaugrundstiickskoeffizienten zu ermit-
teln. Anzuwenden sind die von den Gutachterausschissen im Sinne des §§ 192 ff. des
Baugesetzbuchs ermittelten Erbbaugrundstickskoeffizienten nach MalRgabe des
§ 177 Absatz 2 und 3. Der Bodenwert des unbelasteten Grundstiicks ist der Wert des
Grundstlcks, dernach den § 179 festzustellen ware, wenn die Belastung mit dem Erb-
baurecht nicht bestiinde.

(2) Der Wert des Erbbaugrundsticks ist durch Multiplikation des Werts des Erb-
baugrundsticks nach Absatz 3 bis 5 mit einem von den Gutachterausschissen im
Sinne der §§ 192 ff. des Baugesetzbuchs abgeleiteten Erbbaugrundsticksfaktor zu er-
mitteln, wenn flr das zu bewertende Erbbaugrundstiick kein Erbbaugrundsttickskoef-
fizient nach Absatz 1 vorliegt. Anzuwenden sind die von den Gutachterausschussen
ermittelten Erbbaugrundstiicksfaktoren nach Mal3gabe des § 177 Absatz2 und 3. So-
weit derartige Erbbaugrundstiicksfaktoren nicht zur Verfligung stehen, gilt der Erbbau-
grundstlcksfaktor 1,0.

(3) Der Wert des Erbbaugrundstticks wird ermittelt durch Bildung der Summe aus

1. dem nach Absatz 4 lber die Restlaufzeit des Erbbaurechts abgezinsten Boden-
wert des unbelasteten Grundstlicks im Sinne des Absatz 1 Satz 3 und

2. demnach Absatz 5 Uber die Restlaufzeit des Erbbaurechts kapitalisierten vertrag-
lich vereinbarten jahrlichen Erbbauzns.

Ein bei Ablauf des Erbbaurechts nicht zu entschadigender Wertanteil der Gebaude o-
der des Gebaudes nach § 193 Absatz 5 ist hinzuzurechnen.

(4) Der Bodenwert des unbelasteten Grundstlcks im Sinne des Absatz 1 Satz3
ist Uber die Restlaufzeit des Erbbaurechts mit dem sich aus der Anlage 26 ergebenden
Abzinsungsfaktor abzuzinsen. Fir die Abzinsung sind die Zinssatze zu verwenden, die
der Ermittlung des Erbbaugrundstlicksfaktors im Sinne des Absatz2 Satz 2 zugrunde
gelegt wurden. Soweit von den Gutachterausschussen keine derartigen Zinssatze zur
Verflgung stehen, gelten die Zinssatze nach § 193 Absatz 4 Satz 3. Liegt ein immer-
wahrendes Erbbaurecht vor, ist der Abzinsungsfaktor 0.

(5) Der vertraglich vereinbarte jahrliche Erbbauzins ist Uber die Restlaufzeit des
Erbbaurechts mit dem sich aus der Anlage 21 ergebenden Vervielfaltiger zu kapitali-
sieren. Fur die Kapitalisierung sind die Zinssatze zu verwenden, die der Ermittlung des
Erbbaugrundsticksfaktors im Sinne des Absatz 2 Satz 2 zugrunde gelegt wurden. So-
weit von den Gutachterausschiissen keine derartigen Zinssatze zur Verfugung stehen,
gelten die Zinssatze nach § 193 Absatz 4 Satz 3. Liegt ein immerwahrendes Erbbau-
rechtvor, entsprichtder Vervielfaltiger demKehrwert des nach Satz 2 oder 3 anzuwen-
denden Zinssatzes.”

§ 195 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Die Angabe ,(Absatz 2)“ wird durch die Worter ,,(Absatze 2 bis 4)“ ersetzt.

bb) Die Angabe ,(Absatz 3)“ wird durch die Worter ,,(Absatze 5 bis 7)“ ersetzt.
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cc) Folgender Satzwird angefugt:
,Die ermittelten Grundbesitzwerte durfen nichtweniger als 0 Euro betragen.”
Die Absatze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

»(2) Der Wert des Gebaudes auf fremdem Grund und Boden wird ermittelt
durch Bildung der Summe aus

1. dem Wert des Grundstucks, der nach den §§ 179, 182 bis 196 festzustellen
ware, wenn die Belastung mit dem Nutzungsrecht nicht bestlinde, abziglich
des Bodenwerts des unbelasteten Grundstlcks nach § 179 und

2. der nach Absatz 3 Uber die Restlaufzeit des Nutzungsrechts kapitalisierten
Differenz aus dem angemessenen Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des
unbelasteten Grundsticks und dem vertraglich vereinbarten jahrlichen Nut-
zungsentgelt.

Ein bei Ablauf des Nutzungsrechts nicht zu entschadigender Wertanteil der Ge-
baude oder des Gebaudes nach Absatz 4 ist abzuziehen.

(3) Der Unterschiedsbetrag aus dem angemessenen Verzinsungsbetrag des
Bodenwerts des unbelasteten Grundstticks und dem vertraglich vereinbarten jahr-
lichen Nutzungsentgelt ist Uber die Restlaufzeit des Nutzungsrechts mit dem sich
aus der Anlage 21 ergebenden Vervielfaltiger zu kapitalisieren. Fur die Kapitalisie-
rung sind die von den Gutachterausschissen ermittelten Liegenschaftszinssatze
nach MalRgabe des § 177 Absatz 2 und 3 zugrunde zu legen. Soweit von den Gut-
achterausschissen keine derartigen Liegenschaftszinssatze zur Verfigung ste-
hen, gelten die Zinssatze nach § 193 Absatz 4 Satz 3 entsprechend. Der ange-
messene Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des fiktiv unbelasteten Grundsticks
ergibt sich durch Anwendung des Zinssatzes nach Satz 2 oder 3 auf den Boden-
wert nach § 179. Liegteinimmerwahrendes Nutzungsrechtvor, entsprichtder Ver-
vielfaltiger dem Kehrwert des nach Satz 2 oder 3 anzuwendenden Zinssatzes.”

Folgende Absatze werden angefugt:

»(4) Zur Ermittlung des bei Ablauf des Nutzungsrechts nicht zu entschadigen-
den Wertanteils der Gebaude oder des Gebaudes im Sinne des Absatz 2 Satz 2
ist auf den Zeitpunkt des Ablaufs des Nutzungsrechts die Differenzaus dem Wert
des unbelasteten Grundstiicks nach den §§ 179, 182 bis 196 und dem Bodenwert
nach § 179 zu ermitteln. Hierbei ist die Restnutzungsdauer des Gebaudes bei Ab-
lauf des Nutzungsrechts zugrunde zu legen. Der so ermittelte Unterschiedsbetrag
ist Uber die Restlaufzeit des Nutzungsrechts nach Mal3gabe der Anlage 26 aufden
Bewertungsstichtag abzuzinsen. Fur die Abzinsung sind die Liegenschaftszins-
satze im Sinne des Absatz 3 Satz 2 oder 3 anzuwenden. Liegt ein immerwahren-
des Nutzungsrecht vor, ist der Abzinsungsfaktor 0. Der auf den Bewertungsstich-
tag abgezinste Unterschiedsbetrag ist mit dem nicht zu entschadigenden Wertan-
teil der jeweiligen Gebaude zu multiplizieren. Ist der Nutzer verpflichtet, das Ge-
baude bei Ablauf des Nutzungsrechts zu beseitigen, ergibt sich kein Wertanteil des
Gebaudes.

(5) Der Wert des mit dem Nutzungsrecht belasteten Grundstticks wird ermit-
telt durch Bildung der Summe aus

1. dem nach Absatz 6 Uber die Restlaufzeit des Nutzungsrechts abgezinsten
Wertdes Grundstlcks, der nach § 179 festzustellen ware, wenn die Belastung
mit dem Nutzungsrecht nicht bestiinde, und
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2. dem nach Absatz7 Uber die Restlaufzeit des Nutzungsrechts kapitalisierten
vertraglich vereinbarten jahrlichen Nutzungsentgelt.

Ein bei Ablauf des Nutzungsrechts nicht zu entschadigender Wertanteil der Ge-
baude oder des Gebaudes im Sinne des Absatz 4 ist hinzuzurechnen.

(6) Der Wert des unbelasteten Grundstlicks nach § 179ist tiber die Restlauf-
zeit des Nutzungsrechts mit dem sich aus der Anlage 26 ergebenden Abzinsungs-
faktor abzuzinsen. Flr die Abzinsung sind die Zinssatze nach Absatz 3 Satz 2 o-
der 3 zugrunde zu legen. Liegt ein immerwahrendes Nutzungsrecht vor, ist der
Abzinsungsfaktor 0.

(7) Das vertraglich vereinbarte jahrliche Nutzungsentgelt ist iber die Rest-
laufzeit des Nutzungsrechts mit dem sich aus der Anlage 21 ergebenden Verviel-
faltiger zu kapitalisieren. Fur die Kapitalisierung sind die Zinssatze nach Absatz 3
Satz 2 oder 3 zugrunde zu legen. Liegt ein immerwahrendes Nutzungsrecht vor,
entspricht der Vervielfaltiger dem Kehrwert des nach Absatz 3 Satz 2 oder 3 anzu-
wendenden Zinssatzes.”

Die Uberschrift des § 235 wird wie folgt gefasst:

.8 235
Feststellungszeitpunkt®.
Dem § 265 werden folgende Absatze angefugt:

»(13)Dem § 265 wird folgender Absatz 12 angeflgt: Bis zu dem nach § 153 Ab-
satz 4 Satz 3 jeweils festgelegten Beginn der elektronischen Ubermittlung sind § 153
Absatz 2 und 4 in der Fassung des Artikels 7 des Gesetzes vom 1. November 2011
(BGBI. I S. 2131) weiter anzuwenden.

(14)§ 177 Absatz2, 3 und 4, § 181 Absatz9, § 183 Absatz 2 Satz 3, § 184 Ab-
satz3 und 4, § 185 Absatz3 Satz4 bis 7, § 187 Absatz2 und 3, § 188 Absatz 1 und 2,
§ 189 Absatz 1 und 4, §§ 191, 193, 194 und 195 sowie die Anlagen 22, 23 und 25 in
der Fassung des Artikels 12 des Gesetzes vom ... (BGBI. |1 S ...) [einsetzen: Ausfert-
gungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] sind auf Bewer-
tungsstichtage nach dem 31. Dezember 2022 anzuwenden.“

In § 266 Absatz 4 Satz 1 und 2 werden jeweils nach dem Wort ,,Grundsteuermessbe-
scheide® die Worter ,,, Bescheide Uber die Zerlegung des Grundsteuermessbetrags"
eingeflugt.

In Anlage 15 wird in der Zeile ,lbrige Flache der forstwirtschaftlichen Nutzung“ in
Spalte 6 die Angabe ,Anlage 15a“ gestrichen.

Anlage 22 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift wird das Wort , Wirtschaftliche® gestrichen.

b) Nach den Wértern ,Ein-und Zweifamilienhauser, ,Mietwohngrundsticke, Mehrfa-
milienhauser”, ,Wohnungseigentum® sowie ,Gemischt genutzte Grundstlicke
(Wohnhauser mit Mischnutzung)“ wird jeweils die Angabe ,70 Jahre® durch ,80

Jahre* ersetzt.

c) Nach dem Wort ,Krankenhauser* wird das Wort, ,Kliniken“ eingeftigt.
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d) Die Worter ,Saalbauten/Veranstaltungsgebaude® werden durch die Worter ,Saal
bauten, Veranstaltungsgebaude® ersetzt.

e) Nach dem Wort ,Mehrzweckhallen® wird das Wort ,,, Scheunen® eingefligt.
21. Anlage 23 wird wie folgt gefasst:

LAnlage 23
(zu § 187 Absatz 2 und 3)

|. Bewirtschaftungskosten fiir Wohnnutzung

1. Verwaltungskosten (Basiswerte)

jahrlich je Wohnung 230 Euro
JlgizrsllcCeTijlztzGarage oder ahnlichem 30 Euro
2. Instandhaltungskosten (Basiswerte)

jahrlich je Quadratmeter Wohnflache 9 Euro
jahrlich je Garage oder ahnlichem 68 Euro
Einstellplatz

3. Mietausfallwagnis

jahrlicher Rohertrag 2 Prozent
Il. Bewirtschaftungskosten fiir gewerbliche Nutzung

1. Verwaltungskosten

Jahrlicher Rohertrag 3 Prozent

2. Instandhaltungskosten

jahrlich je Quadratmeter Nutzflache
(alle Gebaudearten der Anlage 24,
Teil Il., mit Ausnahme der nachfol-
gend genannten Gebaudearten)

100 Prozent der Instandhal-
tungskosten je Quadratmeter
Wohnflache gemal |.2.

jahrlich je Quadratmeter Nutzflache 50 Prozent der Instandhal
(Gebaudeart 13 der Anlage 24, Teil tungskosten je Quadratmeter
II.) Wohnflache gemalf} I.2.
jahrlich je Quadratmeter Nutzflache 30 Prozent der Instandhal
(Gebaudearten 15 bis 16 und 18 der tungskosten je Quadratmeter
Anlage 24, Teil Il.) Wohnflache gemal |.2.

3. Mietausfallwagnis

jahrlicher Rohertrag 4 Prozent
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Die Anpassung der Basiswerte nach den Nummern 1.1 und 1.2 erfolgt jahrlich mit dem
Prozentsatz, um den sich der vom Statistischen Bundesamt festgestellte Verbraucher-
preisindexfur Deutschland fur den Monat Oktober 2001 gegenuberdemijenigen fur den
Monat Oktober des Jahres, das dem Stichtag der Ermittlung des Liegenschaftszinssat-
zes vorausgeht, erhdht oder verringert hat. Die Werte fur die Instandhaltungskosten
pro m? sind auf eine Nachkommastelle und bei den Instandhaltungskosten pro Garage
oder ahnlichemEinstellplatzsowie bei Verwaltungskosten kaufmannisch auf volle Euro
zu runden.”

22. Anlage 25 wird wie folgt gefasst:
LAnlage 25

(zu § 191 Satz 2)

Wertzahlen fur Ein- und Zweifamilienhauser nach § 181 Absatz 1 Num-
mer 1 BewG und Wohnungseigentum nach § 181 Absatz 1 Nummer 3

BewG
Bodenrichtwert oder abgeleiteter Bodenwert in

Vorlaufiger Sachwert EUR/m? nach § 179 Satz 4
§ 189 Absatz 3

30 60 120 180

EUR/m? EUR/m? EUR/m? EUR/m?
50.000 EUR 1,4 1,5 1,6 1,7
100.000 EUR 1,2 1,3 1,4 1,4
150.000 EUR 1,0 1,1 1,3 1,3
200.000 EUR 0,9 1,0 1,2 1,2
300.000 EUR 0,9 1,0 1,1 1.1
400.000 EUR 0,8 0,9 1,0 1,1
500.000 EUR 0,8 0,9 1,0 1,0

Bodenrichtwert oder abgeleiteter Bodenwert in
Vorlaufiger Sachwert EUR/m? nach § 179 Satz 4
§ 189 Absatz 3

250 350 500 1000
EUR/m? EUR/m? EUR/m? EUR/m?

50.000 EUR 1,7 1,7 1,8 1,8
100.000 EUR 1,5 1,5 1,6 1,7
150.000 EUR 1,3 1,4 1,5 1,6

200.000 EUR 1,3 1,4 1,5 1,6
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300.000 EUR 1,2 1,3 1,4 1,5
400.000 EUR 1,2 1,3 1,4 1,5
500.000 EUR 1,1 1,2 1,3 1,4

Fur vorlaufige Sachwerte und Bodenrichtwerte oder abgeleitete Bodenwerte zwischen
den angegebenen Intervallen sind die Wertzahlen durch lineare Interpolation zu be-
stimmen. Uber den tabellarisch aufgefiihrten Bereich hinaus ist keine Extrapolation
durchzufuhren. Fir Werte aul3erhalb des angegebenen Bereichs gilt der nachstgele-
gene vorlaufige Sachwert bzw. Bodenrichtwert oder abgeleitete Bodenwert.

Wertzahlen fir Teileigentum, Geschaftsgrundstilicke, gemischtgenutzte
Grundstlcke und sonstige bebaute Grundsticke nach § 181 Absatz 1
Nummer 3 bis 6 BewG

Bodenrichtwert oder abgeleiteter Bodenwert in
Vorlaufiger Sachwert EUR/m? nach § 179 Satz 4
§ 189 Absatz 3
250 350 500 1000
EUR/mM? EUR/mM? EUR/mM? EUR/mM?
50.000 EUR 1,7 1,7 1,8 1,8
100.000 EUR 1,5 1,5 1,6 1,7
150.000 EUR 1,3 1,4 1,5 1,6
200.000 EUR 1,3 1,4 1,5 1,6
300.000 EUR 1,2 1,3 1,4 1,5
400.000 EUR 1,2 1,3 1,4 1,5
500.000 EUR 1,1 1,2 1,3 1,4

Fur vorlaufige Sachwerte und Bodenrichtwerte oder abgeleitete Bodenwerte zwischen
den angegebenen Intervallen sind die Wertzahlen durch lineare Interpolation zu be-
stimmen. Uber den tabellarisch aufgefiihrten Bereich hinaus ist keine Extrapolation
durchzufihren. Fur Werte aul3erhalb des angegebenen Bereichs gilt der nachstgele-
gene vorlaufige Sachwert bzw. Bodenrichtwert oder abgeleitete Bodenwert.*

Anlage 39 wird wie folgt geandert:

a) In Tabelle unter Ziffer | wird die Uberschrift der Spalten 2 und 3 wird wie folgt ge-
fasst:

| ,Gebaudeart* Wohnflache™ (je Wohnung)“.

b) Der Ziffer Il wird folgender Satzangefugt:
"Nicht aufgefihrte Gemeinden sind der Mietniveaustufe 3 zuzuordnen.*

In Anlage 43 Zeile 1 Spalte 2 wird das Wort ,Bodenrichtwert” durch die Worter ,Boden-
richtwert oder in EUR/m? umgerechneter Bodenwert nach § 247 Absatz 3“ ersetzt.
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Artikel 13

Weitere Anderung des Bewertungsgesetzes [1.1.2022]

In § 256 Absatz 3 Satz 1 des Bewertungsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 12 dieses
Gesetzes geandert worden ist, werden die Worter ,Absatz 1 Satz 2 Nummer 1“ durch die
Worter ,Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 ersetzt.

Artikel 14

Anderung des Grundsteuergesetzes [TnV]

Das Grundsteuergesetzvom 7. August 1973 (BGBI. | S. 965), das zuletzt durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBI. | S. 2931) geandert worden ist, wird wie folgt
geandert:

In § 4 Nummer 6 Satz 1 wird die Angabe ,§ 13 Abs. 1“ durch die Woérter ,§ 16 Absatz 1,
§ 17 Absatz 3, § 18 Absatz 3“ ersetz.

§ 15 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 2 Satz1 Nummer 2 werden die Worter ,fur jeden Erhebungszeitraum
innerhalb des Hauptveranlagungszeitraums® durch die Wérter ,im Hauptveranla-
gungszeitraum® ersetzt.

Absatz 4 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

»3. einer Genossenschaft oder einem Verein zugerechnet wird, fir deren o-
derdessen Tatigkeiteine Steuerbefreiung nach § 5 Absatz 1 Nummer 10
des Korperschaftsteuergesetzes bestehtund soweit der Grundbesitz der
begunstigten Tatigkeit zuzuordnenist.”

bb) Absatz 4 Satz 2 und 3 wird aufgehoben.
Folgender Absatz 6 wird angefugt:

»(6) Der Abschlag auf die Steuermesszahl nach den Absatzen 2 bis 5 wird auf
Antrag zunachst flr jeden Erhebungszeitraum innerhalb des Hauptveranlagungs-
zeitraums gewahrt, wenn nachgewiesen wird, dass die jeweiligen Voraussetzun-
gen am Hauptveranlagungszeitpunktvorliegen. Treten die Voraussetzungen der
Absatze 2 bis 5 erst im Laufe des Hauptveranlagungszeitraums ein und liegen
diese zu Beginn des Erhebungszeitraums vor, wird der Steuermessbetrag auf An-
trag nach § 17 Absatz 2 Nummer 1 neu veranlagt. Entfallen die Voraussetzungen
der Absatze 2 bis 5, ist dies nach § 19 Absatz 2 anzuzeigen und der Steuermess-
betrag nach § 17 Absatz 2 Nummer 1 neu zu veranlagen oder nach § 21 zu an-
dern. Der Antrag auf eine Ermafigung der Steuermesszahl nach den Absatzen 2
bis 5 kann durch eine entsprechende Angabe in einer Erklarung nach § 228 Ab-
satz 1 des Bewertungsgesetzes erfolgen.*

3. § 19 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
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,Jede Anderungin der Nutzung oder in den Eigentumsverhaltnissen eines ganz
oder teilweise von der Grundsteuer befreiten Steuergegenstandes, die zu einer
Anderung oder zum Wegfall der Steuerbefreiung fiihren kann, hat derjenige anzu-
zeigen, der nach § 10 als Steuerschuldner in Betracht kommt.“

b) Folgender Absatz 3 wird angeflugt:

»(3) Die Anzeigen nach den Absatzen 1 und 2 sind Steuererklarungen im
Sinne der Abgabenordnung, die eigenhandig zu unterschreiben sind. “

4. In §33 Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe ,§ 236 Absatz 3“ durch die Angabe ,§ 236
Absatz 2“ ersetzt.

Artikel 15

Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes [TnV]

Das Grunderwerbsteuergesetzin der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Februar
1997 (BGBI. | S. 418, 1804), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 25. Juni 2021
(BGBI. I S. 2056) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. §6 Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 4 werden vor den Wértem ,von einer Gesamthand® die Woérter ,das Grund-
stuck” eingefugt.

b) Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefugt:

,Bei der Anwendung des Satzes 2 gilt die Ausibung der Option nach § 1a des
Korperschaftsteuergesetzes als Verminderung des Anteils des Gesamthanders
am Vermdgen der erwerbenden Gesamthand, wenn die Option innerhalb der je-
weils fur Satz 2 geltenden Frist ausgetbtund wirksam wird.“

2. Dem § 19 wird folgender Absatz angefugt:

»(7) In den Fallen des Absatzes 2 Nummer 4 beginnt die Festsetzungsfrist mit Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem das in Absatz 4 Satz 1 genannte Finanzamt von der
anzeigepflichtigen Anderung Kenntnis erlangt hat, spatestens jedoch zehn Jahre nach
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die anzeigepflichtige Anderung eingetreten ist.”

Artikel 16

Weitere Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes [1.7.2021]

Das Grunderwerbsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 15 dieses Gesetzes geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In § 5 Absatz3 Satz 1 werden die Worter ,funf Jahren®durch die Worter ,zehn Jahren®
ersetzt.

2. In § 23 Absatz 18 und 24 wird jeweils die Angabe ,§ 5 Absatz 3" durch die Worter ,§ 5
Absatz 3 Satz 1“ ersetzt.
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Artikel 17

Anderung des Steueroasen-Abwehrgesetzes[TnV]

Das Steueroasen-Abwehrgesetz vom 25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2056) wird wie folgt

geandert:

1.

§ 10 wird wie folgt gefasst:

.8 10
Quellensteuermallnahmen

Uber § 49 des Einkommensteuergesetzes hinaus liegen steuerpflichtige Einkiinfte
naturlicher Personen, Kérperschaften, Personenvereinigungen oder Vermdégensmas-
sen, die in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansassig sind, auch vor, so-
weit sie Einkilnfte erzielen aus

1. Finanzierungsbeziehungen. Globalverwahrte Inhaberschuldverschreibungen und
mit diesen vergleichbare Schuldtitel, die an einer anerkannten Borse im Sinne des
§ 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b Satz 2 der Abgabenordnung han-
delbar sind, gelten nicht als Finanzierungsbeziehungen,

2. Versicherungs-oder Ruckversicherungspramien,

3. der Erbringung von Dienstleistungen, soweit nicht bereits Nummern 1 und 2. Nut-
zungsuberlassungen gelten nicht als Erbringung von Dienstleistungen im Sinne
des Satzes 1,

4. dem Handel mit Waren oder Dienstleistungenim Sinne der Nummer 3 oder

5. der Vermietung und Verpachtung oder der Veraulierung von Rechten, die in ein
inlandisches 6ffentliches Buch oder Register eingetragen sind.

Steuerpflichtige Einklnfte nach Satz 1 liegen bei den Nummer 1 bis 4 nur vor, wenn
sie nach § 2 Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz des Einkommensteuergesetzes bei unbe-
schrankt Steuerpflichtigen der Besteuerung unterldgen, und die dem Steuerpflichtigen
hierbei gewahrten Vergutungen als Betriebsausgaben oder Werbungskosten eines an-
deren unbeschrankt Steuerpflichtigen ungeachtetdes § 8 Satz 1 bei dessen Veranla-
gung zur Einkommen- oder Korperschaftsteuer berlcksichtigtwerden kénnen. § 50a
Absatz 1, Absatz 2 Satz1 und 2 und Absatz 3 bis 5 des Einkommensteuergesetzes
und §§ 73c bis 73g der Einkommensteuer-Durchfiihrungsverordnung sowie die weite-
ren gesetzlichen Vorschriften, die an den Steuerabzug auf Grund des § 50a des Ein-
kommensteuergesetzes anknipfen, gelten fur die Vergutungen des Satzes 1 entspre-
chend. Dabei ist § 50a Absatz 2 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes mit der Mal3-
gabe anzuwenden, dass der Steuerabzug 15 Prozent der gesamten Einnahmen be-
tragt.”

Nach § 13 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingeflugt:

»,(12)§ 10 in der Fassung des Artikels 17 des Gesetzes vom ... (BGBI. | S ...) [ein-
setzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] ist
erstmals ab dem 1. Januar 2022 anzuwenden.”
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Artikel 18

Anderung der Abgabenordnung[TnV]

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002

(BGBI. I S. 3866; 2003 | S. 61), die zuletzt durch Artikel 33 des Gesetzes vom 5. Oktober
2021 (BGBI. | S. 4607) geandertworden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Nach § 30 Absatz4 Nummer 2c wird folgende Nummer 2d eingeflgt:

»2d. sie der Sicherung, Nutzung und wissenschaftlichen Verwertung von Archivgut der
Finanzbehérdendurch das Bundesarchivnach Maligabe des Bundesarchivgeset-
zes sowie durch das zustandige Landes- oder Kommunalarchiv nach Maligabe
des einschlagigen Landesgesetzes oder der einschlagigen kommunalen Sataung
dient,”.

Dem § 31a Absatz 1 wird folgender Satzangefiigt:

»In den Fallen von Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb oder Nummer 2
ist die Offenbarung der nach § 30 geschitzten Daten der betroffenen Person auf Ersu-
chen der zustandigen Stellen auch zulassig, soweit sie fur die Durchflihrung eines
Strafverfahrens wegen einer zu Unrecht erlangten Leistung aus 6ffentlichen Mitteln er-
forderlich ist.”

In § 32i Absatz 5 Satz 2 wird der Punkt am Ende durch die Worter ,, ; § 38 Absatz 3 der
Finanzgerichtsordnung gilt entsprechend.” ersetzt.

In § 89a Absatz7 Satz 9 wird die Angabe ,und 6“ durch die Angabe ,,und 7 ersetzt.
§ 122 Absatz 5 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 2 werden die Worter ,des Satzes 3" durch die Worter ,der Satze 3 und 4°
ersetzt.

b) Folgender Satzwird angefuigt:

,Erfolgt die 6ffentliche Zustellung durch Bekanntmachung einer Benachrichtigung

aufder Internetseite oderin einemelektronischen Portal der Finanzbehorden, kon-
nen die Anordnung und die Dokumentationnach § 10 Absatz 2 Satz 5 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes in elektronischer Form erfolgen.*

§ 139b wird wie folgt geandert:

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingeflgt:

»(3a)Aullerdem speichert das Bundeszentralamt flr Steuern zu naturlichen
Personen die fur sie nach Absatz 10 Gbermittelte internationale Kontonummer
(IBAN), bei auslandischen Kreditinstituten auch den Business Identifier Code
(BIC).*

b) Nach Absatz 4b wird folgender Absatz 4c eingeflugt:

»(4c)Die nach Absatz 3a gespeicherten Daten werden gespeichert, um eine

unbare Auszahlung von Leistungen aus 6ffentlichen Mitteln zu ermdglichen, bei
denen die Verwendung der nach Absatz 3a gespeicherten Daten vorgesehenist.
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Die in Absatz 3 aufgefuihrten Daten werden bei einer naturlichen Person auch fur
die in Satz 1 genannten Zwecke gespeichert.”

Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Die in Absatz 3 aufgefuhrten Daten durfen nur fur die in den Absatzen 4 bis 4c
genannten Zwecke verarbeitet werden; die in Absatz 3a aufgeflihrten Datenddirfen
nur fUr die in Absatz 4c genannten Zwecke verarbeitetwerden.”

Dem Absatz 7 werden folgende Satze angeflgt:

,Wird im Melderegister eine Person gespeichert, fir die nach eigenen Angaben
noch keine Identifikationsnummer zugeteilt worden ist, so kénnen die Meldebehdr-
den in einem maschinellen Verfahren beim Bundeszentralamt fir Steuern erfra-
gen, ob dieser Person bereits eine Identifikationsnummer zugeteilt wurde. In der
Anfrage durfen von der Meldebehdrde nur die in Absatz 3 genannten Daten ange-
geben werden. Stimmen die von der Meldebehdrde Gbermittelten Daten mit den
beim Bundeszentralamt fiir Steuern nach Absatz 3 gespeicherten Daten tberein,
teilt das Bundeszentralamt fur Steuern der anfragenden Meldebehdrde die Identi-
fikationsnummer, den Familiennamen, den Vornamen, den Tag der Geburt, sowie
die gegenwartige oder letzte bekannte Anschrift der betroffenen Person mit. Kann
das Bundeszentralamt fur Steuern der betroffenen Person anhand der von der
Meldebehoérde Ubermittelten Daten keine Identifikationsnummer eindeutig zuord-
nen, so teilt es dies der Meldebehdrde mit.*

Folgende Absatze 10 bis 13 werden angefugt:

»(10)FUr naturliche Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben und fur die nach § 63 des Einkommensteuergesetzes Kindergeld festgeset#
worden ist (Kinder), teilt die zustandige Familienkasse als mitteilungspflichtige
Stelle dem Bundeszentralamt fur Steuern unter Angabe derin Absatz 3 Nummer 1
und 8 genannten Daten der natirlichen Person die IBAN, bei auslandischen Kre-
ditinstituten auch die BIC, des Kontos mit, auf welches das Kindergeld zuletzt aus-
gezahlt worden ist; dies gilt nicht, wenn es sich bei dem tatsachlichen Zahlungs-
empfanger weder um den Kindergeldberechtigten noch um das Kind handelt. Fir
naturliche Personen, die das 18. Lebensjahrvollendet haben und eine Rente aus
der gesetzlichen Rentenversicherung beziehen, teilen die Trager der gesetzlichen
Rentenversicherung als mitteilungspflichtige Stelle dem Bundeszentralamt fur
Steuern unter Angabe derin Absatz 3 Nummer 1 und 8 genannten Datendie IBAN,
bei auslandischen Kreditinstituten auch die BIC, des Kontos mit, auf welches die
Rente zuletzt ausgezahlt worden ist; erhalt eine naturliche Person von einem Tra-
ger der gesetzlichen Rentenversicherung nebeneinander mehrere Renten, sind
die Daten des Kontos mitzuteilen, auf das die hochste Rente ausgezahlt worden
ist. In anderen Fallen kdnnen naturliche Personen demBundeszentralamt fur Steu-
ern die IBAN, bei auslandischen Kreditinstituten auch die BIC, des fiir Auszahlun-
genin den Fallen des Absatzes 4c malRgeblichen Kontos unter Angabe der in Ab-
satz 3 Nummer 1 und 8 genannten Daten durch das kontoflihrende Kreditinstitut
im Auftrag Ubermitteln lassen; die Kreditinstitute haben zu diesem Zweck ein ge-
eignetes Verfahren bereitzustellen. Anderungen nach den Satzen 1 bis 3 bereits
mitgeteilter Kontoverbindungen sind dem Bundeszentralamt fur Steuern unter An-
gabe der in Absatz 3 Nummer 1 und 8 genannten Daten umgehend mitzuteilen.

(11)Die Ubermittlung der in Absatz 10 genannten Daten an das Bundeszent-
ralamt fur Steuern muss elektronisch nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz
Uber die amtlich bestimmte Schnittstelle erfolgen.

(12)Das Bundeszentralamt fir Steuern stellt den fir ein Verfahren im Sinne
des Absatzes 4c zustandigen Stellen die in Absatz 3 Nummer 1, 3, 5, 8, 10, 12
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und 13 sowie Absatz 3a genannten Daten automationsgestitzt zum automations-
gestutzten Abgleich oder zum Abruf durch Datenfernibertragung zur Verfigung.

(13)Die in Absatz 10 Satz1 und 2 genannten mitteilungspflichtigen Stellen
haben die maflkgebliche IBAN, bei auslandischen Kreditinstituten auch die BIC, un-
ter Angabe der in Absatz 3 Nummer 1 und 8 genannten Daten erstmals zu einem
vom Bundesministerium der Finanzen zu bestimmenden und im Bundesgesetz
blatt bekanntzumachenden Zeitpunkt an das Bundeszentralamt fur Steuern zu
ubermitteln. Werden Kindergeld oder eine Rente aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung erstmals nach dem vom Bundesministerium der Finanzen nach Satz 1
bestimmten Zeitpunkt ausgezahlt, gilt Satz 1 entsprechend. Datenubermittlungen
nach Absatz 10 Satz 3 kdnnen erstmals ab dem vom Bundesministerium der Fi-
nanzen nach Satz 1 bestimmten Zeitpunkt erfolgen.”

In § 150 Absatz 7 Satz 2 wird das Wort ,soweit” durch die Worter ,soweit sie in den
Steuererklarungsformularenals eDaten gekennzeichnet sind oder bei nach amtlich vor-
geschriebenem Datensatz durch Datenfernibertragung Ubermittelten Steuererklarun-
gen fir den Belegabruf (Vorausausgefullte Steuererklarung) bereitgestellt werden und*
ersetzt.

In § 162 Absatz 4a Satz 1 werden die Worter ,zur Umsetzung steuerlicher Abwehrmaf3-
nahmen gegen Steuervermeidung und unfairen Steuerwettbewerb® durch die Worter
,2ur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb® ersetzt.

§ 188 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort ,schriftlicher” die Worter ,oder elektronischer”
eingefigt.

b) Folgender Satzwird angefugt:

,Die Bekanntgabe an Gemeinden erfolgt durch Bereitstellung zum Abruf nach
§ 122a; eine Einwilligung der Gemeinde ist nicht erforderlich.*

In § 191 Absatz 1 Satz 3 werden nach dem Wort ,schriftlich” die Worter ,oder elektro-
nisch® eingeflugt.

In § 224 Absatz2 Nummer 3 werden die Worter ,einer Einzugsermachtigung®“ durch
die Worter ,eines SEPA-Lastschriftmandats ersetzt.

§ 229 wird wie folgt gefasst:

.8 229
Beginn der Verjahrung

(1) Die Verjahrung beginnt mit Ablauf des Kalenderjahrs, in dem der Anspruch
erstmals fallig geworden ist. Sie beginnt jedoch nicht vor Ablauf des Kalenderjahrs, in
demdie Festsetzung oder Anmeldung eines Anspruchs aus dem Steuerschuldverhait-
nis, ihre Aufhebung, Anderung oder Berichtigung nach § 129 wirksam geworden ist,
aus der sich der Anspruch ergibt; eine Steueranmeldung steht einer Steuerfestsetaung
gleich. Wird die Festsetzung oder Anmeldung eines Anspruchs aus dem Steuerschuld-
verhaltnis aufgehoben, gedndert oder nach § 129 berichtigt, so beginnt die Verjahrung
des gesamten Anspruchs erst mit Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Aufhebung,
Anderung oder Berichtigung wirksam geworden ist.
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(2) Ist ein Haftungsbescheid ohne Zahlungsaufforderung ergangen, so beginnt
die Verjahrung mit Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Zahlungsaufforderung ergan-
genist, spatestens aber flunf Jahre, nachdemder Haftungsbescheid wirksam geworden
ist.”

§ 230 wird wie folgt geandert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angeflgt:

»(2) Die Verjahrung ist gehemmt, solange die Festsetzungsfrist des An-
spruchs noch nicht abgelaufen ist. § 171 Absatz 14 ist dabei nicht anzuwenden.*

Dem § 249 Absatz 3 wird folgender Satzangeflgt:
»$ 757a Absatz 5 der Zivilprozessordnung ist dabei nicht anzuwenden.”

In § 251 Absatz 3 werden nach dem Wort ,schriftlichen® die Warter ,oder elektroni-
schen” eingefligt.

In § 371 Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort ,werden,“ die Worter ,sowie die Ver-
zugszinsen nach Artikel 114 des Zollkodex der Union® eingefugt.

In § 398a Absatz1 Nummer 1 werden nach dem Wort ,werden,” die Wérter ,sowie die
Verzugszinsen nach Artikel 114 des Zollkodex der Union® eingeflgt.

Artikel 19

Weitere Anderung der Abgabenordnung [BGBI.]

§ 139b der Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 18 dieses Gesetzes geandert

worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In Absatz 7 Satz 2 werden die Worter ,Satz2 bis 5“ durch die Worter ,Satz 2 bis 4°
ersetzt.

In Absatz 8 wird die Angabe ,Nr. 1 bis 10 durch die Worter ,Nummer 1 bis 12 ersetz
und folgender Satzwird angefugt:

,Die Mitteilungspflicht der Registermodernisierungsbehdrde gegentiber dem Bundes-

zentralamt fur Steuern nach § 4 Absatz 4 des Ildentifikationsnummerngesetzes bleibt
unberihrt.”

Artikel 20

Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenordnung[TnV]

Artikel 97 des Einfuhrungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976

(BGBI. | S.3341; 1977 | S. 667), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Juni
2021 (BGBI. | S. 2056) geandertworden ist, wird wie folgt geandert:
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1. §8 Absatz 5 in der Fassung des Artikels 6 des Gesetzes vom 26. November 2019
(BGBI. 1 S. 1794) wird Absatz 6.

2. Dem § 10a wird folgender Absatz angefugt:

»(5) § 150 Absatz 7 Satz 2 der Abgabenordnunginderam...[einsetzen: Tag nach
der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes] geltenden Fassung ist auf
Steuererklarungen anzuwenden, die nach dem ... [einsetzen: Tag nach der Verkiin-
dung des vorliegenden Anderungsgesetzes] abgegeben werden.*

3. Dem § 14 wird folgender Absatz angeflugt:

»(6) Die §§ 229 und 230 der Abgabenordnung in der am ... [einsetzen: Tag nach
der Verkindung des Jahressteuergesetzes 2022] geltenden Fassung gelten fir alle
am ... [einsetzen: Tag nach der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes]
noch nicht abgelaufenen Verjahrungsfristen.®

4. § 35 wird wie folgt gefasst:

,§ 35
Abrufverfahren bei Steuermessbetragen und Zerlegungsbescheiden

§ 184 Absatz 3 Satz 2 und § 188 Absatz 1 Satz 2 der Abgabenordnungfinden erst-
mals flr die Steuermessbetrage und Zerlegungsbescheide Anwendung, die fir Real-
steuern des Jahres 2025 maf3geblich sind. Fir Zwecke der Grundsteuer findet § 188
Absatz 1 Satz 2 der Abgabenordnung erst Anwendung, wenn die technischen und or-
ganisatorischen Voraussetzungen fur den elektronischen Abruf erfillt sind, spatestens
aber ab dem1.Januar 2025."

5. Folgender § 37 wird angefugt:

.8 37
Zustandigkeit fir Klagen nach § 32i Absatz 2 der Abgabenordnung

§ 32i Absatz5 Satz 2 der Abgabenordnung in der am ... [einsetzen: Tag nach der
Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes] geltenden Fassung ist auf alle
nach dem ... [einsetzen: Tag der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes]
anhangig gewordenen Klagen anzuwenden.”

Artikel 21

Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenord-
nung [BGBI.]

Nach Artikel 97 § 5 des Einflhrungsgesetzes zur Abgabenordnung, das zuletzt durch
Artikel 20 dieses Gesetzes geandert worden ist, wird folgender § 5a eingeflugt:
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»3 ba
[dentifikationsnummer

§ 139b Absatz 8 der Abgabenordnung in der Fassung des Artikels 19 des Gesetzes
vom ... (BGBI. | S. ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes]ist ab dem Tag anzuwenden, an dem das Bundesministerium des In-
nern und flr Heimat nach Artikel 22 Satz 3 des Gesetzes vom 28. Marz 2021 (BGBI. |
S. 591) im Bundesgesetzblatt bekanntgibt, dass die technischen Voraussetzungen fir die
Verarbeitung der Identifikationsnummer nach Artikel 3 des Gesetzes vom 28. Marz 2021
(BGBI. I S. 591) vorliegen. Fir Identifikationsnummern nach § 139b der Abgabenordnung,
die vom Bundeszentralamt flr Steuemn vor diesem Tag bereits zugeteilt wurden und fir die
durch die Meldebehdérden vergebenen vorlaufigen Bearbeitungsmerkmale wird das Datum
nach § 139b Absatz6 Satz 1 Nummer 11 der Abgabenordnung dem Bundeszentralamt fur
Steuern von den MeldebehdrdenimRahmen einer Bestandsdatenlieferung einmalig mitge-
teilt.”

Artikel 22

Anderung des Gesetzes iiber die Finanzverwaltung [1.1.2023]

§ 5 Absatz 1 Nummer 11 Satz 6 und 7 des Finanzverwaltungsgesetzesin der Fassung
der Bekanntmachung vom 4. April 2006 (BGBI. | S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 10
des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBI. | S. 760) geandertworden ist, wird aufgehoben.

Artikel 23

Weitere Anderung des Gesetzes iiber die Finanzverwaltung
[1.1.2024]

§ 5 Absatz1 Nummer 11 Satz 6 bis 8 und 10 des Finanzverwaltungsgesetzes, das zu-
letzt durch Artikel 22 dieses Gesetzes geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 24

Anderung des Gesetzes iiber Steuerstatistiken [TnV]

In § 2b Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes Uber Steuerstatistiken vom 11. Oktober 1995
(BGBI. 1S. 1250, 1409), das zuletzt durch Artikel 35 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020
(BGBI. | S. 3096) geadndert worden ist, werden die Woérter ,Korperschaft- und Gewerbe-
steuer® durch die Wérter ,Umsatz-, Kérperschaft- und Gewerbsteuer” ersetzt.
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Artikel 25

Anderung des Steuerberatungsgesetzes[TnV]

§ 4 des Steuerberatungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. No-
vember 1975 (BGBI. | S. 2735), das zuletzt durch Artikel 50 des Gesetzes vom 10. August
2021 (BGBI. | S. 3436) geandertworden ist, wird wie folgt geandert:

1. Nummer 12 wird aufgehoben.
2. Nummer 12a wird wie folgt gefasst:

,12a. Kreditinstitute, soweit sie in Vertretung der Glaubiger von Kapitalertragen
Antrage auf Erstattung von Kapitalertragsteuer nach § 44a Absatz 9, § 50c des
Einkommensteuergesetzes oder § 11 Absatz 1 des Investmentsteuergesetzes
stellen,”.

Artikel 26

Anderung des Bundeskindergeldgesetzes [TnV]

In § 2 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe d des Bundeskindergeldgesetzesin der Fassung
der Bekanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBI. | S. 142, 3177), das zuletzt durch Arti-
kel 5 des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBI. | S. 760) geandert worden ist, werden die
Worter ,Freiwilligenaktivitatim Rahmen des Europaischen Solidaritatskorps im Sinne der
Verordnung (EU) Nr. 2018/1475 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 2. Ok-
tober 2018 zur Festlegung des rechtlichen Rahmens des Europaischen Solidaritatskorps
sowie zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1288/2013 und der Verordnung (EU)
Nr. 1293/2013 sowie des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU(ABI. L 250 vom 4.10.2018, S. 1)*
durch die Worter ,Freiwilligentatigkeitim Rahmen des Europaischen Solidaritatskorps im
Sinne der Verordnung (EU) 2021/888 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
20.Mai 2021 zur Aufstellung des Programms flir das Europaische Solidaritatskorps und zur
Aufhebung der Verordnungen (EU) 2018/1475 und (EU) Nr. 375/2014“ und die Woérter ,25.
Mai 2018 (GMBI S. 545)" durch die Worter ,4. Januar 2021 (GMBI S. 77)" ersetzt.

Artikel 27

Anderung der Altersvorsorge-Durchfithrungsverordnung
[1.1.2023]

Die Altersvorsorge-Durchflihrungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 28. Februar 2005 (BGBI. | S. 487), die zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 11.
Februar 2021 (BGBI. I S. 154) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In § 10 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,Absatz 1 gestrichen.
2. §12 Absatz 3 wird aufgehoben.

3. § 13 wird wie folgt gefasst:
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.8 13
Anzeigepflichten des Zulageberechtigten

Liegt ein Tatbestand des § 95 des Einkommensteuergesetzes vor, hat der Zulage-
berechtigte dies dem Anbieter ab Beginn der Auszahlungsphase anzuzeigen.”

Artikel 28

Aufhebungder BVA-Bundesfamilienkassenverordnung [1.1.2023]

Die BVA-Bundesfamilienkassenverordnung vom 20. Mai 2010 (BGBI. | S. 673), die
durch Artikel 195 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328) geandert worden ist,
wird aufgehoben.

Artikel 29

Inkrafttreten

(1) Das Gesetztritt vorbehaltlich der Absatze 2 bis 9 am Tag nach der Verkindung in
Kraft.

(2) Artikel 2 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2007 in Kraft.

(3) Artikel 3 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft.

(4) Artikel 16 tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2021 in Kraft.

(5) Die Artikel 7 und 13 treten mit Wirkung vom 1. Januar 2022 in Kraft.

(6) Die Artikel 4, 9, 11, 22, 27 und 28 treten am 1. Januar 2023 in Kraft.

(7) Die Artikel 5, 10 und 23 treten am 1. Januar 2024 in Kraft.

(8) Artikel 6 trittam 1. Januar 2025 in Kraft.

(9) Die Artikel 19 und 21 treten an dem Tag in Kraft, an dem das Bundesministerium
des Innern und fur Heimat nach Artikel 22 Satz 2 des Gesetzes vom 28. Marz 2021 (BGBI. |
S. 591) im Bundesgesetzblatt bekannt gibt, dass die technischen Voraussetzungen fur die

Verarbeitung der Identifikationsnummer nach § 139b der Abgabenordnung nach Artikel 3
des Gesetzes vom 28. Marz 2021 (BGBI. | S. 591) vorliegen.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

In verschiedenen Bereichen des deutschen Steuerrechts hat sich fachlich notwendiger Ge-
setzgebungsbedarf ergeben. Dies betrifft insbesondere Anpassungen zur weiteren Digitali-
sierung, zur Verfahrensvereinfachung, zur Rechtssicherheit und Steuergerechtigkeit sowie
zur Umsetzung des Koalitionsvertrages. Notwendig sind auch Anpassungen an EU-Recht
und EuGH-Rechtsprechung sowie Reaktionen auf Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts und des Bundesfinanzhofs. Dariber hinaus besteht unvermeidlicher redak-
tioneller und technischer Regelungsbedarf. Hierzu gehdren Verfahrens- und Zustandig-
keitsfragen, Folgeanderungen, Anpassungen auf Grund von vorangegangenen Gesetzes-
anderungen und Fehlerkorrekturen.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Mit dem vorliegenden Anderungsgesetz soll diesem fachlich notwendigen Gesetzgebungs-
bedarf entsprochen werden.

Hierzu gehdren insbesondere:

— Schaffung einer Rechtsgrundlage zum Aufbau eines direkten Auszahlungsweges flr
offentliche Leistungen unter Nutzung der steuerlichen Identifikationsnummer, § 139
AO

— weitgehende Abschaffung Registerfalle fur die Zukunft und rickwirkende Abschaffung
Registerfalle fur Drittlizenzen, § 49 EStG

— AufhebungderBegrenzungdes Spitzensteuersatzes auf42 Prozentfir die Gewinnein-
kinfte des Jahres 2007 zur Umsetzung der Vorgaben des BVerfG-Beschlusses
2BvL 1/13, § 32c EStG

— Anhebung des linearen AfA-Satzes flir die Abschreibung von Wohngebauden auf
3 Prozent, § 7 Absatz 4 EStG

— vollstandiger Sonderausgabenabzug flr Altersvorsorgeaufwendungen ab 2023, § 10
Absatz 3 EStG

— Erhéhung des Sparer-Pauschbetrags, § 20 Absatz9 EStG
— Anhebung des Ausbildungsfreibetrags, § 33a EStG
—  Steuerfreistellung des Grundrentenzuschlages

— Verfahrensverbesserungen bei der Riester-Forderung

— Anpassung der Vorschriften der Grundbesitzbewertung nach dem Sechsten Abschnitt
des Zeiten Teils des Bewertungsgesetzes an die Immobilienwertermittiungsverordnung
vom 14. Juli 2021

Sowie im Bereich der Umsatzsteuer:
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— Schaffung einer nationalen Vorschrift zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2020/284 des
Rates vom 18. Februar 2020 zur Anderung der Richtlinie 2006/112/EG im Hinblick auf
die Einfuhrung bestimmter Anforderungen fur Zahlungsdienstleister

— Umsetzung der Verpflichtung zur elektronischen Bereitstellung Uber Verwaltungspor-
tale nach dem Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen
(Onlinezugangsgesetz - OZG) vom 14. August 2017 (BGBI. | S. 3122, 3138)

Zudem wird weiterem fachlich gebotenen Regelungsbedarf im Steuerrecht nachgekom-
men. Dazu gehéren insbesondere die Klarstellung von Zweifelsfragen sowie Folgeande-
rungen, Fehlerkorrekturen und sonstiger redaktioneller Anderungsbedarf.

1. Alternativen

Keine.

V. Gesetzgebungskompetenz

Fur die Anderung des Einkommensteuergesetzes (Artikel 1 bis 6), des Umwandlungssteu-
ergesetzes (Artikel 7), des Umsatzsteuergesetzes (Artikel 8 bis 10) ergibt sich die Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 erste Alternative des
Grundgesetzes (GG), da das Steueraufkommen diesbeziiglich dem Bund ganz oder teil-
weise zusteht.

Fir die Anderung des Bewertungsgesetzes (Artikel 12 und 13), der Abgabenordnung (Art-
kel 18 und 19) und des Einflhrungsgesetzes zur Abgabenordnung (Artikel 20 und 21)
ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 108 Absatz5 GG.

Furdie Anderung des Grundsteuergesetzes (Artikel 14)ergibt sich die Gesetzgebungskom-
petenzdes Bundes aus Artikel 105 Absatz2 Satz 1 GG.

Fir die Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes (Artikel 15 und 16) ergibt sich die Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 105 Absatz 2 zweite Alternative GG. Da
das Aufkommen der Grunderwerbsteuer den Landern (Artikel 106 Absatz2 Nummer 3 GG)
zusteht, hat der Bund das Gesetzgebungsrecht allerdings gemafy Artikel 105 Absatz 2
2weite Alternative GG nur, wenn die Voraussetzungen des Artikels 72 Absatz 2 GG vorlie-
gen. Danach hat der Bund das Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit die Herstellung
gleichwertiger Lebensverhaltnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder
Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erfor-
derlich macht. Artikel 15 des Gesetzes zielt auf eine Anderung einzelner Vorschriften des
Grunderwerbsteuergesetzes ab. Die bundesgesetzliche Regelung ist zur Wahrung der
Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich. Die gleichwer-
tigen Lebensverhaltnisse wirden bei einer landesrechtlichen Zersplitterung des Grunder-
werbsteuerrechts beeintrachtigt werden, weil unterschiedliche Regelungen oder sogar das
Unterlassen einer Regelung durch einzelne Lander zu einer dem einheitlichen Lebens- und
Wirtschaftsraum widersprechenden Wettbewerbsverzerrung fihren wiirde, die sich nach-
teilig auf die gesamtwirtschaftliche Situation der Bundesrepublik Deutschland auswirkt. Die
GleichmaRigkeit der Besteuerung ware bei jeweiligen Einzelregelungen durch Landerge-
setze selbst dann nicht mehr gewahrleistet, wenn man unterstellt, dass diese die namliche
Zielsetzung verfolgten, denn es ist nicht davon auszugehen, dass diese in vélliger Uberein-
stimmung durch die Gesetze der Lander konkretisiert wird.

Fir die Anderung des Steueroasen-Abwehrgesetzes (Artikel 17) ergibt sich die Gesetzge-
bungskompetenzdes Bundes aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 erste Alternative und Arti-
kel 108 Absatz 4 Satz 1 GG.
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Fur die Anderung des Gesetzes liber die Finanzverwaltung (Artikel 22 und 23) folgt die Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 108 Absatz4 Satz 1 GG. Es wird der Voll-
zug der Steuergesetze erheblich verbessert bzw. erleichtert.

Fir die Anderung des Gesetzes (iber Steuerstatistiken (Artikel 24) ergibt sich die Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG. Eine bundesein-
heitliche Regelung ist zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatli-
chen Interesse erforderlich (Artikel 72 Absatz2 GG), weil sonst die konkrete Gefahr be-
steht, dass diese Zielvorgaben ohne eine bundeseinheitliche Re gelung beeintrachtigt wir-
den.

Furdie Anderung des Steuerberatungsgesetzes (Artikel 25) ergibt sich die Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG.

Fiur die Anderung des Bundeskindergeldgesetzes (Artikel 26) ergibt sich die Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes aus Artikel 72 Absatz 2 GG und Artikel 74 Absatz 1 Num-
mer 7 GG. Fir die offentliche Flrsorge steht dem Bund das Gesetzgebungsrecht zu, wenn
und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhaltnisse im Bundesgebiet oder die
Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundes-
gesetzliche Regelung erforderlich machen. Die Regelungen im Artikel 26 dienen sowohl
der Herstellung gleichwertiger Lebensverhéltnisse als auch der Wahrungder Rechtseinheit.
Denn mit den das Kindergeld betreffenden Anderungen werden die Anderungen des Ein-
kommensteuergesetzes nachvollzogen.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europdischen Union und volkerrechtlichen
Vertragen

Unvereinbarkeiten mit hoherrangigem Recht sind nicht zu erkennen. Bei einzelnen Rege-
lungen handelt es sich um die Umsetzung von Unionsrecht, insbesondere in den
Artikeln 8 bis 10 (Anderung des Umsatzsteuergesetzes). Einzelheiten ergeben sich aus
dem besonderen Teil der Gesetzesbegriindung.

VI. Gesetzesfolgen

1. Rechts-und Verwaltungsvereinfachung
[Wird nachgereicht.]

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Das Vorhaben steht im Einklang mit dem Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhal
tigen Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, indem es fachlich not-
wendigen Gesetzgebungsbedarf in verschiedenen Bereichen des deutschen Steuerrechts
umsetzt und damit auch das Steueraufkommen des Gesamtstaates sichert. Es betrifft damit
denIndikatorenbereich 8.3. (Wirtschaftliche Zukunftsvorsorge — Gute Investitionsbedingun-
gen schaffen, Wohlstand dauerhaft erhalten) sowie 8.4. (Wirtschaftliche Leistungsfahigkeit
— Wirtschaftsleistungumwelt- und sozialvertraglich steigern) [und 10.2. (Verteilungsgerech-
tigkeit — zu grof3e Ungleichheit innerhalb Deutschlands verhindern)].

Eine Nachhaltigkeitsrelevanz bezlglich anderer Indikatoren ist nicht gegeben.
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3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. €)

Ifd. Steuerart / Volle Kassenjahr
N MaRnahme Gebietskor- | Jahres-
perschaft | wirkung®
2022 2023 2024 2025 2026
1 §3 Nummer 14a EStG Insg. -50 . -40 -50 -50 -50
rickwirkende Steuerfreistellung des ESt -50 . -40 -50 -50 -50
Zuschlages an Entgeltpunkten fiir langjahrige
Versicherung (Grundrentenzuschlag) ab Bund -21 . -17 -21 -21 -21
1.1.2021 ESt -21 . -17 -21 -21 -21
Léander -21 . -17 -21 -21 -21
ESt -21 . -17 -21 -21 -21
Gem. -8 . -6 -8 -8 -8
ESt -8 . -6 -8 -8 -8
2 §7 Absatz 4 Nummer 2¢c EStG Insg. - 475 - - . -110 - 260
Erhoéhung der linearen Gebaude-AfA fiir neue  GewSt -55 - - . -10 -25
Wohngebaude von zwei auf drei Prozent bei  ESt -315 - - . -80 - 180
Fertigstellung nach dem 31.12.2023 KSt -85 - - . -15 -45
SolZ -20 - - . -5 -10
Bund -199 - - . -47 -111
GewSt -2 - - . . -1
ESt -134 - - . -34 =77
KSt -43 - - . -8 -23
SolZ -20 - - . -5 -10
Lander -179 - - . -42 -99
GewSt -3 - - . -1 -1
ESt -134 - - . -34 -76
KSt -42 - - . -7 -22
Gem. -97 - - . -21 -50
GewSt - 50 - - . -9 -23
ESt -47 - - . -12 -27
3 §10 Absatz 3 Satz 6 und § 39b Absatz 4 ESt(Insg. -3.225 - -2935 -1.890 -160 -5
Erhohung der als Sonderausgaben ESt -35 - . -30 -20 -5
abzugsfahigen Altersvorsorgeaufwendungen LSt -3.130 - -2880 -1.825 -135
im Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 2 EStG SolZ - 60 - -55 -35 -5
ab dem Jahr 2023 auf 100 Prozent bis zum
Hochstbetrag Bund -1.405 - -1.279 -824 -7 -2
ESt -15 - . -13 -9 -2
LSt -1.330 - -1.224 - 776 -57
Solz - 60 - -55 -35 -5
Léander -1.345 - -1.224 -787 - 66 -2
ESt -15 - . -12 -8 -2
LSt -1.330 - -1.224 -775 -58
Gem. - 475 - -432 -279 -23 -1
ESt -5 - -5 -3 -1

LSt - 470 - -432 -274 -20
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Ifd. Steuerart / Volle Kassenjahr
NI MaRnahme Gebietskor- | Jahres-
perschaft | wirkung'
2022 2023 2024 2025 2026
§ 20 Absatz 9 EStG Insg. -315 - -185 - 305 -325 -340
Erhéhung des Sparer-Pauschbetrags von ESt -85 - . -65 - 80 -85
801 Euro auf 1.000 Euro und von 1.602 Euro ~ KapESt - 145 - - 115 - 150 - 155 - 160
(Ehegatten/Lebenspartner) auf 2.000 Euro ZinsAbln -75 - - 60 -75 -75 -80
SolZz -10 - -10 -15 -15 -15
Bund - 152 - -94 -151 -160 - 166
ESt - 36 - . -28 -34 - 36
KapESt -73 - - 58 -75 -78 - 80
ZinsAbln -33 - - 26 -33 -33 -35
SolZz -10 - -10 -15 -15 -15
Lander -141 - -84 -135 -144 -151
ESt - 36 - . -27 -34 - 36
KapESt -72 - -57 -75 -77 - 80
ZinsAbln -33 - -27 -33 -33 -35
Gem. -22 - -7 -19 -21 -23
ESt -13 - . -10 -12 -13
ZinsAbin -9 - -7 -9 -9 -10
§ 33a Absatz 2 Satz 1 EStG Insg. -70 - . -55 -70 -70
Anhebung des Ausbildungsfreibetrags von ESt -70 - . -55 -70 -70
924 Euro auf 1.200 Euro ab 1.1.2023 LSt . -
SolZz . -
Bund -30 - . -23 -30 -30
ESt -30 - . -23 -30 -30
LSt . -
SolZz . -
Lander -29 - . -24 -29 -29
ESt -29 - . -24 -29 -29
LSt . -
Gem. -1 - . -8 -1 -1
ESt -1 - . -8 -1 -1

LSt . -
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- Steuerart Volle Kassenjahr
N MaBnahme Gebietskor- | Jalwes-
) perschak | wakung®
2022 2023 2024 2025 2026
6 Finanzielle Auswirkungen insgesamt Insg. -4.135 . -3.160  -2.300 -715 -725
GewSt -55 - - -10 -25
ESt - 555 . -40 - 200 - 300 -390
LSt -3.130 - -2880 -1.825 -135 .
KSt -85 - - . -15 -45
KapESt - 145 - -115 - 150 - 155 - 160
ZinsAbln -75 - - 60 -75 -75 - 80
Solz -90 - -65 -50 -25 -25
Bund -1.807 . -1.390 -1.019 -329 -330
GewSt -2 - - . . -1
ESt - 236 . -17 -85 -128 - 166
LSt -1.330 - -1.224 -776 -57 .
KSt -43 - - . -8 -23
KapESt -73 - - 58 -75 -78 -80
ZinsAbln -33 - -26 -33 -33 -35
Solz -90 - -65 -50 -25 -25
Lander -1.715 . -1.325 - 967 - 302 - 302
GewSt -3 - - . -1 -1
ESt -235 . -17 -84 - 126 - 164
LSt -1.330 - -1.224 -775 - 58 .
KSt -42 - - . -7 -22
KapESt -72 - -57 -75 -77 -80
ZinsAbln -33 - -27 -33 -33 -35
Gem. -613 . - 445 -314 -84 -93
GewSt - 50 - - . -9 -23
ESt -84 . -6 -31 -46 - 60
LSt - 470 - -432 -274 -20 .
ZinsAbln -9 - -7 -9 -9 -10

Anmerkungen:

1) Wirkung fir einen wollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten.

Die Speicherung der IBAN und gegebenenfalls der BIC einer Kontoverbindung zu den Da-
ten zur steuerlichen Identifikationsnummer nach § 139b AO in der IdNr-Datenbank fihrt zu
folgenden Mehrausgaben beim Bundeszentralamt fir Steuemn - BZSt (Kapitel 0815):

Jahr Personalmehrbedarf Sachaufwand Auftrége und IT-Dienst-
leistungen
[Titel 532 01]
2022 102 000 € 33 000 € 6 167 000 € 6 302 000 €
2023 545 000 € 169 000 € 12 950 000 € 13 664 000 €
2024 1229 000 € 435 000 € 3700 000 € 5364 000 €
2025 662 000 € 163 000 € 3700 000 € 4525 000 €
2538 000 € 800 000 € 26 517 000 € 29 855 000 €
Mehrausgaben des ITZBund (Kapitel 0816) auf Grund der Aufnahme der IBAN in die IdNr-
Datenbank:
Jahr Personal Sachkosten Auftriage und IT- Wartung und Hard- und
Dienstleistungen Pflege [Titel Software
[Titel 532 01] 511 01-IT] [Titel 812
02]
2022 6120 000 € | 6120 000 €
2023 333 000 € 131 000€ 3380 000 € 1224 000 € 5068 000 €
2024 667 000 € 261 000 € 3380 000 € 1224 000 € 5532 000 €
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2025 667 000 € 261 000 € 3380 000 € 1224 000 € 5532 000 €
1667 000 € 653 000 € 10 140 000 € 3672 000 € 6 120 000 € | 22 252 000 €
Jahre 2022 2023 2024 2025

anteiliger Umstellungsauf-

w and

(0815 427 09, 0815 532

01, 0816 532 01, 12 287 000 € 12 501 000 € 839 000 €

0816 812 02 und

0816 511 01)

davon 0815 6 167 000 € 12 501 000 € 839 000 €

davon 0816 6 120 000 €

anteiliger laufender Auf-

w and

(0815 422 01, 0815 532

01, 0816 422 01, 113 000 € 6 065 000 € 9768 000 € 9768 000 €

0816 532 01, 0816 812 02

und 0816 511 01)

davon 0815 113 000 € 997 000 € 4236 000 € 4236 000 €

davon 0816 5068 000 € 5532 000 € 5532 000 €

0811 22 000 € 166 000 € 289 000 € 289 000 €

Durch die Neuentwicklung, laufende Pflege und Wartung sowie den Betrieb des IT -Verfah-
rens zur Entgegennahme der Aufzeichnungen durch die Zahlungsdienstleister (§ 22g
—neu—, § 26a Absatz 2 Nummer 8 — neu —und Absatz 4 UStG), die Speicherung der Da-
ten, deren Weiterleitung an das CESOP sowie der Entgegennahme von CESOP-Daten und
deren Auswertung beim BZSt, als auch der Einrichtung und Durchflhrung eines Dienstes
zur Prifung, ob die Zahlungsdienstleister ihren Verpflichtungen ordnungsgemaf nachkom-
men, entstehen beim BZSt (Kapitel 0815) und beim ITZBund (Kapitel 0816) ein Mehrbedarf
von 21 Planstellen sowie folgende Mehrausgaben:

HH-Jahr 2023 2024 2025 2026
Kapitel
Titel in TE

Tit. 422 01 515 1030 1030 1030

Tit. 511 01 142 283 283 283
0815

Tit. 532 01 7 600 6 000 5625 3750

Tit. 812 01 71 142 142 142
Summe 8 328 7 455 7 080 5205

Tit. 422 01 343 686 686 686

Tit. 511 01 Non -IT 87 174 174 174
0816

Tit. 812 01 44 87 87 87

Tit. 532 01 3960 2200 2200 2200

Tit. 511 01 480 560 560 560

Tit. 812 02 2 400 400 0 0
Summe 7314 4107 3707 3707
0811 Tit. 634 03 238 475 475 475
Summe Epl. 08 / HH-Jahr 15 880 12 037 11 262 9 387
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anteiliger Umstellungsauf - 13 960 4 500

wand

anteiliger laufender Aufw and 1920 7 537 11 262 9 387
Gesamtsumme Epl. 08 48 566

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmaRig im Einzel-
plan 08 ausgeglichen werden. Einzelheiten zur Deckung des Mehrbedarfs bleiben den je-
weiligen Haushaltsvaufstellungsverfahren vorbehalten.

4.

4.1

Erfiillungsaufwand

Erfullungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger

[Wird nachgereicht.]

4.2

Erfiillungsaufwand fur die Wirtschaft

[Wird nachgereicht.]

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

[Wird nachgereicht.]

4.3
1.

Erfullungsaufwand der Verwaltung

Durch die im Rahmen des automatisierten Besteuerungsverfahrens vorgesehene
Ubermittlung der Umsatzsteuerdaten von den Finanzverwaltungen der Lander fiir Zwe-
cke derjahrlichen Geschaftsstatistiken (§ 2b Absatz 1 Satz 1 StStatG) entstehtbeiden
Finanzverwaltungen und den Statistischen Amtern der Lander ein einmaliger sowie
laufender IT-Erflullungsaufwand. Auswirkungen aufden personellen Erfullungsaufwand
in den Finanzadmtern ergeben sich durch die Regelung nicht. Durch die Anderung des
§ 2b StStatG entsteht in den Landern ein einmaliger geringfligiger automationstechni-
scher Umstellungsaufwand. Die Hohe des Aufwands ist von hier aus nicht quantifizier-
bar.

Die Speicherung der IBAN und gegebenenfalls der BIC einer Kontoverbindung zu den
Daten zur steuerlichen Identifikationsnummer nach § 139b AO in der IdNr-Datenbank
fuhrt zu Erfullungsaufwand auf Seiten des BZSt und des ITZBund. Auf3erdem mussen
die Familienkassen, die Trager der gesetzlichen Rentenversicherung eine IT -Struktur
aufbauen, umdie beiihnen fur den Berechtigten genutzte IBAN an das BZSt zu tber-
mitteln. Die H6he des Erfullungsaufwands beiallen betroffenen Stellen kann — mit Aus-
nahme des unter dem Punkt ,Haushaltsausgaben ohne Erflllungsaufwand“ dargestel-
ten Aufwands fur BZSt und ITZBund — zurzeit nicht beziffert werden.

Die Einfihrung eines maschinelles Anfrageverfahren der Meldebehdrden beim BZSt
(§ 139b Absatz 7 Satz 3 bis 6 — neu — AO) fuhrt zu folgendem Erfullungsaufwand bei
der Verwaltung ... [BMI bitte ergénzen]

Die Klarstellung der Reichweite der Deklarationsfiktion in § 150 Absatz 7 Satz2 AO
fuhrtzu einer nicht quantifizierbaren Aufwandsminderung, da erhéhter personeller Pruf-
aufwand in den Finanzamtern sowie sonst ggf. erforderliche vermehrte Nachfragen bei
den Steuerpflichtigen und ihren Beratem vermieden werden.

Die Klarstellung zur Zahlungsverjahrungsfrist des gesamten Anspruchs aus dem Steu-
erschuldverhaltnisimFall der Aufhebung, Anderungoder Berichtigung der Festsetaung
oder Anmeldung des Anspruchs (§§ 229 und 230 Absatz 2 — neu — AO) fihrt zu einer
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nicht quantifizierbaren Aufwandsminderung, da die Finanzbehdérden auf verjahrungs-
unterbrechende MalRnahmen nach § 231 AO verzichten kdnnen.

Durch die gesetzliche Anderungin § 237 Absatz 6 — neu —AO zur Verzinsung von aus-
gesetzten Haftungsansprichen entsteht in den Landern und beim BZSt ein einmaliger
automationstechnischer Umstellungsaufwand. Die Hohe des Aufwands ist von hier aus
nicht quantifizierbar. Angesichts einer geringen Zahl erwarteter Haftungsfalle entsteht
durch die Regelung zudem in den Finanzamtern und beim BZSt ein geringer, nicht
quantifizierbarer laufender Erflllungsmehraufwand.

Die EinflUhrung der Steuerfreiheit eines nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch
ermittelten und geleisteten Zuschlages an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung
(§ 3 Nummer 14a — neu — EStG) rickwirkend zum 1. Januar 2021 fuhrt fir die Trager
der Rentenversicherung zu einmaligem Erfullungsaufwand. Fir diejenigen Rentnerin-
nen und Rentner, die bereits im Jahr 2021 einen Grundrentenzuschlag erhalten haben,
sind die fUr das Jahr 2021 Ubermittelten Rentenbezugsmitteilungen zu korrigieren. Es
wird von einer Uberschaubaren Anzahl von Fallen ausgegangen. Durch die Steuerfrei-
stellung entsteht bei den Tragem der gesetzlichen Rentenversicherung zude m einma-
liger Personalaufwand durch die nétige programmtechnische Anpassung flr die Ren-
tenbezugsmitteilungen, die ab dem Jahr 2023 zu Gbermitteln sind. Darlber hinaus ist
mit geringem Vollzugsmehraufwand fur die Steuerverwaltungen der Lander zu rech-
nen.

Durch die Anhebung des linearen AfA-Satzes fur neue Wohngebaude auf 3 Prozent
§ 7 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c— neu — EStG) entsteht voraussichtlich ein-
maliger Umstellungsaufwand zur Anpassung der Eingabemdglichkeit bei den festset-
zungsnahen Daten (FnD).

Die durch den BFHvorgenommene weite Anwendungsauslegung der bisherigen Aus-
nahmeregelung zum Ansatz einer kirzeren Nutzungsdauer fur Gebaude im Rahmen
der AfA hatte voraussichtlich vermehrt Rechtsbehelfsverfahren zur Folge. Dieser zu-
kinftig erwartbaren Aufwandserhdhung wird durch die Streichung der Regelung zum
Ansatz einer kiirzeren Nutzungsdauer fur Gebaudeabschreibung (§ 7 Absatz4 Satz 2
— aufgehoben — EStG) entgegengewirkt. Eine messbare Veranderung des Erflllungs-
aufwands zum bisherigen Ist-Zustand wird daher nicht erwartet.

Das Vorziehen des vollstandigen Sonderausgabenabzugs flr Altersvorsorgeaufwen-
dungen auf 2023 flhrtinfolge der notwendigen Programmanpassungen zu einmaligem
Erfullungsaufwand bei den Finanzverwaltungen der Lander. Durch die Anderung des
§ 10 Absatz 3 Satz 6 und § 39b Absatz4 EStG entsteht in den Landern ein einmaliger
geringfugiger automationstechnischer Umstellungsaufwand. Die Hohe des Aufwands
ist von hier aus nicht quantifizierbar.

Die Vermeidung von Ruckforderungen der Altersvorsorgezulage bei Kindererziehen-
den durch Anpassung des Verfahrens (§ 10a Absatz 1a —neu —, § 90 Absatz 1 Satz 3
und Absatz 3 Satz 6 bis 8 — neu — EStG) dient der Vermeidung der Rickforderung von
Zulagen und vermeidet damit Erfullungsaufwand.

Durch den Verzicht auf eine Rickzahlung der steuerlichen Férderung (Altersvorsorge-
zulage und Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG) in der Ansparphase bei Wegaug
in ein Land auflerhalb der EU / des EWR (§ 10a Absatz6 Satz 4, § 95 Satz 1 EStG)
verringert sich in den Finanzamtern der Aufwand fur die Sachverhaltsermittlung in ge-
ringem, nicht bezfferbarem Umfang. Die grof3te Aufwandsminderung ergibt sich in er-
sparten Rechtsbehelfsverfahren, da durchdie Transparenzweniger Rechtsbehelfe ein-
gelegt werden. Diese Aufwandsminderungen kénnen jedoch mangels Fallzahlen nicht
quantifiziert werden.
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Durch die Anhebung des Ausbildungsfreibetrags (§ 33a Absatz 2 EStG) entstehtin den
Landern ein einmaliger automationstechnischer Umstellungsaufwand. Die Hohe des
Aufwands ist von hier aus nicht quantifizierbar.

Fur die Ausweitung des Datenlbermittlungsverfahren zu Kindergelddaten nach § 69
Satz 1 EStG entsteht geringer einmaliger Umstellungsaufwand. Fur das Datenuber-
mittlungsverfahren nach § 69 Satz 2 EStG kdnnen bereits bestehende Verfahren mit
geringem einmaligen Umstellungsaufwand erweitert werden. Fur die Finanzamter min-
dertsich derlaufende Erfiullungsaufwand insoweit, dass automatisierte Anfragen an die
IdNr-Datenbank bei dem Bundeszentralamt flr Steuern wesentlich weniger Zeit in An-
spruch nehmen als Ruckfragen bei den Steuerpflichtigen. Fir das Datenlibermittlungs-
verfahren nach § 69 Satz 3 EStG entsteht bei dem Bundeszentralamt flir Steuern ein-
maliger Erfullungsaufwand fur die Einrichtung des Verfahrens und laufender Erflllungs-
aufwand fur die Wartung und Pflege des Verfahrens. Auf Seiten der Familienkasse der
Bundesagentur fur Arbeit entsteht laufender Erfullungsaufwand durch die Datenan-
nahme und -aufbereitung so wie die perspektivisch damit verbundenen Servicefunkti-
onen, die den Blrgerinnen und Burgern angeboten werden sollen. Die Hohe dieser
Erflllungsaufwande ist nicht bezifferbar.

Durch die Einflhrung der elektronischen Steueranmeldung im Bausteuerabzugsver-
fahren (§ 48a Absatz Satz 1 und Satz 2 — neu — EStG) entsteht in den Landern ein
einmaliger automationstechnischer Umstellungsaufwand. Die HOhe des Aufwands ist
von hier aus nicht quantifizierbar.

Durch die Regelung zur Vermeidung von doppelten Prifungen und divergierenden Ent-
scheidungen innerhalb der Finanzverwaltung (Finanzamt und ZfA) sowie Verbesse-
rung des Rechtschutzes fir den Zulageberechtigtenin Folge des BFH-Urteils vom 8.
September 2020 — X R 2/19, BStBI 2022 Il S. 157, (§ 90 Absatz 2 Satz 1 und 2 und
Absatz 4, § 91 Absatz1 Satz 3 — aufgehoben —und Satz 4 — neu — EStG) verringert
sichin den Finanzamtern der Aufwand fur die Sachverhaltsermittlung in geringem, nicht
bezifferbarem Umfang. Die gréf3te Aufwandsminderungergibt sich in ersparten Rechts-
behelfsverfahren, da durch die Transparenz weniger Rechtsbehelfe eingelegt werden.
Diese Aufwandsminderungen kdnnen jedoch mangels Fallzahlen nicht quantifiziert
werden.

Durch die Umstellung des Verfahrens der Nachforderung der nicht einbehaltenen Ka-
pitalertragsteuer (§ 44 Absatz1 Satz 10 und 11 EStG) auf z. B. die Vorabpauschale
nunmehr durch die Veranlagungsfinanzamter im Rahmen des Einkommensteuerver-
anlagungsverfahrens nach § 32d Absatz 3 EStG und durch die gleichzeitige Umstel-
lung des Verfahrens von Papierform auf eine elektronische Datenidbermittiung nach
MaRgabe des § 93c AO tritt ein dauerhafter Entlastungseffekt ein und es entsteht ein-
maliger Umstellungsaufwand.

Die Neuregelung zur Erstattung von Kapitalertragsteuer bei Zufluss tiber eine vermé-
gensverwaltende Personengesellschaft (§ 44b Absatz 7 Satz 3 — neu — EStG) fuhrt
durch die Umstellung des Erstattungsverfahrens zu einmaligen Umstellungsaufwand

Durch die Ruckfihrung der Registerfallbesteuerung auf Anwendungsfalle des Steuer-
oasen-Abwehrgesetzes (§ 49 Absatz1 Satz1 Nummer 2 Buchstabe f Satz1 und
Nummer 6 EStG sowie die §§ 10 und 13 StAbwG) wird der mit dem Freistellungs- und
Entlastungsverfahren in den tGberwiegenden Fallen verbundene Verwaltungsaufwand
im Bundeszentralamt flr Steuern und im Rahmen der AuRenprifung durch die zustan-
digen Stellen der Lander vermindert. Konkrete Fallzahlen zur Abschatzung des Erful-
lungsaufwands liegen nichtvor. Bis zum 19. Mai 2022 lagen dem BZSt 3 294 Quartals-
Steueranmeldungen und 4 094 Antrage auf Freistellung oder Erstattung zu Register-
fallen far das Jahr 2013 bis zum 30. Juni 2022 vor. Diese Zahlen sind aber nicht voll-
standig, da eine Abgabe der Steueranmeldungen noch bis zum 30. Juni 2023 mdglich
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ist. Auf Grund des stetigen Anstiegs der beim BZSt eingehenden Antrage auf Freistel
lung und Erstattung ist von einer weit hdheren Zahl von Antragen auszugehen, als bis
Ende Mai 2022 vorlagen. Daher kann der Erfallungsaufwand nicht abschlieRend be-
stimmt werden. Jedoch kénnen die flr den Vollzug der Regelung gegenwartig tatigen
Bedienstete andere Aufgaben wahrnehmen, sobald die Bearbeitung der Altfalle abge-
schlossenist (zu Einzelheiten des gegenwartigen Personaleinsatzes vgl. S. 14 desBe-
richt des Bundesministeriums der Finanzen zur Evaluation der geltenden Rechtslage
der Besteuerung beschrankt Steuerpflichtiger, die inlandische Einktinfte aus der Uber-
lassung von Rechten erzielen, die in ein inlandisches dffentliches Buch oder Register
eingetragen sind - sogenannte Registerfalle —, abrufbar im Internet unter:
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/ Themen/Steu-
ern/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2022-06-28-bericht-evalu-
ation-registerfaelle-deutsch.pdf?___blob=publicationFile&v=2).

Durch die Beendigung der Sonderzustandigkeit der Familienkassen des 6ffentlichen
Dienstes (§ 72 Absatz 1 Satz 6 und 7, Absatz 3 Nummer 3, Absatz 8 Satz 3 - aufgeho-
ben— EStG, § 5 Absatz1 Nummer 11 FVG, VA-Bundesfamilienkassenverordnung
—aufgehoben —) entsteht bei der Bundesagentur fiir Arbeit fiir den Ubernahmeprozess
der Familienkassen des 6ffentlichen Dienstes kein zusatzlicher Aufwand, da dieser
durch die bereits geschaffenen Strukturen zu Reformbeginn abgedeckt wird. Bei den
abgebenden Familienkassen des 6ffentlichen Dienstes entsteht ein einmaliger gering-
fugiger nicht bezifferbarer Aufwand.

Die Verwaltungskosten fur die Durchfihrung des Familienleistungsausgleichs sind der
Bundesagentur fiir Arbeit zu erstatten. Durch die Ubernahme der Familienkassen des
offentlichen DienstesimBereich des Bundes (ca. 170 500 Kinder) und die verbliebenen
Familienkassen des offentlichen Dienstes der Lander und Kommunen (Stand
31. Mai 2022 - ca. 620 000 Kinder) entsteht Uber die mit steigenden Fallzahlen zur Kin-
dergeldgewahrung ,automatisch“ verbundene Steigerung des Personalansatzes in der
Familienkasse der Bundesagenturfur Arbeit ein zusatzlicher Finanzierungsbedarf. Die-
ser ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle (Angaben in Tsd. Euro):

Jahrlicher Aufwand

Haushaltsjahr

MaBRnahme

2022 2023 2024 2025 2026 2027

Bearbeitung der Kinderfalle
der Familienkassen des of-
fentlichen Dienstes im Be-

reich des Bundes durch die ) 3604 3833 3928 4027 4128
Bundesagentur fir Arbeit
(Verw altungskosten)

Bearbeitung der Kinderfalle
der Familienkassen des 6f-
fentlichen Dienstes der
Lénder und Kommunen 3075 9830 13 938 14 285 14 644 15 010
durch die Bundesagentur
fur Arbeit (Verw altungskos-
ten)

Ubernahme der Kinder-
geldbearbeitung durch die

Bundesagentur fir Arbeit 2500 2500 - - . .
(Transferkosten)
Insgesamt 5575 15 934 17 771 18 213 18 671 19 138

Insofern bedarf es keinerlei Anderung der abgeschlossenen Verwaltungsvereinbarun-
gen. Die mit der erhdéhten Kinderanzahl verbundenen héheren Personalkosten bei der
Bundesagentur fir Arbeit werden Uber die vereinbarte Pauschale seitens Bundeszent-
ralamts fiir Steuern aus dem Einzelplan 08 erstattet. Uber etwaige Mehrbedarfe wird
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im Haushaltsaufstellungsverfahren 2024 entschieden werden. Die Pauschale betragt
19,84 Euro im Jahr 2022 und steigert sich auf 24,21 Euro im Jahr 2027.

Dem Mehraufwand durch die Erstattung der Verwaltungskosten stehen Minderauf-
wande bei den Personal- und Sachkosten der abgebenden Familienkassen des offent-
lichen Dienstes gegenuber. Zusatzlich fallt beim BZSt bis zum Abschluss der Struktur-
reform Personal- und Sachaufwand in H6he von ca. 200 000 Euro jahrlich an. Soweit
hierflr keine Haushaltsvorsorge getroffen wurde, bleibt eine Entscheidung dem weite-
ren Haushaltsverfahren vorbehalten.

Die Verpflichtung zur Bereitstellung der elektronischen Abgabemdglichkeit des Antrags
auf Steuervergutung fur Leistungsbeziige zur Verwendung zu humanitaren, karikativen
oder erzieherischen Zwecken im Drittlandsgebiet (§ 4a Absatz 1 Satz 2 UStG, § 24 Ab-
satz 1 Satz 1 UStDV) 16stbeim BZSt keinen gesonderten Erfullungsaufwand mehr aus,
da fur die im Zuge der Umsetzung des OZG erforderlichen Umstellungen gesonderte
Haushaltsmittel zur Verfligung stehen.

Durch die Aufnahme des § 24 Absatz 1 Satz 1 UStG in die Liste der Betragsgrenzen,
die nach § 18 Absatz 4f Satz 6 UStG bei Anwendung der dezentralen Besteuerungvon
Organisationseinheiten der Gebietskdrperschaften Bund bzw. Lander stets als Uber-
schritten gelten, ergibt sich eine geringflgige, nicht quantifizierbare Entlastung fur die
Finanzverwaltung, weil die Uberschreitung der Betragsgrenze nicht mehr geprift zu
werden braucht.

Die Verpflichtung zur Bereitstellung der elektronischen Abgabemaglichkeit der Steuer-
erklarung zur Fahrzeugeinzelbesteuerung (§ 16 Abs. 5a) zusatzlich zur Abgabe nach
amtlich vorgeschriebenemVordruck (§ 18 Absatz 5a Satz 1 bis 3 UStG) 16st beim BZSt
keinen gesonderten Erflllungsaufwand mehr aus, da fur die im Zuge der Umsetzung
des OZG erforderlichen Umstellungen gesonderte Haushaltsmittel zur Verfliigung ste-
hen.

Durch die Neuentwicklung, laufende Pflege und Wartung sowie den Betrieb des IT -
Verfahrens zur Entgegennahme der Aufzeichnungen durch die Zahlungsdienstleister
(§ 22g — neu —, § 26a Absatz2 Nummer 8 — neu — und Absatz 4 UStG), die Speiche-
rung der Daten, deren Weiterleitung an das CESOP sowie der Entgegennahme von
CESOP-Daten und deren Auswertung beim BZSt, als auch der Einrichtung und Durch-
fuhrung eines Dienstes zur Prifung, ob die Zahlungsdienstleisterihren Verpflichtungen
ordnungsgemall nachkommen, entsteht auf Seiten des Bundes ein einmaliger sowie
laufender Erfullungsaufwand. Zudem ergeben sich dauerhafte Sach- und Personalauf-
wande. Die Hbhe des Aufwands fur die Lander ist nicht quantifizierbar. Zudemergeben
sich dauerhafte Sach- und Personalaufwande. beim Bundeszentralamt fir Steuem,
beim Informationstechnikzentrum Bund und dem Bundesministerium der Finanzen so-
wie auch bei den Landesfinanzbehdrden. Beim BZSt wird von einem jahrlichen Perso-
nalaufwand von rund 1,3 Mio. Euro und einem Sachaufwand von rund 425 000 Euro
ab 2024 fur die Erledigung der neuen Aufgaben ausgegangen. Fur die Konzeptionie-
rung und Entwicklung des notwendigen IT-Fachverfahrens entstehen beim BZSt in
2023 und 2024 einmalige Erflllungsaufwande in Hohe von insgesamt 11,7 Mio. Euro.
Ab Inbetriebnahme des IT-Fachverfahrens in 2024 entstehen jahrlich laufende Erful-
lungsaufwande fur die Pflege und Wartung dieses IT-Fachverfahrens (2024: 1,9
Mio. Euro, 2025: 5,6 Mio. Euro und 2026: 3,8 Mio. Euro). Beim ITZ Bund wird von ei-
nem jahrlichen Personalaufwand von rund 875 000 Euro und einem Sachaufwand von
rund 260 000 Euro ab 2024 ausgegangen. Fur die Konzeption, Implementierung und
den Wirkbetrieb des neuen IT-Verfahrens CESOP entstehtin 2023 und 2024 ein ein-
maliger Aufwand von insgesamt rund 7,2 Mio. Euro und ab 2024 laufende Aufwande
von jahrlich rund 2,7 Mio. Euro. Fir die Finanzamter sind keine quantifizierbaren Aus-
wirkungen aufden personellen Erfullungsaufwand zu erwarten. Sofern die von CESOP
an das BZSt Ubermittelten Daten Abweichungen zu den hier in Deutschland
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gespeicherten Daten aufweisen oder die Verdachtsfalle Gberpriftwerden missen, wird
eine Klarung wahrscheinlich nurim Rahmen einer Betriebsprifung/USt-Sonderprifung
moglich sein. Da die Prifungsstellen den Arbeitsanfall durch Schwerpunktsetzung
steuern, werden in diesem Bereich keine Mehr- oder Minderaufwande ausgewiesen.

Durch Wegfall der Durchschnittssatzbesteuerungnach § 23 UStG, der §§ 69 und 70
UStDV und der Anlage zu den §§ 69 und 70 UStDV unterliegen die Unternehmer den
allgemeinen Regelungen der Umsatzbesteuerung. Die personellen Mehr- und Min-
deraufwande in den Finanzamtern durften sich saldieren.

Die Beschrankung der Anzeigepflicht auf Félle, in denen die Anderung Auswirkungen
auf die Steuerbefreiung hat (§ 19 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 — neu — GrStG), fuhrt
zu einer im Vorhinein nicht bezifferbaren Minderung des Erflillungsaufwands.

Durch die Einfiihrung der Verpflichtung zur elektronischen Ubermittlung auch fiir Fest-
stellungserklarungen nach § 153 des Bewertungsgesetzes (§ 153 Absatz 2 Satz4 und
Absatz 4 BewG) entsteht fir die Umstellung auf eine elektronische Erklarungsannahme
und Weiterbearbeitung einmaliger IT-Umstellungsaufwand [wird nachgereicht]. Durch
die elektronische Ubermittlung entfallt der Aufwand der handischen Erfassung. Somit
mindert sich der personelle Erfillungsaufwand in den Finanzdmtern um
ca. 1,5 Mio. Euro.

Weitere Kosten

Der Wirtschaft, einschlieRlich mittelstandischer Unternehmen, entstehen keine direkten
sonstigen Kosten.

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten.

6.

Weitere Gesetzesfolgen

Unter Berucksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Mannem
sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemal § 2 der
Gemeinsamen Geschaftsordnung der Bundesministerien zuwiderlaufen.

VII.

Befristung; Evaluierung

Keine.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Einkommensteuergesetzes [TnV])

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

§ 3 Nummer 65 Satz 1 Buchstabe a und d sowie Satz 5

Durch das Siebte Gesetz zur Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer
Gesetze vom 12. Juni 2020 (BGBI. | S. 1248) wurde § 8 des Betriebsrentengesetzes gean-
dert. Diese Anderungenwerden in § 3 Nummer 65 EStG redaktionell nachvollzogen.
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Zu Buchstabe b

8§ 3 Nummer 71 Buchstabe a Satzteil vor Doppelbuchstabe aa

Nach § 3 Nummer 71 EStG ist der INVEST-Zuschuss steuerbefreit. Zum1. Marz 2022 wur-
den die INVEST-Forderkonditionen wie folgt verandert:

1. Abschaffung der 2017 eingefuhrten INVEST -F6rderung von Anschluss-Investments

2. Reduzierung des 2017 eingefuhrten Erwerbszuschusses bei Wandeldarlehen auf
10 Prozent

3. Erhdéhung der Mindestinvestitionssumme von derzeit 10 000 Euro auf 25 000 Euro
(vgl. Forderrichtlinie vom 21. Februar 2022 — BAnz AT 01.03.2022 B2 S. 1 bis 14).

Auf Grund der Reduzierung der Férderung von Wandeldarlehen ist die Steuerbefreiungin
§ 3 Nummer 71 EStG redaktionell anzupassen, um sicherzustellen, dass auch die gerin-
gere Foérderung von Wandeldarlehen weiterhin steuerbefreit ist (redaktionelle Folgeande-
rung auf Grund Anderungen bei den Férderbedingungen des INVEST -Zuschusses).

Die Anderung des § 3 Nummer 71 EStG ist auf Grund der Anderungen beider INVEST-
Forderrichlinie im Jahr 2022 erstmals im Veranlagungszeitraum 2022 anzuwenden (vgl.
§ 52 Absatz 1 EStG).

Zu Nummer 2

§ 20 Absatz6 Satz 3

§ 20 Absatz6 Satz 3 EStG ermdglicht derzeit keinen ehegattenubergreifenden Ausgleich
nicht ausgeglichener Verluste des einen Ehegatten mit positiven Kapitalertragen des ande-
ren Ehegatten im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung. Der BFH hat mit Urteil
VIII R 22/18 vom 23. November 2021 entschieden, dass nicht ausgeglichene Verluste ei-
nes Ehegatten aus Kapitalvermégen imRahmen einer Veranlagung der Kapitalertrage zum
gesonderten Tarif im Sinne des § 32d Absatz 1 EStG nicht ehegattenubergreifend mit po-
sitiven Kapitalertragen des anderen Ehegatten verrechnet werden kdnnen. Nach Ansicht
des BFH mangelt es fur eine ehegattentbergreifende Verlustverrechnung an einer Rechts-
grundlage.

Bisher ermdglicht § 43a Absatz 3 Satz 2 zweiter Halbsatz EStG nach Ansicht des BFH den
auszahlenden Stellen lediglich im Rahmen des Kapitalertragsteuerabzugs zum Ende eines
Veranlagungszeitraums nach den Vorgaben des § 20 Absatz 6 EStG einen ehegattentber-
greifenden Verlustausgleich durchzufiihren, wenn die Ehegatten der auszahlenden Stelle
einen gemeinsamen Freistellungsauftrag (§ 44a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 in Verbindung
mit § 20 Absatz 9 Satz 2 EStG) erteilt haben. Eine entsprechende Rechtsgrundlage fehle
allerdings flir die Veranlagung. Bei Veranlagung der Kapitalertrage gemaf § 32d Absatz 4
in Verbindung mit § 32d Absatz 3 Satz 2 EStG kénne danach jeder Ehegatte nach den Vor-
gaben des § 20 Absatz 6 Satz 3 EStG nicht ausgeglichene eigene Verluste nur mit seinen
eigenen positiven Kapitalertragen verrechnen.

Ein verbleibender nicht ausgeglichener Verlust sei gemaf § 20 Absatz 6 Satz 3 in Verbin-
dung mit § 10d Absatz 4 EStG fur den jeweiligen Ehegatten auf den 31. Dezember geson-
dert festzustellen.

Durch die Erganzung des § 20 Absatz 6 Satz 3 EStG wird die ehegattentbergreifende Ver-
lustverrechnung in der Veranlagung gesetzlich geregelt.
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Die Anderung des § 20 Absatz 6 EStG ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in
§ 52 Absatz 1 EStG erstmals fur den Veranlagungszeitraum 2022 anzuwenden.

Zu Nummer 3

§ 32 Absatz4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d

Es handelt sich um eine rein technische bzw. redaktionelle Anpassung.

Nach derzeitiger Rechtslage wird gemal § 32 Absatz 4 Nummer 2 Buchstabe d EStG ein
volljahriges Kind im steuerlichen Familienleistungsausgleich u. a. dann bericksichtigt,
wenn es eine Freiwilligenaktivitatim Sinne der Verordnung (EU) Nr. 2018/1475 des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 2. Oktober 2018 absolviert oder einen Internatio-
nalen Freiwilligendienst im Sinne der Richtlinie des Bundesministeriums fur Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend vom 25. Mai 2018 (GMBI S. 545) leistet.

Die Freiwilligendienste sind im Zuge der Verordnung (EU) Nr. 2018/1475in das eigenstan-
dige EU-Programm Europaisches Solidaritatskorps Ubergegangen(u. a. auch ,Erasmus+9).
An den Antragsmodalitdten und -voraussetzungen hatte sich durch das neue Programm
gegeniiber dem Europaischen Freiwilligendienst in ,Erasmus+“ keine Anderung ergeben.

Mit Wirkung zum 1. Januar 2021 wurde die Verordnung (EU) 2018/1475 aufgehoben. Die
ab dem 1. Januar 2021 geltende Verordnung (EU) 2021/888 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 20. Mai 2021 muss korrekt im Gesetz abgebildet werden. AuRerdem
erfolgt eine sprachliche Anpassung in Bezug auf den in der Verordnung (EU) 2021/888
verwendeten Begriff ,Freiwilligentatigkeit® (vorher ,Freiwilligenaktivitat®).

Zudem muss auf Grund einer Aktualisierung der Richtlinie des Bundesministeriums fir Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend vom 25. Mai 2018 (GMBI S. 545) zum Internationalen

Freiwilligendienst die Fundstelle im Gesetz entsprechend angepasst werden (siehe auch
Artikel 26 des vorliegenden Anderungsgesetzes).

Zu Nummer 4

§ 41a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1

Mit der Anderung des § 41a Absatz 1 Satz1 Nummer 1 EStG durch Artikel 2 des Gesetzes
zur weiteren steuerlichen Férderung der Elektromobilitdt und zur Anderung weiterer steu-
erlicher Vorschriften vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2451) wurde das Wort ,Lohnsteu-
eranmeldungszeitraum® auf Grund eines Versehens zusammengeschrieben. Im gesamten
anderen Text des § 41a EStG steht entweder ,Lohnsteuer-Anmeldung” oder ,Lohnsteuer-
Anmeldungszeitraum®. Dieser Schreibfehler wird nun berichtigt und die Schreibweise wird
vereinheitlicht.

Zu Nummer 5

§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe b Satz2 und Absatz2 Satz 2

Die Anderungen stehen in Zusammenhang mit der Einfiinrung des Gesetzes zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2019/2034 Uber die Beaufsichtigung von Wertpapierinstituten.
Durch das Gesetz selber wurden bereits Anpassungen der einkommensteuerlichen Vor-
schriften vorgenommen, die jedoch nicht alle vorzunehmenden Anpassungen abbildeten.
Durch die Anpassungen erfolgen keine Anderungen des materiellen Inhalts. Mit dem Ge-
setz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/2034 lber die Beaufsichtigung von Wertpapi-
erinstituten wird der neue Begriff des Wertpapierinstitut eingefihrt. Die Begriffe ,Wertpa-
pierhandelsunternehmen® und ,Wertpapierhandelsbank‘ werden durch den Begriff ,Wert-
papierinstitut ersetz.
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Zu Nummer 6

§ 44 Absatz1 Satz4 Nummer 1, 2, 2a Buchstabe b, Nummer 4 und 5, Absatz5 Satz 2
Nummer 3

Die Anderungen stehen in Zusammenhang mit der Einfiihrung des Gesetzes zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2019/2034 Uber die Beaufsichtigung von Wertpapierinstituten.
Durch dieses Gesetz wurden bereits Anpassungen der einkommensteuerlichen Vorschrif-
ten vorgenommen, die jedoch nicht alle vorzunehmenden Anpassungen abbildeten. Durch
die Anpassungen erfolgen keine Anderungen des materiellen Inhalts. Mit dem Gesetz zur
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/2034 Uber die Beaufsichtigung von Wertpapierinstitu-
ten wird der neue Begriff des Wertpapierinstituts eingeflhrt. Die Begriffe ,Wertpapierhan-
delsunternehmen® und ,Wertpapierhandelsbank“ werden durch den Begriff ,Wertpapier-
institut” ersetzt.

Zu Nummer?7

§ 44a Absatz 4 Satz 3

Die Anderungen stehen in Zusammenhang mit der Einfiihrung des Gesetzes zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2019/2034 Uber die Beaufsichtigung von Wertpapierinstituten.
Durch dieses Gesetz wurden bereits Anpassungen der einkommensteuerlichen Vorschrif-
ten vorgenommen, die jedoch nicht alle vorzunehmenden Anpassungen abbildeten. Durch
die Anpassungen erfolgen keine Anderungen des materiellen Inhalts. Mit dem Gesetz zur
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/2034 lber die Beaufsichtigung von Wertpapierinstitu-
ten wird der neue Begriff des Wertpapierinstituts eingefuhrt. Die Begriffe ,Wertpapierhan-
delsunternehmen” und ,Wertpapierhandelsbank® werden durch den Begriff ,Wertpapier-
institut” ersetzt.

Zu Nummer 8
Zu Buchstabe a

§ 44b Absatz 6 Satz1und 4

Die Anderungen stehen in Zusammenhang mit der Einfiinrung des Gesetzes zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2019/2034 Uber die Beaufsichtigung von Wertpapierinstituten.
Durch dieses Gesetz wurden bereits Anpassungen der einkommensteuerlichen Vorschrif-
ten vorgenommen, die jedoch nicht alle vorzunehmenden Anpassungen abbildeten. Durch
die Anpassungen erfolgen keine Anderungen des materiellen Inhalts. Mit dem Gesetz zur
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/2034 ber die Beaufsichtigung von Wertpapierinstitu-
ten wird der neue Begriff des Wertpapierinstituts eingefuhrt. Die Begriffe ,Wertpapierhan-
delsunternehmen® und ,Wertpapierhandelsbank“ werden durch den Begriff ,Wertpapier-
institut” ersetzt.

Zu Buchstabe b

§ 44b Absatz 7 Satz3 — neu —

Gemald § 44b Absatz 7 EStG kann eine Erstattung von Kapitalertragsteuerbetragen er-
reichtwerden, wenn eine steuerbegunstigte Korperschaftim Sinne des § 44a Absatz 7 oder
Absatz 8 EStG die Kapitalertrage mittelbar iber eine Gesamthand bezieht. Der Umfang der
zu gewahrenden Erstattungen bemisst sich nach § 44b Absatz 7 Satz 2 EStG und umfasst
nach den geltenden Regelungen lediglich die Voraussetzungen des § 44a Absatz 4, 7 oder
Absatz 8 EStG. Die Abstandnahmevorschriftdes § 44a Absatz 10 EStG fur Ertrage aus im
Inland sammelverwahrter Aktien (§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a EStG) ist im Wortlaut
des § 44b Absatz 7 Satz 2 EStG nicht aufgeflhrt, wobei sich aus der Gesetzesbegriindung
zum AmtshilfeRLUmsG die Grunde fur eine Aussparung nicht herleiten lassen (vgl. BT-
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Drucksache 17/10000, S. 58). Die Vorschriftdes § 44b Absatz 2 EStG zeigt auf, dass eine
endgliltige Belastung von steuerbefreiten Kérperschaften mit Kapitalertragsteuer auf Kapi-
talertrage im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a EStG - bei Einhaltung der Vo-
raussetzungen des § 36a Absatz 1 bis 3 EStG — vom Gesetzgeber nicht gewolltist, so dass
die Voraussetzungen auch fiir den Bezug der Kapitalertrage tiber eine Gesamthand zu
schaffen sind.

Die Anderung des § 44b Absatz 7 EStG ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in
§ 52 Absatz 1 EStG in der am 1. Januar 2022 geltenden Fassung erstmals fir den Veran-
lagungszeitraum 2022 anzuwenden.

Zu Nummer 9

§ 45a Absatz 7 Satz 2

Die Anderungen stehen in Zusammenhang mit der Einfiihrung des Gesetzes zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2019/2034 Uber die Beaufsichtigung von Wertpapierinstituten.
Durch dieses Gesetz wurden bereits Anpassungen der einkommensteuerlichen Vorschrif-
ten vorgenommen, die jedoch nicht alle vorzunehmenden Anpassungen abbildeten. Durch
die Anpassungen erfolgen keine Anderungen des materiellen Inhalts. Mit dem Gesetz zur
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/2034 ber die Beaufsichtigung von Wertpapierinstitu-
ten wird der neue Begriff des Wertpapierinstituts eingeftihrt. Die Begriffe ,Wertpapierhan-
delsunternehmen® und ,Wertpapierhandelsbank“ werden durch den Begriff ,Wertpapier-
institut” ersetzt.

Zu Nummer 10

§ 45b Absatz 3 Satz 3 und Absatz 7 Satz 2

Die Anderungen stehen in Zusammenhang mit der Einfiihrung des Gesetzes zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2019/2034 Uber die Beaufsichtigung von Wertpapierinstituten.
Durch dieses Gesetz wurden bereits Anpassungen der einkommensteuerlichen Vorschrif-
ten vorgenommen, die jedoch nicht alle vorzunehmenden Anpassungen abbildeten. Durch
die Anpassungen erfolgen keine Anderungen des materiellen Inhalts. Mit dem Gesetz zur
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/2034 ber die Beaufsichtigung von Wertpapierinstitu-
ten wird der neue Begriff des Wertpapierinstituts eingeflihrt. Die Begriffe ,Wertpapierhan-
delsunternehmen® und ,Wertpapierhandelsbank® werden durch den Begriff ,Wertpapier-
institut” ersetzt.

Zu Nummer 11
Zu Buchstabe a

8§ 49 Absatz1 Nummer 2 Buchstabe f

Die bisher geltenden Regeln zur Besteuerung beschrankt Steuerpflichtiger, die nur auf
Grund der Vermietung und Verpachtung oder der VeraufRerung eines in ein inlandisches
offentliches Buch oder Register eingetragenen Rechts (sog. Registerfalle) der Besteuerung
in Deutschland unterliegen, sind den Erkenntnissen einer Evaluation der geltenden Rechts-
lage durch das Bundesministerium der Finanzen (vgl. Bericht des Bundesministeriums der
Finanzen zur Evaluation der geltenden Rechtslage der Besteuerung beschrankt Steuer-
pflichtiger, die inlandische Einkiinfte aus der Uberlassung von Rechten erzielen, die in ein
inlandisches 6ffentliches Buch oder Register eingetragen sind - sogenannte Registerfalle -,
abrufbar im Internet unter: https://www.bundesfinanzministerium.de/ Content/DE/Standard-
artikel/Themen/Steuem/Intemationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2022-06-
28-bericht-evaluation-registerfaelle-deutsch.pdf?__blob=publicationFile&v=2) folgend zu-
ruckzufuhren und damit fur die Zukunft weitgehend abzuschaffen. Der Besteuerungsan-
spruch ist bei Registerfallenab dem 1. Januar 2023 auf Beziehungen zu nichtkooperativen
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Steuerhoheitsgebieten im Sinne des § 2 des Steueroasen-Abwehrgesetzes (StAbwG) zu
beschranken.

Hierfur sind nach den Ergebnissen der Evaluation folgende Griinde maf3geblich:

Das sich bisher fur die Vergangenheit abzeichnende Steueraufkommen Iasst sich nicht
in die Zukunft fortschreiben. Ein Steueraufkommen entsteht bei Registerfallen in der
Regelnurin Fallen, in denen die Einkiinfte aus der Uberlassung derim Inland registrier-
ten Rechte von einer Person erzielt werden, die in einem Staat ansassig ist, mit dem
kein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung (DBA) besteht. In DBA-Fallen
steht Deutschland dagegen in der Regel kein Quellenbesteuerungsrecht zu, sodass
der Steuerpflichtige eine Freistellung vom Steuerabzug nach § 50c Absatz2 Satz 1
EStG beantragenkann. Ist zunachst eine Steuer einbehalten und abgefihrt worden,
kann deren Erstattung nach § 50c Absatz 3 EStG verlangtwerden. Die Evaluierung hat
gezeigt, dass international agierende Unternehmen dazu Ubergegangen sind in
Deutschland registrierte Rechte auf Konzerngesellschaften zu Gibertragen, die in Staa-
ten ansassig sind, mit denen Deutschland DBA abgeschlossen hat, die ein Besteue-
rungsrecht des Quellenstaats in diesen Fallen nichtvorsehen. Dies flhrt dazu, dass in
Deutschland in Zukunft final kein Steueraufkommen entsteht. (hierzu ausfthrlich:
S. 20 ff. des 0. a. Berichts des Bundesministeriums der Finanzen).

Es besteht ein sehr hoher Verwaltungs- und Befolgungsaufwand, dem insbesondere in
solchen Fallen, bei denen final, auf Grund der durchzufiihrenden abkommensrechtii-
chen Entlastung vom Steuerabzug, kein Steueraufkommen gegenubersteht (vgl.
S. 6 ff. des 0. a. Berichts des Bundesministeriums der Finanzen). Der Verwaltungs-
und Befolgungsaufwand ist fir Registerfalle auf Grund der zur Bestimmung der Zah-
lungsstrome und der gegebenenfalls durchzufiihrenden Schatzung der Besteuerungs-
grundlagen insbesondere bei Lizenzblindeln gegenliber den Regelfallen des § 50a
EStG signifikant erhdht. Ein zu erwartendes geringes Steueraufkommen rechtfertigt
diese hohe administrative Belastung in Zukunft nicht.

International hat man sich auf Ebene der OECD im Rahmen des sog. Zwei-Saulen-
Projekts auf die Einfihrung einer globalen effektiven Mindestbesteuerung unter
Saule 2 sowie die teilweisen Neuverteilung von Besteuerungsrechten unter Sdule 1 mit
dem Ziel geeinigt, aggressiver Gewinnverlagerungund schadlichem Steuerwettbewerb
ein Ende zu setzen und eine fairere Allokation von Besteuerungsrechten zu erreichen.
Bei erfolgreicher EinfiUhrung dieser MalRnahmen kann davon ausgegangen werden,
dass der Anreiz einer Ruckverlagerung von in Deutschland registrierten Rechten auf
Gesellschaften, die in Staaten ansassig sind, mit denen Deutschland kein DBA abge-
schlossen hat, zuklnftig nicht im gleichen Mal3e besteht (vgl. S. 21 und 23 des o. a.
Berichts des Bundesministeriums der Finanzen). Gleichzeitig kann dadurch auch das
Petitum der Staatengemeinschaft unterstiitzt werden, durch die Ruckfihrung unilate-
raler Besteuerungsmalinahmen einer Fragmentierung der internationalen Steuer-
rechtslandschaft entgegenzuwirken (vgl. zur internationalen Kritik und den weiteren Im-
plikationen der Einfuhrung des Zwei-Saulen-Projekts der OECD, siehe S. 22 ff. des
0. a. Berichts des Bundesministeriums der Finanzen).

Fir Zahlungen von Vergatungen an Glaubiger, die in Steuerhoheitsgebieten im Sinne
des § 2 StAbwG ansassig sind, sind die Regelungen hingegen weiterhin aufrechtzuer-
halten. Das gilt insbesondere in Bezug auf Steuerhoheitsgebiete, welche die internati-
onalen Vereinbarungen zur zwischenstaatlichen Zusammenarbeit und weitere intera-
tionale Standards im Steuerbereich nicht einhalten.

Konkret wird die Registeranknipfungin § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f fir Rechte
Zufliisse von Vergltungen fir die Uberlassung von Rechten, die in ein inlandisches 6ffent-
liches Buch oder Register eingetragen sind, nach dem 31. Dezember 2022 aufgehoben.
Die Registeranknipfung wird aber in den von § 21 Absatz1 Satz1 Nummer 1 EStG
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erfassten Rechten Uber den 31. Dezember 2022 hinaus aufrechterhalten. Damit wird si-
chergestellt, dass insbesondere Einklinfte, die aus in ein inlandisches Schiffsregister ein-
getragenen Schiffsregisterrechten erzielt werden, weiter von der Steuerpflicht umfasst sind.
Gleiches gilt fir Rechte, die den Vorschriften des burgerlichen Rechts Gber Grundstlcke
unterliegen (insbesondere Erbbaurechte und Mineralgewinnungsrechte). In diesen Fallen
greifen die fur die Abschaffung der Registeranknupfung bei den Ubrigen Rechten aufge-
zeigten Grunde nicht.

Daneben hat die Evaluation der geltenden Rechtslage durch das Bundesministerium der
Finanzen auch gezeigt, dass die Behandlung in Fallen der Drittlizenzierung — also einer
Lizenzierung auRerhalb von Konzernstrukturen und nicht zwischen nahestehenden Perso-
nen — auch fir die Vergangenheit reformbediirftig ist und aus den folgenden Griinden ab-
geschafft werden sollte:

Die Evaluation des Bundesministeriums der Finanzen zeigt, dass die aus der materiellrecht-
lichen Steuerpflicht folgenden verfahrensrechtlichen Verpflichtungen durch die Betroffenen
in der Praxis in vielen Fallen nicht umgesetzt werden kdnnen, da die notwendigen Informa-
tionen nicht in der Sphare der Steuerpflichtigen liegen und fur die Vergangenheit nicht oder
nur mit unzumutbarem Aufwand zu beschaffen sind. Dies kann dazu fiihren, dass nur auf
Grund der praktisch nicht beizubringenden Unterlagen negative Konsequenzen zulasten
der Steuerpflichtigen gezogen wurden.

Es kommt erschwerend hinzu, dass die deutsche Registerfallbesteuerung nicht den inter-
nationalen Regelfall darstellt und die angeforderten Informationen daher nicht iminternati-
onal Ublichen Rahmen zwischen Unternehmen weitergegeben werden. Die Lizenznehmer
der Drittlizenzierung erkennen vor allembei Lizenzblindeln regelmafig nicht den Bezug zur
deutschen Besteuerung, da ihnen je nach Fallgestaltung gar nicht bewusst ist, dass in
Deutschland eingetragene Rechte betroffen sein konnen oder keine Aktivitat auf dem deut-
schen Markt stattfindet. Es besteht daher oftmals kein Verstandnis daflir unternehmensin-
terne Daten zwischen Vergutungsglaubiger und -schuldner wechselseitig zur Verfugung zu
stellen. Dies kann insbesondere die Beantragung einer Freistellung praktisch nahezu un-
moglich machen. Die Vertragspartner sind nicht zur Ubermittlung der Informationen, die in
der Sphare des jeweils anderen Vertragspartners liegen, verpflichtet.

Gleichzeitig zeigt der Bericht auch, dass auf Grund der bei Drittlizenzen bisher bekannten
divergierenden Fallgestaltungen das Steueraufkommen voraussichtlich im erheblichen
MalRe geringer sein wird, als bei konzerninternen Gestaltungen. Die Evaluation des Bun-
desministeriums der Finanzen zeigt auf, dass Drittlizenzen in untersuchten Fallkonstellati-
onen Uber abweichende Strukturen abgewickelt (zu Einzelheiten siehe S. 10 ff.) werden,
als bei unternehmens(gruppen)internen Uberlassungsvorgangen. Diese abweichenden
Strukturen fihren in diesen Fallen dazu, dass in Deutschland auf Grund eines gegebenen
abkommensrechtlichen Erstattungs- oder Freistellungsanspruchs final kein Steueraufkom-
men verbleibt. Damit entstehen in weit geringeren Umfang Sachverhalte, die im Ergebnis
in Deutschland tatsachlich besteuert werden kénnen.

Gleichzeitig ist der Befolgungsaufwandbei Unternehmen noch deutlich hdher, als bei Fallen
innerhalb eines Konzerns oder einer Konzerngruppe und zum Teil in der Praxis nur einge-
schrankt umfassend erfullbar. Dieses sachliche Unterscheidungsmerkmal der auf Grund
der Fallkonstellation abweichenden Befolgungslasten bei den Betroffenen und das nur zu
erwartende geringe Steueraufkommen aus diesenFallen rechftfertigt es, den Besteuerungs-
anspruch in diesen Fallen zuriickzunehmen.

Dies wird auch dadurch gestutzt, dass auf Grund der Einbeziehung von Dritten, also von
Personen, die nicht nahestehend im Sinne des § 1 Absatz 2 des Auliensteuergesetzes
sind, ein naturlicher Interessengegensatz zwischen den Vertragsparteien besteht, der eine
Gestaltung Uber Staaten, mit denen Deutschland kein Doppelbesteuerungsabkommen ab-
geschlossen hat aus diesen strukturellen Griinden unwahrscheinlich macht. Der Dritte hat
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ein Interesse daran, dass der Uberlassungsvorgang an ihn Abkommensschutz geniefit.
Dies spiegelt sich gerade in den in der Praxis zu beobachtenden abweichenden Fallgestal
tungen bei Drittlizenzierungen im Vergleich zu unternehmes(gruppen)internen Vorgangen.

Insgesamt wird dazu regelungstechnisch der in Buchstabe f Satz 1 verwandte Begriff
,Rechte” durch ,Rechte im Sinne des § 21 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 EStG oder sonstige
Rechte” ersetzt und durch den Satz 2 — neu - erganzt. Durch Satz 2 wird sichergestell,
dass in Zukunft nicht bereits die alleinige Eintragung eines sonstigen Rechts in ein inlandi-
sches offentliches Buch oder Register zu einer Steuerpflicht der Uberlassung dieses sons-
tigen Rechts fuhrt.

Sonstige Rechte sind alle Rechte, die vom bisherigen Rechtsbegriff der Norm umfasst wa-
ren (unter anderem Patent-, Marken- und Sortenrechte), mit Ausnahme der Rechte im
Sinne des § 21 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 EStG. Damit wird der grundsatzliche Besteue-
rungsanspruch fur alle Rechte nicht aufgegeben, sondern nur im Rahmen der Ausnahme
beschrankt.

Fur die sonstigen Rechte wird durch den Satz 2 — neu — die Beschrankungen der Besteue-
rung zunachst fur Falle vollzogen, in denen die Rechtelberlassung zwischen nahestehen-
denPersonenimSinne des § 1 Absatz 2 des AulRensteuergesetzes stattfindet. Der Verweis
auf § 1 Absatz2 des Auliensteuergesetzes stellt dabei sicher, dass alle Falle zwischen
unabhangigen Dritten, bei denen auf Grund eines fehlenden Interessengegensatzes die
Wahrscheinlichkeit fiir Gestaltungen tber Staaten, mit denen Deutschland kein Doppelbe-
steuerungsabkommen abgeschlossen hat, geringer und gleichzeitig die Verfugbarkeit von
Informationen flr die Vertragspartner stark eingeschrankt ist, von der beschrankten Steu-
erpflicht ausgenommen werden.

Auch werden nach Satz 2 solche Vergutungen von der Steuerpflicht nach Satz 1 ausge-
nommen, die nach dem 31. Dezember 2022 zufliel3en. Damit wird der Wegfall des Besteu-
erungsanspruchs bei der Uberlassung von sonstigen Rechten, die in ein inlandisches 6f-
fentliches Buch oder Register eingetragen sind und nur aus diesem Grund ein deutscher
Besteuerungsanspruch entsteht, im Einkommensteuergesetz fir die Zukunft sichergesteli.

Die weiteren Regelungen des § 49 Absatz1 Nummer 2 EStG stellen einen hinreichenden
Inlandsbezug und damit einen angemessenen Besteuerungsanspruch bei gewerblichen
Einklnften bei beschrankt Steuerpflichtigen im Anwendungsbereich des Einkommensteu-
ergesetzes sicher.

Zu Doppelbuchstabe bb
Zu Buchstabe b

§ 49 Absatz1 Nummer 6

Entsprechend der Anderung in § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f EStG wird die Regis-
teranknUpfung in § 49 Absatz1 Nummer 6 EStG fur Rechte ebenfalls fur die Zukunft auf-
gegeben und auf Rechte im Sinne des § 21 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 EStG beschrankt.
Damit wird sichergestellt, dass insbesondere Einkunfte, die aus in ein inlandisches Schiffs-
register eingetragenen Schiffsregisterrechten erzielt werden, weiter von der Steuerpflicht
umfasst sind. Gleiches gilt fiir Rechte, die den Vorschriften des blirgerlichen Rechts Uber
Grundstlcke unterliegen (insbesondere Erbbaurechte und Mineralgewinnungsrechte). Wei-
terhin wird — wie bei Nummer 2 Buchstabe f— die Besteuerung von Drittlizenzen, als von
Rechteliberlassungen an nicht nahestehende Personen — riickwirkend abgeschafft.

Damit wird sichergestellt, dass auch in Fallen, in denen keine gewerblichen Einkinfte vor-
liegen, die Besteuerung entsprechend der mit der Anderung verfolgten Zwecke (siehe zu
Buchstabe a) zurlickgefuhrt wird. Insbesondere bleiben damit vom Besteuerungsanspruch
auch in Zukunft die Falle der Uberlassung von Rechtenim Sinne des § 21 Absatz 1 Satz 1
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Nummer 1 EStG erfasst. Weiter bleiben solche Falle in denen der Verglitungsglaubiger als
nahestehende Person bei sonstigen Rechten keine gewerblichen Einklinfte, sondern ver-
mogensverwaltende Einkunfte erzielt (etwa Falle einer vermdgensverwaltenden Private-
Equity-Struktur) vom Besteuerungsanspruch des § 49 EStG erfasst. Im Ubrigen wird auch
hier der Besteuerungsanspruch zuriickgenommen.

Zu Doppelbuchstabe bb
Zu Nummer 12
Zu Buchstabe a

8§ 51 Absatz4 Nummer 1

§ 51 Absatz4 Nummer 1 EStG verweist bisher auf § 50a Absatz4 Satz 6 EStG. Durch das
Gesetz zur Modernisierung der Entlastung von Abzugsteuer und der Bescheinigung der
Kapitalertragsteuer (BGBI. | 2021 S. 1259) wurde der bisherige § 50a Absatz4 Satz 6 zu
Satz 7. § 51 Absatz4 Nummer 1 EStG wurde in diesem Zuge jedoch nicht angepasst. Die
redaktionelle Anderungwird nun nachgeholt und der Gesetzeswortlaut entsprechend an-
gepasst.

Zu Buchstabe b
§ 51 Absatz4 Nummer 1d

§ 51 Absatz4 Nummer 1d EStG weist bisher die Zustandigkeit fur die Bestimmung der Vor-
drucke beim Steuerabzugsverfahren nach § 50a Absatz1 EStG dem Bundesministerium
der Finanzen zu. Die Zustandigkeit fur die Bestimmung der amtlichen Muster nach
§ 50a Absatz 5 Satz 7 EStG ist bisher nicht explizit dem Bundesministerium der Finanzen
zugewiesen. Da das Bundeszentralamt fir Steuern nach § 5 Nummer 12 des Finanzver-
waltungsgesetzes fur die Durchfuhrung des Steuerabzugs nach § 50a Absatz 1 EStG aus-
schliel3lich zustandig ist, soll die Zustandigkeit fur die Bestimmung der amtlichen Muster,
die der Vergutungsschuldner an den Vergutungsglaubiger nach § 50a Absatz 5 Satz 7
EStG im Rahmen dieses Steuerabzugverfahrens ausstellen muss, demBundesministerium
der Finanzen alleine obliegen.

Zu Nummer 13
Zu Buchstabe a

§ 52 Absatz4 Satz 5 bis 8 —neu —

Satz 5 regelt die erstmalige Anwendung fur den Veranlagungszeitraum 2021, da das Ge-
setz zur Einflhrung der Grundrente fir langjahrige Versicherung in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung mit unterdurchschnittlichem Einkommen und fir weitere Malinahmen zur
Erhéhung der Alterseinkommen vom 12. August 2020 (BGBI. | S. 1879) in seinem hier we-
sentlichen Teilam 1. Januar 2021 in Kraft getreten ist.

Fur berechtigte Empfangerinnen und Empfanger, die bereits im Jahr 2021 einen Zuschlag
fur langjahrige Versicherung nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch (Grundrentenzu-
schlag) erhalten haben, wurde dieser Teilbetrag in den Rentenbezugsmitteilungen fir den
Veranlagungszeitraum 2021, die in Anwendung von § 22a Absatz1 Satz1i. V.m. §93c
Absatz 1 Nummer 1 AO bis zum 28. Februar 2022 zu Ubermitteln waren, an die Finanzver-
waltung gemeldet. Um der rickwirkenden Steuerfreistellung zum 1. Januar 2021 durch
Artikel 3 dieses Gesetzes Rechnung zu tragen, sieht Satz 6 eine Verpflichtung fur die Tra-
ger der gesetzlichen Rentenversicherung als mitteilungspflichtige Stellen im Rentenbe-
zugsmitteilungsverfahren vor, fur die Leistungsempfangerinnen und -empfanger, die bereits
im Jahr 2021 einen Grundrentenzuschlag erhalten haben, entsprechend korrigierte
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Rentenbezugsmitteilungen fir das Jahr 2021 an die Finanzverwaltung zu Gbermitteln, wenn
in der zuletzt an die Finanzverwaltung Gbermittelten Rentenbezu gsmitteilung der Grundren-
tenzuschlag in den auf der Grundlage von § 22a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 EStG Ubermit-
telten Daten enthalten war. Diese Verpflichtung zur Ubermittlung korrigierter Rentenbe-
zugsmitteilungen flr Trager der gesetzlichen Rentenversicherung ist erforderlich, da an-
hand der vorliegenden Mitteilungen die Hohe der auf den Grundrentenzuschlag entfallen-
den Rentenleistung fur die Finanzverwaltung nicht erkennbar ist. Eine durch die grundren-
tenzuschlagsberechtigte Person zu erbringende Nachweisfliihrung soll vermieden werden,
um fur diese keinen zusatzlichen Aufwand entstehen zu lassen. Zudem wird nicht jeder
Grundrentenzuschlagsberechtigte bereits einkommensteuerlich veranlagt, so dass eine zu-
satzliche Aufforderung zur Nachweisfliihrung auch zusatzlichen Aufwand fir die Finanzver-
waltung nach sich ziehen wirde. Fur die betroffenen Trager der gesetzlichen Rentenversi-
cherung durfte der einmalige Aufwand zur Ubermittlung von korrigierten Rentenbezugsmit-
teilungen nur fir die Personen, an die ein Grundrentenzuschlag bereits im Jahr 2021 ge-
leistet wurde, vertretbar sein.

In Satz 7 wird eine eigene Anderungsvorschrift fir Einkommensteuerbescheide des Veran-
lagungszeitraums 2021 vorgesehen. Infolge der Ubermittlung eines korrigierten Datensat-
zes nach Satz 6 wird durch die Satze 7 und 8 sichergestellt, dass - auch bestandskraftige —
Einkommensteuerbescheide zu andern sind, allerdings nurin dem Umfang, der sich aus
der korrigierten Rentenbezugsmitteilung nach Satz 6 ergibt. Andere Anderungsvorschriften
bleiben unberihrt.

Zu Buchstabe b

§ 52 Absatz45a Satz 5 —neu —

§ 49 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe f Satz 1 und Nummer 6 in der Fassung des
vorliegenden Anderungsgesetzes ist auf alle offenen Falle anzuwenden.

Zu Nummer 14

Zu Buchstabe a

§65

Es handeltsich um eine redaktionelle Anpassung. Der bisherige § 65 Absatz 1 EStG enthalt
eine abschlieRende Aufzihlung von Leistungen, die den Kindergeldanspruch ausschlie3en.
Da gegenwartig weder die genannten Kinderzulagen aus der gesetzlichen Unfallversiche-
rung noch Kinderzuschisse aus der gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt werden, ist
§ 65 EStG dementsprechend anzupassen.

Zu Doppelbuchstabe aa
§65

Es handeltsichum eine Folgednderungaus der nachfolgenden Aufhebungdes Absatzes 2.
Der einzig verbleibende bisherige Absatz 1 wird zum Wortlaut des § 65 EStG.

Zu Doppelbuchstabe bb

65 Satz 1

§ 65 Satz 1 wird neu gefasst und die bisherige Nummer 1 entfallt. Nach der bisherigen Re-
gelung in § 65 Absatz1 Satz 1 Nummer 1 EStG wird Kindergeld nicht flir ein Kind gezahl,
furdas Kinderzulagen aus der gesetzlichen Unfallversicherung (§ 217 Absatz 3 des Siebten
Buches Sozalgesetzbuch) oder Kinderzuschiisse aus den gesetzichen
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Rentenversicherungen(§ 270 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch) zu zahlen sind oder
bei entsprechender Antragstellung zu zahlen waren.

Kinderzulagen aus der gesetzlichen Unfallversicherung werden bei der Neubewilligung von
Verletztenrenten nicht mehr gewahrt. Eine hierfiir geltende Ubergangsregelung in § 217
Absatz 3 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch wurde durch das Siebte Gesetz zur Ande-
rung des Vierten Buches Sozalgesetzbuch und anderer Gesetze vom 12. Juni 2020
(BGBI. 1 S. 1248) zum 1. Juli 2020 aufgehoben.

Zudem wurde durch das Sechste Gesetz zur Anderung des Vierten Buches Sozialgesetz
buch und anderer Gesetze vom 11. November 2016 (BGBI. | S. 2500) § 270 des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch aufgehoben, da die Regelung wegen Zeitablaufs keine Bedeu-
tung mehr hat. Ein Kinderzuschuss wurde letztmalig im Oktober 2011 gezahlt (BT -Druck-
sache 18/8487 S. 56).

Die bisherige Nummer 1 ist daher zu streichen und die abschlieliende Aufzahlung in § 65
EStG anzupassen.

§ 65 Satz 1 Nummer 1

Die neue Nummer 1 entspricht der bisherigen Nummer 2 und ist lediglich redaktionell an-
zupassen.

Auslandische Leistungen schlie3en nach der bisherigen Regelung in § 65 Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 EStG eine Kindergeldzahlung aus, wenn sie entweder dem deutschen Kinder-
geld oder der Kinderzulage aus der gesetzlichen Unfallversicherung oder dem Kinderzu-
schuss aus der gesetzlichen Rentenversicherung vergleichbar sind.

Bisher enthielt § 65 Absatz 1 Satz1 Nummer 2 EStG einen Verweis auf die unter Num-
mer 1 genannten Leistungen. Wegen der Aufhebung der bisherigen Nummer 1 ist eine re-
daktionelle Folgeanderung vorzunehmen und die zu vergleichenden Leistungen sind direkt
zu benennen. Denn auch wenn die Leistungen in Deutschland nicht mehr gewahrt werden,
kénnen im Ausland vergleichbare Leistungen weiterhin geleistet werden. Eine ausfuhrliche
Ubersicht liber vergleichbare Leistungen istim Bundessteuerblatt veréffentlicht (BStBI 2017
I S.151).

§ 65 Satz 1 Nummer 2
Die neue Nummer 2 entspricht der bisherigen Nummer 3 und ist inhaltlich unverandert.

Zu Doppelbuchstabe cc
§ 65 Satz 3

Es handelt sich um eine Folgeanderung aus dem Wegfall der bisherigen Nummer 1 und
der Umnummerierung der bisherigen Nummer 3 zu Nummer 2.

Zu Buchstabe b

§ 65 Absatz2 — aufgehoben —

Die bisherige Regelung in § 65 Absatz 2 EStG sah vor, dass Kindergeld in Hohe des Un-
terschiedsbetrags geleistet wird, wenn der Bruttobetrag der Kinderzulage aus der gesetzli-
chen Unfallversicherung oder des Kinderzuschusses aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung niedriger als das Kindergeld nach § 66 EStG ist und der Unterschiedsbetrag mindes-
tens 5 Euro betragt.
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Durch den Wegfall der Kinderzulage aus der gesetzliche n Unfallversicherung und des Kin-
derzuschusses aus der gesetzlichen Rentenversicherung ist diese Regelung nicht mehr
erforderlich und wird ersatzlos aufgehoben.

Zu Artikel 2 (Weitere Anderung des Einkomme nsteuergesetzes [1.1.2007])

Inhaltsiibersicht, § 2 Absatz 1 Satz 6, § 32b Absatz2 Satz 2 und 3, § 32c und § 52 Ab-
satz43aund 44

Allgemeines

Mit Beschluss vom 8. Dezember 2021 (Az. 2 BvL 1/13) hat das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) entschieden, dass die Tarifbegrenzung bei Gewinneinkiinften gemaf § 32c EStG
sowie § 32b Absatz 2 Satz 2 und 3 EStG in Verbindung mit § 32a Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 5 EStG in der jeweils flr das Jahr 2007 geltenden Fassung nicht mit dem allgemeinen
Gleichheitssatz vereinbar ist. Das BVerfG hat den Gesetzgeber mit seinem Beschluss an-
gewiesen, spatestens bis zum 31. Dezember 2022 rlickwirkend fir den Veranlagungszeit-
raum 2007 eine Neuregelung zu treffen. Der Beschluss des BVerfG betrifft eine Sonderre-
gelung des Einkommensteuergesetzes, die nur fur den Veranlagungszeitraum 2007 an-
wendbar war. Er hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf das geltende Recht.

Ab 2007 wurde fur Einktnfte Gber 250 000 Euro (bei der Einzelveranlagung) beziehungs-
weise 500 000 Euro (beider Zusammenveranlagung von Ehegatten) der Spitzensteuersatz
von 42 Prozent auf 45 Prozent erhoht. Hiervon wurden nur fur den Veranlagungszeitraum
2007 Gewinneinklnfte durch eine Tarifbegrenzung gemaR § 32c EStG ausgenommen. Zu-
gleich wurde sichergestellt, dass auch beim Progressionsvorbehalt gemafl § 32b Absatz 2
Satz 2 und 3 EStG der Steuersatz fur Gewinneinklnfte auf 42 Prozent beschrankt blieb.

Zur Herstellung eines verfassungsmaRigen Zustands flr den Veranlagungszeitraum 2007
hat das BVerfG in Rz. 91 seines Beschlusses ausgefluhrt, dass der Gleichheitsverstol3
durch die Ruckkehr zu einem einheitlichen Spitzensteuersatz von 42 Prozent fir samtliche
Einkunftsarten oder durchdie Streichung der beglinstigenden Normbehoben werden kann.
Nicht mehr anfechtbare Entscheidungen, die auf einer fur mit der Verfassung unvereinbar
erklarten Norm beruhen, bleiben dabei grundsatzlich unberihrt (vgl. BVerfGE 81, 363
<384>; 87, 153 <178>; 94, 241 <266 f.>).

Zur Umsetzung des Beschlusses des BVerfG werden insbesondere aus haush alterischen
Grinden sowie im Hinblick auf die Umsetzung im Verwaltungsvollzug die Regelungen des
§ 32c EStG sowie des § 32b Absatz 2 Satz 2 und 3 EStG riickwirkend flir 2007 auler Kraft
gesetzt. Aus der rickwirkenden Aufhebung der beginstigenden Norm resultieren insoweit
keine Steuernachzahlungen bzw. Nachzahlungszinsen fur Steuerpflichtige, die im Veranla-
gungszeitraum 2007 tarifbeglnstigte Gewinneinklnfte erzielt hatten. Eine Anwendung zu-
ungunsten der Steuerpflichtigen ist hier grundsatzlich wegen des gesetzlichen Vertrauens-
schutzes ausgeschlossen (§ 176 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 AO).

Aufhebung der Regelungen im Steuerdnderungsgesetz 2007

Die Tarifbegrenzung bei Gewinneinklinften gemafl § 32¢c EStG in Verbindung mit § 32a
Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 EStG in der fur das Jahr 2007 geltenden Fassung wurde durch
das Steueranderungsgesetz2007 vom 19. Juli 2006 (BGBI. | S. 1652) eingefuhrt. Die in
den Nummern 1 bis 4 enthaltenen Anderungsbefehle der Regelungen des Steuerénde-
rungsgesetzes 2007 sollen zu einer rickwirkenden Aufhebungder materiell-rechtlichen Re-
gelungen (inkl. der Anwendungsregelungin § 52 EStG) flr den Veranlagungszeitraum 2007
fuhren.

Das Einkommensteuergesetzin der ab dem Veranlagungszeitraum 2008 geltenden Fas-
sungwurde hingegen durch Artikel 1 des Burgerentlastungsgesetzes Krankenversicherung
vom 26. Juli 2009 (BGBI. | S. 1959) und durch Artikel 2 des Gesetzes zur Anpassung des
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nationalen Steuerrechts an den Beitritt Kroatiens zur EU und zur Anderung weiterer steu-
erlicher Vorschriftenvom 25. Juli 2014 (BGBI. | S. 1266) redaktionell bereinigt und die Re-
gelungen zur Tarifbegrenzung fur Gewinneinkinfte aufgehoben. Dies vor dem Hintergrund,
dass die Tarifermaligung nach § 32c EStG inkl. der Folgeanderungen nur fur den Veran-
lagungszeitraum 2007 anwendbar war.

Aufhebung der Regelungen im Jahressteuergesetz 2007

Es handelt sich um Folgeanderungen zur Umsetzung des Beschlusses des BVerfG vom
8. Dezember 2021 (Az. 2 BvL 1/13). Das Jahressteuergesetz 2007 vom 13. Dezem-
ber 2006 (BGBI. | S. 2878) enthielt bezogen auf das Steueranderungsgesetz 2007 vom
19. Juli 2006 (BGBI. | S. 1652) Folgednderungen,umauch beim Progressionsvorbehalt ge-
maR § 32b Absatz 2 Satz 2 und 3 EStG den Steuersatzflr Gewinneinklnfte auf42 Prozent
zu beschranken. Zu diesem Zweck wurde mit dem v. g. Gesetz die Regelung des § 32c
EStG um einen Absatz 4 und die Regelung des § 32b Absatz 2 EStG um die Satze 2 und
3 erganzt. Zur Umsetzung des Beschlusses des BVerfG soll die entsprechende Anderung
der Regelungen des Jahressteuergesetzes 2007 zu einer rickwirkenden Aufhebung der
materiell-rechtlichen Regelungen (inkl. der Anwendungsregelungen in § 52 EStG) fur den
Veranlagungszeitraum 2007 flhren.

Die rickwirkende Aufhebung der Tarifbegrenzung bei Gewinneinklinften gemall § 32c
EStG sowie § 32b Absatz2 Satz 2 und 3 EStG in Verbindung mit § 32a Absatz 1 Satz 2
Nummer 5 EStG findet fur alle flr den Veranlagungszeitraum 2007 noch offenen Veranla-
gungsfalle Anwendung. Offene Falle sind alle bei Inkrafttreten des vorliegenden Anderungs-
gesetzes bereits beschiedenen, aber noch nicht abgeschlossenen Verwaltungsverfahren,
weil insbesondere auf Grund eines noch anhangigen aullergerichtlichen oder gerichtlichen
Rechtsbehelfs noch keine Unanfechtbarkeit der Einkommensteuerfestsetzung 2007 einge-
treten ist.

Zu Artikel 3 (Weitere Anderung des Einkomme nsteuergesetzes [1.1.2021])

§ 3 Nummer 14a — neu —

Mit dem Gesetz zur Einfuhrung der Grundrente fir langjahrige Versicherungin der gesetz
lichen Rentenversicherung mit unterdurchschnittichem Einkommen und fir weitere Maf3-
nahmen zur Erhéhung der Alterseinkommen vom 12. August 2020 (BGBI. | S. 1879) wurde
u. a. ein einkommensabhangiger Zuschlag zur Rente fur langjahrige Versicherung in der
gesetzlichen Rentenversicherung eingeflihrt. Die Ermittlung des individuellen Grundrenten-
zuschlags erfolgt nach einer gesetzlich festgelegten Berechnungsmethode. Zur Feststel
lung des Grundrentenbedarfes findet eine Einkommensprufung statt; Ubersteigt das Ein-
kommen gesetzlich festgelegte Einkommensfreibetrage, findet eine Kiurzung des Grund-
rentenzuschlags statt. Ein dem Grunde nach bestehender Anspruch auf einen Grundren-
tenzuschlag kann auf Grund der Einkommensprufung daher der Hohe nach in den einzel-
nen Jahren variieren.

Mit der Einfihrung des Grundrentenzuschlags wurde das Ziel verfolgt, das Vertrauen in das
Grundversprechen des Sozialstaates auf Absicherung und in die Leistungsfahigkeit der ge-
setzlichen Rentenversicherung zu starken. Vor diesem Hintergrund sollte auch aus steuer-
licher Sicht sichergestellt werden, dass der die Lebensleistung der berechtigten Person an-
erkennende Grundrentenzuschlag nicht geschmalert wird. Dem tragt der vorliegende Ge-
setzentwurf dadurch Rechnung, dass der Betrag der Rente, der auf Grund des Grundren-
tenzuschlags geleistet wird, steuerfrei gestellt wird. Dadurch kann der Grundrentenzu-
schlag steuerlich unbelastet in voller Hohe zur Verfligung stehen und so ungeschmalert zur
Sicherung des Lebensunterhaltes beitragen.
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Zu Artikel 4 (Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2023])
Zu Nummer 1

8§ 7 Absatz 4 Satz 2 — aufgehoben —

Die Absetzung fur Abnutzung (AfA) fur Gebaude richtet sich grundsatzlich nach § 7 Ab-
satz 4 EStG. Danach erfolgt grundsatzich eine lineare Abschreibung des Gebaudes nach
einem typisierten fest vorgegebenen AfA-Satz (2 oder 2,5 oder 3 Prozent). Die AfA erfolgt
damit regelmaflig unabhangig von der Nutzungsdauer eines Gebaudes, die im Regelfall
langer als 33, 40 oder 50 Jahre sein durfte.

Gemall § 7 Absatz4 Satz 2 EStG kann die AfA in begrindeten Ausnahmefallen - abwei-
chend zu dem typisierten AfA-Satz— nach einer begriindeten tatsachlich kiirzeren Nut-
zungsdauer bemessen werden. Der Nachweis einer kiirzeren Nutzungsdauer ist durch den
Steuerpflichtigen zu erbringen.

Nach Auffassung des BFH (BFH-Urteil vom 28. Juli 2021, IX R 25/19 - NV) kdnnen sich
Steuerpflichtige, die sich auf eine klirzere tatsachliche Nutzungsdauer im Sinne des § 7
Absatz 4 Satz 2 EStG berufen, jeder geeigneten Darlegungsmethode bedienen. Entgegen
der Auffassung der Finanzverwaltung hat der BFH insbesondere die zur Verkehrswerter-
mittlung von Grundsticken modellhaft ermittelte Restnutzungsdauer als einen nicht zu be-
anstandenden Ausgangspunkt fur den Nachweis einer kiirzeren Nutzungsdauer angese-
hen. Die vom BFH erkannte Zulassigkeit von diversen Nachweismethoden zur Schatzung
von Nutzungsdauern kehrt nach Auffassung der Finanzverwaltung die Ausnahme-Betrach-
tungim § 7 Absatz 4 Satz 1 und 2 EStG in eine Regel-Betrachtung um. Die aktuelle Recht-
sprechung des BFH fuhrt in der Praxis bereits jetzt zu einer deutlichen Zunahme von An-
tragen auf Ansatz einer kiirzeren Nutzungsdauer und damit einer héheren Abschreibung
fur Gebaude. Die Prufung der Antrage — die auf Grund der Entscheidung des BFHim Ein-
zelfall sehr verschieden ausfallen werden —wirde zu einer erheblichen Zunahme des BU-
rokratieaufwands flr Verwaltung, Unternehmen und Birgerinnen und Blirger fihren. Die
Beurteilung der fur einen Nachweis einer kiirzeren Nutzungsdauer mal3geblichen Determi-
nanten, wie der technische Verschleil3, die wirtschaftliche Entwertung und die rechtlichen
Nutzungsbeschrankungen, isthaufig streitbefangen. ImErgebnis handelt es sich immer um
Einzelfallentscheidungen, die miterheblichem Bearbeitungs- und Auseinandersetzungsauf-
wand verbunden sind.

Die Aufhebung der Ausnahmeregelung zum Ansatz einer kiirzeren Nutzungsdauer bei der
AfA fur Gebaude fuhrtzu einer deutlichen Verbesserung in der Rechtsanwendung, zu einer
deutlichen Minderung des Burokratieaufwands flr Verwaltung, Burger und Unternehmen
und zu einer Vermeidung unkontrollierter Steuermindereinnahmen.

Die Aufhebung der Ausnahmeregelung flhrt auch nicht zu einer ungerechtfertigten Un-
gleichbehandlung. Die Abschreibung von Gebauden erfolgt bereits jetzt nach pauschalier-
ten festen AfA-Satzen, die weitgehend nicht mit der tatsachlichen Nutzungsdauer des Ge-
baudes korrelieren. Bei einem Kauf eines bestehenden Gebaudes erfolgt die AfA ebenfalls
nach dem feststehenden AfA-Satz, so dass die AfA unabhangig vom tatsachlichen Alter
des Gebaudes immer nach demselben AfA-Satz erfolgt. Der pauschalierte Ansatz ist be-
sonders einfach und klar in der Rechtsanwendung. Die Abschaffung von Ausnahmen im
Steuerrecht tragt zudem zur Rechtsklarheit und Vereinfachung des Einkommensteuerge-
setzes bei.

Mit Artikel 5 Nummer 1 dieses Gesetzes soll der typisierte AfA-Satz flir Wohngebaude
von 2 auf 3 Prozent angehoben werden. Damit werden zukinftig alle Gebaude grundsat=
lich Uber einen Zeitraum von 33 Jahren abgeschrieben. Das bedeutet, dass bereits durch
die allgemeinen Vorschriften Uberdie lineare Abschreibung von Gebdudendiese nach einer
klrzeren als der tatsachlichen Nutzungsdauer erfolgt.
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Zudem bleiben die Regelungen zur Teilwertabschreibung (§ 6 Absatz 1 Nummer 1 Satz 2
EStGi. V. m. § 7 Absatz 4 Satz 4 EStG) und zur Absetzung fiir aulRergewdhnliche techni-
sche oder wirtschaftliche Abnutzung (AfaA; § 7 Absatz 1 Satz7 EStG i. Vm. § 7 Absatz4
Satz 3 und 4 EStG) von dieser Anpassung unberuhrt. In Fallen von anzuerkennenden dau-
erhaften Wertminderungen oder in Fallen auRergewdhnlicher technischer oder wirtsch aftli-
cher Abnutzung von Gebauden, soweit sie zu einem Betriebsvermdgen gehdren und nicht
Wohnzwecken dienen und der Gewinn durch Betriebsvermdgensvergleich ermittelt wird,
stehen bereits steuerliche Instrumente zur Verfligung, die Wertminderungen auch im Ra h-
men der Abschreibung widerspiegeln.

Zu Nummer 2

§ 10 Absatz3 Satz 6

Mit der Neuregelung wird eine im Koalitionsvertrag fir die 20. Legislaturperiode zwischen
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN und
der Freien Demokratischen Partei (FDP) vereinbarte MalRnahme umgesetzt, die den voll-
standigen Abzug von Altersvorsorgeaufwendungen im Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 2
EStG als Sonderausgaben bereits ab dem Jahr 2023 vorsieht.

Die mit dem Alterseinklinftegesetzim Jahr 2005 begonnene Umstellung der Besteuerung
von Renten aus der Basisversorgung auf die nachgelagerte Besteuerung sieht u. a. eine
kontinuierlich ansteigende Steuerfreistellung von Altersvorsorgeaufwendungen im Sinne
des § 10 Absatz 1 Nummer 2 EStG vor. Bisher ist gesetzlich vorgesehen, dass diese Al-
tersvorsorgeaufwendungen bis zu dem Hochstbeitrag zur knappschaftlichen Rentenversi-
cherung (§ 10 Absatz 3 EStG) erstmals im Jahr 2025 zu 100 Prozent als Sonderausgaben
berlcksichtigt werden kénnen.

Mit der Anderung wird der bisher ab dem Jahr 2025 vorgesehene vollstandige Sonderaus-
gabenabzug auf das Jahr 2023 vorgezogen. Damit erhdhen sich die als Sonderausgaben
abzugsfahigen Altersvorsorgeaufwendungenim Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 2 EStG
im Jahr 2023 um 4 Prozentpunkte und im Jahr 2024 um 2 Prozentpunkte. Das fihrt flr alle
Burgerinnen und Blrger mit entsprechenden Altersvorsorgeaufwendungen in den Jah-
ren 2023 und 2024 zu einer splrbaren Entlastung.

Die Anderung ist zudem vor dem Hintergrund der Urteile des Bundesfinanzhofs vom
19. Mai 2021 (Az. X R20/19 und XR 33/19) erforderlich, da mit dieser Malihahme in einem
ersten Schritt dazu beigetragen werden kann, auf langfristige Sicht eine ,doppelte Besteu-
erung“ von Renten aus der Basisversorgung zu vermeiden.

Die Anderung des § 10 Absatz 3 Satz 6 EStG ist nach der allgemeinen Anwendungsrege-
lung in § 52 Absatz 1 EStG in der am 1. Januar 2023 geltenden Fassung erstmals flr den
Veranlagungszeitraum 2023 anzuwenden.

Zur Umsetzung im Lohnsteuerabzugsverfahren siehe Aufhebung von § 39b Absatz 4 EStG
durch dieses Anderungsgesetz.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

§ 10a Absatz 1a — neu —

Die Neuregelungin § 10a Absatz 1a — neu — EStG vereinfacht das Riester-Verfahren bei
Personen, die wegen der Anrechnung von Kindererziehungszeiten beiinlandischen geset=
lichen Rentenversicherungstragern dem forderberechtigten Personenkreis angehoren.
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Zum begunstigten Personenkreis nach § 10a Absatz 1 Satz 1 EStG gehdren u. a. pflicht-
versicherte Personen in der inlandischen gesetzlichen Rentenversicherung. Gesetzlicher
AnknUpfungspunkt fur die Riester-Forderung von Kindererziehenden ist somit das Beste-
hen einer solchen Versicherungspflicht. Personen gelten in der Zeit, fir die ihnen Kinderer-
Ziehungszeiten anzurechnen sind (§ 3 Satz 1 Nummer 1 des Sechsten Buches Sozialge-
setzbuch — SGB VI), als pflichtversichert in der gesetzlichen Rentenversicherung. Kinder-
erziehungszeiten sind grundsatzlich Zeiten der Erziehung eines Kindes in den ersten drei
Lebensjahren (§ 56 Absatz 1 Satz 1 SGB VI).

Da das Verfahren zur Feststellung von Kindererziehungszeiten (durch die gesetzlichen
Rentenversicherungstrager) und das Forderverfahren nach § 10a EStG/ Abschnitt XI EStG
auf Grund der Feststellung von Kindererziehungszeiten (durch die Zentrale Zulagenstelle
fur Altersvermégen - ZfA) unterschiedliche Ausrichtungen haben, kommt es zu erheblichen
zeitlichen Diskrepanzen. Wahrend Kindererziehungszeiten auch noch wahrend des Ren-
tenantragsverfahrens beim Rentenversicherungstrager geltend gemacht werden kdénnen,
mussen im Zulageverfahren die Voraussetzungen — insbesondere das Vorliegen der per-
sonlichen Anspruchsvoraussetzungen fur die Férderberechtigung — bereits im jeweiligen
Beitragsjahr (§ 88 EStG) vorliegen. Furden Nachweis der Rentenversicherungspflicht sind
die Angaben des zustandigen Sozialversicherungstragers maflgebend (§ 14 Absatz1
Satz 1 der Altersvorsorge-Durchfihrungsverordnung — AltvDV). Folge dieser Regelung ist,
dass derjenige, dem Kindererziehungszeiten nach den §§ 3 und 56 SGB VI anzurechnen
sind, beim zustéandigen gesetzlichen Rentenversicherungstrager jahrlich einen Antrag auf
Feststellung von Kindererziehungszeiten stellen misste, der in vielen Fallen aus Unkennt-
nis unterbleibt.

Es wird daher in dem neuen Absatz 1a bestimmt, dass Steuerpflichtige, die Kindererzie-
hungszeiten nach § 56 SGB VI in der inlandischen gesetzlichen Rentenversicherung nur
auf Grund eines fehlenden oder eines noch nicht beschiedenen Antrags bislang nicht an-
gerechnet bekommen haben, einem Pflichtversicherten zunachst gleichstehen. Vorausset-
zung dabeiist in einem ersten Schritt, dass der Zulageberechtigte die Kinderzulage fur ein
Kind, fur das gegenuber dem Steuerpflichtigen oder seinem Ehegatten/ Lebenspartner Kin-
dergeld festgesetzt wordeniist, bei seinem Anbieter beantragt; das Kind darfim Beitragsjahr
sein viertes Lebensjahrnoch nicht vollendet haben. Die zeitliche Begrenzung — die Vollen-
dung des vierten Lebensjahres des Kindes — knupft an § 56 SGB VI an, da Kindererzie-
hungszeiten in der Regel fur die ersten 36 Kalendermonate nach dem Geburtsmonat des
Kindes gewahrt werden. Da die ZfA keine abschlieRende Priufung der Voraussetzungen
des § 56 SGB VI vornehmen kann, ist der Steuerpflichtige in einem zweiten Schritt — eben-
falls spatestens bis zur Vollendung des vierten Lebensjahres des mallgebenden Kindes —
verpflichtet, die Kindererziehungszeiten bei der gesetzlichen Rentenversicherung zu bean-
tragen. Werden die Kindererziehungszeiten — beispielsweise auf Grund eines Ausschluss-
grundes — vom Trager der gesetzlichen Rentenversicherung nicht anerkannt, entfallt rlick-
wirkend die Forderberechtigung.

Bei Kindern, die am 1. Januar eines Jahres geboren sind, muss davon abweichend auf die
Vollendung des flinften Lebensjahres abgestellt werden, da ein Lebensjahr am vorange-
henden Kalendertag, also am 31. Dezember, vollendet wird. Damit wird auch Eltern mit
entsprechend geborenen Kindem ausreichend Zeit fur die Beantragung der Kindererzie-
hungszeiten eingeraumt.

Korrespondierend zu den vereinfachten Antragsmodalitaten flr Kindererziehende wird in
§ 90 Absatz 3 Satz 6 und 7 EStG bestimmt, dass ein entsprechendlangerer Zeitraum fur
die Uberprifung dieser Forderberechtigung gilt.

Die Neuregelung zielt auf eine bestmdgliche Vermeidung der Riuckforderung von Zulagen
ab. Dies ist nicht nur unter verwaltungsdkonomischen Gesichtspunkten erstrebenswert,
sondern gerade auch aus Sichtder Empfanger, beideneneine sicher geglaubte steuerliche
Forderung auf Grund der nachtraglichen Feststellung des Nichtvorliegens der
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Fordervoraussetzungen wieder riickgangig gemacht werden muss. Ebenso soll der Auf-
wand auf Seiten der Kindererziehenden sowie auf Seiten der Trager der gesetzlichen Ren-
tenversicherung im Rahmen der Beantragung der Kindererziehungszeiten so gering wie
maoglich gehalten werden.

Zu Buchstabe b
§ 10a Absatz 1b

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Einfigung des neuen § 10a Absatz 1a EStG.
Durch die Einfligung des neuen Absatzes 1a wird der urspriingliche Absatz 1a zum neuen
Absatz 1b.

Zu Buchstabe c

§ 10a Absatz 6 Satz 4

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Anderung des § 95 EStG im vorliegenden An-
derungsgesetz.

Nach bisher geltendem Recht treten die Folgen einer schadlichen Verwendung (§§ 93
und 94 EStG) ein, wenn die unbeschrankte Steuerpflicht eines Zulageberechtigten im Sinne
des § 10a Absatz 6 Satz 1 oder 2 EStG durch Aufgabe des inlandischen Wohnsitzes oder
gewohnlichen Aufenthalts endet und die Person nicht nach § 1 Absatz 3 EStG als unbe-
schrankt einkommensteuerpflichtig behandelt wird. Bisher konnten in diesem Fall die Stun-
dung und ggf. ein spaterer Erlass bei Riuckkehr aus dem Ausland beantragt werden. § 95
Absatz 2 und 3 EStG, in denen diese Moglichkeiten bisher geregelt waren, entfallen kiinftg.
Der Verweis an dieser Stelle muss daher auch gestrichen werden. Der Riickzahlungsbetrag
ist wie bisher im (bekannten) Verfahren nach den §§ 93 und 94 EStG festzusetzen und zu
erheben.

Zu Nummer 4

§ 20 Absatz9

Der Sparer-Pauschbetrag ist ein pauschaler Ausgleich dafur, dass ein Abzug der tatsachli-
chen Werbungskosten bei den Einklnften aus Kapitalvermoégen nach § 20 Absatz 9 Satz 1
Halbsatz 2 Einkommensteuergesetz (EStG) ausgeschlossenist.

Der Sparer-Pauschbetrag wurde mit dem Unternehmensteuerreformgesetz 2008 vom
14. August 2007 (BGBI. | S. 1912) eingefuhrt. Dabei wurde der Sparer-Freibetrag und der
fur Kapitaleinklnfte geltende Werbungskostenpauschbetrag zu einemeinheitlichen Sparer-
Pauschbetrag in Hohe von 801 Euro (1 602 Euro fur Verheiratete/ Lebenspartner) zusam-
mengefasst. Der Sparer-Pauschbetrag wurde seit seiner Einfiihrung betragsmaRig nicht
verandert. Mitder Anderung wird der Sparer-Pauschbetrag von 801 auf1 000 Euro und von
1602 Euro (Ehegatten/Lebenspartner) auf 2 000 Euro erhéht. Um die technische Umset-
zung einfach zu gestalten, werden bereits erteilte Freistellungauftrage prozentual erhdht.

Zu Nummer 5

§ 33a Absatz 2 Satz 1

Zur Abgeltung eines Sonderbedarfs eines sich in Berufsausbildung befindenden, auswartig
untergebrachten, volljahrigen Kindes, flir das Anspruch auf einen Freibetragnach § 32 Ab-
satz 6 EStG oder Kindergeld besteht, kdnnen die Eltern einen Freibetrag vom Gesamtbe-
trag der Einkunfte abziehen. Der Freibetrag hat abgeltende Wirkung.
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Wie im Koalitionsvertrag vorgesehen, wird der Freibetrag von 924 Euro auf 1 200 Euro je
Kalenderjahr angehoben. Die Anhebung ist nach § 52 Absatz 1 in der am 1. Januar 2023
geltenden Fassung erstmals fur den Veranlagungszeitraum 2023 anzuwenden.

Zu Nummer 6
Zu Buchstabe a

§ 39 Absatz4 Nummer 4 Buchstabe b

Ab dem 1. Januar 2024 (im Rahmen eines Pilotprojekts mit Echtdaten ab dem 1. Januar
2023) sind Lohnsteuerabzugsmerkmale nach § 39 Absatz4 Nummer 4 EStG auch die
Hohe der monatlichen Beitrage

a) fur eine private Krankenversicherung und fir eine private Pflege -Pflichtversicherung,
wenn die Voraussetzungen fur die Gewahrung eines nach § 3 Nummer 62 EStG steu-
erfreien Zuschusses fur diese Beitrage vorliegen,

b) flreine private Krankenversicherung und fur eine private Pflege -Pflichtversicherung im
Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 3 EStG.

Diesbeztiglich wird mit der Anderung von § 39 Absatz4 Nummer 4 Buchstabe b EStG klar-
gestellt, dass Lohnsteuerabzugsmerkmal nur die eigenen Beitrage des Arbeitnehmers im
Sinnedes § 10 Absatz 1 Nummer 3 Satz 1 EStG sind. Im Lohnsteuerabzugsverfahren nicht
zu berucksichtigensind hingegendie Beitrage eines Kindes, welches selbst Versicherungs-
nehmer ist, die vom anderen Eltemnteil fir ein Kind, welches nicht selbst Versicherungsneh-
mer ist, getragenen Beitrage und die Beitrage fiir einen geschiedenen oder dauernd ge-
trennt lebenden Ehegatten (§ 10 Absatz 1 Nummer 3 Satz 2 bis 4 EStG). Dies entspricht
der langjahrigen Praxis (s. Tz. 6.1 des BMF-Schreibens zur Vorsorgepauschale im Lohn-
steuerabzugsverfahren vom 26. November 2013, BStBI | S. 1532) und beseitigt eine un-
klare Rechtslage.

Furdie Arbeitnehmer ergeben sich keine steuerlichen Nachteile, denn die Regelungen zum
Sonderausgabenabzug bleiben durch diese Gesetzesanderung unberthrt.

Zu Buchstabe b

§ 39 Absatz4a Satz 1

Zum 1. Januar 2024 wird ein umfassender Datenaustausch zwischen den Unternehmen
der privaten Kranken- und Pflegeversicherung, der Finanzverwaltungund den Arbeitgebern
eingeflhrt. Die Vorbereitungsarbeiten laufen seit langerem. Es hat sich dabei gezeigt, dass
die mit dem Jahressteuergesetz 2020 verabschiedeten gesetdichen Regelungen zum Da-
tenaustausch derzeit noch nicht vorsehen, dass das Bundeszentralamt fir Steuern nicht
nur Empfanger der Daten ist, sondern auch aus den ubermittelten Daten die entsprechen-
den Lohnsteuerabzugsmerkmale bildet. Diese Liicke wird mit einer Erganzung von § 39
Absatz 4a Satz 1 EStG geschlossen.

Zu Nummer?7

§ 39b Absatz 4 — aufgehoben —

Mit der in § 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 EStG geregelten Vorsorgepauschale werden
im Lohnsteuerabzugsverfahren in pauschalierter Form die Vorsorgeaufwendungen eines
Arbeitnehmers beriicksichtigt. § 39b Absatz4 EStG enthalt hier bisher eine Ubergangsre-
gelung zum Ansatz der Rentenversicherungsbeitrage in den Kalenderjahren bis 2024.
Diese orientiert sichamanteiligen Sonderausgabenabzug flir Altersvorsorgeaufwendungen
im Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 2 EStG.
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Mit dem vollstandigen Sonderausgabenabzug fur Altersvorsorgeaufwendungen im Sinne
des § 10 Absatz 1 Nummer 2 EStG bereits ab dem Jahr 2023 (s. Anderung von § 10 Ab-
satz 3 Satz 6 EStG durch dieses Anderungsgesetz) kann auch die Ubergangsregelung im
Rahmen der Vorsorgepauschale entfallen. § 39b Absatz 4 EStG wird dementsprechend er-
satzlos aufgehoben. Der Wegfall der Ubergangsregelung wird bei der Aufstellung der Pro-
grammablaufplane fur den Lohnsteuerabzug 2023 berlcksichtigt (s. § 39b Absatz 6 und
§ 51 Absatz4 Nummer 1a EStG).

Wegen verschiedenerVerweise innerhalb des Einkommensteuergesetzes behalten die Ab-
satze 5 und 6 ihre bisherige Bezeichnung.

Zu Nummer 8

§ 39e Absatz 10

Die Prufung eines Kindergeldanspruchs wird als Datenverarbeitungsgrund erganzt. Es han-
delt sich um eine Folgednderung zu der Anderung des §69 EStG (vgl
Artikel 4 Nummer 13).

Zu Nummer 9

§ 40a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1

Nach geltendem Einkommensteuerrecht (§ 40a Absatz 1 Satz 1 EStG) kann der Arbeitge-
ber bei Arbeithehmern, die nur kurzristig beschaftigt werden, die Lohnsteuer mit einem
Pauschsteuersatz von 25 Prozent des Arbeitslohns erheben (Pauschalversteuerungsop-
tion). Voraussetzung fir das Vorliegen einer kurzristigen Beschaftigung ist unter anderem,
dass der Arbeitslohn wahrend der Beschaftigungsdauer 120 Euro durchschnittlich je Ar-
beitstag nicht Ubersteigt (Arbeitslohngrenze des § 40a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 EStG).
Die Arbeitslohngrenze orientierte sich bisher an der Hohe des allgemeinen gesetzlichen
Mindestlohns, lag aber stets Uber diesem. Dadurch wird ermoglicht, auch Gber dem Min-
destlohn liegende Stundenldhne fur qualifizierte Tatigkeiten in die Lohnsteue rpauschalie-
rung einzubeziehen. Zuletzt wurde die Arbeitslohngrenze durch das Dritte Blrokratieent-
lastungsgesetz mit Wirkung zum 1. Januar 2020 in einem gréf3eren Schritt von 72 auf
120 Euro angehoben.

Durch das Gesetz zur Erhéhung des Schutzes durch den gesetzlichen Mindestlohn wird
der Mindestlohn mit Wirkung zum 1. Oktober 2022 auf zwolf Euro je Stunde angehaoben.
Bei einem Achtstundentag belauft sich der Mindestlohn danach auf 8*12 Euro = 96 Euro
taglich. Als Folgeanderung hierzu wird mit Wirkung zum 1. Januar 2023 die Arbeitslohn-
grenze beikurzfristiger Beschaftigungvon 120 auf 150 Euro je Arbeitstagangehoben, damit
die Pauschalversteuerungsoption ihre bisherige praktische Bedeutung auch in Zukunft be-
halt.

Zu Nummer 10
Zu Buchstabe a

§ 43 Absatz1 Satz 1 Nummer 3

Es handelt sich hierbei um eine redaktionelle Folgeanderung, die sich aus der Einfuhrung
von § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8a — neu — EStG ergibt.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Satzteil vor Buchstabe a
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Es handelt sich hierbei um eine redaktionelle Folgednderung, die sich aus der Einfuhrung
von § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8a — neu — EStG ergibt.

Zu Doppelbuchstabe bb

§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe a

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung, die durch das Gesetzzur Einfiihrung elekt-
ronischer Wertpapiere notwendig geworden ist. Dieses Gesetz ermdglicht, dass bestimmte
Schuldverschreibungen zuklinftig nicht mehr zwingend in einer Urkunde verbrieft werden
mussen, sondern auch elektronisch begeben werden kénnen. Die Verbriefung von Wertpa-
pieren in einer Urkunde oder deren Eintragung in ein physisch vorhandenes Schuldbuch
oder Register durfte mitdem Gesetzzur Einfihrung elektronischer Wertpapiere zunehmend
an Bedeutung verlieren. Durch den expliziten Verweis auf elektronische Wertpapiere wird
diesem Umstand Rechnung getragen und sichergestellt, dass sich insoweit bei den bishe-
rigen Ablaufen zum Kapitalertragsteuerabzug keine Anderungen ergeben.

Zu Doppelbuchstabe cc

§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe ¢ — aufgehoben —

Auf Grund der Einfliigung des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8a — neu — EStG kann Num-
mer 7 Buchstabe c aufgehoben werden (vgl. auch die nachstehende Begrindung).

Zu Buchstabe c

§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8a — neu —

Der bisherige § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe ¢ EStG unterstellt, dass Forde-
rungen, die uber Internet-Dienstleistungsplattformen vermittelt werden, stets Kapitalforde-
rungen im Sinne des § 20 Absatz 1 Nummer 7 EStG sind. In der Praxis werden solche
Darlehen aber haufig so ausgestaltet, dass es sich auch um Darlehen im Sinne des § 20
Absatz 1 Nummer 4 EStG handeln kann. Eine exakte Unterscheidung, ob das vermittelte
Darlehen zu Einklinften nach § 20 Absatz 1 Nummer 4 oder Nummer 7 EStG flhrt, ist zu-
demin der Praxis oft schwierig. Um den Kapitalertragsteuereinbehalt fir Darlehen, die Uber
Internet-Dienstleistungsplattformen vermittelt werden, einheitlich zu regeln, werden die ver-
schiedenen in der Praxis vorkommenden Varianten zukiinftig gemeinsam unter der neuen
Nummer 8a des § 43 Absatz 1 Satz 1 EStG erfasst.

Zu Nummer 11
Zu Buchstabe a

§ 44 Absatz 1 Satz4 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung, die durch das Gesetzzur Einfiihrung elekt-
ronischer Wertpapiere notwendig geworden ist. Dieses Gesetz ermdglicht, dass bestimmte
Schuldverschreibungen zuklnftig nicht mehr zwingend in einer Urkunde verbrieft werden
mussen, sondern auch elektronisch begeben werden kénnen. Die Verbriefung von Wertpa-
pieren in einer Urkunde oder deren Eintragung in ein physisch vorhandenes Schuldbuch
oder Register durfte mitdem Gesetzzur Einfuhrung elektronischer Wertpapiere zunehmend
an Bedeutung verlieren. Durch den expliziten Verweis auf elektronische Wertpapiere wird
diesem Umstand Rechnung getragen und sichergestellt, dass sich insoweit bei den bishe-
rigen Ablaufen zum Kapitalertragsteuerabzug keine Anderungen ergeben.

Zu Buchstabe b

8§ 44 Absatz1 Satz4 Nummer 2a
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Nach § 43 Absatz1 Satz1 Nummer 8a — neu — EStG unterliegen Zinsen, die aus Forde-
rungen stammen, die Uber eine Internet-Dienstleistungsplattform erworben wurden, dem
Kapitalertragsteuerabzug. Der Kapitalertragsteuerabzugsverpflichtete ergibt sich nach § 44
Absatz 1 Satz 4 Nummer 2a EStG.

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung, die sich aus der Einfllhrung von § 43
Absatz 1 Satz 1 Nummer 8a — neu — EStG ergibt.

Zu Buchstabe b

Nehmen die Betreiber von Internet-Dienstleistungsplattformen die Auszahlung oder Gut-
schrift der Kapitalertrage an den Glaubiger nicht vor, sondem bedienen sich eines Instituts,
das den Zahlungsverkehr abwickelt, sind die Betreiber der Internet-Dienstleistungsplattfor-
men nicht der Kapitalertragsteuerabzugsverpflichtete. Sofern es sich bei dem Institut, das
den Zahlungsverkehr abwickelt, nicht um ein Kreditinstitut oder um ein Finanzdienstleis-
tungsinstitut handelt, ist dieses nach derzeitiger Rechtslage ebenfalls nicht der Kapitaler-
tragsteuerabzugsverpflichtete. Die Erganzung des § 44 Absatz 1 Satz 4 Nummer 2a Buch-
stabe b EStG flhrt dazu, dass klnftig auch inlandische Zahlungsinstitute und E-Geld-Insti-
tute, die Zahlungsdienste erbringen, zum Kapitalertragsteuerabzug verpflichtet sind.

Die Erganzung fuhrt ferner dazu, dass ein Kapitalertragsteuer-Abzugsverpflichteter auch
dannidentifiziert werden kann, wenn der Auftrag zur Auszahlung der Zinsen direkt von dem
Schuldner der Kapitalertrage an das jeweilige Institut erteilt worden ist und der Betreiberin
der Internet-Dienstleistungsplattform nach der Vermittlungstatigkeit nicht mehr in den Pro-
zess der Zinszahlungen involviert ist.

Zu Buchstabe ¢

In der Praxis sind die Zahlungsdienstleister, die den Zahlungsverkehr abwickeln, haufig im
Ausland ansassig. In diesem Fall kdnnen sie nicht durch inlandische Gesetze zum Kapital-
ertragsteuereinbehalt verpflichtet werden. Darliber hinaus gibt es Inlandsfalle, in denen die
Forderungen uber eine Internet-Dienstleistungsplattform erworben wurden und der Schuld-
ner selbst die Abwicklung der Zahlungsstréme der Darlehen tbernimmt. Damit es auch in
solchen Fallen einen Abzugsverpflichteten gibt, soll in diesen Fallen der Schuldner zum
Kapitalertragsteuereinbehalt verpflichtet werden. Da die Schuldner der Kapitalertrage in
vielen Fallen Unternehmen oder Privatpersonen sind, die keine Erfahrung beim Einbehalt
und der Abflihrung von Kapitalertragsteuer haben und sich der damit verbundenen Pflichten
nicht bewusst sind, soll eine entsprechende Aufklarung durch die Plattformbetreiber erfol-
gen. Da die Plattformbetreiber die Darlehen gewerbsmallig vermitteln, ist davon auszuge-
hen, dass sie Uber alle notwendigen Informationen in Bezug auf den Kapitalertragsteuer-
einbehalt verfligen. Die Aufklarungspflicht der Plattformbetreiber soll durch eine entspre-
chende Haftungsnorm durchgesetzt werden.

Zu Buchstabe c

§ 44 Absatz 1 Satz4 Nummer 5 und Nummer 6 — neu —

Nummer 5

Die Anderung der Nummer 5 ist eine redaktionelle Folgednderung zur Anfligung der neuen
Nummer 6.

Nummer 6 — neu —

Schuldverschreibungen kénnen nach dem Gesetz zur Einfihrung elektronischer Wertpa-
piere auch als sogenannte Kryptowertpapiere begeben werden. Sofern das
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Kryptowertpapier von einem depotfihrenden Kreditinstitut des Endkunden bzw. des Eigen-
timers des Kryptowertpapiers (in § 3 Absatz 2 eWpG als Berechtigter definiert) verwahrt
und verwaltet wird, sollen die bisherigen Steuerabzugsregelungen auch fur diese Wertpa-
piere gelten. Die Einfuhrung des Krytowertpapierregisters erméglicht jedoch auch eine Ver-
wahrung eigener Vermdgenswerte ohne das Erfordemis eines Intermediars, wie einer De-
potbank oder eines Zentralverwahrers. Flr diese Falle einer Eigenverwahrung oder einer
in sonstiger Weise ausgestalteten Verwahrung bedarf es der Ubermahme der Aufgabe des
Steuerabzugs, die bisher durch die Depotbank sichergestellt war. Die registerfiih rende
Stelle vereint die hierflir erforderlichen Daten, so dass der registerflihrenden Stelle eines
Krypotwertpapiers die Verpflichtung zum Steuerabzug auferlegt wird, wenn es auf Grund
des Wegfalls von Intermediaren, sonst keinen Abzugsverpflichteten gibt. Kann sie die Auf-
gabe nicht selbst ausfihren, hat sie sich einer auszahlenden Stelle zu bedienen.

Zu Nummer 12
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa und Doppelbuchstabe bb

§ 52 Absatz1 Satz1,2und 3

Die mit Artikel 4 vorgenommenen Anderungen und Aufhebungen sind nach der allgemei-
nen Anwendungsregelung in § 52 Absatz 1 EStG in der am 1. Januar 2023 geltenden Fas-
sung erstmals flr den Veranlagungszeitraum 2023 und den Lohnsteuerabzug 2023 anzu-
wenden. § 52 Absatz 1 EStG wird entsprechend fortgeschrieben. Die nachfolgenden be-
sonderen Anwendungsregelungenin § 52 EStG sind davon unberihrt.

Zu Buchstabe b

§ 52 Absatz15 Satz4 — neu —

Die Absetzung fir Abnutzung nach einer kirzeren tatsachlichen Nutzungsdauer eines Ge-
baudes ist ab dem Veranlagungszeitraum 2023 oder fir nach dem 31. Dezember 2022 en-
dende Wirtschaftsjahre nur nochin den Fallen méglich, in denen die Absetzung fir Abnut-
zung bereitsimRahmen der Veranlagung flr das Kalenderjahr 2022 oder bei der Gewinner-
mittlung fir ein vor dem 1. Januar 2023 endendes Wirtschaftsjahr nach § 7 Absatz 4 Satz 2
EStG vorgenommen wurde.

Zu Buchstabe c

§ 52 Absatz43

Die Anderung regelt den Umgang mit bereits erteilten Freistellungsauftrdgen nach der Er-
héhung des Sparer-Pauschbetrages.

Zu Buchstabe d

8§ 52 Absatz49a Satz 15und 16 —neu —

Die Anderung des § 69 EStG tritt friihzeitig in Kraft, damit mit den technischen Anpassun-
gen und Errichtung der technischen Systeme friihzeitigt begonnen werden kann. Die erste
Datenubermittiung nach § 69 Satz 1 EStG soll ab dem 1. Januar 2024 erfolgen. Bis zu die-
sem Zeitpunkt erfolgen die Ubermittlungen noch nach der alten Rechtslage. Die ersten An-
fragen der Finanzamter sollen ab dem Veranlagungszeitraum 2024 beantwortet werden
kénnen. Die ersten Datenibermittlungen nach § 69 Satz 3 EStG sollen fir Kinder erfolgen,
die nach dem 31. Dezember 2023 geboren sind.
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Zu Buchstabe e

§ 52 Absatz51a— neu —

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Anderung des § 95 EStG im vorliegenden An-
derungsgesetz.

Das Stundungsverfahren, ein eventueller spaterer Erlass bei Rlickkehraus dem Ausland in
der Ansparphase und die Stundungsverlangerung bei Zahlung einer Abschlagszahlung in
Hohe von mindestens 15 Prozentder Leistungen aus demVertrag sind mit der Neufassung
des § 95 EStG ersatzlos entfallen.

Steuerpflichtige, beidenen der Rickzahlungsbetragnach § 95 Absatz 2 Satz 1 EStG in der
bis zum 31. Dezember 2022 geltenden Fassung gestundetwurde und bei denen sich der
Vertrag biszum 31. Dezember 2022 bereits in der Auszahlungsphase befindet, kénnen den
Ruckzahlungsbetrag aus Grinden des Vertrauensschutzes weiterhin sukzessive durch Ab-
schlagszahlungen zurickzahlen.

Bei Steuerpflichtigen, bei denen zwar der Rickzahlungsbetrag gestundet wurde, die Aus-
zahlungsphase aber erst nach dem 31. Dezember 2022 beginnt, gilt das neue Recht, d. h.
Abschlagszahlungen auf den Rickzahlungsbetrag sind nicht mehr méglich, sondern ent-
sprechend der Neuregelung des § 95 EStG muss der Rlickzahlungsbetrag zu Beginn der
Auszahlungsphase in einer Summe zurickgezahlt werden. Damit diese Steuerpflichtigen
nicht schlechter gestellt werden als Steuerpflichtige, die ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen
Aufenthalt erst nach dem 31. Dezember 2022 auRerhalb der EU-/ EWR-Staaten verlegen,
werden die bereits entstandenen Stundungszinsen von der ZfA erlassen.

Zu Nummer 13

Zu Buchstabe a

§69

§ 69 EStG wurde durch das Gesetz zur Bekampfung der Steuerumgehung und zur Ande-
rung weiterer steuerlicher Vorschriten vom 23. Juni 2017 (BGBI. | S. 1682) eingefugt. Auf
dieser Rechtsgrundlage wurde ein Datenubermittlungsverfahren eingerichtet, welches die
zustandige Familienkasse proaktiv benachrichtigt, wenn ein Kind, fir das Kindergeld ge-
zahlt wird, ins Ausland verzogen oder von Amts wegen von der Meldebehdrde abgemeldet
wurde. Diese Benachrichtigungen fuhren zu einer Prifung der RechtmaRigkeit des Bezugs
von Kindergeld durch die Familienkasse. Der unberechtigten Inanspruchnahme von Kin-
dergeld kann damit zielgenau und schnell entgegengewirkt werden.

Das bestehende Verfahren hat sich bewahrt und soll nun erweite rt werden. Durch den Weg-
fall des Auslandsbezugs werden zukiinftig alle Anderungen des Wohnsitzes des Kindes,
von denen das Bundeszentralamt fir Steuem erfahrt, an die Familienkasse tibermittelt. Die
Familienkasse nimmt diese Informationen nicht nur zum Anlass der Uberpriifung der ortli-
chen Zustandigkeit. Es sind darlber hinaus auch weitere Folgen zu ziehen, wenn sich aus
dem Umzug des Kindes in einen anderen Haushalt eine Auswirkung auf die Kindergeldbe-
rechtigung nach § 64 EStG ergibt.

Die Mitwirkungspflichten des Kindergeldberechtigten nach § 68 Absatz 1 EStG bleiben un-
beruhrt.

Zu Buchstabe b

§ 69 Satz2und 3 —neu —

Satz 2
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Das Bundeszentralamt fir Steuern speichert gemafy § 139b Absatz3 Nummer 11 der Ab-
gabenordnung zu jeder naturlichen Person die zustandige Finanzbehdrde. Fir Kinder, fur
die Kindergeld gezahlt wird, wird auf dieser Rechtsgrundlage die zustandige Familienkasse
aufgezeichnet. Die Familienkassen nutzen diese Datenbank und das darauf aufgebaute
sogenannte ,IdNr-Kontrollverfahren®, um zu verhindern, dass fiir ein Kind mehrere Famili-
enkassen Kindergeld auszahlen.

Auf diese Daten des Kindes sollen nun auch die Finanzamter zugreifen kdnnen. Durch die
Maéglichkeit des Datenabrufs werden die Finanzamter in die Lage versetzt, zu erkennen, ob
und far welchen Zeitraum fur ein Kind Kindergeld von einer Familienkasse festgesetz
wurde. Diese Information ist fur die Finanzamter hilfreich bei der Gewahrung der Freibe-
trage nach § 32 Absatz 6 EStG. Die Finanzamter entscheiden in jedem Einzelfall, ob ein
Datenabruf unter Verwendung der Identifikationsnummer des Kindes erforderlich ist. Nicht
erforderlich ist ein Datenabruf insbesondere, wenn bei der Gunstigerprifung nach § 31
EStG das Kindergeld glnstiger als die Kinderfreibetrage sind und sich durch die Berlick-
sichtigung der Anlage Kind der Einkommensteuererklarung auch keine anderweitigen steu-
erlichen Auswirkungen (z. B. beim Solidaritatszuschlag oder beim Entlastungsbetrag fur
Alleinerziehende) ergeben. Bei Riickfragen kann das Finanzamt sich an die zustandige Fa-
milienkasse wenden. Ruckfragen bei dem Steuerpflichtigen kénnen somit vermieden wer-
den.

Satz 3

Bei der Geburt eines Kindes vergibt das Bundeszentralamt fur Steuern eine neue Identifi-
kationsnummer.

Zukunftig soll die Familienkasse Uber die die Vergabe einer neuen Identifikationsnummer
bei der Geburt eines Kindes unterrichtet werden. Die Mitteilung an die Familienkasse soll
nicht nur die Daten des neugeborenen Kindes enthalten. Auch die Daten der Personen, flr
die ein Kinderfreibetrag fur dieses Kind eingetragen wurde, (regelmafig die beiden Eltem-
teile) sollen an die Familienkasse ubermittelt werden, weil diese Personen bei Vorliegen
der anderen Voraussetzungen Ublicherweise auch kindergeld berechtigt sind. Wenn die Fa-
milienkasse auf Grund der damit vorliegenden Daten erkennen kann, welche Person kin-
dergeldberechtigtist, kdnnen diese Datenflr den Service eines vorausgeflllten Kindergeld-
antrages verwendet werden. In jedem Fall kdnnen die vom Bundeszentralamt fir Steuemn
ubermittelten Daten zu Antragsvereinfachungen fuhren.

Zu Nummer 14

§72

Mit der vorliegenden Anderung wird die Sonderzustandigkeit fiir die verbliebenen Familien-
kassen des offentlichen DienstesimBereich des Bundes zum 31. Dezember 2022 beendet.
Dementsprechend sind in § 72 EStG Anderungen vorzunehmen.

Nach § 5 Absatz 1 Nummer 11 des Finanzverwaltungsgesetzes (FVG) obliegt die Durch-
fuhrung des Familienleistungsausgleichs nach Maligabe der §§ 31, 62 bis 78 EStG grund-
satzlich dem Bundeszentralamt fur Steuern. Die Bundesagentur fur Arbeit stellt dem Bun-
deszentralamt fur Steuern zur Durchfuhrung dieser Aufgaben ihre Dienststellen als Famili-
enkassen zur Verfugung. Die Kindergeldbearbeitung erfolgt somit grundsatzlich durch die
Familienkassen der Bundesagentur fir Arbeit.

Fur die Bearbeitung des steuerlichen Kindergeldes gab es bis zum Jahr 2016 neben den
14 Familienkassen der Bundesagentur fur Arbeit weit Gber 8 000 Familienkassen des 6f-
fentlichen Dienstes von Bund, Landern und Kommunen fur deren Beschatftige.

Mit dem Gesetz zur Beendigung der Sonderzustandigkeit der Familienkassen des offentii-
chen Dienstesim Bereich des Bundes vom 8. Dezember 2016 (BGBI. | S. 2835) wurde eine
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grundlegende strukturelle Reform der Zustandigkeiten der Familienkassen des 6ffentlichen
Dienstes eingeleitet. Die Strukturreform begann zum 1. Januar 2017 und sah vor, dass die
in § 72 EStG geregelte Sonderzustandigkeit der Familienkassen des 6ffentlichen Dienstes
im Bereich des Bundes zum 1. Januar 2022 entfallt. Lediglich die Familienkassen fir die
Angehorigen der Nachrichtendienste des Bundes und die Bundesfamilienkasse beim Bun-
desverwaltungsamt sowie derjenigen Behorden, Kérperschaften, Anstalten und Stiftungen
des offentlichen Rechts, die die Festsetzung und Auszahlung des Kindergeldes auf das
Bundesverwaltungsamt Ubertragen haben, sollten auch Uber den 1. Januar 2022 hinaus
bestehen bleiben.

Seit 1. Januar 2022 erfolgt die Bearbeitung von Kindergeldfallenim Bereich des Bundes
entweder durch die Bundesagentur fir Arbeit, die Bundesfamilienkasse beim Bundesver-
waltungsamt oder die Familienkassen fur die Angehdrigen der Nachrichtendienstedes Bun-
des. Die Sonderzustandigkeit flr die Familienkassen des 6ffentlichen Dienstes im Bereich
des Bundes endet nun zum 31. Dezember 2022, da ein weiterer Parallelbetrieb neben der
Bundesagentur fur Arbeit weder wirtschaftlich noch zweckmafig ist.

Zu Buchstabe a

§ 72 Absatz1 Satz 6 und 7

Da zum 1. Januar 2023 keine Bundesfamilienkasse im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 11
Satz 6 und 7 FVG mehr besteht, wird die entsprechende Regelung im FVG aufgehoben
(siehe Artikel 22 des vorliegenden Anderungsgesetzes). Die vorliegenden Anderungen in
§ 72 Absatz 1 EStG sind Folgeanderungen.

Zu Buchstabe b

§ 72 Absatz3 Nummer 3

§ 72 Absatz 3 Nummer 3 EStG regelt die bestehende Sonderzustandigkeit fur die Bundes-
familienkasse beim Bundesverwaltungsamt sowie die Familienkassen der Angehdorigen der
Nachrichtendienste des Bundes. Durch die Beendigung der Sonderzustandigkeit fur die
Familienkassen des 6ffentlichen Dienstes im Bereich des Bundes zum 31. Dezember 2022
war die Regelung des § 72 Absatz 3 Nummer 3 EStG anzupassen. Ab 1. Januar 2023 er-
folgt die Bearbeitung von Kindergeldfallen im Bereich des Bundes allein durch die Bunde-
sagentur fur Arbeit.

Zu Buchstabe c

§ 72 Absatz 8 Satz 3 — aufgehoben —

Nach § 72 Absatz 8 EStG erfolgt die Bearbeitung von Kindergeldansprichen, bei denen
zwischen- und Uberstaatliche Rechtsvorschriften anzuwenden sind, grundsatzlich durch die
Familienkasse der Bundesagentur fiir Arbeit. Die Verwaltung des Kindergeldes der Be-
schaftigten der Nachrichtendienste verblieb hingegen beim Dienstherrn, auch wenn Uber-
und zwischenstaatliche Rechtsvorschriften anzuwenden sind. Da die Sonderzustandigkeit
fur die Familienkassen des offentlichen Dienstesim Bereich des Bundes zum 31. Dezember
2022 beendetwird, isteine Ausnahmeregelung fur die Angehoérigen der Nachrichtendienste
des Bundes nicht mehr erforderlich.

Zu Nummer 15
Zu Buchstabe a

§ 90 Absatz1 Satz 3
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Es handelt sich um eine Folgeanderungzu § 10a Absatz 1b EStG. Durch die Einfugung
von § 10a Absatz1a — neu — EStG ist der Antrag auf Vergabe einer Zulagenummer bei
einem Beamten statt im bisherigen § 10a Absatz 1a EStG nunmehr in § 10a Absatz 1b
EStG geregelt. Der Verweis wird entsprechend angepasst.

Zu Buchstabe b
§ 90 Absatz3 Satz 6 bis 8 —neu —

Korrespondierend zu der Neuregelungin § 10a Absatz 1a EStG ist zu Gunsten der ZfA die
Ausschlussfrist hinsichtlich der Rickforderung bei Kindererziehenden zu verlangern. Die
ZfA hat die Zulage bis zur Vollendung des funften Lebensjahres des Kindes zurickzufor-
dern, wenn die Kindererziehungszeiten, beispielsweise auf Grund eines Ausschlussgrun-
des, vom Trager der gesetzlichen Rentenversicherung nicht anerkannt werden. Es wird
hierbei bestimmt, dass das Lebensalter des Kindes mafdgebend ist, das wiederum fur die
Anerkennung der Forderberechtigung nach § 10a Absatz 1a EStG maligebend ist. Ande-
renfalls kdnnte bei Vorhandensein mehrerer Kinder uneindeutig sein, welches Kind gemeint
ist. Wird einem Zulageberechtigtennach § 10a Absatz 1a Satz 4 EStG eine langere Frist
fur die Beantragung von Kindererziehungszeiten eingeraumt, wird auch der ZfA eine zwolf
Monate langere Frist flir die Rickforderung eingeraumt.

Hat ein Zulageberechtigter Kindererziehungszeiten innerhalb derin § 10a Absatz 1a EStG
genannten Frist beantragt, der zustandige Trager der gesetzlichen Rentenversicherung
aber nicht innerhalb der Ausschlussfrist dartiber abschlief3end beschieden und diese Ent-
scheidung ist nach § 14 Absatz 1 der Altersvorsorge-Durchfiuhrungsverordnung (AltvDV)
mafigebend, verlangert sich die Ausschlussfrist um drei Monate nach Kenntniserlangung
der ZfA vom Erlass des Bescheides. Die rechtskraftige Entscheidung des zustandigen So-
Zialversicherungstragers ist abzuwarten, bevor eine endgliltige Entscheidung tber die For-
derberechtigung getroffen wird.

Zu Nummer 16

§95
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanpassung auf Grund der Aufhebung der Ab-
satze 2 und 3. Der bisherige Absatz 1 wird zum Wortlaut des § 95 EStG.

Zu Buchstabe b

Der Wortlaut des § 95 Satz 1 EStG wird neu gefasst.

Ein die Rickzahlung aller steuerlichen Vorteile begrindender Sonderfall der schadlichen
Verwendung lag vor Beginn der Auszahlungsphase bisher dann vor, wenn keine Zulagebe-
rechtigung bestand und sich der Wohnsitz oder gewdhnliche Aufenthalt eines Zulagebe-
rechtigten auRerhalb der EU-/ EWR-Staaten oder sich der Wohnsitz oder gewdhnliche Auf-
enthalt zwar in einem EU-/ EWR-Staat befand, der Zulageberechtigte aber nach einem
Doppelbesteuerungsabkommen als aulRerhalb eines EU-/ EWR-Staates ansassig galt. Auf
Antrag des Zulageberechtigten konnte der Riickzahlungsbetrag (Zulagen und Steuererma-
Rigungen) bis zum Beginn der Auszahlungsphase gestundetwerden, wenn keine vorzeitige
Auszahlung von gefordertem Altersvorsorgevermogen erfolgte. Zu Beginn der Auszah-
lungsphase war die Stundung auf Antrag des Zulageberechtigten zu verlangern bzw. erst-
malig zu gewahren, wenn der Ruckzahlungsbetrag mit mindestens 15 Prozent der Leistun-
gen aus dem Altersvorsorgevertrag getilgt wurde. Fir die Dauer der gewahrten Stundung
waren Stundungszinsen nach § 234 AO zu erheben. Die Stundung konnte innerhalb eines
Jahres nach Erteilung der Bescheinigung nach § 94 Absatz 1 Satz 4/ § 95 Absatz 1 EStG
beim Anbieter beantragt werden. Beantragte der Zulageberechtigte eine Stundung
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innerhalb der Jahresfrist, aber erst nach Zahlung des Riickzahlungsbetrags, war ein Be-
scheid Uber die Stundung eines Rickzahlungsbetrages zu erlassen und der maschinell ein-
behaltene und abgefuhrte Ruckzahlungsbetrag rickabzuwickeln. Wurde der Rickzah-
lungsbetrag gestundet und verlegte der ehemals Zulageberechtigte seinen ausschlief3li-
chen Wohnsitzoder gewohnlichen Aufenthaltin einen EU-/ EWR-Staat oder wurde der ehe-
mals Zulageberechtigte erneut zulageberechtigt, waren der Rickzahlungsbetrag und die
bereits entstandenen Stundungszinsen von der ZfA zu erlassen.

Dieses Verfahren ist sehr verwaltungsaufwandig. Zulageberechtigte, die im Laufe ihres Be-
rufslebens mehrmals auRerhalb eines EU-/ EWR-Staates tatig wurden, mussen jeweils
neue Antrage stellen, die jeweils zu bescheiden sind.

Um den Folgen einer auch im Berufsleben zunehmenden Globalisierung positiv Rechnung
zu tragen und Verwaltungsaufwand weiter zu reduzieren, ist kinftig der Sonderfall der
Ruckzahlung bei Aufenthalt im Ausland nur noch ab Beginn der Auszahlungsphase zu pri-
fen. Die Neuregelung ermoglicht dem Zulageberechtigten damit in der Ansparphase die
Wohnsitznahme auch auRerhalb eines EU-/ EWR-Staates ohne burokratische Hurden. Es
sind keine besonderen Mitteilungspflichten und Fristen mehr zu beachten.

Zu Buchstabe c

8§ 95 Absatz 2 und 3 — aufgehoben —

Das Stundungsverfahren sowie ein eventueller spaterer Erlass bei Rlickkehr aus dem Aus-
land in der Ansparphase kénnen infolge der in § 95 EStG vorgenommenen Umstellung des
Verwaltungsverfahrens hin zu einer erstmaligen Prifung einer etwaigen Rickzahlung ge-
wahrter Steuervorteile bei Aufenthalt auRerhalb eines EU-/ EWR-Staates ab Beginn der
Auszahlungsphase ersatzlos entfallen.

Auch das Stundungsverfahren bzw. die Stundungsverlangerung bei Zahlung einer Ab-
schlagszahlung in Hohe von 15 Prozent der Leistungen aus dem Vertrag sowie ein even-
tueller spaterer Erlass bei Riickkehr aus dem Ausland in der Auszahlungsphase entfallen,
um den Verwaltungsaufwand zu reduzieren. Befindet sich der Wohnsitz oder gewdhnliche
Aufenthalt des ehemaligen Zulageberechtigten zu Beginn der Auszahlungsphase oder
wahrend der Auszahlungsphase auf3erhalb eines EU-/ EWR-Staates, sind die Rickzah-
lungsbetrage im (bekannten) Verfahren nach § 94 EStG festzusetzen und zu erheben. Es
gelten kinftig nur noch die allgemeinen Stundungsregelungen der Abgabenordnung.

Zu Artikel 5 (Weitere Anderung des Einkomme nsteuergesetzes [1.1.2024])
Zu Nummer 1

§ 7 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ —neu —

Bisher werden Gebaude, die Wohnzwecken dienen und nach dem 31. Dezember 1924 fer-
tiggestellt worden sind, linear mit 2 Prozent abgeschrieben; bei Fertigstellung vor dem
1. Januar 1925 mit 2,5 Prozent.

Die Anhebung des linearen AfA-Satzes flir neue Wohngebaude auf 3 Prozent wurde im
Koalitionsvertragvereinbart. Die Anhebungder linearen AfA fur neue Wohngebaude ist eine
politisch motivierte Férderung zur Unterstlitzung einer klimagerechten Neubauoffensive.
Die aus dem Ansatz des hoheren pauschalen AfA-Satzes resultierende kiirzere Abschrei-
bungsdauer von 33 Jahren hat keinen Einfluss auf die Beurteilung der tatsachlichen Nut-
zungsdauer von Wohngebauden. Diese wird regelmafig auch mehr als 50 Jahre betragen.
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Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a

§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a und Absatz 4 Satz 1 Nummer 1a

In Ausnahmefallen (Kranken-und ggf. Pflegeversicherung bei einem auslandischen Versi-
cherungsunternehmen oder einem auslandischen Sozalversicherungstrager) kann fur ent-
sprechende Beitragsleistungen ein Freibetrag ermittelt werden. Hintergrund ist, dass aus-
landische Versicherungsunternehmen und auslandische Sozialversicherungstrager nicht in
den umfassenden Datenaustausch zwischen den Unternehmen der privaten Kranken- und
Pflegeversicherung, derFinanzverwaltungund den Arbeitgebern eingebundenwerden kon-
nen.

Aus Gleichbehandlungsgriinden werden auch hier — wie beim Datenaustausch— nur ei-
gene Beitrage des Arbeitnehmers im Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 3 Satz 1 EStG als
Lohnsteuerabzugsmerkmal berlcksichtigt. Zu den weiteren Einzelheiten siehe die Ande-
rung von § 39 Absatz4 Nummer 4 Buchstabe b EStG durch das vorliegende Anderungs-
gesetz sowie die entsprechende Einzelbegrindung.

Zu Buchstabe b
§ 39a Absatz 2 Satz 4 und Absatz 3 Satz 2

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen zur Anderung von § 39a Absatz 1
Satz 1 Nummer 1a EStG durch das vorliegende Anderungsgesetz.

Zu Nummer 3

§ 44 Absatz1 Satz 10 und 11

Nach den bisherigen Ausfihrungen in § 44 Absatz1 Satz 10 und 11 EStG hat der zum
Steuerabzug Verpflichtete das Betriebsstattenfinanzamt in Papierform Uber die zu wenig
erhobene Kapitalertragsteuer vom Glaubiger der Kapitalertrage zu informieren und das Be-
triebsstattenfinanzamt die nicht erhobene Kapitalertragsteuer nachzuforde rn.

Mit EinfUhrung der Vorabpauschale hat das Verfahren enorm an Bedeutung gewonnen, da
es ineiner Vielzahl von Fallen zu einer Nacherhebung durchdie Betriebsstattenfinanzamter
gekommen ist. Diesen hohen administrativen Aufwand hat der Gesetzgeberin gru ndsatzi-
cher Weise gesehen und bereits bericksichtigt, da er die Regelungen des § 44 Absatz1
Satz 7 ff. EStG im Zuge der Investmentsteuerreformangepasst hat. So ist es mdglich, ohne
Einwilligung des Glaubigers auf eines seiner Konten zuzugreifen, um die Kapitalertrag-
steuer auf die Vorabpauschale einzuziehen (vgl. BT -Drs. 18/8739, S. 116).

Dennoch kommt es weiterhin in vielen Fallen zu einer Nacherhebung durch das Betriebs-
stattenfinanzamt, was sowohl auf Seiten der Finanzverwaltung als auch auf Seiten des
Steuerpflichtigen und der Wirtschaft mit erheblichem Aufwand verbunden ist. Praktikabler
und sachgerechterist es, die Nachforderung der nicht einbehaltenen Kapitalertragsteuer
auf z. B. die Vorabpauschale nicht durch die Betriebsstattenfinanzamter, sondern durch die
Veranlagungsfinanzamter im Rahmen des Einkommensteuerveranlagungsverfahrens nach
§ 32d Absatz 3 EStG durchfuhrenzu lassen. Technisch gesehen werden die Daten vom
zum Steuerabzug Verpflichteten direktan die zentrale Annahmestelle der Finanzver waltung
ubermittelt.

Durch die gleichzeitige Umstellung des Verfahrens von Papierform auf eine elektronische
Datenlbermittiung nach MalRigabe des § 93¢ der Abgabenordnung tritt ein weiterer Entlas-
tungseffektein. Die Formder elektronischen Datenubermittiung hat sich bereits bei anderen
Kapitalertragsteuer-Verfahren bewahrt und entlastet zusatzlich die Wirtschaft. Auf Grund
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der IT-technischen Umstellung soll die Anwendung erst flr Kapitalertrage gelten, die dem
Glaubiger nach dem 31. Dezember 2023 zuflieRen oder als zugeflossen gelten.

Zu Nummer 4

§ 52 Absatz44 Satz4 — neu —

Die spatere Anwendung der Vorschrift erst fir Kapitalertrage, die dem Glaubiger nach dem
31.Dezember 2023 zuflie3en oder als zugeflossen gelten, dientder IT -technischen Umset-
zung beim Kapitalertragsteuerabzug sowie der Annahme der Daten durch die Finanzver-
waltung.

Zu Nummer 5

§ 72 — aufgehoben —

Im Zuge der Strukturreformwird die Sonderzustandigkeit fur die Familienkassen des offent-
lichen Dienstes der Lander und Kommunen zum 31. Dezember 2023 beendet.

Zum 1. Januar 2017 wurde mit dem Gesetz zur Beendigung der Sonderzustandigkeit der
Familienkassen des 6ffentlichen Dienstes im Bereich des Bundes vom 8. Dezember 2016
(BGBI. I S. 2835) eine grundlegende Strukturreform der Familienkassenlandschaft einge-
leitet.

Ziel der Reformist eine erhebliche Reduzierung der Familienkassen des 6ffentlichen Diens-
tes von Bund und Landern und Ubertragung der entsprechenden Kindergeldfalle an die
Familienkasse der Bundesagentur fur Arbeit.

Seit Beginn der Strukturreform kdnnen die Familienkassen des 6ffentlichen Dienstes der
Landerund Kommunen ihre Zustandigkeit fir Kindergeldangelegenheiten beibehalten oder
auf freiwilliger Basis an die Bundesagentur flr Arbeit Gbertragen.

Vor der Reformgab es fur die Bearbeitung des steuerlichen Kindergeldes neben den 14 Fa-
milienkassen der Bundesagentur fur Arbeit weit Uber 8 000 Familienkassen des 6ffentlichen
Dienstes von Bund, Landern und Kommunen fir deren Beschaftige. Die erste Reformstufe
konnte am 31. Dezember 2021 erfolgreich abgeschlossen werden. Seit Reformbeginn ha-
ben mehr als 90 Prozent der Familienkassen von der Maglichkeit der freiwilligen Aufgaben-
Ubertragung an die Bundesagentur fur Arbeit Gebrauch gemacht. In Anbetracht dessen
sollen nun auchdie Inselldsungen der verbliebenen Familienkassen des 6ffentlichen Diens-
tes der Lander und Kommunen beendet werden.

Die Sonderzustandigkeit fur die Familienkassen des 6ffentlichen Dienstes der Lander und
Kommunen endet nunmehr zum 31. Dezember 2023. Fur die Familienkassen des o6ffentli-
chen Dienstes im Bereich des Bundes wurde die Sonderzustandigkeit bereits zum 31. De-
zember 2022 beendet. Ab 1. Januar 2024 erfolgt die Bearbeitung von Kindergeldangele-
genheiten in Deutschland allein durch die Familienkassen der Bundesagentur fir Arbeit.

Die Konzentration der Kindergeldangelegenheiten bei der Bundesagentur fur Arbeit hat den
Vorteil, dass eine unabhangigeund gleichmallige Rechtsanwendung beider Kindergeldbe-
arbeitung sichergestellt werden kann. Zudem kann ein moderner Verwaltungsvollzug er-
reicht werden, da in einer zentral zustadndigen Behdrde einheitliche Verfahrensablaufe und
kinftige Digitalisierungsvorhaben besser umgesetzt werden kénnen. Auch wird von der
Bundesagentur fur Arbeit eine moderne und zeitgemalfe Behandlung der Kinder und Kin-
dergeldberechtigten aufhohem Niveau angeboten.

Die betroffenen Familienkassen des offentlichen Dienstes der Lander und Kommunen sind

angehalten, sich mitdem Bundeszentralamt fur Steuern in Verbindung zu setzen, damit das
Ubergabeverfahren ausgeldst und zwischen abgebender und Gbernehmender Stelle ein
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Ubergabetermin vereinbart werden kann. Die Verfahrensablaufe sind im Detail in einer Ver-
waltungsanweisung des Bundeszentralamtes flr Steuern gegentber den Familienkassen
festgelegt, um Uber eine Standardisierung und Vereinheitlichung von Prozessen Verfah-
renssicherheit fiir den Ubergangsmechanismus zu gewéhrleisten (Bundeszentralamt fir
Steuern, 14.12.2016, St Il 2-S 2479-PB/16/00002, BStBI 1 2016 S. 1429). Uber die Art und
Weise der Aufgabenubertragung auf die Bundesagentur flr Arbeit wird den abgebenden
Familienkassen eine weitgehende Mitwirkungsmdglichkeit eingeraumt. Alle Ubergange
werden vom Bundeszentralamt flr Steuern koordiniert und Uberwacht. Ein Steuerungs-
instrument erhalt das Bundeszentralamt flr Steuern dadurch, dass das Ende der Sonder-
zustandigkeit erst mit der Bestatigung durch das Bundeszentralamt wirksam wird. Vorge-
sehen ist, dass das Bundeszentralamt fir Steuern die Ubergabe der Kindergeldfalle einer
Familienkasse an die Bundesagentur fur Arbeit erst dann freigeben wird, wenn organisato-
risch und operativ gewahrleistet werden kann, dass die Auszahlung des Kindergeldes und
die verwaltungsseitige Betreuung der Bediensteten sichergestelltist. Voraussetzung hierfur
ist, dass ausreichend finanzielle Mittel zur Verfligung stehen, um den Verwaltungsaufwand
der Bundesagentur fur Arbeit zu verguten.

Zum Abschluss des Verfahrens stellt das Bundeszentralamt fir Steuern das Datum der
Beendigung der Sonderzustandigkeit flir die Festsetzung und Zahlung des Kindergeldes
fest, so dass anschlieRend wegen der bestehenden allgemeinen Zustandigkeit nach § 5
Absatz1 Nummer 11 des Finanzverwaltungsgesetzes die Familienkassen der Bunde-
sagentur fur Arbeit die Kindergeldbearbeitung der betroffenen Bediensteten fortfuhren. Die
Bediensteten werden von dem Beginn und dem Abschluss des Ubergabeverfahrens recht-
zeitig in Kenntnis gesetzt. Zur Schaffung von Transparenz und Rechtssicherheit werden
vom Bundeszentralamt flir Steuern zeitnah im Bundessteuerblatt die Kérperschaften, An-
stalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts mit Namen und Anschrift, deren besondere
Zustandigkeit fir die Festsetzung und Auszahlung des Kindergeldes endet, sowie das Da-
tum der Beendigung der Zustandigkeit verdffentlicht.

Zu Nummer 6
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

§ 90 Absatz2 Satz 1

Das Riester-Verfahren ist ein vollmaschinelles elektronisches Verfahren. Hat ein Anleger
einen Antrag auf Gewahrung einer Altersvorsorgezulage bei seinem Anbieter gestellt, wird
dieser Antrag per Datenfernubertragung an die Zentrale Zulagenstelle flr Altersvermogen
(ZfA) Ubermittelt.

Konnte der Antragsdatensatz vollmaschinell verarbeitet werden, wurde bisher die Alters-
vorsorgezulage unmittelbar ermittelt und an den Anbieter ausgezahlt. Bei der erstmaligen
Berechnung wurde dabei die Richtigkeit der im Zulageantrag Ubermittelten Daten unter-
stellt. Erst zu einem spateren Zeitpunkt — regelméallig im darauffolgenden Sommer — wurde
von der ZfA ein weitgehend vollmaschinelles Uberprufungsverfahren durchgefuhrt, um die
inhaltliche Richtigkeit fiir das vorhergehende Beitragsjahrzu Gberprifen. Beider Einflihrung
dieses nachgelagert ausgestalteten Prifverfahrens stand — neben der Notwendigkeit, die
automatisierten Verfahren zunachst aufzubauen — auch der Gedanke im Fokus, die Zula-
gen moglichst schnell den Riester-Konten zuzuflihren, damit die Anbieter mit ihnen friihzei-
tig Ertrag bringend arbeiten kénnen. Zwar erfolgte in rund 94 Prozent der Falle die Auszah-
lung zum frihestmdglichen Zeitpunkt zu Recht und ohne spatere Riuckforderung, aber in
den Ubrigen Fallen kam es nach der Uberpriifung zu Riickforderungen der bereits tiberwie-
senen und verbuchten Zulagen.

Mit der neuen Regelung erfolgt nun eine Auszahlung erst nach Uberpriifung, so dass Riick-
forderungen von Zulagen in den meisten Fallen vermieden werden kénnen. Zugleich
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werden durch Zahlung erst nach Uberpriifung Kernprozesse der ZfA weiter verschlankt.
Auch der Burokratieaufwand bei den Anbietern reduziert sich. Allerdings verschiebt sich
damit die Zulagenzahlung auf die Riester-Vertrage in zeitlicher Hinsicht nach hinten, da
dann erst das Uberpriifungsverfahren insbesondere mit den Sozialversicherungstragern
und den Familienkassen moglich ist.

Zu Doppelbuchstabe bb

§ 90 Absatz2 Satz 2

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung. Der neu verwendete Begriff ,Bescheid* ist
neutraler gefasst, da der nach Absatz 4 erlassene Bescheid vielfach auch als ,Festset-
zungsbescheid” und nicht als ,,Zulagenbescheid” bezeichnet wird.

Zu Buchstabe b

§ 90 Absatz3 Satz 1

Die bisherigen Regelungen zur Riickforderung der Zulagen nach dem Uberpriifungsverfah-
ren werden auf Grund der Neuregelung in Absatz 2 angepasst. Eine Rickforderung ist da-
nach nur noch dann zulassig, wenn der Zulageanspruch nach der Auszahlung auf Grund
neuer, berichtigter oder stornierter Daten ganz oder teilweise nicht besteht oder wegfallt.

Werden zu Unrecht gutgeschriebene oder ausgezahlte Zulagen zurtickgefordert, wird der
Zulageberechtigte kunftig zeitnah davon in Kenntnis gesetzt und nicht mehr erst - entspre-
chend der bisherigen Regelung — nach Ablauf des Kalenderjahres durch die Anbieterbe-
scheinigung nach § 92 EStG. Die ZfA erstellt fortan unmittelbar einen Bescheid (vgl. auch
entsprechende Anpassungin Absatz 4). Wenn der Zulageberechtigte mit der Entscheidung
der ZfA nicht einverstandenist, kann er innerhalb der Ublichen Fristen gegen diese Ent-
scheidung Rechtsbehelf einlegen. Die Transparenz wird dadurch wesentlich erhdht, das
Handeln der ZfA fir Dritte noch nachvollziehbarer. Die Burgerfreundlichkeit wird zudem
durch die Kontaktaufnahme von Seiten der ZfA selbst —anstelle Uber den Anbieter — in
diesem kritischen Verfahrensstadium der Rickforderung erhdht. Die Anbieter werden zu-
dem von Aufgaben erheblich entlastet.

Zu Buchstabe c

§90 Absatz4

In Satz 1 wird korrespondierend zu der Neuregelung in Absatz 2 bestimmt, in welchen Fal-
len die ZfA kunftig von Amts wegen dem Zulageberechtigten die Festsetzung der Zulage
durch Bescheid mitteilt. Nach bisher geltendemRecht erfolgte eine Festsetzung der Zulage
nur auf gesonderten Antrag des Zulageberechtigten. Kunftig hat die ZfA auch einen Be-
scheid zu erlassen, wenn die berechnete Zulage von der beantragten Zulage abweicht. Ist
der Zulageberechtigte mit der Entscheidung der ZfA nicht einverstanden, kann er innerhalb
der ublichen Fristen gegen diese Entscheidung Rechtsbehelf einlegen. Korrespondierend
zu der Anderung in Absatz 3 hatdie ZfA auch einen Bescheid von Amts wegen zu erlassen,
wenn sich die Zulage ganz oder teilweise auf Grund von neuen, berichtigten oder stornier-
ten Daten andert und in Folge dessen eine Ruckforderung erfolgt. Es wird dem Zulagebe-
rechtigten auch weiterhin ermdglicht, die Festsetzung der Zulage selb st zu beantragen, um
beispielsweise eine noch nicht beantragte Kinderzulage geltend zu machen.

Nach dem BFH-Urteil vom 8. September 2019 (BFH X R 2/19, BStBI 2022 Il S. 157) fuhrt
die Mitteilung der ZfA — entgegen der bisherigen Verwaltungsauffassung — bei Abweichun-
gen in Bezug auf den Sonderausgabenabzug nach § 10a Absatz 1 Satz 1 EStG nicht dazu,
dass das Finanzamt ungepruft den Inhalt dieser Mitteilung umzusetzen hat; die Mitteilung
nach § 91 Absatz 1 Satz 4 EStG ist im Verhaltnis zum Einkommensteuerbescheid weder
ein Grundlagenbescheid noch kommt ihr grundlagenbescheidsahnliche Wirkung zu. Diese
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Entscheidung kann zu doppelten Prifungen und zu divergierenden Entscheidungen inner-
halb der Finanzverwaltung (Finanzamt und ZfA) fihren. Um dies zu vermeiden, wird zum
einen die Transparenz des Verwaltungshandelns im Zulageverfahren sowie der Rechts-
schutz des Zulageberechtigten erhoht. Zum anderen kann das Finanzamt kinftig die ZfA
bei nicht erklarbaren, abweichenden Daten auffordern, eine Festsetzung von Amts wegen
vorzunehmen. In diesem Verfahren wird eine Klarung mit dem Steuerpflichtigen her beige-
fuhrt, wie es zu den abweichenden Daten im Zulageantrag und dem steuerlichen Erkla-
rungsvordruck (Anlage AV) kommt und welche Daten zutreffend sind. Diein § 10a Absatz 5
Satz 5 EStG bereits bestimmte, primare Zustandigkeit fir die Prifung der Voraussetzungen
fur den Sonderausgabenabzug bei der ZfA bleibt so bestehen, da diese die Daten im Wege
der Datenerhebung und des automatisierten Datenabgleichs nach § 91 EStG effektiv tber-
prufen kann. Nach Abschluss des Verfahrens erhalt der Zulageberechtigte einen Bescheid
und das Finanzamt eine Mitteilung Uber den Ausgang des Verfahrens (vgl. Satz 5). Eine
gesonderte Festsetzung nach § 90 Absatz4 Satz 1 Nummer 4 EStG unterbleibt, wenn eine
Festsetzung nach § 90 Absatz4 Satz 1 Nummer 1 bis 3 bereits erfolgtist. In diesem Fall
hat auch das Finanzamt die bereits festgesetzten Daten seiner Berechnung zugrunde zu
legen (vgl. insoweit auch korrespondierend die Anderung in § 91 Absatz 1 Satz 4 — neu —
EStG). Eine gesonderte Festsetzung unterbleibt auch, wenn die Zulage nicht beantragt
worden ist und der ZfA insoweit keine Daten vorliegen oder wenn die Frist nach § 90 Ab-
satz 3 Satz 1 EStG bereits abgelaufen ist und die ZfA ihre Daten nicht mehr andern kann.
In diesemFall hatdas Finanzamt — wie vom BF Hfestgestelltwurde — eine eigene Prifkom-
petenz. Uber die nicht erfolgte Festsetzung wird das Finanzamt entsprechend informiert
(vgl. Satz 5).

Die Transparenz wird durch die Verfahrensanderung und die Bescheiderteilung flir den Zu-
lageberechtigten wesentlich erhdht, so dass das Handeln der ZfA fur Dritte noch nachvoll-
Ziehbarer wird. Die Blrgerfreundlichkeit wird zudem durch die Kontaktaufnahme von Seiten
der ZfA selbst — anstelle Uber den Anbieter —in diesem kritischen Verfahrensstadium der
Ablehnung oder Kurzung der Zulage erhdht. Die Verfahren werden zudem gestrafft, indem
der Burger nunmehr unmittelbar auf das Einspruchsverfahren verwiesen wird. Ferner wer-
den die Anbieter von Aufgaben erheblich entlastet.

Die Neuregelung in Satz 2 vereinfacht das Festsetzungsverfahren auf Antrag. Nach bisher
geltendem Recht musste der Antrag schriftlich erfolgen und an den Anbieter gerichtet wer-
den. Der Anbieter musste sodann den Antrag mit ergdnzenden Informationen und Unterla-
gen an die ZfA weiterleiten. Nach der Neuregelung ist zum einen der Antrag kianftig unmit-
telbar bei der zentralen Stelle zu stellen, der Behdrde, die den Antrag auch abschlieRend
bearbeitet. Eine Entgegennahme des Antrages durch den Anbieter und die Weiterleitung
des Antrags von Seiten des Anbieters an die ZfA entfallen dadurch. Dies fuhrt zu einem
geringeren Aufwand beim Anbieter. Auch fur den Zulageberechtigten vereinfacht sich so
das Verfahren, so dass weniger Rickfragen vom Zulageberechtigten beim Anbieter zu er-
warten sind. Mit der Neuregelung soll zum anderen die Md glichkeit geschaffen werden, die
Vorteile der elektronischen Datenlbermittlung zwischen Steuerpflichtigem und der ZfA zu
nutzen. Der Zulageberechtigte kann kiinftig den Antrag auf Festsetzung schriftlich oder
elektronisch stellen. Im Rahmen der Digitalisierung dient dies dem Burokratieabbau. Die
bisher flr den Zulageberechtigten geltende Frist zur Beantragung der Festsetzung bleibt
hierbei unverandert; der Zulageberechtigte hat den Antrag weiterhin innerhalb eines Jahres
nach Erteilung der Anbieterbescheinigung nach § 92 EStG zu stellen.

Die Neuregelung in Satz 3 dient ebenfalls dem Burokratieabbau, indem die Vorteile der
elektronischen Datentbermittlung genutzt werden. Nach bisher geltendem Recht hatte der
Anbieter den Antrag des Zulageberechtigten auf Festsetzung der Zulage entgegenzuneh-
men und das Datum der Bescheinigung im Rahmen seiner Stellungnahme der ZfA schrift-
lich mitzuteilen. Es wird kiinftig ein maschineller Datenabgleich zwischen der ZfA und dem
Anbieter bestimmt, da die ZfA den Zeitpunkt der Erteilung der Anbieterbescheinigung nach
§ 92 EStG kennen muss, um die Frist nach Satz 2 zu prufen.
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Nach Satz 4 hat der Anbieter ihm vorliegende weitere Unterlagen, die fur die Festsetzung
bendtigt werden, auf Anforderung an die ZfA weiterzuleiten. Er kann eine erganzende Stel
lungnahme beiftigen. Dies kann auch elektronisch erfolgen, wenn beide Kommunikations-
partner dies wiinschen.

In Satz 5 wird der Verweis an die Anderung zu Satz 1 angepasst. Der Anbieter ist bei der
vom Zulageberechtigten beantragten Festsetzung ebenfalls Gber das Ergebnis zu informie-
ren. In den Ubrigen Festsetzungsfallen erhalt der Anbieter bereits auf Grund anderer Vor-
schriften die Informationen von der ZfA, deshalb miissen diese Informationen in dieser Re-
gelung nicht nochmals angefuhrt werden. Das Finanzamt ist Uber den Ausgang des Ver-
fahrens nach Satz 1 Nummer 4 zu informieren. Entweder wird das Festsetzungsergebnis
Ubermittelt oder die ZfA teilt dem Finanzamt mit, dass eine Festsetzung nicht erfolgen
konnte.

In dem neuen Satz 7 wird eine Regelung aufgenommen, wenn der Datensatz nach § 89
Absatz 2 EStG im maschinellen Verfahren auf Grund von unzureichenden oder fehlerhaften
Angaben des Zulageberechtigten abgewiesen sowie um eine Fehlermeldung erganzt wor-
denist und die Angaben nichtinnerhalb der Antragsfristdes § 89 Absatz 1 Satz 1 EStG von
dem Zulageberechtigten an den Anbieter nachgereicht werden. In diesen Fallen ist es der
ZfA nicht moglich, eine abschlief3iende Prifung vorzunehmen und dem Zulageberechtigten
einen Bescheid zu erteilen, so dass die Abweisung des Datensatzes als Ubermittlung des
Ermittlungsergebnisses nach § 90 Absatz 1 EStG gilt. Der Antragsteller erhalt diese Infor-
mation Uber die Bescheinigung nach § 92 EStG und kann bei Bedarf nun die Festsetzung
beantragen und die fehlenden Angaben nachreichen.

Zu Buchstabe d

90 Absatz5

Die Regelung stellt sicher, dass der Zulageberechtigte, der die Einwilligung nach § 10a Ab-
satz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz EStG nachholen mochte, dies nicht mehr nur im Rahmen
des Festsetzungsverfahrens tun kann, sondern auch noch im Rahmen des Einspruchsver-
fahrens. Dies ist auf Grund der Neuregelung in § 90 Absatz 4 EStG erforderlich, da ein
(Festsetzungs-)Bescheid nun auch von Amts wegen erfolgen kann. In diesem Falle hatte
der Zulageberechtigte keine Mdglichkeit mehr, die Abgabe der Einwilligung nachzuholen.

Zu Nummer?7

Zu Buchstabe a

§ 91 Absatz 1 Satz 3 — aufgehoben —

Die Mitteilungspflicht an den Anbieter nach Satz 3 entfallt auf Grund der Neuregelungen in
§ 90 Absatz 2 und 3 EStG; der Anbieter erhalt bereits auf Grund dieser neugefassten Re-
gelungen die erforderlichen Daten.

Zu Buchstabe b
§ 91 Absatz1 Satz4 —neu —

Nach dem BFH-Urteil vom 8. September 2019 (BFH X R 2/19, BStBI 2022 Il S. 157) fuhrt
die Mitteilung der ZfA — entgegen der bisherigen Verwaltungsauffassung — bei Abweichun-
gen in Bezug auf den Sonderausgabenabzug nach § 10a Absatz 1 Satz 1 EStG nicht dazu,
dass das Finanzamt ungepruft den Inhalt dieser Mitteilung umzusetzen hat; die Mitteilung
nach § 91 Absatz 1 Satz 4 EStG ist im Verhaltnis zum Einkommensteuerbescheid weder
ein Grundlagenbescheid noch kommt ihr grundlagenbescheidsahnliche Wirkung zu.
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Mit den Anderungenin § 90 EStG wird die Transparenz des Verwaltungshandelns im Zula-
geverfahren sowie der Rechtsschutzdes Zulageberechtigten erhéht. Zudem kann das Fi-
nanzamt kunftig die ZfA bei nicht erklarbaren, abweichenden Daten auffordem, eine Fest-
setzung von Amts wegen vorzunehmen (vgl. § 90 Absatz 4 Nummer 4 EStG).

Korrespondierend dazu wird bestimmt, dass klinftig die von der ZfA festgesetzten Daten fur
das Finanzamt bindend und der gesonderten Feststellung nach § 10a Absatz 4 EStG zu
Grunde zu legen sind. Da die gesonderte Festsetzung demZulageberechtigtenvon der ZfA
mit Bescheid bekannt gegeben wird, liegt kiinftig ein Verwaltungsakt mit einer Au3enwir-
kungim Verhaltnis zum Zulageberechtigtenvor. Der Festsetzungsbescheid hat kiinftig eine
grundlagenbescheidahnliche Wirkung fur das zustandige Finanzamt. Die Daten sind vom
Finanzamt ungeprift der gesonderten Feststellung nach § 10a Absatz 4 EStG zu Grunde
zu legen. Dies vermeidet doppelte Pruftatigkeiten und divergierende Prufergebnisse inner-
halb der Finanzverwaltung

Liegt dagegen kein bestandskraftiger Verwaltungsakt vor, hat das Finanzamt —wie vom
BFH festgestellt wurde — eine eigene Prufkompetenz.

Zu Artikel 6 (Weitere Anderung des Einkomme nsteuergesetzes [1.1.2025])
Zu Nummer 1

§ 48a Absatz 1 Satz 1 und Satz2 —neu —

Nach geltendem Recht hat der Leistungsempfanger einer Bauerleistung bis zum zehnten
Tag nach Ablauf des Monats, in dem die Gegenleistung im Sinne des § 48 EStG erbracht
wird, die Anmeldung flr den Bausteuerabzug nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck ab-
zugeben, sofern der Leistende dem Leistungsempfanger keine im Zeitpunkt der Gegenleis-
tung gultige Freistellungsbescheinigung nach § 48b Absatz 1 Satz1 EStG vorlegt. Eine
elektronische Steueranmeldung der Bauabzugsteuer tGber das Portal ,Mein Elster” ist bis-
her nicht moglich. Mit der Gesetzesanderung soll der Leistungsempfanger einer Bauleis-
tung verpflichtet werden, die Steueranmeldung elektronisch abzugeben. Mithilfe der elekt-
ronischen Anmeldung soll der Verwaltungsaufwand auf Seiten der Leistungsempfangervon
Bauleistungen und auf Seiten der Verwaltung deutlich reduZziert werden. Eine elektronische
Steueranmeldung/Abgabe der Steuererklarung ist bereits bei anderen betrieblichen Steu-
erarten (Lohnsteuer, Umsatzsteuer) Ublich. Die elektronische Abgabe der Steueranmel-
dung fuhrt auch zu einer Vereinfachung auf Seiten der Unternehmer. Das elektronische
Anmeldeverfahren folgt der Digitalisierungsstrategie der Bundesregierung und den Vorga-
ben des Onlinezugangsgesetzes (OZG). Daruber hinaus hat auch der Bundesrechnungs-
hof die Mdglichkeit der elektronischen Anmeldung des Bausteuerabzugs gefordert.

Zu Artikel 7 (Anderung des Umwandlungssteuergesetzes [1.1.2022])

§ 27 Absatz3 Nummer 3

Auf Grund der Einfuhrung der sogenannten One-Fits-All-Lésung in § 6 AStG durch das
ATADUmsG vom 25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2035) ab 1. Januar 2022 sind die flir die soge-
nannten einbringungsgeborenen Anteile in § 27 Absatz 3 Nummer 3 UmwStG enthaltenen
Regelungen zur Stundung der Einkommensteuer anzupassen.

§ 27 Absatz 3 Nummer 3 Satz 2 Buchstabe a UmwStG enthalt den bisherigen Regelungs-
inhalt. Dieser ist auf Sachverhalte beschrankt, bei denen der Ausschluss des Besteue-
rungsrechts nach § 21 Absatz 2 Nummer 2 UmwStG in der am 21. Mai 2003 geltenden
Fassung (UmwStG a. F.) vor dem 1. Januar 2022 erfolgt. Dies korrespondiert mit der letzt-
maligen Anwendung des § 6 Absatz 1 AStG in der am 30. Juni 2021 geltenden Fassung
(AStG a. F.) bis zum 31. Dezember 2021 und den diesbeziglich fortgeltenden Stundungs-
bestimmungen; vgl. § 21 Absatz 3 AStG.
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§ 27 Absatz 3 Nummer 3 Satz 2 Buchstabe b UmwStG ermdglicht in Fallen des Ausschlus-
ses des Besteuerungsrechts nach § 21 Absatz2 Nummer 2 UmwStG a. F. nach dem
31. Dezember 2021 auf Antrag des Steuerpflichtigen die Asnwendung der One-Fits-Al-L6-
sung betreffend die Stundung und den Entfall der Steuernach § 6 Absatz 3 und 4 AStG in
derab 1. Juli 2021 geltenden Fassung bei Vorliegen der Ubrigen Voraussetzungen. Mit der
Anwendung der One-Fits-All-Losung gehtinsbesondere die Ausweitung der Ruckkehrerre-
gelung fur einbringungsgeborene Anteile auf Drittstaaten-Sachverhalte einher. Dies stellt
eine wesentliche Verbesserung der Mobilitat der betroffenen Steuerpflichtigen gegenlber
dem Status quo dar. Wie auch die bisher geltende Regelung gilt dies aber nur flr die von
§ 6 AStG erfassten Anteile im Privatvermdgen.

Zu Artikel 8 (Anderung des Umsatzsteuergesetzes [TnV])
Zu Nummer 1

§ 17 Absatz3 Satz 2

§ 17 Absatz 3 Satz 2 UStG verweist derzeit unzutreffend auf§ 17 Absatz 1 Satz 7 UStG.
Durch das Jahressteuergesetz2020 vom21. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3096)wurde nach
§ 17 Absatz 1 Satz 5 UStG ein Satz 6 eingefligt. Durch die Aufnahme eines neuen Satzes
6 ist der Verweis in § 17 Absatz 3 Satz 2 UStG daher entsprechend anzupassen, so dass
sich der Verweis fortan auf § 17 Absatz 1 Satz 8 UStG bezieht.

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a

§ 18 Absatz4f Satz 6

Die Anderung dient zum einen der Bereinigung eines Redaktionsversehens beim Verweis
auf die Betragsgrenze in § 20 Satz 1 Nummer 1 UStG.

Zum anderen handelt es sich um eine Folgeanderung zur Einflhrung einer Umsatzgrenze
furdie Anwendung der Durchschnittssatzbesteuerung flr Landwirte in § 24 Absatz 1 Satz 1
UStG durch Artikel 11 Nummer 6 Buchstabe a des Jahressteuergesetzes 2020 vom
21. Dezember 2020 (BGBI. I S. 3096). Diese Betragsgrenze sollte — wie die anderenin § 18
Absatz 4f Satz 6 UStG bereits genannten Betragsgrenzen — bei Anwendung der dezentra-
len Besteuerung von Organisationseinheiten der Gebietskérperschaften Bund bzw. Lander
ebenfalls stets als Uberschritten gelten.

Zu Buchstabe b

8§ 18 Absatz9 Satz3 —neu—

Die Vergutung der abziehbaren Vorsteuerbetrage (§ 15 UStG) an im Ausland ansassige
Unternehmer erfolgt in einem besonderen Verfahren, dem sog. Vorsteuer-Vergutungsver-
fahren. Nach dem Unionsrecht werden in Rechnung gestellte Mehrwertsteuerbetrage fir
Ausfuhrlieferungen, bei denen die Gegenstdnde vom Abnehmer oder einem von ihm be-
auftragten Dritten befordert oder versendet wurden, oder innergemeinschaftliche Lieferun-
gen, die gemal Artikel 138 oder Artikel 146 Absatz1 Buchstabe b der Richtlinie
2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 Uber das gemeinsame Mehrwertsteuer-
system von der Steuer befreit sind oder befreit werden kénnen, nicht im Vorsteuer-Vergu-
tungsverfahren erstattet.

Die Regelung setzt diese unionsrechtliche Vorgabe um. Dadurch soll insbesondere sicher-
gestellt werden, dass in Rechnungen Uber innergemeinschaftliche Lieferungen gesondert
in Rechnung gestellte Steuerbetrage nicht vergutet werden, wenn der Abnehmer die ihm
von einem anderen Mitgliedstaat erteilte gultige Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (USt-
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IdNr.) nach § 6a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 UStG nicht angegeben hat, die tbrigen Vo-
raussetzungen fur die Steuerbefreiung aber objektiv vorliegen. Dain diesen Fallen entspre-
chende Lieferungen steuerfrei behandelt werden kdnnten, wenn der Abnehmer nachtrag-
lich seine USt-IdNr. angibt, ist eine Erstattung im Vorsteuer-Vergutungsverfahren nicht an-
gezeigt und wird somit durch die Regelung verhindert.

Die Regelung beruht auf Artikel 171 Absatz 1 der Richtlinie 2006/112/EG in Verbindung mit
Artikel 4 Buchstabe b der Richtlinie 2008/9/EG des Rates vom 12. Februar 2008 zur Rege-
lung der Erstattung der Mehrwertsteuer gemaf der Richtlinie 2006/112/EG an nicht im Mit-
gliedstaat der Erstattung, sondem in einem anderen Mitgliedstaat ansassige Steuerpflich-
tige und Artikel 171 Absatz 3 Buchstabe b der Richtlinie 2006/112/EG in Verbindung mi
der Dreizehnten Richtlinie des Rates vom 17. November 1986 zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten Gber die Umsatzsteuern — Verfahren der Erstattung
der Mehrwertsteuer an nicht im Gebiet der Gemeinschaft ansassige Steuerpflichtige.

Zu Artikel 9 (Weitere Anderung des Umsatzsteuergesetzes [1.1.2023])
Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

8§ 4 Nummer 1 Buchstabe b Satz 1

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aus der Aufhebung des Satzes 2.
Zu Doppelbuchstabe bb

§ 4 Nummer 1 Buchstabe b Satz 2 — aufgehoben —

Mit dem Gesetz zur weiteren steuerlichen Férderung der Elektromobilitat und zur Anderung
weiterer steuerlicher Vorschriften vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2451) wurden die
materiell-rechtlichen Voraussetzungen fir das Vorliegeneinerinnergemeinschaftlichen Lie-
ferung in § 6a Absatz 1 Satz 1 UStG sowie fiir deren Steuerfreiheitin § 4 Nummer 1 Buch-
stabe b UStG geéandert.

Durch die Streichung von § 4 Nummer 1 Buchstabe b Satz 2 UStG wird klargestellt, dass
die Voraussetzungen flir das Vorliegen einer steuerfreien innergemeinschaftlichen Liefe-
rung unabhangig von derin § 18a Absatz 10 UStG enthaltenen Frist gelten. Diese ist allein
fur Zwecke der Durchfihrung eines ordnungsgemafien innergemeinschattlichen Kontroll-
verfahrens sowie eines etwaigen Buligeldverfahrens (§ 26a Absatz 1 Nummer 5 UStG)
mafgebend. Die Verpflichtung zur Abgabe einer richtigen und vollstandigen Zusammen-
fassenden Meldung (ZM) als Voraussetzung flr die Gewahrung der Steuerbefreiung fur die
ausgefuhrten innergemeinschaftlichen Lieferungen besteht hingegen auch Uber die in
§ 18a Absatz 10 UStG genannte Frist hinaus.

Gibt der Unternehmerinnerhalb der Festsetzungsfrist eine korrigierte ZM oder eine erstma-
lige ZM flr den betreffenden Meldezeitraum vollstandig und richtig ab, lebt die Steuerbe-
freiung bei Vorliegen der Ubrigen Voraussetzungen wieder auf bzw. die Voraussetzungen
liegen bei einer erstmaligen Abgabe der ZM fur die Steuerbefreiungin diesem Zeitpunkt
erstmals vor.

Durch die Abgabe einer zutreffenden ZM flir den betreffenden Meldezeitraum gelten die
vorangegangenen Versaumnisse des Unternehmers als hinreichend entschuldigt. Dies
steht im Einklang mit Artikel 138 Absatz 1a der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom
28. November 2006 Uber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem.
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Zu Buchstabe b

§ 4 Nummer 27 Buchstabe b

Die Sozialversicherung fur Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) erbringt nach
dem SVLFGG in Verbindung mit dem KVLG 1989, dem ALG bzw. dem SGB VIl Betriebs-
hilfeleistungen, sofern auf Grund der Arbeitsunfahigkeit des Land- und Forstwirts odereines
im Unternehmen mitarbeitenden Familienangehdrigen die Weiterfihrung des land- und
forstwirtschaftlichen Betriebs anderenfalls nicht sichergestellt ist. Dabei unterliegt auch die
direkte Gestellung von Betriebshelfern durch die SVLFG an die land- und forstwirtschaftli-
chen Betriebe nicht der Umsatzsteuer.

Vor diesem Hintergrund befreit § 4 Nummer 27 Buchstabe b UStG bislang bestimmte For-
men der entgeltlichen Gestellung von land- und forstwirtschaftlichen Arbeitskraften (Be-
triebshelfer) durch Unternehmerin sozialen Notfallen in land- und forstwirtschaftlichen Be-
trieben. Die unionsrechtliche Grundlage dieser Steuerbefreiung ist Artikel 132 Absatz 1
Buchstabe g der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 Uber das ge-
meinsame Mehrwertsteuersystem — Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie (MwStSystRL). Da-
nach befreien die Mitgliedstaaten ,eng mit der Sozialflirsorge und der sozalen Sicherheit
verbundene Dienstleistungen und Lieferungen von Gegenstanden, einschliel3lich derjeni-
gen, die durch Altenheime, Einrichtungen des 6ffentlichen Rechts oder andere von dem
Mitgliedstaat als Einrichtungen mit sozialem Charakter anerkannte Einrichtungen bewirkt
werden®.

Dem BFH-Urteil vom 31. Mai 2017, V R 31/16, folgend entspricht § 4 Nummer 27 Buch-
stabe b UStG insoweit nicht der unionsrechtlichen Vorgabe in Artikel 132 Absatz 1 Buch-
stabe g MWStSystRL, als auch einzelne Betriebshelfer, die also keine juristischenPersonen
sind, mit ihren Betriebshilfeleistungen flir in Not geratene land - und forstwirtschaftliche Be-
triebe steuerfrei sein kénnen. AuRerdem sind das BFH-Urteil vom 14. Januar 2016,
V R 56/14, und das EuGH-Urteil vom 12. Marz 2015, C-594/13 (,,go fair“ Zeitarbeit), zu be-
achten, wonach Personalgestellungsleistungen keine im sozialen Bereich erbrachten Ge-
meinwohldienstleistungen im Sinne des Artikels 132 Absatz 1 Buchstabe g MwStSystRL
sind.

Vor diesem Hintergrund wird § 4 Nummer 27 Buchstabe b UStG dahingehend geandert,
dass die Steuerbefreiung rechtsformneutral fir land- und forstwirtschaftliche Betriebshilfe-
leistungen in sozialen Notféllen in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben in Betracht
kommt.

Unter die Steuerbefreiung fallen zum einen land- und forstwirtschaftliche Betriebshilfeleis-
tungen fur land- und forstwirtschaftliche Betriebe (§ 24 Absatz 2 UStG) mit hdchstens drei
Vollarbeitskraften zur Uberbriickung des Ausfalls des Betriebsinhabers oder dessen voll
mitarbeitenden Familienangehdrigen wegen Krankheit, Unfalls, Schwangerschaft, einge-
schrankter Erwerbsfahigkeit oder Todes. Dabei kommt es nicht darauf an, wer Vertrags-
partner des Betriebshelfers und damit Leistungsempfangerim Rechtssinne ist, sondem da-
rauf, dass die Leistung fir einen notleidenden Betrieb erbrachtwird. Leistungsempfanger
kann also z. B. anstelle des notleidenden land- und forstwirtschaftlichen Betriebes auch ein
land- und forstwirtschaftlicher Betriebshilfsdienst oder ein Dorfhelferinnendienst sein. Zu
den begulnstigten Betriebshilfeleistungen gehdren insbesondere die in Anhang VII MwSt-
SystRL (Verzeichnis der Tatigkeiten der Landwirtschaftlichen Erzeugung) genannten Leis-
tungen.

Mit der Beibehaltung der Beschrankung aufLeistungen flr Betriebe mit hchstens drei Vol
larbeitskraften wird die Befreiung wie bisher nur in solchen Fallen gewahrt, in denen die
Betriebshilfeleistung in einem sozialen Notfall erbracht wird und somit eine Gemeinwohl-
dienstleistung im Sinne des Artikels 132 Absatz 1 Buchstabe g MwStSystRL ist. Die Steu-
erbefreiung hangt nichtdavon ab, ob die Betriebshilfeleistung von den gesetzlichen Tragem
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der Sozialversicherung erstattet wird. Der Unternehmer muss aber nachweisen, dass die
genannten Voraussetzungen der Befreiung erfullt sind.

Zum anderen fallen weiterhin solche land- und forstwirtschaftliche Betriebshilfeleistungen
unter die Steuerbefreiung, die an die gesetzlichen Trager der Sozialversicherung erbracht
werden.

Zu Nummer 2

§ 4a Absatz1 Satz 2

Der Antrag auf Steuervergitung nach § 4a UStG ist bisher ausschlieldlich in Papierform
abzugeben.

Nach dem Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (On-
linezugangsgesetz- OZG) vom 14. August 2017 (BGBI. | S. 3122, 3138) sind Bund und
Lander verpflichtet, bis spatestens zum 31. Dezember 2022 ihre Verwaltungsleistungen
auch elektronisch Gber Verwaltungsportale anzubieten. Mit der Gesetzesanderung wird
diese Verpflichtung umgesetzt.

Die Gesetzesanderung setzt zudem eine Empfehlung des Bundesrechnungshofes zur Um-
setzung eines elektronischen Antragsverfahrens um. Damit soll eine Verbesserung des
Verwaltungsvollzugs erreicht werden.

Zu Nummer 3

§ 18 Absatz5a Satz 1 bis 3

Nach dem Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (On-
linezugangsgesetz- OZG) vom 14. August 2017 (BGBI. | S. 3122, 3138) sind Bund und
Lander verpflichtet, bis spatestens zum 31. Dezember 2022 ihre Verwaltungsleistungen
auch elektronisch Uber Verwaltungsportale anzubieten. Mit der Gesetzesanderung wird
diese Verpflichtung umgesetzt.

Seitdem 1. Januar 2022 ist das Bundeszentralamt flir Steuern (BZSt) fur die Durchfihrung
des Besteuerungsverfahrens nach § 18 Absatz 5a UStG einschlieRlich der damit im Zu-
sammenhang stehenden Tatigkeiten fur auslandische Missionen, berufskonsularische Ver-
tretungen und deren Mitglieder zustandig. Der Begriff ,Finanzamt“ in Satz 3 ist daher unzu-
treffend geworden.

Satz 1

Durch die Anderung wird dem Erwerber die Méglichkeit er6ffnet, die Steuererklarung zur
Fahrzeugeinzelbesteuerung (§ 16 Absatz 5a UStG) zusatzlich zur Abgabe nach amtlich
vorgeschriebenem Vordruck nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfem-
Ubertragung zu GUbermitteln.

Satz 2

Redaktionelle Anpassung an die Mdglichkeit, die Steuererklarung nach amtlich vorge-
schriebenem Datensatz durch Datenferntbertragung zu Gbermitteln.

Satz 3

Ersetzung des Begriffs ,Finanzamt® durch den Begriff ,Finanzbehdrde” auf Grund der Zu-
standigkeit des Bundeszentralamts fur Steuern fur die Durchfliihrung des Besteuerungsver-
fahrens nach § 18 Absatz 5a UStG (Fahrzeugeinzelbesteuerung) fur auslandische Missio-
nen, berufskonsularische Vertretungen und deren Mitglieder.
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Zu Nummer 4

§ 189 Satz 4 und 5 — neu —

Bislang ist die Mdglichkeit, die Ablehnung der Weiterleitung des Antrags auf Vergutung von
Vorsteuerbetragen inlandischer Antragsteller an andere EU-Mitgliedstaaten auf elektroni-
schem Wege bekannt zu geben, nach dem Wortlaut des § 18g UStG nicht ausdriicklich
vorgesehen. Nach dem Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleis-
tungen (Onlinezugangsgesetz - OZG) vom 14. August 2017 (BGBI. | S. 3122, 3138) sind
Bund und Lander verpflichtet, bis spatestens zum 31. Dezember 2022 ihre Verwaltungs-
leistungen auch elektronisch Uber Verwaltungsportale anzubieten. Diese Verpflichtung wird
durch die Anderung umgesetzt.

Die Anderung beruht zudem auf Artikel 18 Absatz 2 der Richtlinie 2008/9/EG des Rates

vom 12. Februar 2008 zur Regelung der Erstattung der Mehrwertsteuer gemal} der Richtli-
nie 2006/112/EG an nichtim Mitgliedstaat der Erstattung, sondern in einem anderen Mit-
gliedstaat ansassige Steuerpflichtige.

Zu Nummer 5

§ 23 — aufgehoben —

Basierend auf der Ermachtigungsgrundlage in § 23 UStG wurden mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 1968 in §§ 69 und 70 UStDV fur bestimmte Berufs- und Gewerbezweige zur Berech-
nung der abziehbaren Vorsteuerbetrage zur Vereinfachung der Besteuerung bestimmter
Unternehmer allgemeine Durchschnittssatze flir die abziehbaren Vorsteuerbetrage gebil-
det, die die zu entrichtende Steuer oder die Grundlagen ihrer Berechnung festlegen. Da-
nach kénnen kleinere nicht buchflihrungspflichtige Unternehmen — abweichend von den al-
gemeinen Anforderungen an den Vorsteuerabzug — einen festgesetzten Prozentsatz ihres
Umsatzes als Vorsteuerbetrag abziehen.

Mit Blick aufdie eingeschrankte Anwendungder Durchschnittsatze in der Praxis durch sehr
wenige Unternehmer (rd. 11,1 Tsd. Unternehmer laut Umsatzsteuerstatistik - Veranlagun-
gen 2017), die geringe steuerliche Bedeutung der Vorschrift und die sehr geringen steuer-
lichen Auswirkungen wird die Regelung zur pauschalen Vorsteuerermittlung nach Durch-
schnittssatzen abgeschafft.

Zu Nummer 6

§ 23a Absatz 2

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Anhebung der Besteuerungsgrenze
nach § 64 Absatz 3 und § 67a AO durch das Jahressteuergesetz2020 von 35 000 Euro auf
45 000 Euro, umweiterhin einheitliche Betragsgrenzen zur Steuererleichterung von steuer-
beglinstigten Kérperschaften zu erreichen.

Zu Nummer?7

§ 27 Absatz36 und 37 —neu —

§ 27 Absatz 36

Die Anderung des § 18 Absatz 5a UStG ist erstmals auf die Besteuerungszeitrdume anzu-
wenden, die nach dem 31. Dezember 2022 enden.

§ 27 Absatz 37
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Nach dem Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (On-
linezugangsgesetz- OZG) vom 14. August 2017 (BGBI. | S. 3122, 3138) sind Bund und
Lander verpflichtet, bis spatestens zum 31. Dezember 2022 ihre Verwaltungsleistungen
auch elektronisch uUber Verwaltungsportale anzubieten. Mit der Anwendungsregelung zu
§ 18g Satz 4 und 5 — neu — UStG wird die rechtzeitige Umsetzung der Verpflichtung sicher-
gestellt.

Zu Artikel 10 (Weitere Anderung des Umsatzsteuergesetzes [1.1.2024])
Zu Nummer 1

Inhaltsiibersicht

Die Anderung der Inhaltsiibersicht ist eine Folgednderung aus der Einfligung des neuen
§ 22g UStG.

Zu Nummer 2

§229—neu-—

Die Richtlinie (EU) 2020/284 des Rates vom 18. Februar 2020 zur Anderung der Richtlinie
2006/112/EG im Hinblick auf die Einfuhrung bestimmter Anforderungen flr Zah lungsdienst-
leister (ABI. L 62 vom 2.3.2020, S. 7) sieht vor, dass von diesen ab dem 1. Januar 2024
hinreichend detaillierte Aufzeichnungen Uber bestimmte grenziberschreitende Zahlungen
zu fihren und an die Mitgliedstaaten der Europaischen Union zu Ubermitteln sind. Die Ver-
ordnung (EU) 2020/283 des Rates vom 18. Februar 2020 zur Anderung der Verordnung
(EU) Nr. 904/2010 im Hinblick auf die Starkung der Zusammenarbeit der Verwaltungsbe-
horden bei der Betrugsbekdmpfung (ABI. L 62 vom 2.3.2020, S. 1) verpflichtet die Mitglied-
staaten der Europaischen Union diese Informationen zu erheben und an ein zentrales elekt-
ronisches Zahlungsinformationssystem (,CESOP*) zu Ubermitteln, das von der Europai-
schen Kommission entwickelt und technisch verwaltet wird. Dort kbnnen die Informationen
gespeichert, aggregiert und zusammen mit anderen nach der Verordnung (EU)
Nr. 904/2010 des Rates vom 7. Oktober 2010 Gber die Zusammenarbeit der Verwaltungs-
behorden und die Betrugsbekampfung auf dem Gebietder Mehrwertsteuer (ABI. L 268 vom
12.10.2010, S. 1) Ubermittelten oder erhobenen relevanten gezielten Informationen analy-
siert werden. Uber die Eurofisc-Verbindungsbeamten haben alle Mitgliedstaaten der Euro-
paischen Union Zugang zu CESOP.

Mithilfe der Zahlungsinformationen sollen die Mitgliedstaaten der Europaischen Union den
Umsatzsteuerbetrug, insbesondere im Bereich des grenziberschreitenden elektronischen
Geschéaftsverkehrs, besser bekdmpfen kdnnen. Die Finanzverwaltung soll durch den Zu-
gang zu den Zahlungsdaten der Zahlungsdienstleister Informationen erhalten, die bislang
nicht oder nicht unmittelbar zur Verfigung standen. Dabei soll die Finanzverwaltung in die
Lage versetzt werden, Lieferungen von Gegenstanden und die Erbringung von Dienstleis-
tungen kontrollieren zu kénnen, die gemaf den Bestimmungen des Titels V der Richtlinie
2006/112/EG vom 28. November 2006 tber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABI.
L 347 vom 11.12.2006, S. 1) als in einem Mitgliedstaat erfolgt bzw. erbracht gelten.

Zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2020/284 des Rates vom 18. Februar 2020 zur Ande-
rung der Richtlinie 2006/112/EG im Hinblick auf die EinfiGhrung bestimmter Anforderungen
fur Zahlungsdienstleister bedarf es einer nationalen Regelung im Umsatzsteuergesetz
(UStG). Durch die Vorschrift § 22g UStG werden Zahlungsdienstleister verpflichtet, bei
grenziberschreitenden Zahlungsdiensten bestimmte Aufzeichnungen zu den Zahlungen
vorzunehmen und diese Daten bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen an das
Bundeszentralamt fur Steuern zu Gbermitteln. Dort werden die Aufzeichnungen voruberge-
gehend gespeichert und an das CESOP zur weiteren Auswertung Ubermittelt.

Absatz 1
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§ 22g Absatz 1 Satz 1 UStG bestimmt die Informationen Uber grenziberschreitende Zah-
lungen, die die Zahlungsdienstleister aufzuzeichnen haben. Es werden die in Artikel 243d
der Richtlinie (EU) 2020/284 vorgesehenen Aufzeichnungspflichten umgesetzt. Zur Wah-
rung der VerhaltnismaRigkeit sollen Zahlungsdienstleister nur verpflichtet sein, Aufzeich-
nungen Uber jene grenziiberschreitenden Zahlungen zu fuhren, die auf eine wirtschaftliche
Tatigkeit hindeuten. Aus diesem Grund regelt Satz 2 einen Schwellenwert auf der Grund-
lage der an einen Zahlungsempfanger in einem Kalenderquartal geleisteten Zahlungen, ab
dem die Aufzeichnungspflicht greift. Damit wird Artikel 243b Absatz 2 der Richtlinie (EU)
2020/284 umgesetzt. Liegen dem Zahlungsdienstleister mehrere, unterschiedliche Namen
oder Bezeichnungen zum Unternehmen des Zahlungsempfangers oderseiner Adresse vor,
kénnen auch mehrere Angaben gemacht werden. Eine unter Satz1 Nummer 1 Buch-
stabe d genannte Adresse des Zahlungsempfangers kann die private Anschrift, die An-
schrift des Unternehmens oder Warenlagers des Zahlungsempfangers, sowie eine E-Mail-
Adresse sein. Zahlungsdienstleister sind lediglich verpflichtet, die zur Verfigung stehenden
Daten zu Ubermitteln, nicht jedoch Nachforschungen zu den in Absatz 1 geforderten Zah-
lungsinformationen zu tatigen.

Absatz 2

Satz 1 bestimmt den Begriff der ,grenziiberschreitenden Zahlung®. Satz 2 enthalt eine Re-
gelung zur Ortsbestimmung des Zahlers bzw. Zahlungsempfangers. Die Regelungen set-
zen Artikel 243b Absatz 1 Unterabsatz 2 und Artikel 243c der Richtlinie (EU) 2020/284 um.

Absatz 3

Es ist moglich, dass mehrere Zahlungsdienstleister an einer einzelnen Zahlung eines Zah-
lers an einen Zahlungsempfanger beteiligtsind. Grundsatzlich unterliegenalle an einer Zah-
lung beteiligten Zahlungsdienstleister den Aufzeichnungspflichten. Eine Ausnahme wird je-
doch in Artikel 243b Absatz 3 Richtlinie (EU) 2020/284 geregelt, welche in Absatz 3 in na-
tionales Recht umgesetzt wird.

Absatz 4

In Absatz 4 ist geregelt, dass die Aufzeichnungen dem Bundeszentralamt fur Steuern nach
amtlich vorgeschriebenen Datensatzund Datenformat Uber eine amtlich bestimmte Schnitt-
stelle zu Ubermitteln sind. Die aufgezeichneten Informationen und die weiteren Angabenim
Sinne des Absatz 4 sind vollstandig und richtig zu Gbermitteln. Nachforschungen zur Uber-
prufung der Richtigkeit der zu Ubermittelnden Informationen, z. B. der Adressdaten, sind
nicht erforderlich. Der Zahlungsdienstleister hat diese Aufzeichnungen jeweils flr das Ka-
lendervierteljahr bis Ende des auf den Ablauf des Kalendervierteljahrs folgenden Kalender-
monats zu Ubersenden. Diese Anforderungen ergeben sich aus Artikel 24b Absatz 1 Buch-
staben a und b der Verordnung (EU) 2020/283. Bei der Ubersendung sind vom Zahlungs-
dienstleister die eigene BIC oder ein sonstiges Geschaftskennzeichen zur eindeutigen Iden-
tifizierung des Zahlungsdienstleisters anzugeben.

Absatz 5

Erkennt der Zahlungsdienstleister nachtraglich, dass die ubermittelten Zahlungsinformatio-
nen unrichtig oder unvollstandig sind, so ist er verpflichtet, die fehlerhaften Angaben inner-
halb eines Monats nach Erkenntnis zu berichtigen oder zu vervollstandigen.

Absatz 6

Die Aufzeichnungen sind in elektronischer Formfir einen Zeitraumvon drei Kalenderjahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Zahlung ausgefuihrt wurde, durch den Zah-
lungsdienstleister aufzubewahren. Diese Regelung setzt Artikel 243b Absatz4 Buch-
stabe a der Richtlinie 2020/284 um. Dadurch soll der Finanzverwaltung ausreichend Zeit
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eingeraumt werden, um Kontrollen durchfiihren und den Umsatzsteuerbetrug wirksam be-
kampfen zu kdnnen.

Absatz 7

Absatz 7 enthalt Definitionen bankenrechtlicher Begriffe. Die Begriffe der Nummern 1 bis 6
werden unter Verweis auf das Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz bestimmt. Die Begriffe der
Nummern 7 und 8 verweisen aufdie Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des EuropaischenPar-
laments und des Rates vom 14. Marz 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften
und der Geschaftsanforderungen fir Uberweisungen und Lastschriftenin Euro und zur An-
derung der Verordnung (EG) Nr. 924/2009.

Absatz 8

Nach Absatz 8 nimmt das Bundeszentralamt fur Steuern die nach Absatz 4 Gbermittelten
Zahlungsinformationen entgegen und fuhrt eine ausschlieRlich automatisierte Prifung der
ihr Gbermittelten Daten daraufhin durch, ob diese vollstandig und schlissig sind und ob der
amtlich vorgeschriebene Datensatz und das amtlich vorgeschriebene Datenformat verwen-
det worden sind. Dadurch wird die erforderliche Datenqualitat sichergestellt. Das Bundes-
zentralamt flr Steuern speichert diese Daten voribergehend in einem elektronischen Sys-
tem nur fir Zwecke dieser Prifung bis zur Ubermittlung an CESOP. Artikel 24b Absatz 2
der Verordnung (EU) 2020/283 des Rates vom 18. Februar 2020 zur Anderung der Verord-
nung (EU) Nr. 904/2010 ermdglicht die Speicherung der Daten in einem nationalen elektro-
nischen System. Uber das Bundeszentralamt fiir Steuern erfolgt auch der Zugriff auf die
von CESOP bereitgestellten Informationen. Eurofisc-Verbindungsbeamten wird gemaf} Ar-
tikel 24d in Verbindung mit Artikel 24c der Verordnung (EU) 2020/283 des Rates vom 18.
Februar 2020 zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 904/2010 Zugang zu diesen Daten
gewahrt, wenn dieser Zugang im Zusammenhang mitder Untersuchung mutmallicher Falle
von Umsatzsteuerbetrug oder zur Aufdeckung von Umsatzsteuerbetrug steht. Das Bundes-
zentralamt flr Steuern speichert die bereitgestellten Daten, analysiert diese und stellt sie
den zustandigen Landesfinanzbehdrden zur Verfigung.

Absatz 9

Durch Absatz 9wird klargestellt, dass es sich beider Verarbeitung der personenbezogenen
Daten auf Grund der Ubermittelten Zahlungsinformationender Zahlungsdienstleister umein
Verwaltungsverfahren in SteuersachenimSinne der Abgabenordnung handelt. § 22g UStG
sieht gegenulber § 93c AO speziellere Regelungen vor. Eine Informationspflicht des Zah-
lungsdienstleisters gegentber dem Zahlungsempfanger besteht nicht. § 93c Absatz 1
Nummer 3 AO findet keine Anwendung.

Absatz 10

Absatz 10 enthalt die Ermachtigungsgrundlage fur den Erlass einer Rechtsverordnung zur
Verarbeitung und Weiterverarbeitung der nach Absatz 8 Satz 3 erhobenen Daten.

Zu Nummer 3
§26a
Zu Buchstabe a

§ 26a Absatz 2

Zu Doppelbuchstabe aa und zu Doppelbuchstabe bb

§ 26a Absatz 2 Nummer 6 und 7
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Es handelt sich umredaktionelle Folgeanderungen aus der Anfiigung derneuen Nummer 8.
Zu Doppelbuchstabe cc

§ 26a Absatz 2 Nummer 8 —neu —

Nach dem der neuen Nummer 8 des § 26a Absatz 2 UStG kann mit einem Buf3geld von bis
zu 5 000 Euro belegt werden, wer vorsatzlich oder leichtfertig entgegen § 22g Absatz4
UStG Informationen zu grenziiberschreitenden Zahlungen nicht, nicht richtig, nicht vollstan-
dig oder nicht rechtzeitig tbermittelt oder nach § 22g Absatz5 UStG nicht rechtzeitig be-
richtigt oder vervollstandigt. Fur die Ahndung von VerstoRen gilt das Opportunitatsprinzip.

Zu Buchstabe b

§ 26a Absatz 4

§ 26a Absatz 4 UStG wird erganzt um die Falle nach Absatz 2 Nummer 8.
Zu Artikel 11 (Anderung der Umsatzsteuer-Durchfiihrungsverordnung [1.1.2023])
Zu Nummer 1

8§ 24 Absatz 1 Satz 1

Der Antrag auf Steuervergitung nach § 4a UStG ist bisher ausschlief3lich in Papierform
abzugeben.

Nach dem Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (On-
linezugangsgesetz- OZG) vom 14. August 2017 (BGBI. | S. 3122, 3138) sind Bund und
Lander verpflichtet, bis spatestens zum 31. Dezember 2022 ihre Verwaltungsleistungen
auch elektronisch Uber Verwaltungsportale anzubieten. Mit der Gesetzesanderung wird
diese Verpflichtung umgesetzt.

Die Anderung zur Antragsfrist fiir die Steuervergiitung und Nachweis der Voraussetzungen

in § 24 Absatz 1 Satz 1 UStDV setzt zudem eine Empfehlung des Bundesrechnungshofes
zur Umsetzung eines elektronischen Antragsverfahrens um. Damit soll eine Verbesserung
des Verwaltungsvollzugs erreicht werden.

Zu Nummer 2

§§ 69 und 70 und Anlage (zu den §§ 69 und 70 UStDV) — aufgehoben —

Basierend auf der Ermachtigungsgrundlage in § 23 UStG wurden mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 1968 in §§ 69 und 70 UStDV fur bestimmte Berufs- und Gewerbezweige zur Berech-
nung der abziehbaren Vorsteuerbetrage zur Vereinfachung der Besteuerung bestimmter
Unternehmer allgemeine Durchschnittssatze flr die abziehbaren Vorsteuerbetrage gebil-
det, die die zu entrichtende Steuer oder die Grundlagen ihrer Berechnung festlegen. Da-
nach kénnen kleinere nicht buchflihrungspflichtige Unternehmen — abweichend von den al-
gemeinen Anforderungen an den Vorsteuerabzug — einen festgesetzten Prozentsatzihres
Umsatzes als Vorsteuerbetrag abziehen.

Mit Blick aufdie eingeschrankte Anwendungder Durchschnittsatze in der Praxis durch sehr
wenige Unternehmer (rd. 11,1 Tsd. Unternehmer laut Umsatzsteuerstatistik - Veranlagun-
gen 2017), die geringe steuerliche Bedeutung der Vorschrift und die sehr geringen steuer-
lichen Auswirkungen wird die Regelung zur pauschalen Vorsteuerermittiung nach Durch-
schnittssatzen abgeschafft.
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Zu Artikel 12 (Anderung des Bewertungsgesetzes [TnV])

Zur Anderung des Bewertungsgesetzes (allgemein)

Durch das Erbschaftsteuerreformgesetz2008 wurde die Grundbesitzbewertung flr Zwecke
der Erbschaftsteuer unter Berlcksichtigung des Beschlusses des Bundesverfassungsge-
richts vom 7. November 2006 (Az. 1 BvL 10/02, BStBI 2007 Il S. 195) in enger Anlehnung
an die anerkannten Vorschriften der Verkehrswertermittlung auf der Grundlage des Bauge-
setzbuchs (BauGB) grundlegend reformiert.

Mit der Immobilienwertermittlungsverordnung (ImmoWertV) vom 14. Juli 2021 (BGBI. |
S. 2805) wurden die Regelungen zur Verkehrswertermittiung an die Entwicklungen in die-
sem Gebiet angepasst. Mit der neuen ImmoWertV soll insbesondere im Interesse der Ver-
wertbarkeit der von den Gutachterausschussen ermittelten und den Finanzamtern nach
§ 193 Absatz 5 Satz 3 BauGB mitzuteilenden Daten bei der steuerlichen Bewertung die
Anwendung einheitlicher Grundsatze bei Ermittlung der fur die Wertermittlung erforderl-
chen Daten sichergestelltwerden (Verordnung der Bundesregierung, Bundesrats-Drucksa-
che 407/21 vom 12. Mai 2021, A. Problem und Ziel sowie B. Lésung; Nutzen, S. 1 und 2).

Mit den nunmehr vorgenommenen Anderungen des Bewertungsgesetzes werden insbe-
sondere das Ertrags- und Sachwertverfahren zur Bewertung bebauter Grundstlicke sowie
die Verfahren zur Bewertung in Erbbaurechtsfallen und Fallen mit Gebauden auf fremdem
Grund und Boden an die geanderte ImmoWertV angepasst. Insbesondere wird sicherge-
stellt, dass die von den Gutachterausschussen flr Grundstlickswerte auf der Grundlage der
ImmoWertV ermittelten sonstigen fur die Wertermittlung erforderlichen Daten unter Bertck-
sichtigung des Grundsatzes der Modellkonformitat weiterhin bei der Grundbesitzbewertung
fur Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer sowie Grunderwerbsteuer sachgerecht
angewendet werden kdénnen. Darlber hinaus erfolgen Anpassungen an die Rechtspre-
chung des BFH sowie an die bisherige Auffassung der Finanzverwaltung.

Zu Nummer 1

Inhaltsibersicht

Die Anderung der Inhaltslibersichtist eine Folgeénderungaus der Anderung der Uberschrift
des § 235 BewG.

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a

§ 153 Absatz 2 Satz 4

Bei der Anderung des Absatzes 2 handelt es sich um eine Folgeénderung zur Anderung
des Absatzes 4.

Zu Buchstabe b

§ 153 Absatz 4

Bei verschiedenen Steuerarten bestehen bereits Verpflichtungen zur elektronischen Ab-
gabe der Erklarungen, z. B. bei Umsatzsteuererklarungen, Kérperschaftsteuererklarungen
und Einkommensteuererklarungen. Nunmehr wird die Verpflichtung zur elektronischen
Ubermittlung auch fiir Feststellungserklarungen nach § 153 BewG (ibernommen. Zur Ver-
meidung unbilliger Harten kann die Finanzbehdrde gestatten, die Feststellungserklarung
weiterhin auf Vordrucken in Papierform beim Finanzamt einzureichen. Eine unbillige Harte
kann insbesondere dann vorliegen, wenn dem Erklarungspflichtigen nicht zuzumuten ist,
die technischen Voraussetzungen fir eine elektronische Ubermittlung zu schaffen.
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Fur die elektronische Ubermittiungder Feststellungserklarung ist die Fertigstellung der hier-
fur bendtigten komplexen Datenverarbeitungsprogramme erforderlich. Der Beginn ist ab-
hangig von der Schaffung der Voraussetzungen fur die Entgegennahme der elektronisch
abzugebenden Erklarungen. Fur Feststellungen von Grundbesitzwerten nach § 151 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 BewG und fir Feststellungen von Betriebsvermdgen, Anteilen an
Betriebsvermogen, Anteilen an Kapitalgesellschaften, Anteilen an sonstigen Vermdgens-
gegenstandenund Schulden (§ 151 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 BewG) konnen sich
unterschiedliche Zeitpunkte fur die Ubermittlungspflicht ergeben. Der Zeitpunkt fir die je-
weilige Verpflichtung zur Ubermittlung soll daher jeweils durch Schreiben festgelegt wer-
den, das im Bundessteuerblatt zu veroffentlichenist. Der neue Satz 5 entspricht dem bis-
herigen Satz 2.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

§ 177 Absatz 2

In § 177 Absatz 2 und 3 BewG werden die Voraussetzungen fur die Anwendung der von
den Gutachterausschissen im Sinne der §§ 192 bis 199 BauGB ermittelten sonstigen fur
die Wertermittlung erforderlichen Daten bei den Bewertungen nach den §§ 182 bis 196
BewG bestimmt. Unter der Pramisse des Grundsatzes der Modellkonformitat im Sinne des
neuen Absatz 3 (nachstehend Buchstabe b) wird durch die Anderung in Absatz 2 beriick-
sichtigt, dass die sonstigen fur die Wertermittlung erforderlichen Datendurch die Gutachter-
ausschusse gem. § 12 Absatz 1 Satz 3 ImmoWertV auf einen Stichtag zu beziehen sind.
Bei einem Zeitraum von mehr als drei Jahren zwischen Bezugsstichtag der Daten und Be-
wertungsstichtag kann die Geeignetheit der Daten nicht mehr unterstellt werden.

Zu Buchstabe b

§ 177 Absatz 3 und 4 —neu —

Absatz 3

Im Sinne des Grundsatzes der Modellkonformitat gem. § 10 Absatz 1 Satz 1 ImmoWertV
sind bei Anwendung der von den Gutachterausschissen ermittelten sonstigen fur die Wer-
termittlung erforderlichen Daten dieselben Modelle und Modellansatze zu verwenden, die
der Ermittlung dieser Daten zugrunde lagen. Durch die enge Anlehnung der Vorschriften
fur die Grundbesitzbewertung im Bewertungsgesetzan die ImmoWertV wird hinreichend
sichergestellt, dass die von den Gutachterausschissen auf der Grundlage der ImmoWertV,
insbesondere den Modellansatzen nach Anlage 1 bis 4 der ImmoWertV, abgeleiteten sons-
tigen fur die Wertermittlung erforderlichen Daten, fur die Bewertungen nach den §§ 182 bis
196 BewG als geeignet angesehenwerden kénnen. Eine Ableitung der sonstigen flr die
Wertermittlung erforderlichen Daten durch die Gutachterausschusse auf der Grundlage der
Vorschriften des Bewertungsgesetzes ist nicht erforderlich.

Absatz 4

Soweit in den §§ 179 und 182 bis 196 BewG nichts anderes bestimmt ist, werden beson-
dere objektspezifische Grundsticksmerkmale im Sinne des § 8 Absatz 3 ImmoWertV nicht
berucksichtigt. Da diese Einschrankung fir alle Bewertungen nach den §§ 179 und 182 bis
196 BewG gilt, wird die bisher in § 183 Absatz 3 BewG enthaltene Regelung klarstellend in
§ 177 Absatz 4 — neu — BewG Uberfuhrt. Bei Vorliegen derartiger Besonderheiten besteht
die Mdglichkeit den Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts nach § 198 BewG zu er-
bringen.
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Zu Nummer 4

§ 181 Absatz 9

Die Definition einer Wohnungwird an die typologische Umschreibung des bewertungsrecht-
lichen Begriffs der Wohnung nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (vgl. BFH-
Urteil vom 4. Dezember 2014 1l R 20/14, BStBI Il 2015 S. 610) angepasst. Die Mindest-
Wohnflache wird in Anlehnung an den Wohnungsbegriff fur Zwecke der Grundsteuer in
§ 249 Absatz 10 BewG auf 20 m? abgesenkt.

Zu Nummer 5

§ 183 Absatz 2 Satz 3

Mit dem Verweis in § 183 Absatz 2 Satz 3 BewG auf § 177 Absatz 2 und 3 BewG werden
die Voraussetzungen fur die Anwendung der von den Gutachterausschussen ermittelten
Vergleichsfaktoren prazisiert.

Zu Nummer 6

Zu Buchstabe a

§ 184 Absatz 3 Satz 3 — aufgehoben —

Die Aussage zur Erfassung der Werteinflisse der baulichen Au3enanlagen und sonstigen
Anlagen im Ertragswertverfahren wird von Absatz 3 in einen neuen Absatz 4 Gberflhrt.

Zu Buchstabe b

§ 184 Absatz4 —neu —

Mit dem Rohertrag nach § 186 BewG sind regelmaf3ig auch die Werteinflusse der baulichen
AulRenanlagen und sonstigen Anlagen erfasst. Der Wert derartiger Anlagen ist somit mit
dem nach § 184 Absatz 1 bis 3 BewG ermittelten Ertragswert abgegolten.

Zu Nummer 7

Zu Buchstabe a

§ 185 Absatz 3 Satz4 — neu —

In § 185 Absatz 3 Satz 4 — neu — BewG wird klarstellend eine Vereinfachungsregelung zur
Ermittlung des Gebaudealters aufgenommen, die der bisherigen Verwaltungsauffassung
entspricht.

Zu Buchstabe b

§ 185 Absatz 3 Satz5und 6

Der bisherige Satz 4 wird nach der EinfUgung des neuen Satzes 4 (Buchstabe a) Satz 5.
Die Restnutzungsdauer des Gebaudes kann insbesondere durch Modernisierungen, die im
Sinne des Modells zur Ermittlung des Restnutzungsdauer von Wohngebauden bei Moder-
nisierungen nach der Anlage 2 der ImmoWertV zu einem Uberwiegenden oder umfassen-
den Modernisierungsgrad fuhren, wesentlich verlangert sein. In diesen Fallen ist von einer
entsprechenden Verlangerung der Restnutzungsdauer auszugehen. Eine Verkurzung der
Restnutzungsdauer des Gebaudes kommt bei den Bewertungen nach §§ 182 bis 196
BewG nur bei bestehender Abbruchverpflichtung nach § 185 Absatz3 Satz 7 — neu -
BewG in Betracht. In dem neu gefassten § 185 Absatz 3 Satz 5 wurde infolgedessen ein
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weitergehender Verweis auf Veranderungen, die die Restnutzungsdauer verkirzt haben,
nicht mehr aufgenommen. Hiermit erfolgt eine Angleichung an die bisherige Rechtslage zur
Alterswertminderung im Sachwertverfahren nach § 190 Absatz 4 Satz 3 und 4 BewG, die
in § 190 Absatz 6 Satz 4 und 6 — neu — BewG Uubernommen wird.

Der bisherige Satz 5 wird nach der Einfligung des neuen Satzes 4 (Buchstabe a) Satz 6.
Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass die Regelung zur Mindest-Restnutzungsdauer
eines noch nutzbaren Gebaudes vorbehaltlich einer Abbruchverpflichtung nach § 185 Ab-
satz 3 Satz 7 BewG gilt. Bei einer bestehenden Abbruchverpflichtung kann die Mindest-
Restnutzungsdauer unterschritten werden.

Zu Buchstabe c

§ 185 Absatz 3 Satz7 — neu —

In § 185 Absatz 3 Satz 7 — neu — BewG wird eine Regelung zur Verklurzung der Restnut-
zungsdauer bei bestehender Abbruchverpflichtung aufgenommen. Auf die Begrindungen
zu Buchstabe b wird ergdnzend hingewiesen.

Zu Nummer 8
Zu Buchstabe a

§ 187 Absatz 2

Bei der Ermittlung der Liegenschaftszinssatze sind gem. § 12 Absatz 5 Satz 2 ImmoWertV
als Bewirtschaftungskosten die Modellansatze nach der Anlage 3 zur ImmoWertV zugrunde
zu legen. Die Bewirtschaftungskosten sind infolgedessen nicht mehr nach von den Gut-
achterausschussen ermittelten Erfahrungssatzen, sondern generell nach den Bewirtschaf-
tungskosten aus der Anlage 23 anzusetzen, die unter der Pramisse des Grundsatzes der
Modellkonformitat in Anlehnung an die Anlage 3 zur ImmoWertV bestimmt wurden.

Zu Buchstabe b

§ 187 Absatz4 —neu —

Nach der Anlage 3 zur ImmoWertV sind die Verwaltungskosten und die Instandhaltungs-
kosten fir Wohnnutzung jahrlich auf der Grundlage der in der Anlage genannten Basiswerte
mit dem Prozentsatz, um den sich der vom Statistischen Bundesamt festgestellte Verbrau-
cherpreisindexfiir Deutschlandfiirden Monat Oktober 2001 gegeniiber demjenigen fir den
Monat Oktober des Jahres, das dem Stichtag der Ermittlung des Liegenschaftszinssatzes
vorausgeht, erhéht oder verringert hat, anzupassen. Diese jahrliche Anpassung ist auch fur
die entsprechenden Angabenin der Anlage 23 zum BewG vorzunehmen. In § 187 Absatz 3
— neu — BewG wird das Bundesministerium der Finanzen daher beauftragt, den jeweils
hierfur erforderlichen mal3igebenden Verbraucherpreisindex des Statistischen Bundesam-
tes im Bundessteuerblatt zu veroffentlichen. Das Verfahren entspricht demjenigen zu den
Baupreisindizes nach § 190 Absatz 2 BewG.

Zu Nummer 9

§ 188 Absatz 1 und 2

In § 188 Absatz 1 BewG wird die Definition zu den Liegenschaftszinssatzen in § 21 Ab-
satz 2 Satz 1 ImmoWertV Gbernommen.

Mit dem Verweis in § 188 Absatz2 Satz 1 BewG auf § 177 Absatz 2 und 3 BewG werden
die Voraussetzungen fur die Anwendung der von den Gutachterausschissen ermittelten
Liegenschaftszinssatze prazisiert. Liegen die vorgenannten Voraussetzungen nicht vor,
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sind ersatzweise die in § 188 Absatz 2 Satz 2 BewG bestimmten Zinssatze anzuwenden.
Die Hohe der Zinssatze wurde an das aktuelle Marktniveau angepasst.

Zu Nummer 10
Zu Buchstabe a

§ 189 Absatz 1 Satz 2 — aufgehoben —

Die Aussage zur Erfassung der Werteinflisse der baulichen Auf3enanlagen und sonstigen
Anlagen im Sachwertverfahren wird von § 189 Absatz1 Satz 2 Absatz 3 BewG in einen
neuen Absatz 4 Uberfuhrt

Zu Buchstabe b

§ 189 Absatz4 —neu —

In § 189 Absatz4 — neu — BewG wird die Erfassung der Werteinfliisse der baulichen Au-

Renanlagen und sonstigen Anlagen im Sachwertverfahren geregelt. Neben demnach § 189
Absatz 1 bis 3 BewG ermittelten Sachwert sind einzelfallbezogen nur besonders werthaltige
Aulienanlagen gesondertzu erfassen und zu bewerten.

Zu Nummer 11

§190

Allgemein

Die Ermittlung des Gebaudesachwerts nach § 190 BewG wird strukturell in Anlehnung an
die Ermittlung des Sachwerts der baulichen Anlagen nach § 36 ImmoWertV durch Einfih-
rung eines Regionalfaktors sowie Alterswertminderungsfaktors ausgestaltet. Der Gebaude-
sachwert nach § 190 BewG ermittelt sich danach in folgenden Schritten:

Regelherstellungskosten
(§ 190 Absatz 1 und 2 BewG 1.V.m. Anlage 24, Teil I., zum BewG)

\Z

Brutto-Grundtliche
(§ 190 Absatz 3 Satz 2 BewQG)

N\

Baupreisimdex
(§ 190 Absa'r_z 3 Satz 2 1.V.m. Absatz 4 Bew(Q)

durchschnittliche Herstellungskosten des Gebdudes
(§ 190 Absatz 3 Bew(@)

N\

Regionalfaktor
(§ 190 Absatz 3 Satz 11.V.m. Absatz 5 Bew(Q)

N\

Alterswertminderungsfaktor
(§ 190 Absatz 3 Satz 11.V.m. Absatz 6 Bew@G)

\Z

Gebidudesachwert
(§ 190 Bew(G)
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Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

§ 190 Absatz 1 Satz 2

Die Regelherstellungskosten in der Anlage 24 zum BewG basieren auf den Normalherstel-
lungskosteninder Anlage 4 der ImmoWertV. Entsprechend der Vorgabe in der ImmoWertV
handelt es sich hierbeigem. § 12 Absatz5 Satz 3i.V.m. § 36 Absatz2 ImmoWertV um die
durchschnittlichen Herstellungskosten der baulichen Anlagen. Diese Prazsierung wird in
§ 190 Absatz 1 Satz 2 BewG fur die Regelherstellungskosten entsprechend tbernommen.

Zu Doppelbuchstabe bb

§ 190 Absatz 1 Satz 3 — aufgehoben —

Der Reglungsinhalt des bisherigen § 190 Absatz1 Satz 3 BewG wird in § 190 Absatz3
BewG in Verbindung mit § 190 Absatz4 BewG Uberfuhrt. Satz 3 ist infolgedessen zu strei-
chen.

Zu Buchstabe b

§ 190 Absatz 4

Der bisherige § 190 Absatz 2 BewG zur Anpassung der Regelherstellungskosten anhand
der vom Statistischen Bundesamt veroéffentlichten Baupreisindizes wird entsprechend dem
geanderten strukturellen Ablauf zur Ermittlung des Gebaudesachwerts zu § 190 Absatz 4
BewG. Der bisherige § 190 Absatz 4 BewG zur Alterswertminderung wird dadurch tber-
schrieben. Anstelle der Alterswertminderung regelt § 190 Absatz6 — neu — BewG den Al-
terswertminderungsfaktor.

Zu Buchstabe c

§ 190 Absatz 2

Der bisherige § 190 Absatz 3 BewG wird redaktionell zu § 190 Absatz 2 BewG.
Zu Buchstabe d

Der bisherige § 190 Absatz4 BewG zur Alterswertminderung wird duch den bisherigen
§ 190 Absatz 2 BewG inhaltlich Gberschrieben und wird daher aufgehoben.

Zu Buchstabe e

§ 190 Absatz 2

Die Regelherstellungskosten in der Anlage 24 zum BewG basieren auf den Normalherstel
lungskosteninder Anlage 4 der ImmoWertV. Entsprechend der Vorgabe in der ImmoWertV
handelt es sich hierbeigem. § 12 Absatz5 Satz 3i.V.m. § 36 Absatz2 ImmoWertV um die
durchschnittlichen Herstellungskosten der baulichen Anlagen. Diese Prazisierung wird in
§ 190 Absatz 2 BewG fur die Regelherstellungskosten entsprechend Gbernommen.

Zu Buchstabe f

§ 190 Absatz 3 —neu —

§ 190 Absatz 3 BewG bestimmt den Ablauf zur Ermittlung des Geb&dudesachwerts.
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Zu Buchstabe g

§ 190 Absatz 4 Satz 1

In § 190 Absatz4 Satz1 BewG wird infolge der Streichung des § 190 Absatz 1 Satz 3
BewG (Buchstabe a Doppelbuchstabe bb) die Klarstellung eingefligt, dass die Regelher-
stellungskosten an den Bewertungsstichtag anzupassen sind.

Zu Buchstabe h

§ 190 Absatz 5 und 6 —neu —

Nach § 190 Absatz 5 — neu — BewG sind die Regelherstellungskosten im Sinne des § 36
Absatz 1 und 3 ImmoWertV unter der Pramisse des Grundsatzes der Modellkonformitat mit
den von den Gutachterausschissen bei der Ableitung der Sachwertfaktoren nach § 191
Satz 1 BewG zugrunde gelegten Regionalfaktoren zu multiplizieren.

In § 190 Absatz6 — neu — BewG wird die Ermittlung des Alterswertminderungsfaktors im
Sinne des § 36 Absatz 1 i. V. m. § 38 ImmoWertV geregelt. Die Abldsung der bisherigen
Alterswertminderung nach § 190 Absatz 4 BewG durch den Alterswertminderungsfaktor
gem. § 190 Absatz 6 — neu — BewG erfolgtim Ergebnis wertneutral.

Zu Nummer 12

§ 191

Der bisherige Regelungsinhalt aus § 191 Absatz1 und 2 BewG wird durch die Vorschrift
zusammengefuhrt. Mit dem Verweis in § 191 Satz 1 BewG auf § 177 Absatz2 und 3 BewG
werden die Voraussetzungen fur die Anwendung der von den Gutachterausschussen er-
mittelten Sachwertfaktoren prazisiert. Liegen die vorgenannten Voraussetzungen nicht vor,
sind ersatzweise die in § 191 Satz 2 BewG i. V. m. Anlage 25 zum BewG bestimmten Wert-
zahlen anzuwenden. Die Wertzahlen wurden an das aktuelle Marktniveau angepasst.

Zu Nummer 13

§193
Allgemein

Die Bewertung in Erbbaurechtsfallen wird in Anlehnung an die Regelungen nach §§ 48 ff.
ImmoWertV ausgestaltet. Die Verfahrensvariante zur Ermittlung des Werts des Erbbau-
rechts aus Vergleichspreisen fir veraulRerte Erbbaurechte im Sinne des § 49 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 und Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 ImmoWertV wird aus Praktikabilitatsgrin-
den nicht Ubernommen.

Absatz 1

In § 193 Absatz 1 BewG wird in Anlehnung an § 49 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 3 ImmoWertV die Ermittlung des Werts des Erbbaurechts durch Mul-
tiplikation des Werts des unbelasteten Grundstiicks miteinemvon den Gutachterausschis-
sen im Sinne der §§ 192 ff. BauGB abgeleiteten Erbbaurechtskoeffizienten nach § 23 Im-
moWertV geregelt. Der Hinweis auf§ 177 Absatz 2 und 3 BewG prazisiert die Anwendungs-
voraussetzungen fur die Erbbaurechtskoeffizienten.

Absatz 2

§ 193 Absatz 2 i.V.m. Absatz 3 bis 5 BewG regeltin Anlehnung an § 49 Absatz 1 Satz 1
Nummer 2und Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 i.V.m. § 50 ImmoWertV die Ermittlung des Werts
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des Erbbaurechts durch Multiplikation des finanzmathematischen Werts des Erbbaurechts
mit einemvon den GutachterausschissenimSinne der §§ 192 ff. BauGB abgeleiteten Erb-
baurechtsfaktor nach § 22 ImmoWertV. Soweit von den Gutachterausschiussen nach Mal3-
gabe des § 177 Absatz 2 und 3 BewG keine geeigneten Erbbaurechtsfaktoren zur Verfi-
gungstehen, giltder Erbbaurechtsfaktor 1,0. Damit wird die Anwendung dieser Verfahrens-
variante zur Bewertung von Erbbaurechten sachgerecht gewahrleistet.

Der Wert des Erbbaurechts ermittelt sich hiernach schematisch in folgenden Schritten:

Wert des unbelasteten Grundstiicks nach § 179, 182 bis 196 BewG
abziiglich des Bodenwerts des unbelasteten Grundstiicks nach § 179 BewG
(§ 193 Absatz3 Satz1 Nummer 1 BewG)

7
iiber die Restlaufzeit der Erbbaurechts kapitalisierte Differenzaus demangemessenen Verzingsbetrag

des Bodenwertes des unbelasteten Grundstiicks und demvertraglich vereinbarten jéhrlichen Erbbauzins
(§ 193 Absatz3 Satz1 Nummer 2 i.V.m. Absatz4 BewQG)

ggf nicht zu entschadigender Wertanteil des Gebédudes bei Ablaufdes Erbbaurechts
(§ 193 Absatz3 Satz2 i.V.m. Absatz5Bew(G)

finanzmathematischer Wert des Erbbaurechtsnach § 193 Absatz2 Satz1 i.V.m. Absatz3bis 5 BewG
A4
Erbbaurechtsfaktor
(§ 193 Absatz2 BewQG)
Wert des Erbbaurechts
(§ 193 Absatz 2 i.V.m. Absatz 3 bis 5 BewG)

Absatz 3

In § 193 Absatz 3i. V. m. Absatz 4 und 5 BewG wird der Ausgangswert (finanzmathemati-
scher Wert des Erbbaurechts im Sinne des § 50 ImmoWertV) bestimmt, der zur Ermittlung
des Werts des Erbbaurechts gem. § 193 Absatz 2 BewG grundsatzlich mit einem von den
Gutachterausschissen im Sinne der §§ 192 ff. BauGB abgeleiteten Erbbaurechtsfaktor
nach § 22 ImmoWertV zu multiplizieren ist.

Absatz 4

Mit der nach § 193 Absatz 4 Uber die Restlaufzeit der Erbbaurechts kapitalisierte Differenz
aus dem angemessenen Verzinsungsbetrags des Bodenwertes des unbelasteten Grund-
stiicks und dem vertraglich vereinbarten jahrlichen Erbbauzins wird der wirtschaftliche Vor-
teil oder Nachteil des Erbbauberechtigten erfasst, den er dadurch erlangt, dass er fur die
Nutzung des Grundstlicks weniger oder mehr als den vollen Bodenwertverzinsungsbetrag
(angemessene Bodenwertverzinsung) leisten muss. Soweit fur die Kapitalisierung von den
Gutachterausschussen nach §§ 192 ff. BauGB keine geeigneten Zinssatze vorliegen, sind
ersatzweise die in § 193 Absatz 4 Satz 3 BewG bestimmten Zinssatze anzuwenden. Die
Hbhe der Zinssatze wurde an das aktuelle Marktniveau angepasst.

Absatz 5

§ 193 Absatz 5 BewG regelt die Ermittlung des auf den Bewertungsstichtag bezogenen
Werts des bei Ablauf des Erbbaurechts nicht zu entschadigenden Wertanteils des
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Gebaudes, der sich gem. § 193 Absatz 3 Satz2 BewG auf den Wert des Erbbaurechts
mindernd auswirkt.

Zu Nummer 14

§ 194

Allgemein

Die Bewertung in Erbbaurechtsfallen wird in Anlehnung an die Regelungen nach §§ 48 ff.
ImmoWertV ausgestaltet. Die Verfahrensvariante zur Ermittlung des Werts des Erbbau-
grundstlicks aus Vergleichspreisen flir veraufierte Erbbaugrundstiicke im Sinne des § 51
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 ImmoWertV wird aus Praktika-
bilitatsgriinden nicht Gbernommen.

Absatz 1

In § 194 Absatz 1 BewG wird in Anlehnung an § 51 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Ab-
satz2 Satz1 Nummer 3 ImmoWertV die Ermittlung des Werts des Erbbaugrundstlicks
durch Multiplikation des Bodenwerts des unbelasteten Grundstiicks miteinemvonden Gut-
achterausschussen im Sinne der §§ 192 ff. BauGB abgeleiteten Erbbaugrundstuckskoeffi-
Zienten nach § 23 ImmoWertV geregelt. Der Hinweis auf § 177 Absatz 2 und 3 BewG pra-
zisiert die Anwendungsvoraussetzungen fur die Erbbaurechtskoeffizienten.

Absatz 2

§ 194 Absatz 2 i.V.m. Absatz 3 bis 5 BewG regeltin Anlehnung an § 51 Absatz 1 Satz 1
Nummer 2und Absatz 2 Satz 1 Nummer 2i.V.m. § 52 ImmoWertV die Ermittlung des Werts
des Erbbaugrundstiicks durch Multiplikation des finanzmathematischen Werts des Erbbau-
grundstiicks mit einem von den Gutachterausschiissen im Sinne der §§ 192 ff. BauGB ab-
geleiteten Erbbaugrundsticksfaktor nach § 22 ImmoWertV. Soweit von den Gutachteraus-
schissen nach MalRgabe des § 177 Absatz2 und 3 BewG keine geeigneten Erbbaugrund-
stucksfaktoren zur Verfigung stehen, gilt der Erbbaugrundsticksfaktor 1,0. Damit wird die
Anwendung dieser Verfahrensvariante zur Bewertung von Erbbaugrundstlicken sachge-
recht gewahrleistet.

Der Wert des Erbbaugrundstucks ermittelt sich hiernach schematisch in folgenden Schrit-
ten:
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iber die Restlaufzeit des Erbbaurechts abgezinster Bodenwert des unbelasteten Grundstiicks
(§ 194 Absatz3 Satz1 Nummer 1 1.V.m. Absatz4 BewQG)

N\

iiber die Restlaufzeit der Erbbaurechts kapitalisierter vertraglich vereinbarter jahrlicher Erbbauzins
(§ 194 Absatz3 Satz1 Nummer 2 i.V.m. Absatz5 BewG)

7

ggf. nicht zu entschéddigender W ertanteil des Gebaudes bei Ablaufdes Erbbaurechts
(§ 194 Absatz3 Satz2 i.V.m. § 193 Absatz5BewG)

N/

finanzmathematischer Wert des Erbbaugrundstiicks nach § 194 Absatz2 Satz 1 1.V.m. Absatz3bis 5
BewG

A4
Erbbaugrundstiicks faktor
(§ 194 Absatz2 BewG)
Wertdes Erbbaugrundstiicks
(§ 194 Absatz 2 i.V.m. Absatz 3 bis 5 BewG)

In § 193 Absatz 5 BewG wird die Ermittlung des auf den Bewertungsstichtag bezogenen
Werts des bei Ablauf des Erbbaurechts nicht zu entschadigenden Wertanteils des Gebau-
des ermittelt, der sich gem. § 194 Absatz 3 Satz 2 BewG auf den Wert des Erbbaugrund-
sticks erhéhend auswirkt.

Absatz 3

In § 194 Absatz 3 i.V.m. Absatz 4 und 5 BewG wird der Ausgangswert (finanzmathemati-
scher Wert des Erbbaugrundstiicks im Sinne des § 52 ImmoWertV) bestimmt, der zur Er-
mittlung des Werts des Erbbaugrundstiicks gem. § 194 Absatz 2 Satz 1 BewG grundsatz
lich mit einem von den Gutachterausschiissen im Sinne der §§ 192 ff. BauGB abgeleiteten
Erbbaugrundsticksfaktor nach § 22 ImmoWertV zu multiplizieren ist.

Absatz 4

Nach § 194 Absatz4 BewG ist der Bodenwertdes unbelasteten Grundstiicks Uberdie Rest-
laufzeit des Erbbaurechts auf den Bewertungsstichtag abzuzinsen. Hiermit wird berticksich-
tigt, dass das Grundstick dem Erbbauverpflichteten erst nach Ablauf des Erbbaurechts
wieder zur Verfugung steht. Soweit flr die Abzinsung von den Gutachterausschiissen nach
§§ 192 ff. BauGB keine geeigneten Zinssatze vorliegen, sind ersatzweise die in § 194 Ab-
satz4 Satz 3 i.V.m. § 193 Absatz 4 Satz 3 BewG bestimmten Zinssatze anzuwenden. Die
Hohe der Zinssatze wurde an das aktuelle Marktniveau angepasst.

Absatz 5

§ 194 Absatz 5 BewG regelt die Ermittlung des auf den Bewertungsstichtag bezogenen
Barwerts der Uber die Restlaufzeit des Erbbaurechts erhaltenen Erbbauzinsen. Soweit fur
die Kapitalisierung von den Gutachterausschiissen nach §§ 192 ff. BauGB keine geeigne-
ten Zinssatze vorliegen, sind ersatzweise die in § 194 Absatz5 Satz3 i. V.m. § 193 Ab-
satz 4 Satz 3 BewG bestimmten Zinssatze anzuwenden. Die Hohe der Zinssatze wurde an
das aktuelle Marktniveau angepasst.
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Zu Nummer 15
§195
Allgemein
Die Bewertung in Fallen mit Gebauden auf fremdem Grund und Boden wird analog zu den
Eartbbaurechtsféllen in Anlehnung an die Regelungen nach §§ 48 ff. ImmoWertV ausgestal-

Zu Buchstabe a

§ 195 Absatz 1 und Absatz1 Satz2 — neu —

Die Verweise auf die Regelungen zur Bewertung der wirtschaftlichen Einheitdes Gebaudes
auf fremdem Grund und Boden (Doppelbuchstabe aa) und der wirtschaftlichen Einheit des
belasteten Grundstucks (Doppelbuchstabe bb) werden an die neue Struktur der Vorschrift
angepasst. Analog zu den Erbbaurechtsfallenin § 192 Satz 2 BewG bestimmt § 195 Ab-
satz 1 Satz 2 — neu — BewG (Doppelbuchstabe cc), dass die ermittelten Grundbesitzwerte
nicht weniger als 0 Euro betragen dirfen.

Zu Buchstabe b

§ 195 Absatz 2 und 3 —neu —

Absatz 2

§ 195 Absatz 2 i.V.m. Absatz 3 und 4 BewG bestimmt die Vorgehensweise zur Ermittlung
des Werts des Gebaudes auf fremdem Grund und Boden. Schematisch erfolgt diese Wer-
termittlung in folgenden Schritten:

Wert des unbelasteten Grundstiicks nach § 179, 182 bis 196 BewG
abziiglich des Bodenwerts des unbelasteten Grundstiicks nach § 179 Bew(
(§ 195 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Bew(3)

N\

iiber die Restlaufzeit der Nutzungsrechts kapitalisierte Differenz aus dem angemessenen Verzingsbetrag
des Bodenwertes des unbelasteten Grundstiicks und dem vertraglich vereinbarten jihrlichen
Nutzungsentgelt

(§ 195 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 1.V.m. Absatz 3 Bew()

ggf. nicht zu entschiidigender Wertanteil des Gebiudes be1 Ablauf des Nutzungsrechts
(§ 195 Absatz 2 Satz 2 1. V.m. Absatz 4 Bew()

NS

Wert des Gebiudes auf fremdem Grund und Boden
(8§ 195 Absatz 2 i.V.m. Absatz 3 und 4 BewG)

Mit der Differenzaus dem Wert des unbelasteten Grundsticks nach §§ 179, 182 bis 196
BewG und dem Bodenwert des unbelasteten Grundsticks nach § 179 BewG wird der Wer-
tanteil des Gebaudes erfasst.
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Mit der Uber die Restlaufzeit des Nutzungsrechts kapitalisierten Differenzaus dem ange-
messenen Verzinsungsbetrag des Bodenwertes des unbelasteten Grundstiicks und dem
vertraglich vereinbarten jahrlichen Nutzungsentgelt wird der wirtschaftliche Vorteil oder
Nachteil des Eigentumers des Gebaudes auf fremdem Grund und Boden erfasst, den er
dadurch erlangt, dass er fir die Nutzung des Grundstticks weniger oder mehr als den vollen
Bodenwertverzinsungsbetrag (angemessene Bodenwertverzinsung) leisten muss.

Abschlie3end wird der auf den Bewertungsstichtag bezogene Wert des bei Ablauf des Nut-
zungsrechts nicht zu entschadigenden Wertanteils des Gebaudes, der sich gem. § 195 Ab-
satz 2 Satz 2 BewG auf den Wert des Gebaudes auffremdem Grund und Boden mindemd
auswirkt, erfasst. Ist der Nutzer verpflichtet, das Gebaude bei Ablauf des Nutzungsrechts
zu beseitigen, ergibt sich bei Ablauf des Nutzungsrechts kein Gebaudewertanteil mehr.

Absatz 3

Nach § 195 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 i.V.m. Absatz 3 BewG ist der auf den Bewertungs-
stichtag bezogene Barwert der Differenzaus dem angemessenen Verzinsungsbetrag des
Bodenwertes des unbelasteten Grundstlicks und dem vertraglich vereinbarten jahrlichen
Nutzungsentgelt zu ermitteln. Soweit fur die Kapitalisierung von den Gutachterausschussen
nach §§ 192 ff. BauGB keine geeigneten Liegenschaftszinssatze vorliegen, sind ersatz
weise die in § 193 Absatz 4 Satz 3 BewG bestimmten Zinssatze entsprechend anzuwen-
den. Die Hohe der Zinssatze wurde an das aktuelle Marktniveau angepasst.

Zu Buchstabe c

8§ 195 Absatz4 und 7 —neu —

Absatz 4

§ 195 Absatz 4 BewG regelt die Ermittlung des auf den Bewertungsstichtag bezogenen
Werts des bei Ablauf des Nutzungsrechts nicht zu entschadigenden Wertanteils des Ge-
baudes, der sich gem. § 195 Absatz 2 Satz 2 BewG auf den Wert des Gebaudes auffrem-
dem Grund und Boden mindernd und gem. § 195 Absatz 5 Satz 2 BewG auf den Wert des
belasteten Grundstiicks erhdhend auswirkt. Ist der Nutzer verpflichtet, das Gebaude bei
Ablauf des Nutzungsrechts zu beseitigen, ergibt sich bei Ablauf des Nutzungsrechts kein
Wertanteil des Gebaudes.

Absatz 5

§ 195 Absatz 5 i.V.m. Absatz 6 und 7 BewG bestimmt die Vorgehensweise zur Ermittlung
des Werts des mit dem Nutzungsrecht belasteten Grundstlicks. Schematisch erfolgt diese
Wertermittlung in folgenden Schritten:
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iiber die Restlaufzeit des Nutzungsrechts abgezinster Bodenwert des unbelasteten Grundstiicks
(§ 195 Absatz5Satz1 Nummer 1 i.V.m. Absatz6 BewG)

N\

iiber die Restlaufzeit der Nutzungsrecht kapitalisiertes vertraglich vereinbartes jahrliches
Nutzungsentgelt
(§ 195 Absatz5Satz1 Nummer 2 i.V.m. Absatz7 BewQ)

N\

ggf nicht zu entschddigender Wertanteil des Gebédudes bei Ablaufdes Nutzungsrechts
(§ 195 Absatz5Satz2 i.V.m. § 195 Absatz4 BewQ)

Wertdes belasteten Grunds tiicks
(§ 195 Absatz5i.V.m. Absatz 4, 6 und 7 BewG)

Absatz 6

Nach § 195 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1i.V.m. Absatz 6 BewG ist der Bodenwert des unbe-
lasteten Grundstiicks Uber die Restlaufzeit des Nutzungsrechts auf den Bewertungsstichtag
abzuzinsen. Hiermit wird berucksichtigt, dass das Grundstick dem Eigentimer des belas-
teten Grundstucks erst nach Ablauf des Nutzungsrechts wieder zur Verfligung steht. Soweit
furdie Abzinsung von den Gutachterausschiissen nach §§ 192 ff. BauGB keine geeigneten
Liegenschaftszinssatze vorliegen, sind nach § 195 Absatz6 Satz2i. V. m. Absatz 3 Satz 3
BewG ersatzweise die in § 193 Absatz4 Satz 3 BewG bestimmten Zinssatze anzuwenden.
Die Hohe der Zinssatze wurde an das aktuelle Marktniveau angepasst.

Absatz 7

§ 195 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 i.V.m. Absatz 7 BewG regelt die Ermittlung des auf den
Bewertungsstichtag bezogenen Barwerts der Uber die Restlaufzeit des Nutzungsrechts er-
haltenen Nutzungsentgelte. Soweit fur die Kapitalisierung von den Gutachterausschissen
nach §§ 192 ff. BauGB keine geeigneten Liegenschaftszinssatze vorliegen, sind nach
§ 195 Absatz 7 Satz2 i. V. m. Absatz3 Satz 3 BewG ersatzweise die in § 193 Absatz4
Satz 3 BewG bestimmten Zinssatze anzuwenden. Die Hohe der Zinssatze wurde an das
aktuelle Marktniveau angepasst.

Zu Nummer 16

§ 235 — Uberschrift

Der § 235 BewG regelt den Zeitpunkt, zu dem die Verhaltnisse eines Betriebs der Land-
und Forstwirtschaft mal3gebend sind. Im alten Recht wurde der Zeitpunkt als Bewertungs-
stichtag betitelt. Mit dem Gesetz zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts
wurde der Zeitpunkt als Feststellungszeitpunkt definiert. In § 235 Absatz1 und 2 wird der
Feststellungszeitpunkt definiert. Eine Anpassung der Uberschrift ist daher erforderlich.

Zu Nummer 17

§ 265 Absatz 13 und 14 — neu —

Absatz 13
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Bis zur Umsetzung der elektronischen Ubermittlung der Feststellungserklarung nach § 153
BewG hat der Erklarungspflichtige die jeweilige Erklarung wie bisher in Papierform einzu-
reichen und eigenhandig zu unterschreiben.

Absatz 14

Die an die Immobilienwertermittiungsverordnung vom 14. Juli 2021 (BGBI | S. 2805) ange-
passten Vorschriften der Grundbesitzbewertung fur Zwecke der Erbschaft- und Schenkung-
steuer sowie Grunderwerbsteuer sollen fir Bewertungsstichtage nach dem 31. Dezember
2022 angewendet werden. Die fur die Wertermittlung erforderlichen Daten werden von den
Gutachterausschussen fur Grundstickswerte regelmafig auf den Beginn eines Kalender-
jahres ermittelt.

Zu Nummer 18

§ 266 Absatz 4 Satz 1 und 2

Nach § 266 Absatz4 BewG werden Einheitswertbescheide, Grundsteuermessbescheide
und Grundsteuerbescheide nach altem Recht kraft Gesetzes zum 31. Dezember 2024 mit
Wirkung fur die Zukunft aufgehoben. Nach dem Wortlaut der Vorschrift gilt dies nicht fur
Bescheide Uber die Zerlegung des Grundsteuermessbetrags.

In § 266 Absatz4 BewG wird daher gesetzlich klargestellt, dass auch Bescheide tber die
Zerlegung des Grundsteuermessbetrags nach bisherigem, zum 31. Dezember 2024 aus-
laufendem Recht, kraft Gesetzes zum 31. Dezember 2024 mit Wirkung fur die Zukunft auf-
gehoben werden.

Zu Nummer 19

Anlage 15 z7um BewG

Die Anlage 15 BewG regelt den Reingewinn, den Pachtpreis und den Wert flir das Besatz
kapital jeweils in EUR/ha fur unterschiedliche Nutzungsarten (Baumartengruppen) und Er-
tragsklassen. Fir die Nutzungsart ,librige Flache der forstwirtschaftlichen Nutzung® gibt es
kein Besatzkapital, da es sich um Hof- und Wirtschaftsgebaudeflache sowie um Nichtholz-
bodenflache handelt. Der Verweis ,,Anlage 15a“ auf ein Besatzkapital in Spalte 6 ist daher
zu streichen.

Zu Nummer 20

Anlage 22 z7um BewG

Zu Buchstabe a

Die Uberschrift wird in Anlehnung an die Uberschrift zu Anlage 1 der ImmoWertV ange-
passt.

Zu Buchstabe b

Die Gesamtnutzungsdauer fur die Gebaudearten ,Ein- und Zweifamilienhauser®, ,Miet-
wohngrundstiicke®, ,Wohnungseigentum® sowie ,,Gemischt genutzte Grundstiicke (Wohn-
hauser mit Mischnutzung)“ wird entsprechend der Anlage 1 zur InmoWertV von 70 Jahren
auf 80 Jahren erhoht.

Zu Buchstabe c

Analog zur Gebaudeart 10.1 in der Anlage 24 zum BewG werden Kliniken aufgenommen.
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Zu Buchstabe d

Der Schragstrich wird redaktionell durch ein Komma ersetzt.

Zu Buchstabe e

Analog zur Gebaudeart 18.2inder Anlage 24 zumBewG werden Scheunen aufgenommen.
Zu Nummer 21

Anlage 23 z7um BewG

Die Anlage 23 zum BewG zu den Bewirtschaftungskosten im Sinne des § 187 Absatz2
und 3 BewG wird an die Anlage 3 der ImmoWertV angepasst.

Zu Nummer 22

Anlage 25 z7um BewG

Die Wertzahlen in der Anlage 25 wurden an das aktuelle Marktniveau angepasst.
Zu Nummer 23
Zu Buchstabe a

Anlage 39 z7um BewG — Ziffer |

Anlage 39 (zu § 254 BewG) wird redaktionell gedndert. Eine mit dem Grundsteuerreform-
Umsetzungsgesetz (BGBI. | 2021 S. 2931) erfolgte, nicht beabsichtigte Anderung der
Spaltenuberschrift wird riickgangig gemacht und ein fehlender Bezug zur Ful3note wieder-
hergestellt.

Zu Buchstabe b

Anlage 39 z7um BewG — Ziffer |l

Mit der Anderung wird fiir in der Mietniveau-Einstufungsverordnung nicht aufgefiinrte Ge-
meinden eine Auffangklausel normiert.

Zu Nummer 24

Anlage 43 z7um BewG — Zeile 1 Spalte 2

Anlage 43 (zu § 260 BewG) enthalt keine gesetzliche Regelung, welche Wertzahl bei einer
Ermittlung des Grundsteuerwertsim Sachwertverfahren zugrunde zu legen ist, wenn der
Bodenwert mangels vorliegendem Bodenrichtwert nach § 247 Absatz 3 BewG aus den
Werten vergleichbarer Flachen abgeleitet wird.

In Anlage 43 (zu § 260 BewG) wird daher klarstellend erganzt, dass die in der Tabelle an-
gegebenen Wertzahlen zur Ermittlung des Grundsteuerwerts im Sachwertverfahren eben-
falls fur einen Bodenwert nach § 247 Absatz 3 BewG (umgerechnetin €/m?) zugrunde zu
legen sind.

Zu Artikel 13 (Weitere Anderung des Bewertungsgesetzes [1.1.2022])

§ 256 Absatz 3 Satz 1
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§ 256 Absatz3 Satz 1 BewG verweist zur Verringerung des Liegenschaftszinssatzes bei
der Bewertung von Wohnungseigentum unzutreffend auf den in § 256 Absatz1 Satz 2
Nummer 1 BewG geregelten Liegenschaftszinssatz fur Ein- und Zweifamilienhauser. Mit
der Anderung wird der Verweis in § 256 Absatz 3 Satz 1 BewG auf den in § 256 Absatz 1
Satz2 Nummer 2 BewG geregelten Liegenschaftszinssatz fir Wohnungseigentum korri-
giert.

Zu Artikel 14 (Anderung des Grundsteuergesetzes [TnV])
Zu Nummer 1

8§ 4 Nummer 6 Satz 1

§ 4 Nummer 6 Satz 1 GrStG verweist zur Definition des Veranlagungszeitpunkts in der der-
zeitigen Fassung auf § 13 Absatz 1 GrStG. Die Definition des Veranlagungszeitpunkts
ergibt sich jedoch aus § 16 Absatz 1 GrStG, § 17 Absatz 3 GrStG und § 18 Absatz 3 GrStG
(vgl. § 13 Satz 2 GrStG). Mit der Anderung wird der Verweis korrigiert.

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a

§ 15 Absatz2 Satz 1 Nummer 2

Die derzeitige Formulierung in § 15 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 GrStG kdnnte dahingehend
missverstanden werden, dass die Ermaligung der Steuermesszahl nur dann gewahrt wird,
wenn wahrend des gesamten Hauptveranlagungszeitraums die Voraussetzungendes § 15
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 GrStG vorliegen. Die Ermafiigung soll allerdings auch dann fur
einzelne Erhebungszeitraume gewahrt werden, wenn hierfur die Voraussetzungen zu Be-
ginn des jeweiligen Erhebungszeitraums innerhalb des Hauptveranlagungszeitraums vor-
liegen. Die Gewahrung der ErmaRigung fur einzelne Erhebungszeitraume wird im neuen
Absatz 6 geregelt.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

8§ 15 Absatz4 Satz 1 Nummer 3

Mit der Anderung wird erreicht, dass die ErmaRigung der Steuermesszahl auch solchen
Genossenschaften oder Vereinen gewahrt wird, deren Tatigkeit sich nicht ausschlieRlich
auf die in § 5 Absatz1 Nummer 10 Buchstabe a und b KStG beschriebenen Tatigkeiten
beschrankt, etwa, weil sie einen partiell steuerpflichtigen Bereich im Rahmen der steuerun-
schadlichen 10 Prozent- oder 20 Prozent-Einnahmengrenze haben (§ 5 Absatz1 Num-
mer 10 Satz 2 und 3 KStG) oder ihre Wohnungen an Nicht-Mitglieder vermieten. Es wird
ebenfalls klargestellt,dass nur fur Grundbesitzdie ermaligte Steuermesszahl gewahrt wird,
soweit dieser der beglinstigten Tatigkeit zuzuordnen ist. Zur Klarstellung, dass sowohl Ge-
nossenschaften als auch Vereine nach § 5 Absatz1 Nummer 10 KStG von der Korper-
schaftsteuer befreit sein missen, um die ermaligte Steuermesszahl zu erhalten, wird die
Formulierung redaktionell angepasst.

Zu Doppelbuchstabe bb

§ 15 Absatz4 Satz 2 und 3 — aufgehoben —

Die Regelungen des § 15 Absatz4 Satz2 und 3 GrStG werden allgemein gultig fir die
Absatze 2 bis 5 im neuen Absatz 6 geregelt und sind daher in Absatz 4 entbehrlich.
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Zu Buchstabe c

§ 15 Absatz6 —neu —

Der neue § 15 Absatz 6 GrStG regelt fir die Ermaligung der Steuermesszahl allgemein
guliltig, dass diese zunachst fur jeden Erhebungszeitraum innerhalb des Hauptveranla-
gungszeitraums gewahrt werden, wenn die jeweiligen Voraussetzungen am Hauptveranla-
gungszeitpunkt vorliegen. Treten die Voraussetzungen erst im Laufe des Hauptveranla-
gungszeitraums ein, erfolgt auf Antrag des Steuerpflichtigen eine entsprechende Ermafii-
gung der Steuermesszahl fir die Erhebungszeitraume, zu deren Beginn die Voraussetzun-
gen erflllt sind. Der Steuermessbetrag wird zu Beginn desjenigen Kalenderjahres neu ver-
anlagt, auf dessen Beginn die Voraussetzungen erstmalig vorliegen (vgl. § 17 Absatz3
Satz2 Nummer 2 GrStG). Entfallen die Voraussetzungen, hat dies der Steuerpflichtige
nach § 19 Absatz2 GrStG anzuzeigen. Es erfolgt eine Neuveranlagung des Steuermess-
betrags ohne entsprechende ErmaRigung nach § 17 Absatz 2 Nummer 1 GrStG ab dem
Beginn des auf den Wegfall der Voraussetzungen folgenden Kalenderjahres (vgl.§ 17 Ab-
satz 3 Satz 2 Nummer 2 GrStG) oder in den Fallen des § 21 GrStG eine Anderung des
Steuermessbetrags zum Hauptveranlagungszeitpunkt. In Absatz 6 Satz 4 wird klargestell,
dassder Antrag auf ErmafRigung der Steuermesszahl nach den Absatzen 2 bis 5 durch eine
entsprechende Angabe inder Erklarung zur Feststellung des Grundsteuerwerts nach § 228
Absatz 1 BewG erfolgen kann.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

§ 19 Absatz1 Satz 1

§ 19 GrStG enthalt eine umfassende Anzeigepflicht auch fiir Félle, in denen eine Anderung
der Nutzung oder der Eigentumsverhaltnisse keine Auswirkung auf eine bestehende Steu-
erfreiheit hat. Mit der Anderung wird die Anzeigepflicht dergestalt eingeschrankt, dass An-
derungen (nur) anzeigepflichtig sind, wenn diese zu einer Anderung oder einem Wegfall
der Steuerbefreiung fuhren kann.

Zu Buchstabe b

§ 19 Absatz3 —neu —

Mit der Anderung wird eine zu § 228 Absatz 5 BewG analoge Regelung in das Grundsteu-
ergesetzaufgenommen, wonach es sich bei Anzeigen nach § 19 Absatz 1 und 2 GrStG um
Steuererklarungen im Sinne der Abgabenordnung handelt.

Zu Nummer 4

§ 33 Absatz1 Satz 3

§ 33 Absatz 1 Satz 3 verweist auf § 236 Absatz 3 Satz 1 und 2 BewG fir die Grundsatze
zur Ermittlung des tatsachlichen Reinertrags eines Betriebs der Land-und Forstwirtschaft.
Diese Grundsatze ergeben sich jedoch aus § 236 Absatz 2 Satz 1 und 2 BewG. Mit der
Anderung wird der Verweis Korrigiert.

Zu Artikel 15 (Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes [TnV])

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

§ 6 Absatz 3 Satz 4
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Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. Mit der Erganzung wird klargestellt, dass
es um den Ubergang ,des Grundstiicks* von einer Gesamthand, die nicht nach § 1a KStG
optiert hat, auf eine Gesamthand, die nach § 1a KStG optiert hat, geht. In der bisherigen
Formulierung sind die Wérter ,das Grundstuck® nicht enthalten. Der Satz ist bisher gram-
matikalisch ungenau und nur unter Bezugnahme auf § 6 Absatz 1 GrEStG verstandlich.

Zu Buchstabe b

§ 6 Absatz 3 Satz 5— neu —

§ 6 Absatz 3 GrEStG enthalt — anders als § 5 Absatz 3 Satz 3 GrEStG — keine Regelung
Uber eine nachtragliche Ausibung der Option nach § 1a KStG durch die erwerbende Ge-
samthand. Somit liegt in einer nachtraglichen Optionsausibung nach derzeitiger Rechts-
lage keine Verletzung der Nachbehaltensfrist. Dieser Fall ist allerdings nicht anders zu be-
handeln als eine Ubertragung auf eine Gesamthand, die bereits optiert hat. Die Ergénzung
in § 6 Absatz 3 Satz 5 — neu — GrEStG ist daher notwendig.

Zu Nummer 2

§ 19 Absatz7 —neu —

Mit dem Gesetz zur Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes vom 12. Mai 2021 (BGBI. |
S. 986) wurde die Nachbehaltensfristin den §§ 5 und 6 GrEStG von funf auf zehn Jahre
verlangert.

Die Verletzung der Nachbehaltensfrist der §§ 5 und 6 GrEStG ist nach § 19 Absatz2 Num-
mer 4 GrEStG dem Finanzamt anzuzeigen. Auf Grund der Verlangerung der Nachbehal-
tensfrist auf zehn Jahre ist eine Verlangerung der Festsetzungsfrist erforderlich.

Die Festsetzungsfrist beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem dasin § 19 Absatz4
Satz 1 GrEStG genannte Finanzamt von der anzeigepflichtigen Anderung im Gesellschaf-
terbestand einer Gesamthand Kenntnis erlangt. Sie endet spatestens zehn Jahre nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die anzeigepflichtige Anderung eingetreten ist. Hierdurch
sollin Anlehnung an die in § 170 Absatz 6 und 7 AO enthaltenen Anlauthemmungen in den
Fallen, in denen eine Anzeige nach § 19 Absatz 2 Nummer 4 GrEStG nicht erfolgt, sowohl
der Steuergerechtigkeit, als auch der Rechtssicherheit Rechnung getragen werden.

Zu Artikel 16 (Weitere Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes [1.7.2021])
Zu Nummer 1

§ 5 Absatz 3 Satz 1

Mit dem Gesetz zur Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes vom 12. Mai 2021 (BGBI. |
S. 986) wurden die Fristen im Grunderwerbsteuergesetz generell von funf auf zehn Jahre
verlangert. Auf Grund eines fehlerhaften Anderungsbefehls ist die Verlangerungin § 5 Ab-
satz 3 Satz 1 GrEStG nicht umgesetzt worden. Der Fehler wird mit der Anderung berichtigt.

Zu Nummer 2

§ 23 Absatz18 und 24

Die Anderungen in § 23 Absatz 18 und 24 GrEStG sind Folgednderungen. § 23 Absatz 18
und 24 GrEStG regelt das Inkrafttreten der mit dem Gesetz zur Anderung des Grunder-
werbsteuergesetzes vom 12. Mai 2021 (BGBI. | S. 986) enthaltenen Anderungen zum 1.
Juli 2021. Der Verweis in § 23 Absatz 18 und 24 GrEStG auf § 5 Absatz 3 GrEStG wird
geandertin § 5 Absatz3 Satz 1 GrEStG.
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Zu Artikel 17 (Anderung des Ste ueroasen-Abwehrgesetzes [TnV])
Zu Nummer 1
§10

§10 Satz 1

Durch § 10 Satz 1 Nummer 5 StAbwG wird eine beschrankte Steuerpflicht bei Vermietung
und Verpachtung oder der Verauflerung eines in ein inlandisches 6ffentliches Buch oder
Register eingetragenen Rechts neu eingefiihrt, soweit der Glaubiger der Vergitung in ei-
nem nichtkooperativen Steuerhoheitsgebiet im Sinne des § 2 StAbwG ansassigist. In § 10
Satz 1 Nummer 1 bis 4 StAbwG werden Klarstellungen vorgenommen.

§ 10 Satz 1 Nummer 1

§ 10 Satz 1 Nummer 1 Satz 2 — neu — StAbwG stellt nunmehr sicher, dass globalverwahrte
Inhaberschuldverschreibungen und ahnliche Schuldtitel dann nicht Gegenstand des Steu-
erabzugs auf Grund des § 10 StAbwG sind, wenn diese an einer anerkannten Borse im
Sinnedes § 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b Satz 2 der Abgabenordnung han-
delbar sind.

Schon nach der bisher geltenden Fassung des Satzes 1 Nummer 1 ist ein Steuerabzug in
diesen Fallen in der Regel nicht vorzunehmen, da es dem Verglitungsschuldner —dem
Emittenten der Inhaberschuldverschreibung — regelmafig unmdglich ist, festzustellen, ob
der Empfanger der Vergltung in einemnichtkooperativen Steuerhoheitsgebiet ansassig ist.
Bei globalverwahrten Inhaberschuldverschreibungen hatder Emittent der Schuldverschrei-
bung keine Kenntnis daruber, an wen die Leistung aus der Inhabers chuldverschreibung
erfolgt.

Denn die Emittenten begeben die Inhaberschuldverschreibung regelmafig als Globalur-
kunde, die beieiner zentralen Verwahrstelle — etwa Clearstream — hinterlegt wird. Der Emit-
tent kennt dabei nur die ursprunglichen Erwerber der Inhaberschuldverschreibung, die be-
reits im Moment der Zuteilung die Inhaberschuldverschreibung weiter verauf3ern kénnen.
Der Emittent kann somit schon bei Valutierung der Inhaberschuldverschreibung nicht mehr
feststellen, wer Inhaber der Anleihe ist. Auch weitere VeraufRerungsvorgange der Inhaber-
schuldverschreibung werden dem Emittenten nicht bekannt. Auch die Verwahrstelle, die
das Clearing vornimmt, erlangt nur Kenntnis davon, bei welchem Teilnehmer am Clearing-
Systems die Inhaberschuldverschreibungen gehalten werden, nicht aber wer Eigentimer
der Inhaberschuldverschreibung ist. Teilnehmer an dem Clearing-System sind die depot-
fuhrenden Stellen.

Zahlungen aus dem in der Inhaberschuldverschreibung verbrieften Schuldversprechen
werden von der Hauptzahlstelle bei dem Emittenten abgerufen und dem Clearing-System
zur Verfugung gestellt. Das Clearing-System stellt die Mittel den teilnehmenden depotfuh-
renden Stellen zur Verfligung, erlangt dabei aber keine Kenntnis von den jeweiligen Inha-
bern der Schuldverschreibungen. Die depotfiihrenden Stellen schiitten die Betrage an di-
rekte Kunden — sofern diese Inhaber der Schuldverschreibungen sind — aus oder geben
diese in eine weitere Verwahrkette, bei der jede Ebene nur Informationen Uber die unmit-
telbar angrenzende Ebene und ebenfalls nicht GUber die Person erhalt, die Inhaber der
Schuldverschreibungist.

Fur den Emittenten besteht auf Grund dieser Unkenntnis regelmafig kein Grund, Zweifel
Uber das Bestehen der Voraussetzungen einer Steuerabzugsverpflichtung zu haben, die
Voraussetzung fur eine Abfiihrung der Steuer nach § 10 StAbwG sind, wenn keine positive
Kenntnis von den tatsachlichen Umstanden, die eine Steuerabzugsverpflichtung begrin-
den, vorliegen. Bei Vorliegen von Zweifeln ware der Emittent zum Steuerabzug nach § 10
StAbwG in Verbindung mit § 50a EStG verpflichtet.
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Gleichzeitig wurde die Annahme einer Steuerabzugsverpflichtungaus § 10 StAbwG in allen
Fallen, in denen der Emittent den Empfanger der Zahlung aus demin der Schuldverschrei-
bung verbrieften Schuldversprechen nicht kennt, zu einer paradoxen Situation fuhren. Der
Emittent misste sogar bei unbeschrankt steuerpflichtigen Empfangern der Leistung —
Unkenntnis der tatsachlichen Umstande — die Steuer nach § 10 StAbwG einbehalten. Zu-
gleich musste in der Regel die depotfihrende Stelle auf Grund der Verpflichtung aus § 20
Absatz 1 Nummer 7, in Verbindung mit § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe a und
§ 44 Absatz 1 Satz 4 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa EStG die Kapitalertrag-
steuer einbehalten. Dieser doppelte Steuerabzug auf zwei Ebenen der Zahlungskette auf
Grund der Unkenntnis vom Empfanger der Zahlung beim Emittenten war durch die Einfuh-
rung des § 10 StAbwG nicht beabsichtigt.

Um sicherzustellen, dass im Fall der globalverwahrten Inhaberschuldverschreibungen und
vergleichbaren Schuldtiteln keine Abzugsverpflichtung besteht, wurde die Regelung aus-
dricklich in Nummer 1 Satz 2 — neu — aufgenommen. Durch die Beschrankung auf an an-
erkannten Borsen im Sinne des § 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b Satz 2 der
Abgabenordnung handelbare Inhaberschuldverschreibungen wird sichergestellt, dass nur
tatsachlich im Sinne der vorgenannten Erlauterungen fungible Schuldtitel von der Regelung
umfasst werden.

Daneben wird mit dem neu eingefiigten Satz 2 implizit klargestellt, dass § 10 auf Staatsan-
leihen keine Anwendung findet.

§ 10 Satz 1 Nummer 2

§ 10 Satz 1 Nummer 2 StAbwG stellt klar, dass von der Norm ,Versicherungs-und Ruck-
versicherungspramien® erfasst sind. Die bisherige Gesetzesformulierung ,der Versiche-
rungs- oder Rickversicherungsleistung” bezieht sich nach einer dem Gesetzeszweck fol-
genden Auslegung schon nur auf Versicherungs- oder Riickversicherungspramien, da nur
in diesen Fallen die Gefahr besteht, dass Steuersubstrat aus Deutschland in nichtkoopera-
tive Steuerhoheitsgebiete verlagert wird. Denn nur die von den Versicherungsnehmern zu
zahlenden Pramien fuhren zu einem potentiellen Gewinn bei den Versicherungsuntemeh-
men, nicht aber die Zahlungen einer Versicherung im Schadensfall. Zahlungen im Scha-
densfall gleichen beim Empfanger dieser Zahlung einen entstandenen Schaden aus und
fuhren in aller Regel nicht zu einer Verlagerung von Steuersubstrat, was durch das Steuer-
oasen-Abwehrgesetz unattraktiv gemacht werden soll. Die Gefahr einer Verlagerung be-
steht demnach nur bei Versicherungs- und Ruckversicherungspramien.

Die bisherige offene und streitanfallige Formulierungin Satz 1 Nummer 2 ,Versicherungs-
oder Ruckversicherungsleistung“ wird klargestellt und damit Rechtssicherheit geschaffen.

§ 10 Satz 1 Nummer 3

§ 10 Satz 1 Nummer 3 Satz 2 StAbwG stellt klar, dass Nutzungstberlassungen keine
Dienstleistungen im Sinne des Satzes 1 sind. Nutzungstiberlassungen sind dabei die Ver-
mietung und Verpachtung imprivaten und gewerblichen Bereich. Hierunter fallen insbeson-
dere die Vermietung und Verpachtung von Grundsticken, Gebauden, Gebaudeteilen (wie
einzelne Raume), aber auch Gegenstande, die nicht denen Vorschriften des burgerlichen
Rechts Uber Grundstiicke unterliegen.

Der Begriff der Dienstleistung ist weder im Steueroasen-Abwehrgesetz, noch im Gbrigen
Ertragsteuerrecht gesetzlich definiert und im jeweiligen Kontext der Einzelnorm auszule-
gen. Der Dienstleistungsbegriff ist entwicklungsoffen und daher gesetzlich schwerlich ab-
schlieend zu fassen. Ein wesentliches Element einer Dienstleistung ist aber, dass sie
keine Warenproduktion darstellt. Ein typisches Merkmal von Dienstleistungen ist dabei die
Gleichzeitigkeit von Produktion und Verbrauch. Weiter stellt eine Tatigkeitdes Leistungser-
brlngers regelmaﬁlg den wesentlichen Inhalt der Erbringung einer Dienstleistung dar. Bei
einem reinen Uberlassungsvorgang —wie den gegenstandlichen Nutzungsiiberlassungen
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— fehlt es regelmafig an dem Element der Erbringung einer Tatigkeit des Leistungserbrin-
gers, vielmehr steht das blof3e Zurverfliigungstellen im Vordergrund. Mithin handeltes sich
bei Nutzungsuberlassungen nicht um die Erbringung einer Dienstleistung. In Fallen, in de-
nen die Nutzungsuberlassung in einem einheitlichen gemischten Vertrag zusammen mit
Dienstleistungen erfolgt, unterliegt grundsatzlich der gesamte Vorgang dem Steuerabzug.
Bei der Bestimmung der Hohe des Steuerabzugs sind die Vergltungsanteile den einzelnen
Bestandteilen zuzuordnen. Wenn die Vergutung bei einem gemischten Vertrag nicht zuge-
ordnet werden kann oder die vorgenommene Zuordnung unangemessen ist, ist die Vergu-
tung anhand eines angemessenen Malstabs aufzuteilen. Die Vergltung unterliegt der be-
schrankten Steuerpflicht nach § 10 StAbwG nur in dem Umfang, in dem sie fir die Erbrin-
gung einer Dienstleistung gezahlt wird.

Der Ausschluss der Nutzungstiberlassung aus dem Dienstleistungsbegriff wird ins Gesetz
aufgenommen und damit Rechtsklarheit geschaffen.

§ 10 Satz 1 Nummer 4

Satz 1 Nummer 4 verweist nunmehraufden Dienstleistungsbegriff des Satzes 1 Nummer 3
und nimmt damit auch den klarstellend aufgenommenen Ausschluss der Nutzungsuberlas-
sungen mit auf.

§ 10 Satz 1 Nummer 5

Derbisherin § 49 Absatz1 Nummer 2 Buchstabe fund Nummer 6 EStG geregelte Besteu-
erungsanspruch bei der Vermietung und Verpachtung oder der Verauf’erung eines in ein
inlandisches 6ffentliches Buch oder Registereingetragenen Rechts (beispielsweise Patent-
rechte, Markenrechte, Sortenrechte) wird in § 10 StAbwG Uberfihrt und damit auf Fallkons-
tellationen beschrankt, in denen der Vergutungsglaubiger in einem nichtkooperativen Steu-
erhoheitsgebiet im Sinne des § 2 StAbwG ansassig ist.

Nichtkooperative Steuerhoheitsgebiete im Sinne des § 2 StAbwG halten die international
anerkannten Standards im Steuerbereich nicht ein und erleichtern damit Steuerhinter zie-
hung, Steuervermeidung und unfairen Steuerwettbewerb. Dadurch werden das deutsche
Steueraufkommen und die Steuergerechtigkeit gefahrdet. Gerade bei hochmobilen Wirt-
schaftsgltern bestehteine besondere Gefahr, dass diese in Steuerhoheitsgebiete im Sinne
des § 2 StAbwG verlagert werden und durch die Verlagerung ein ungerechtfertigter Steu-
ervorteil erzielt werden soll. Rechte sind auf Grund ihrer Immaterialitdt und der geringen
praktischen Voraussetzungen ohne besonderen Aufwand in nichtkooperative Steuerho-
heitsgebiete verlagerbar. Dem Zweck des Steueroasen-Abwehrgesetzes folgend, dass
Personen und Unternehmen durch gezielt materiell-steuerrechtliche MalRnahmen davon
abgehalten werden sollen, Geschaftsvorgange zu natirlichen und juristischen Personen in
diesen Steuerhoheitsgebieten aufrechtzuerhalten oder aufzunehmen, ist es angezeigt, die
Registerankniipfung bei Sitzdes Empfangers von Zahlungen aus der Uberlassung eines in
ein inlandisches offentliches Buch oder Register eingetragenen Rechts fir die Zukunft auf-
rechtzuerhalten. Dadurch wird die Verlagerung von Rechten, die einen Inlandsbezug in
Form einer Registereintragung aufweisen, in diese Steuerhoheitsgebiete unattraktiv ge-
macht und ein Anreiz daflir gesetzt, die Rechte in kooperative Steuerhoheitsgebiete (zu-
rick) zu verlagern. Damit wird auch der Druck auf die nichtkooperativen Steuerhoheitsge-
biete erhdht, international anerkannte Standards im Steuerbereich zu befolgen.

Mit der Aufnahme der Registeranknupfung bei Rechten in den Katalog des § 10 StAbwG
werden auch die Bemihungen der Europaischen Union zur Bekampfung von unfairem
Steuerwettbewerb und Steuerhinterziehung gestarkt. Im Einklang mit den Schlussfolgerun-
gendes Rates der Europaischen Union zur EU-Liste nichtkooperativer Lander und Gebiete
fur Steuerzwecke (sog. ,Schwarze Liste®) sowie den seitdem in diesem Zusammenhang
durch die Gruppe Verhaltenskodex (Unternehmensbesteuerung) verhandelten und vom
Rat gebiligten MaRnahmen wird die Quellensteuermalnahme in Form der
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Registerfallbesteuerung gegentber nichtkooperativen Steuerhoheitsgebieten aufrecht-
erhalten. Damit wird der europaische Binnenmarkt gestarkt und der unfaire Steuerwettbe-
werb bekampft.

§10 Satz2

Satz 2 fasst den letzten Halbsatz des vormaligen Satzes 1 auf Grund der Anderungen im
Katalog der Einkunfte dieses Satzes neu. Durch die Aufnahme der beschrankten Steuer-
pflicht fur die Vermietung und Verpachtung oder die VerauRerung von in ein inlandisches
offentliches Buch oder Register eingetragenen Rechten ist die Einschrankung, dass Ein-
kinfte nur vorliegen, soweit die diesen Einkinften entsprechenden Aufwendungen oder
Werbungskosten bei einem anderen, unbeschrankt Steuerpflichtigen ungeachtetdes § 8
Satz 1 StAbwG im Rahmen einer inlandischen Veranlagung berticksichtigt werden kénnen,
aufden Katalog der Einkiinfte nach Satz 1 Nummer 1 bis 4 zu beschranken. Bei Einklnften
im Sinne der Nummer 5 liegen regelmafig keine Betriebsausgaben oder Werbungskosten
bei einem im Inland unbeschrankt Steuerpflichtigen vor, da die Norm neben der Regis-
tereintragung keinen weiteren Inlandsbezug voraussetzt. Um die Besteuerung in diesen
Fallen sicherzustellen, ist Satz 2 nicht auf Satz 1 Nummer 5 anzuwenden. Damit wird ab-
gesichert, dass der vormals in § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f und Nummer 6 EStG
geregelte Besteuerungsanspruch umfanglich gegentber nichtkooperativen Steuerhoheits-
gebieten aufrechterhalten wird.

Weiterhin wird der Satzteil ,eines anderen unbeschrankt Steuerpflichtigen ungeachtet des
§ 8 Satz 1 StAbwG bei dessen Veranlagung zur Einkommen- oder Koérperschaftsteuer be-
rucksichtigt werden kénnen.“ neu gefasst. Inhaltlich ergeben sich durch die sprachliche
Uberarbeitung keine Anderungen.

§10 Satz3

Satz 3 stellt den Verweis auf § 50a EStG klar und ordnet nunmehr die Anwendung des
Absatzes 1, des Absatzes 2 Satz 1 und 2, sowie der Absatze 3 bis 5 explizit an. Die nicht
von diesem Verweis erfassten Regelungendes § 50a EStG sind nicht anzuwenden.

Der bisherige Gesetzeswortlaut schloss explizit nur die Anwendung der Absatze 6 und 7
des § 50a EStG aus. Im Ubrigen wurde § 50a EStG fiir entsprechend anwendbar erklart.

Der Globalverweis einer entsprechenden Anwendungdes § 50a Absatz 1 bis 5 EStG diente
dazu, das Steuerabzugsverfahren des § 50a EStG auf den § 10 StAbwG zu Ubertragen.
Eine entsprechende Anwendung setzt jedoch voraus, dass die anzuwendende Norm dem
Sinn und Zweck nach auch auf die gegenstandliche Situation des § 10 StAbwG anwendbar
ist. Dies gilt insbesondere dann, wenn einzelne Regelungen des § 50a EStG selbst auf
andere Teilregelungen innerhalb des Regelungskomplexes des § 50a EStG verweisen. In
diesen Fallen ist zu prufen, ob nach dem Sinn und Zweck der Norm eine Anwendung im
Rahmen des § 10 StAbwG in Betracht kommt.

Hiernachist § 50 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 EStG schon gegenwartig nichtin Fallen des
§ 10 anzuwenden. Denn § 50a Absatz 2 Satz 3 EStG bezieht sich nur auf solche Vergutun-
gen, die fur Tatigkeiten im Sinne des § 50a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 EStG ausgeUlbt
werden. Dies sind EinkUlinfte, die durch im Inland ausgeubte kinstlerische, sportliche, artis-
tische, unterhaltende oder ahnliche Darbietungen erzielt werden, einschliel3lich der Ein-
kiinfte aus anderen mit diesen Leistungen zusammenhangenden Leistungen, unabhangig
davon, wem die Einklnfte zuflieRen (§ 49 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 und 9 EStG), es sei
denn, es handelt sich um Einklnfte aus nichtselbstandiger Arbeit, die bereits dem Steuer-
abzug vom Arbeitslohn nach § 38 Absatz 1 Satz1 Nummer 1 EStG unterliegen. Diese Ein-
kiinfte sind nicht mit den in § 10 Satz 1 StAbwG aufgezahlten Einklnften vergleichbar, so-
dass eine entsprechende Anwendung des § 50a Absatz 2 Satz 3 EStG dem Gesetzes-
zweck nach ausscheidet.
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Zu Nummer 2

§ 13 Absatz1a —neu —

§ 10 StAbwG in der geadnderten Fassungist erstmals ab dem 1. Januar 2022 anzuwenden.
Mit der Anwendung zu diesem Datum ist sichergestellt, dass die klarstellenden Anderungen
des § 10 StAbwG ab demersten Tag der Anwendbarkeit dieserRegelunganzuwenden sind
und Rechtsunsicherheit wahrend des gesamten Anwendungszeitraums vermieden wird.
Weiter ist sichergestellt, dass Vergutungen fur Drittlizenzen bei Geschaftsbeziehungen zu
Steuerhoheitsgebieten im Sinne des § 2 StAbwG wahrend dem gesamten Anwendungs-
zeitraum des § 10 StAbwG weiterhin steuerpflichtig sind und die Steuerpflicht fur bei Regis-
terfallen fur Zuflisse von Verglitungen nach dem 31. Dezember 2022 bestehen bleibt.

Zu Artikel 18 (Anderung der Abgabenordnung [TnV])
Zu Nummer 1

§ 30 Absatz4 Nummer 2d —neu —

Mit der neuen Nummer 2d des § 30 Absatz 4 AO wird klargestellt, unter welchen Voraus-
setzungen Landesfinanzbehdrden (und gemal § 1 Absatz2 AO auch Gemeinden) Steuer-
akten an Landes- und Kommunalarchive abgeben dtirfen.

Zu Nummer 2

§ 31a Absatz 1 Satz2 — neu —

§ 31a Absatz 1 AO gestattet die Offenbarung dem Steuergeheimnis (§ 30 AO) unterliegen-
der Daten, soweit dies zur Bekdmpfung der illegalen Beschaftigung, der rechtswidrigen Ar-
beitnehmeriberassung oder des Leistungsmissbrauchs erforderlich ist. Im Zusammen-
hang mit auf Grund der Covid19-Pandemie zu Unrecht erlangten Leistungen aus o6ffentli-
chen Mitteln ist umstritten, ob die Finanzbehérden nach § 30 AO geschutzte Daten nur den
Bewilligungsstellen als Verwaltungsbehoérden zwecks Riuckforderung mitteilen durfen oder
auch den fur die Durchflihrung eines Straf- oder BuRgeldverfahrens zustandigen Stellen
zwecks straf- oder bulRgeldrechtlicher Verfolgung und Ahndung wegen einer zu Unrecht
erlangten Leistung aus 6ffentlichen Mitteln.

Die fur die Bewilligung der Leistung aus 6ffentlichen Mitteln zustandige Stelle (Bewilligungs-
stelle) darf die ihr von einer Finanzbehdérde nach § 31a Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b
Doppelbuchstabe bb oder Nummer 2 AO mitgeteilten Daten nach § 30 Absatz 11 Satz 1
AO nur zu dem Zweck speichern, verandern, nutzen oder Ubermitteln, zu dem sie ihr offen-
bart wurden. Aulzerdem gilt flr bei der Bewilligungsstelle tatige Amtstrager das verlangerte
Steuergeheimnis (§ 30 Absatz2 Nummer 1 Buchstabe c AO).

Im neuen Satz 2 des § 31a Absatz1 AO wird im Interesse der Rechtsklarheit und Rechts-
sicherheit ausdriicklich geregelt, dass die Finanzbehdérdenin den Fallen von Satz 1 Num-
mer 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb oder Nummer 2 nach § 30 AO geschutzte Daten
auch fur die Durchfuhrungeines Strafverfahrens wegen einer zu Unrecht erlangtenLeistung
aus o6ffentlichen Mitteln offenbaren dirfen. Eine Offenbarung zur Durchflihrung eines Buld-
geldverfahrens wird mit der Regelung hingegen nicht zugelassen.

Diese unmittelbare Offenbarung ermoglicht es, dass den fur die Durchfuhrung eines Straf-
verfahrens zustandigen Stellen auch solche, fir das Strafverfahren relevante Daten offen-
bart werden diirfen, die — aus welchem Grund auch immer — nur bei den Finanzbehdrden,
nicht aber bei den Bewilligungsstellen vorliegen. Daher ist die Neuregelung in Satz 2 ge-
genuber einer bloRen Ermachtigung der Bewilligungsstellen, die ihnen von den Finanzbe-
hoérden nach Satz1 Nummer 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb oder Nummer 2
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mitgeteilten Daten an die fur die Durchfihrung eines Strafverfahrens zustandigen Stellen
Ubermitteln zu durfen, vorzugswirdig.

Die Offenbarung nach dem neuen Satz 2 erfolgt allerdings nicht von Amts wegen, sondemn
nur nach einem entsprechenden Ersuchen der fir das jeweilige Strafverfahren zustandigen
Stelle.

Zu Nummer 3

§ 32i Absatz5 Satz 2

Fur Klageverfahren nach § 32i Absatz2 AO ist nach § 32i Absatz 5 Satz 2 AO das Finanz
gericht ortlich zustandig, in dessen Bezrk die beklagte Finanzbehdrde ihren Sitz oder der
beklagte Auftragsverarbeiter seinen Sitz hat. Das zum Land Niedersachsen gehérende Fi-
nanzamt Wesermiinde hat seinen Sitz allerdings im Land Bremen, sodass fiir solche Kla-
gen bislang das Finanzgericht Bremen zustandig ist.

Befindet sich der Sitz einer Finanzbehdrde aulierhalb ihres Bezirks, so richtet sich die ort-
liche Zustandigkeit des Finanzgerichts nach § 38 Absatz3 FGO abweichend von § 38 Ab-
satz1 FGO nach der Lage des Bezrks, nicht nach dem Sitz der Finanzbehorde. Diese
Regelung soll kiinftig nicht nur Klageverfahren nach der FGO, sondern auch fir Klagever-
fahren nach § 32i Absatz2 AO gelten. Dies liegtim Interesse der Klager, der Finanzverwal-
tung und der Finanzgerichtsbarkeit.

Zu Nummer 4

§ 89a Absatz7 Satz 9

Auf Grund eines Redaktionsversehens verweist § 89a Absatz 7 Satz 9 AO bisher auf Ab-
satz1 Satz4 und 6. Die Gebuhrenregelung in Absatz 7 Satz 9 zelt darauf, in Fallen, in
denen gegebenenfalls mehrere Personen zusammen ein Vorabverstandigungsverfahren
betreiben (mussen), nur eine Gebuhr entstehen zu lassen. Entsprechend geht der Verweis
auf Absatz 1 Satz 6, nach dem ein Empfangsbevollmachtigter bestellt werden kann, ins
Leere. Richtigerweise muss auf Absatz 1 Satz 7 verwiesen werden, nach demim Rahmen
von Steuerabzugsverfahren auch zum Steuerabzug verpflichtete Personen Antrage auf die
Einleitung eines Vorabverstandigungsverfahrens stellen kdnnen.

Zu Nummer 5

§ 122 Absatz 5 Satz 2 und Satz4 —neu —

Nach § 122 Absatz 5 AO kénnen Steuerverwaltungsakte nach Mafligabe des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes (VWZG) zugestellt werden. Die 6ffentliche Zustellung erfolgt gemaf
§ 122 Absatz 5 Satz2 AO i. V. m. § 10 Absatz 2 VWZG durch Bekanntmachung einer Be-
nachrichtigung an der Stelle, die von der Behdrde hierfur allgemein bestimmtist, oder durch
Veroffentlichung einer Benachrichtigung im Bundesanzeiger. In den Akten ist dabei mit ei-
ner vollstandigen Unterschrift des zeichnungsberechtigten Bediensteten schriftlich zu ver-
merken, wann und wie die Benachrichtigung bekanntgemacht wurde. Der Verwaltungsakt
gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichtigung zwei Wo-
chen vergangen sind.

Durch die Anderung des § 122 Absatz 5 AO wird klargestellt, dass die Finanzbehérden
Steuerverwaltungsakte auch durch Bekanntmachung einer Benachrichtigung auf einer In-
ternetseite der Finanzverwaltung oder in ihrem elektronischen Portal 6ffentlich zustellen
kénnen. In diesem Fall kann die Anordnung und die Dokumentation nach § 10 Absatz2
Satz 5 VWZG zur Vermeidung eines Medienbruchs in einfacher elektronischer Form erfol-
gen. Diese Daten mussen revisionssicher gespeichert werden und den handelnden
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Amtstrager eindeutig bezeichnen; eine qualifizierte elektronische Signatur ist dabei aber
nicht erforderlich.

Zu Nummer 6
Zu Buchstabe a

§ 139b Absatz 3a — neu — (direkter Zahlungsweg fiir 6ffentliche Leistungen)

Um einen kunftigen Anstieg des CO2-Preises zu kompensieren und die Akzeptanz des
Marktsystems zu gewahrleisten, sieht auch der Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode
die Entwicklung eines sozialen Kompensationsmechanismus lber die Abschaffung der
EEG-Umlage hinaus (Klimageld) vor.

Bislang sind Strukturen fur eine unbirokratische und zugleich missbrauchssichere Auskeh-
rung oOffentlicher Mittel in gleicher Weise an alle Blrgerinnen und Blrger nicht in ausrei-
chendemMalfle vorhanden. Die Bundesregierung hat vor diesemHintergrund beschlossen,
die Voraussetzungen fur eine missbrauchssicheren Auskehrung 6ffentlicher Mittel Gber die
steuerliche Identifikationsnummer (IdNr) nach § 139b AO flir das Klimageld zu entwickeln,
um in Zukunft einen einfachen und unburokratischen missbrauchssicheren Zahlungsweg
zu ermoglichen. Anknupfungspunkt ist die IdNr-Datenbank, in der alle in Deutschland mit
erstemWohnsitz gemeldeten Personenenthalten sind und die eine eindeutige Identifikation
jedes einzelnen Burgers ermdglicht. Die fur die Auszahlung des Klimageldes bislang nicht
in der Datenbank enthaltenen Kontonummern (IBAN und gegebenenfalls BIC) sollen tber
die zu schaffende gesetzliche Regelung erhoben, gespeichert, verarbeitet, tibermittelt und
genutzt werden durfen.

Andere Losungsmaoglichkeiten (wie etwa die Auskehrung Uber bestehende Auszahlungs-

wege zusammen mit dem Lohn, der Rente, der Grundsicherung, etc. odertber die Ausgabe
von Verrechnungsschecks) wirden zu erheblichen burokratischen Belastungen fuhren und
waren ungleich missbrauchsanfalliger.

Die Speicherung der IBAN und gegebenenfalls die BIC einer Kontoverbindung zu den Da-
ten zur Identifikationsnummer nach § 139b AQ ist Grundvoraussetzung fir die Auszahlung
der in Absatz4c genannten Anspriche durch Uberweisung und ermdglicht eine unbirokra-
tische und wenig missbrauchsanfallige Leistung.

Vgl. im weiteren auch die Einzelbegrindungen der nachfolgenden Buchstaben b, cund e.
Zu Buchstabe b

§ 139b Absatz 4c — neu — (direkter Zahlungsweq fiir 6ffentliche Leistungen)

Der neue Absatz 4c definiert trennscharf und abschliel3end die Zwecke der Speicherung
der IBAN und gegebenenfalls der BIC in der [dNr-Datenbank und wird damit dem Grundsatz
der Zweckbindung gerecht.

Zu Buchstabe c

§ 139b Absatz 5 Satz 1 (direkter Zahlungswed fiir 6ffentliche Leistungen)

Der neugefasste Absatz 5 Satz 1 verfolgt das Ziel, die Verarbeitung der Daten fiir die ge-
nannte Zwecke zu beschranken.

Zu Buchstabe d

§ 139b Absatz 7 Satz 3 bis 6— neu — (Anfrageverfahren der Meldebehdrden beim BZSt)
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Die Meldebehdrde kann bei der Anmeldung einer Person, der nach eigenen Angaben noch
keine Identifikationsnummer (IdNr) nach § 139b AO zugeteilt wurde (z. B. bei erstmaligem
Zuzug aus dem Ausland), derzeit nicht prifen, ob dieser Person aus anderem Anlass doch
bereits eine Identifikationsnummer vom Bundeszentralamt fur Steuern zugeteilt worden ist.
Es meldet die Daten dieser Person daher dem Bundeszentralamt fir Steuern zur erstmali-
gen Vergabe einer IdNr. Im Bundeszentralamt fur Steuern erfolgt dann zur Qualitatssiche-
rung eine maschinelle Ahnlichkeitssuche, um zu gewahrleisten, dass jeder Person nur eine
Identifikationsnummer zugeordnet wird.

Bislang stellt das Bundeszentralamt fiir Steuern bei Anwendung dieser Ahnlichkeitssuche
in einer Vielzahl von Fallen fest, dass zu den Ubermittelten Daten der Person bereits eine
IdNr gespeichertist, und teilt dies der zustandigen Meldebehdérde mit. Die Meldebehdrde
muss dann prifen, ob es sich statt des vermeintlichen erstmaligen Zuzugs aus dem Aus-
land um einen Wiederzuzug handelt und der betroffenen Person bereits eine IdNr zugeteilt
wurde.

Nach der Neuregelung sollen die Meldebehorden kuinftig schon vor der ersten Datenliefe-
rung an das Bundeszentralamt fur Steuern durch ein Maschinelles Abrufverfahren (MAV)
prufen kénnen, ob der fraglichen Person —anders als angegeben —doch bereits friiher eine
IdNr zugeteilt worden ist. Dies optimiert das IdNr-Verfahren, so dass ein und derselben
Person dann nur einmalig eine IdNr zugeteilt wird.

Zu Buchstabe e

§ 139b Absatz 10 bis 13 — neu — (direkter Zahlungswedg fur 6ffentliche Leistungen)

Absatz 10 — neu —

Mit dem neu eingefligten Absatz 10 werden sowohl Verwaltungskontakte der Burgerinnen
und Burger auf das Notwendige reduziert als auch Verwaltungsressourcen gespart, indem
fur Kinder unter 18 Jahren, fur die Kindergeld festgesetzt und nicht nach § 74 Absatz 1
Satz 4 oder Absatz 2 EStG an eine abzweigungsberechtigte Stelle oder andere Dritte aus-
gezahlt wird, und fir volljahrige Rentner in der gesetzlichen Rentenversicherung die IBAN
und gegebenenfalls die BIC der verwendeten Kontoverbindungen (einschliellich spaterer
Anderungen) an die IdNr-Datenbank beim Bundeszentralamt fur Steuern geliefert werden.
Die Datenlieferung nach Absatz 10 Satz 1 und 2 ist mdglich, weil die hierfur mitteilungs-
pflichtigen Stellen Gber aktuelle und zutreffende IBAN und gegebenenfalls die BIC verfligen
und es bei dem Berechtigtenkreis keine Kollisionen geben dirfte, die verwaltungsseitig auf-
zulésen waren.

Alle Ubrigen naturlichen Personen kdnnen nach Absatz 10 Satz 3 tUber bestehende Kom-
munikationskanale zwischen den Kreditinstituten und dem Bundeszentralamt fur Steuern
die fur Auszahlungen bendtigte IBAN und gegebenenfalls die BIC mitteilen. Die Kreditinsti-
tute haben zu diesem Zweck ein geeignetes Verfahren bereitzustellen.

Anderungen bereits mitgeteilter Kontoverbindungen hat die Familienkasse nur mitzuteilen,
wenn diese der Familienkasse vor Vollendung des 18. Lebensjahres des Kindes bekannt
werden. Den Umstand, dass das 18. Lebensjahr vollendetwird, teilt die Familienkasse dem
Bundeszentralamt fir Steuern nicht mit. Eine Aufhebung der Kindergeldfestsetzung vor
Vollendung des 18. Lebensjahres teilt die Familienkasse dem Bundeszentralamt fur Steu-
ern mit. In diesen Fallen gilt Satz 3.

Weitergehende Rechte der betroffenen Person nach der Datenschutz-Grundverordnung
gelten daruber hinaus unmittelbar (vgl. § 2a Absatz 3 AO).

Den Zeitpunkt der Initialdatenlieferung soll nach Absatz 13 das Bundesministerium der Fi-
nanzen bestimmen.
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Absatz 11 —neu —

Nach Absatz 11 sind die in Absatz 10 genannten Daten dem Bundeszentralamt fur Steuern
elektronisch nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz (§ 87b Absatz 1 AO) Uber die amt-
lich bestimmte Schnittstelle (§ 87b Absatz2 AO) zu Ubermitteln. Daher gelten hierbei auch
die datenschutzrechtlichen Anforderungen des § 87a Absatz 6 und des § 93c AO.

Absatz 12 — neu —

Nach Absatz 12 Ubermittelt das Bundeszentralamt flr Steuern den flr die Auszahlung der
in Absatz 4c genannten Anspriiche zustandigen Stellen die erforderlichen Daten durch au-
tomationsgestutzten Abgleich oder stellt sie zum Abruf durch Datenfernlbertragung bereit
und ermdglicht so die Auskehrung von Zahlungen in einem burokratiearmen Verfahren.

Absatz 13— neu —
Absatz 13 enthalt Anwendungsbestimmungen flr Datenlbermittlungen nach Absatz 10.

Nach Satz 1 haben die nach Absatz 10 Satz 1 und 2 mitteilungspflichtigen Stellen die mal3-
gebliche IBAN und gegebenenfalls die BIC erstmals zu einem vom Bundesministerium der
Finanzen noch zu bestimmenden und im Bundesgesetzblatt bekanntzumachenden Zeit-
punkt an das Bundeszentralamt zu Gbermitteln (Initialdatenlieferung).

Werden Kindergeld oder eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung erstmals
nach dem vom Bundesministerium der Finanzen bestimmten Zeitpunkt ausgezahlt, gilt
nach Satz 2 die Regelung in Satz 1 entsprechend.

Datenubermittlungen Gberdas kontofiihrende Kreditinstitut (Absatz 10 Satz 3) kbnnen nach
Satz 3 ebenfalls erstmals ab dem vom Bundesministerium der Finanzen nach Satz 1 be-
stimmten Zeitpunkt erfolgen.

Zu Nummer?7

§ 150 Absatz 7 Satz 2

Der Schaffung der Deklarationsfiktion in § 150 Absatz 7 Satz 2 AO im Rahmen des Geset-
zes zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens vom 18. Juli 2016 (BGBI. | S. 1679)
lag die Annahme zugrunde, dass alle Daten eines Steuer pflichtigen, die von einem Dritten
nach MalRgabe des § 93¢ AO elektronisch an die Finanzbehérden Gbemmittelt werden (so-
genannte ,eDaten"), auch ,kennzffergenau® mit der Steuererkldrung abgeglichen und bei
unterlassener Deklarationim Rahmen der Steuerfestsetzung von Amts wegen vollstandig
automationsgestutzt berlcksichtigt werden kénnen (z. B. Daten aus der Lohnsteuerbe-
scheinigung oder der Rentenbezugsmitteilung). Solche Daten werden dem Steuerpflichti-
gen auch im Verfahren Elster vor Erklarungsabgabe zum Abruf bereitgestellt und kénnen
dann in die elektronische Steuererklarung ubertragen werden. Nur derartige Eintragungen
sollten durch die gesetzliche Deklarationsfiktion entbehrlich werden.

Mittlerweile werden zunehmend aber auch solche Daten von Drittenele ktronisch nach Mal3-
gabe des § 93c AO an die Finanzverwaltung Gbermittelt, die im Erklarungsformular nicht
,verkennzffert* abgefragt werden. In Betracht kommen zum Beispiel Daten, die zur Vermei-
dung von Steuerausfallen nach §§ 13 bis 15 der Mitteilungsverordnung — MV — an die Fi-
nanzverwaltung Ubermittelt werden mussen. Ab 2025 gilt die elektronische Mitteilungs-
pflichtnach MalRgabe des § 93c AO fiir alle nach der MV den Finanzbehdrden mitzuteilende
Daten. Solche Daten werden nicht ,kennziffergenau® und eigenstandig in der Steuererkia-
rung abgefragt, sonderm werden bei Ermittlung des Gewinns, der Uberschusseinkiinfte oder
anderer Besteuerungsgrundlagen untergeordnet bertcksichtigt. Sie kdnnen daher weder
automationsgestutzt abgeglichen noch bei unterlassener Deklaration automationsgestutz
beigestelltwerden. Dies hat nicht nur zusatzlichen Verwaltungsaufwand zur Folge, sondemn
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kann auch zu Steuerausfallen fihren. AuRerdem stellt sich die Frage, inwieweit eine Steu-
erverkurzung vorliegt, wenn der Steuerpflichtige die Deklaration solcher Daten unterlassen
hat.

Der Anwendungsbereich des § 150 Absatz7 Satz 2 AO soll daher auf solche elektronisch
den Finanzbehorden von Dritten Ubermittelten Daten beschrankt werden, die im amtlichen
Steuererklarungsformular ausdrucklich als ,e-Daten®im Sinne des § 150 Absatz 7 Satz 2
AO gekennzeichnet sind oder bei nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Daten-
fernubertragung Ubermittelten Steuererklarungen (elektronische Steuererklarungen) far
den Belegabruf (Vorausausgefillte Steuererklarung) bereitgestellt werden. Die amtlichen
Einkommensteuererklarungsformulare enthalten seitdemVeranlagungszeitraum 2019 der-
artige Kennzeichnungen (vgl. das Infoblatt eDaten unter https://www.formulare-
bfinv.de/ffw/resources/A317BE2A4CE23EDC85DE/form/Infoblatt _E_Daten.pdf). Die deut-
lich erkennbare Kennzeichnung vermittelt den Steuerpflichtigen Rechtssicherheit und dient
zugleich der Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens. Zeilen oder Bereiche der Erkla-
rung, die als eDaten gekennzeichnetsind, sind nur auszufillen, wenn dem Steuerpflichtigen
bekanntist, dass diese Daten bislang nicht an die Finanzverwaltung Ubermittelt wurden,
oder wenn der Steuerpflichtige die an die Finanzverwaltung tbermittelten Daten flir unzu-
treffend halt. Zeilen oder Bereiche der Erklarung, die nicht als eDaten gekennzeichnet sind,
sind hingegen wie bisher auszuflllen, soweit diese Angaben jeweils von Bedeutung sind.
Da bei der elektronischen Steuererklarung durch den angebotenen Belegabruf (Vorausge-
fullte Steuererklarung) keine Kennzeichnung von eDaten erfolgt, kann der Steuerpflichtige
durch den Umfang der zum Datenabruf bereitgestellten eDaten erkennen, welche Daten-
felder er weiterhin auszuftillen hat.

Zu Nummer 8

§ 162 Absatz 4a Satz 1

Der Verweis auf die Gesetzesbezeichnung des StAbwG ist im derzeitig geltenden § 162
Absatz 4a Satz 1 AO nicht korrekt. Die korrekte Gesetzesbezeichnung lautet "Gesetz zur
Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb". Die Anderung korrigiert
die unrichtige Bezeichnung.

Zu Nummer 9
Zu Buchstabe a

§ 188 Absatz 1 Satz 1

Die Erganzung in Satz 1 ermoglichtim Sinne des Onlinezugangsgesetzes eine elektroni-
sche Bekanntgabe des Zerlegungsbescheides nach Maligabe des § 122a AO. Die Neure-
gelung soll ab dem Tag nach Verkiindung des Gesetzes gelten.

Zu Buchstabe b

§ 188 Absatz 1 Satz2 — neu —

Im Gleichklang zu § 184 Absatz 3 Satz 2 AO wird gesetzlich geregelt, dass nicht nur die
Inhalte des Steuermessbescheids, sondern auch die Bescheide Uber die Zerlegung des
Steuermessbetrags den Gemeinden ausschlieflich elektronisch zum Datenabruf bereitge-
stellt werden. Der neugefasste Artikel 97 § 35 EGAO enthalt hierzu besondere Anwen-
dungsregelungen.

Zu Nummer 10

§ 191 Absatz 1 Satz3
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Das ,Gesetzzur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen® (0ZG) ver-
pflichtet Bund und Lander, ihre Verwaltungsleistungen bis Ende 2022 auch elektronisch
Uber Verwaltungsportale anzubieten. ImHinblick aufdie angestrebte weitere Digitalisierung
der Verwaltungsverfahren sollen dartber hinaus die erforderlichen rechtlichen Vorausset-
zungen fir die Anderung des schriftlichen Verwaltungsverfahrens auf ein elektronisches
Verwaltungsverfahren vorgenommen werden.

Zu Nummer 11

§ 224 Absatz 2 Nummer 3

Mit SEPA, dem einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraum, wurden auch in Deutschland
neue, europaweit einheitliche Verfahren fir den bargeldlosen Zahlungsverkehr (Uberwei-
sungen, Lastschriften, Kartenzahlungen) eingefuhrt. Sie sind seit 2014 fur Euro-Zahlungen
in den EU-Staaten, Island, Liechtenstein, Norwegen sowie Monaco, der Schweiz, San Ma-
rino, Andorra, dem Staat Vatikanstadt und dem Vereinigten Kénigreich nutzbar.

§ 224 Absatz 2 Nummer 3 AO wurde bereits bisher auf SEPA-Lastschriftmandate ange-
wandt. Mit der Anderung der Vorschrift wird der Einflilhrung von SEPA im Interesse der
Rechtsklarheit durch Ersetzung des Wortes ,Einzugsermachtigung“ durchdas Wort ,,SEPA-
Lastschriftmandat® Rechnung getragen.

Zu Nummer 12

§229

Anspriche aus dem Steuerschuldverhaltnis erldschen mit Eintritt der Zahlungsverjahrung
(§47 AO). § 229 AO regelt den Beginn der Zahlungsverjahrungsfrist.

Absatz 1

Die Zahlungsverjahrungsfrist beginnt nach § 229 Absatz 1 Satz 1 AO mit Ablauf des Kalen-
derjahrs, in dem der Anspruch erstmals fallig geworden ist. Nach § 229 Absatz 1 Satz2 AO
in der bislang geltenden Fassung beginnt sie jedoch nicht vor Ablauf des Kalenderjahrs, in
dem die Festsetzung eines Anspruchs aus dem Steuerschuldverhéltnis, ihre Aufhebung,
Anderung oder Berichtigung nach § 129 AO wirksam geworden ist, aus der sich der An-
spruch ergibt; eine Steueranmeldung steht einer Steuerfestsetzung gleich.

Bislang wird weitgehend die Auffassung vertreten, dass § 229 Absatz 1 Satz2 AO unge-
achtet seines Wortlautes nur flr so genannte Falligkeitssteuern gilt. Das sind solche Steu-
ern, bei denen der Anspruch nach dem Gesetz schon falligwird, bevor die Steuerangemel-
det oder festgesetzt worden ist, die Steueranmeldung oder Steuerfestsetzung aber erst die
Voraussetzung fur die Durchsetzung des Zahlungsanspruchs (vgl. § 218 Absatz 1 AO)
schafft. Mit dem neuen Satz 3 wird nunmehr in Abgrenzung zum im Ubrigen weitgehend
unveranderten Satz 2 eindeutig bestimmt, dass die Zahlungsverjahrungsfristdes gesamten
Anspruchs aus dem Steuerschuldverhéltnis im Fall der Aufhebung, Anderung oder Berich-
tigung der Festsetzung oder Anmeldung des Anspruchs erst mit Ablauf des Kalenderjahrs
beginnt, in dem die Aufhebung, Anderung oder Berichtigung wirksam geworden ist. Dies
dient der Sicherung des Steueraufkommens und der Steuergerechtigkeit.

Absatz 2

Ein Haftungsbescheid kann auch ohne gleichzeitiges Leistungsgebot ergehen. Diesistzum
Beispiel der Fall, wenn fur den der Haftung zugrundeliegenden Steueranspruch der Ablauf
der Festsetzungsfrist droht und vom Haftenden aber noch keine Zahlung verlangt werden
kann, weil die gebotene vorherige Inanspruchnahme des Steuerschuldners bislang nicht
erfolglos abgeschlossenist. In solchen Fallen wird der festgesetzte Haftungsa nspruch man-
gels Zahlungsaufforderung noch nicht fallig. Die Zahlungsverjahrungsfrist beginnt in diesen
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Fallen derzeit mit Ablaufdes Kalenderjahres, indemder Haftungsbescheid wirksamgewor-
denist (§ 229 Absatz 2 AO).

Zur Sicherung des Steueraufkommens und zur Wahrung der Steuergerechtigkeit sollin Ab-
satz 2 bestimmt werden, dass die Verjahrung in den vorgenannten Fallen kinftig erst mit
Ablauf des Kalenderjahrs beginnt, in dem die Zahlungsaufforderung ergangen ist, spates-
tens aber funfJahre, nachdemder Haftungsbescheiddurch Bekanntgabe (§§ 122 und 122a
AO) wirksam geworden ist. Die Neuregelung erspart es den Finanzbehérden aul3erdem,
die Zahlungsverjahrungsfrist gegentiber demHaftungsschuldner mit einer Ma3nahme nach
§ 231 AO zu unterbrechen, um das Erl6schen des Haftungsanspruchs zu vermeiden.

Zu Nummer 13
Zu Buchstabe a

§ 230 Absatz 1

§ 230 AO regelt, wann die Zahlungsverjahrungsfrist gehemmt ist. Bislang ist dies nur der
Fall, solange der Anspruch aus dem Steuerschuldverhaltnis wegen héherer Gewalt inner-
halb der letzten sechs Monate der Verjahrungsfrist nicht verfolgt werden kann. Diese Re-
gelung soll kiinftig ohne inhaltliche Anderung Absatz 1 sein.

Zu Buchstabe b

§ 230 Absatz2 —neu —

In einem neuen Absatz 2 soll bestimmt werden, dass die Zahlungsverjahrung auch ge-
hemmt ist, solange die Festsetzungsfrist des Anspruchs aus dem Steuerschuldverhaltnis
noch nicht abgelaufen ist. Damit wird verhindert, dass ein anhangiges Steuerfestsetzungs-
oder Rechtsbehelfsverfahren durch zwischenzeitliches Erldschen des Anspruchs mit Eintritt
der Zahlungsverjahrung ohne Sachentscheidung beendet wird. Die Ablaufhemmung der
Festsetzungsfrist nach § 171 Absatz 14 AO ist dabei nicht anzuwenden, da sie ihrerseits
den Ablauf der Festsetzungsfrist an den Ablauf der Zahlungsverjahrungsfrist anknupft.

Zu Nummer 14

§ 249 Absatz 3 Satz2 — neu —

Seit dem 1. Januar 2022 durfen Vollstreckungsbehdrden zur Durchfihrung von Vollstre-
ckungsmallnahmen Auskunfts- und Unterstitzungsersuchen nach § 757a ZPO bei der Po-
lizei stellen, ob von dem Schuldner eine Gefahr fur Leib oder Leben des Vollstreckungsbe-
amten ausgeht, bei dem vollstreckt werden soll (§ 249 Absatz 3 AO, eingefligt durch Arti-
kel 4 Absatz 7 Nummer 2 des Gesetzes zur Verbesserung des Schutzes von Gerichtsvol-
ziehern vor Gewalt sowie zur Anderung weiterer zwangsvollstreckungsrechtlicher Vorschrif-
ten und zur Anderung des Infektionsschutzgesetzesvom7.Mai2021,BGBI. | S. 850). Nach
§ 757a Absatz5 ZPO ist ein Schuldner tber die Durchfiihrung des Auskunfts- und Unter-
stutzungsersuchens unverziglich nach Erledigung der VollstreckungsmafRnahme zu unter-
richten.

Als Pflichtglaubiger treten Finanzbehorden —anders als Gerichtsvollzieher — mit einem
Schuldner nicht selten regelmaRig in Kontakt, da bestimmte Steuern (z. B. Umsatzsteuer-
Vorauszahlungen) monatlich falligwerden. Nach § 757a Absatz 5 ZPO muss der Schuldner
aber Uber die Durchfiihrung einer Auskunfts- und Unterstlitzungsersuchens der Vollstre-
ckungsbehdrde nach § 757a ZPO unterrichtetwerden. In diesemFallist aber zu beftrchten,
dass der Vollstreckungsschuldner bei weiteren Vollstreckungsauftragen unkooperativ und
aggressiv gegenuber dem Vollziehungsbeamten auftritt, weil er Gber seine Einschatzung
als ,gefahrliche Person“ informiert wurde. Insbesondere in Fallen von





-133 - Bearbeitungsstand: 28.07.2022 13:39

Vollstreckungsmafinahmen gegen Vollstreckungsschuldnerin der sogenannten Reichsbur-
gerszene konnte dies zur Gefahrdung von Vollziehungsbeamten fuhren.

Daher soll in § 249 Absatz 3 AO bestimmt werden, dass die Unterrichtungspflicht nach
§ 757a Absatz 5 AO bei der Vollstreckung nach der Abgabenordnung nicht anzuwenden
ist. In diesem Fall GUberwiegen die Interessen der Finanzbehérden, die in ihrer Zustandigkeit
liegenden Aufgaben ordnungsgemal zu erflllen, die Interessen der Vollstreckungsschuld-
ner, weshalb auch eine Information der betroffenen Person nach Artikel 14 der Daten-
schutz-Grundverordnung sowie eine Auskunft nach Artikel 15 der Datenschutz-Grundver-
ordnung unterbleiben muss (vgl. § 32b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a und § 32c
Absatz 1 Nummer 1 AO).

Zu Nummer 15

§ 251 Absatz 3

Das ,Gesetzzur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen® (0ZG) ver-
pflichtet Bund und Lander, ihre Verwaltungsleistungen bis Ende 2022 auch elektronisch
Uber Verwaltungsportale anzubieten. ImHinblick aufdie angestrebteweitere Digitalisierung
der Verwaltungsverfahren sollen dartiber hinaus die erforderlichen rechtlichen Vorausset-
zungen fiir die Anderung des schriftlichen Verwaltungsverfahrens auf ein elektronisches
Verwaltungsverfahren vorgenommen werden.

Derzeit ist die Insolvenzforderung durch schriftlichen Verwaltungsakt festzustellen. Im Hin-
blick auf eine zuklinftig nicht auszuschlieRende Umstellung des schriftlichen Verwaltungs-
verfahrens auf ein komplettes elektronisches Verwaltungsverfahren ist die Anpassung er-
forderlich. Dadurch wird mit dem Tag des Inkrafttretens auch die Feststellung der Insol
venzforderung durch elektronischen Verwaltungsakt ermdglicht.

Zu Nummer 16

§ 371 Absatz 3 Satz 1

Mit dem Gesetz zur Anderung der Abgabenordnung und des Einflihrungsgesetzes zur Ab-
gabenordnung vom 22. Dezember 2014 (BGBI. | S 2415) wurde u.a. § 371 Absatz3 AO im
Zusammenhang mit der Verscharfungder Voraussetzungen flir eine strafbefreiende Selbst-
anzeige geandert. Die Erlangung der Straffreiheit setzt u. a. voraus, dass der die Selbstan-
zeige Erstattende neben den zu seinen Gunsten hinterzogenen Steuern die Hinterzie-
hungszinsen nach § 235 AO vollstéandig und fristgerecht entrichtet. Seit vollstandiger An-
wendbarkeit des Zollkodex der Union zum 1.Mai 2016 entstehen bei der Hinterziehung von
Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben Verzugszinsen nach Artikel 114 des Zollkodex der Union.
Nationales Recht wird insoweit durch das unmittelbar geltende Unionsrecht Gberlagert. Die
Entrichtung der Verzugszinsen nach Artikel 114 Zollkodex der Union ist bislang keine Vo-
raussetzung fur eine Straffreiheit bei einer Selbstanzeige. Die Entrichtung der Verzugszin-
sen nach Artikel 114 Zollkodex der Union sollerganzend zu den Hinterziehungszinsen nach
§ 235 AO Voraussetzung fur eine Straffreiheitwerden.

Zu Nummer 17

§ 398a Absatz 1 Nummer 1

Mit dem Gesetz zur Anderung der Abgabenordnung und des Einflihrungsgesetzes zur Ab-
gabenordnung vom 22. Dezember 2014 (BGBI. | S 2415) wurde u. a. § 398 Absatz 1 Num-
mer 1 AO im Zusammenhang mit der Verscharfung der Voraussetzungen flir ein Absehen
von der Verfolgung in besonderen Fallen geandert. Das Absehen von der Verfolgung setz
u. a. voraus, dass der an der Tat Beteiligte neben den aus der Tat zu seinen Gunsten hin-
terzogenen Steuern die Hinterziehungszinsen nach § 235 AO vollstandig und fristgerecht
entrichtet. Seit vollstandiger Anwendbarkeit des Zollkodex der Union zum 1. Mai 2016
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entstehen bei der Hinterziehung von Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben Verzugszinsen nach
Artikel 114 des Zollkodex der Union. Nationales Recht wird insoweit durch das unmittelbar
geltende Unionsrecht tberlagert. Die Entrichtung der Verzugszinsen nach Artikel 114 Zol-
kodex der Union ist bislang keine Voraussetzung fir ein Absehen von der Verfolgung in
besonderen Fallen. Die Entrichtung der Verzugszinsen nach Artikel 114 Zollkodex der
Union soll erganzend zu den Hinterziehungszinsen nach § 235 AO Voraussetzung fur ein
Absehen von der Verfolgungin besonderen Fallen werden.

Zu Artikel 19 (Weitere Anderung der Abgabenordnung [BGBL.])
Zu Nummer 1

§ 139b Absatz 7 Satz 2

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung. § 139b Absatz6 Satz 4 der AO wurde

durch Artikel 17 Nummer 20 Buchstabe cdes Gesetzesvom 17.Juli 2017 (BGBI. | S. 2541)
aufgehoben, der bisherige Satz 5 der Vorschriftwurde dadurch zu Satz 4. Die versehentlich
unterbliebene Anpassung der Verweisungin § 139b Absatz 7 Satz 2 AO ist nachzuholen.

Zu Nummer 2

§ 139b Absatz 8

Im Rahmen des Registermodernisierungsgesetzes (RegMoG) vom28. Marz 2021, (BGBI. |
S. 591) wurden dem § 139b Absatz 3 und 6 AO folgende neu zu speichernden Daten hin-
zugefugt: ,Staatsangehdrigkeiten® und ,Datum des letzten Verwaltungskontakts (Monat,
Jahr)“. Eine Anpassung der Verweisungin § 139b Absatz 8 AO an den umdie neuen Num-
mern 11 und 12 ergénzten Absatz 6 der Vorschrift erfolgte dabeijedochversehentlich nicht.
Dies wird durch die Anderung nachgeholt. Durch die Anderung wird gewahrleistet, dass die
Meldebehérden dem Bundeszentralamt fiir Steuern auch Anderungen zur ,Staatsangeho-
rigkeit“ und zum ,Datum des letzten Verwaltungskontakts (Monat, Jahr)“ melden. Gleich-
zeitig wird durch den neuen Satz 2 klargestellt, dass das Datum ,Datum des letzten Ver-
waltungskontakts (Monat, Jahr)“ bei Verwaltungskontakten mit anderen Behdrden als den
Meldebehdérden nurvon der Registermodernisierungsbehdrde an das Bundeszen tralamt fur
Steuern Ubermittelt wird.

Zu Artikel 20 (Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenordnung [TnV])
Zu Nummer 1

Artikel 97 § 8 Absatz 6

Dem Artikel 97 § 8 des Einfuhrungsgesetzes zur Abgabenordnung (EGAO) war zweimal
ein neuer Absatz 5 angeflgt worden, zunachst durch Artikel 6 des Grundsteuer-Reformge-
setzes vom 26. November 2019 (BGBI. | S. 1794)— allerdings erst mit Wirkungab 1. Januar
2022 — und danach durch Artikel 29 Nummer 1 des Jahressteuergesetzes 2020 vom
21. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3096) — bereits mit Wirkung ab 29. Dezember 2020. Der
zuletzt in Kraft getretene Absatz 5 soll zur Vermeidung von Missverstandnissen ohne in-
haltliche Anderung zum neuen Absatz 6 werden.

Zu Nummer 2

Artikel 97 § 10a Absatz5 —neu —

Der neue Absatz 5 bestimmt, dass die Neuregelung in § 150 Absatz 7 Satz 2 AO nur auf
Steuererklarungen anzuwenden ist, die ab Inkrafttreten dieser Rechtsanderungabgegeben
werden.





-135 - Bearbeitungsstand: 28.07.2022 13:39

Zu Nummer 3

Artikel 97 § 14 Absatz 6 — neu —

Der neue Absatz 6 bestimmt, dass die Neuregelungen in den §§ 229 und 230 AO fur alle
am Tag der Verkindung des vorliegenden Anderungsgesetzes noch nicht abgelaufenen
Verjahrungsfristen gelten.

Zu Nummer 4
Artikel 97 § 35

Die Anderung der Uberschrift ist eine Folge der Ausweitung des Anwendungsbereichs der
Vorschrift.

Entsprechend der bereits bestehenden Anwendungsregelungzu § 184 Absatz 3 Satz 2 AO
soll nach dem neugefassten Satz 1 auch die Neuregelung in § 188 Absatz1 Satz2 - neu —
AO (Bekanntgabe der Bescheide Uber die Zerlegung des Steuermessbetrages an Gemein-
den nur durch Bereitstellung zum Datenabruf) erstmals flir Realsteuern des Jahres 2025
malgeblich sein.

Da fur Zwecke der Grundsteuer bereits abdem 1. Juli 2022 Grundsteuermessbetrage fest-
gesetzt werdenund damit zusammenhangende Zerlegungsbescheide fur die Grundsteuer
des Jahres 2025 ergehen kdnnen,ist nicht sichergestellt, dassin allen vier Landerverfahren
ein elektronischer Datenabruf den Gemeinden bereits zu diesem Zeitpunkt zur Verfigung
gestellt werden kann. Satz 2 bestimmt daher, dass fur Zwecke der Grundsteuer die Pflicht
zum Datenabruf durch die Gemeinden erst Anwendung findet, wenn die technischen und
organisatorischen Voraussetzungen fur den elektronischen Abruf erflllt sind, spatestens
jedoch zum 1. Januar 2025.

Zu Nummer 5

Artikel 97 § 37 —neu —

Der neue § 37 bestimmt in Anlehnung an den Grundsatzdes § 17 Absatz 1 Satz 1 GVG,
der nach § 70 FGO auch im finanzgerichtlichen Verfahren anzuwenden ist, dass die Neu-
regelungin § 32i Absatz 5 Satz 2 zweiter Halbsatz AO nur fur nach ihrem Inkrafttreten an-
hangig gewordenen Klageverfahren gilt.

Zu Artikel 21 (Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenordnung
[BGBL.])

§5a—neu-—

Nach Satz 1 des neuen § 5aist § 139b Absatz 8 AO in der durch Artikel 19 Nummer 2 des
vorliegenden Anderungsgesetzes geénderten Fassung ab dem Tag anzuwenden, an dem
das Bundesministerium des Innern und fur Heimat nach Artikel 22 Satz 3 des Gesetzes
vom 28. Marz 2021 (BGBI. | S. 591) im Bundesgesetzblatt bekanntgibt, dass die techni-
schen Voraussetzungen fur die Verarbeitung der Identifikationsnummer nach Artikel 3 des
Gesetzes vom 28. Marz 2021 (BGBI. | S. 591) vorliegen.

Im Rahmen des Registermodernisierungsgesetzes (RegMoG) vom28. Marz 2021, (BGBI. |
S. 591) wurde in § 139b Absatz 3 und 6 AO bestimmt, dass nunmehr auch folgende Daten
zu speichern sind: ,Staatsangehorigkeiten® und ,Datum des letzten Verwaltungskontakts
(Monat, Jahr)“. Wahrend das Datum ,Datum des letzten Verwaltungskontakts (Monat,
Jahr)“ erstmals nach Inkrafttreten der Vorschriften vorkommen kann, muss das Datum
.Staatsangehdorigkeiten® fur alle zu diesem Zeitpunkt bereits vergebenen Identifikations-
nummern in der IdNr-Datenbank nachgespeichert werden. Durch Satz 2 wird diese
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Nachspeicherung im Rahmen einer Einmallieferung des Datums ,Staatsangehdérigkeiten*
von den Meldebehdrden an das Bundeszentralamt fir Steuemn sichergestellt.

Zu Artikel 22 (Anderung des Gesetzes liber die Finanzverwaltung [1.1.2023])

8§ 5 Absatz 1 Nummer 11 Satz 6 und 7 —aufgehoben —

Durch § 5 Absatz 1 Nummer 11 Satz 6 FVG wurde das Bundesministerium der Finanzen
ermachtigt, durch Rechtsverordnung Bundesfamilienkassen zur Wahrnehmung der Aufga-
ben einer Familienkasse nach § 72 Absatz 1 EStG fir diein § 72 Absatz 3 Nummer 3 EStG
ausgenommenen Behdorden, Koérperschaften, Anstalten oder Stiftungen des 6ffentlichen
Rechts im Bereich des Bundes einzurichten. Davon wurde auch Gebrauch gemacht und
durch Rechtsverordnung vom 20. Mai 2010 beim Bundesverwaltungsamt eine Bundesfa-
milienkasse eingerichtet (siehe Artikel 28 des vorliegenden Anderungsgesetzes). Durch die
Beendigung der Sonderzustandigkeit fur die Familienkassen des 6ffentlichen Dienstes im
Bereich des Bundes zum 31. Dezember 2022 Ubertragt die Bundesfamilienkasse beim
Bundesverwaltungsamt ihre Aufgaben nun ebenfalls an die Bundesagentur fir Arbeit, so-
dass die Bundesfamilienkasse beim Bundesverwaltungsamt aufgeldst wird. Die Ermachti-
gung zur Errichtung von Bundesfamilienkassen ist somit nicht mehr erforderlich und wird
aufgehoben. Rechtsverordnungen zur Errichtung von Bundesfamilienkassen wird damit die
Rechtsgrundlage entzogen. Die Bearbeitung von Kindergeldangelegenheiten soll zuklinftig
allein durch die Familienkassen der Bundesagentur fur Arbeit erfolgen.

Zu Artikel 23 (Weitere Anderung des Gesetzes iiber die Finanzverwaltung
[1.1.2024])

8§ 5 Absatz 1 Nummer 11 Satz 6 bis 8 und 10 — aufgehoben —

Die Landesregierungen bzw. die zustandigen obersten Landesbehdrden waren ermachtigt,
durch Rechtsverordnung Landesfamilienkassenkassen zur Wahrnehmung der Aufgaben
einer Familienkasse nach § 72 Absatz 1 EStG einzurichten. Die Wahrnehmung dieser Auf-
gaben erfolgt zuklnftig allein durch die Familienkassen der Bundesagentur flr Arbeit, die
dem Bundeszentralamt fur Steuern zur Durchfuhrung des Familienleistungsausgleichs ihre
Dienststellen zur Verfligung stellt. Eine Ermachtigung zur Einrichtung von Landesfamilien-
kassen ist somit nicht mehr vorgesehen.

Durch das Gesetz zur Beendigung der Sonderzustandigkeit der Familienkassen des 6ffent-
lichen Dienstes im Bereich des Bundes vom 8. Dezember 2016 (BGBI. | S. 2835) wurde in
§ 72 Absatz 1 und 7 EStG die Vergabe von Familienkassenschlisseln eingefiihrt. Das als
Familienkassenschlissel bezeichnete Identifikationsmerkmal dient der Authentifizierung
und Registrierung der Familienkassen des 6ffentlichen Dienstes beim Bundeszentralamt
fur Steuern. Dadurch wurde sichergestellt, dass keine unbefugte Stelle Zu griff auf die beim
Bundeszentralamt fir Steuern nach § 139b der Abgabenordnung gespeicherten Daten hat
und Absetzungen bei der Lohnsteuer-Anmeldung vomimmt. Durch die Regelungin § 5 Ab-
satz 1 Nummer 11 Satz 10 FVG gilt die Vergabe eines Familienkassenschllssels auch fir
die Bundesagentur fur Arbeit. Die Familienkassen der Bundesagentur fir Arbeit erhielten
einen gemeinsamen Familienkassenschlissel. Ab 1. Januar 2024 erfolgt die Bearbeitung
von Kindergeldangelegenheiten allein durch die Familienkassen der Bundesagentur fir Ar-
beit. Die Vergabe von Familienkassenschllssel als Identifikationsmerkmal ist somit nicht
mehr erforderlich. Da der Familienkassenschlussel in diversen Datenaustauschverfahren
als Pflichtfeld geflihrt wird, ist eine technische Weiternutzung als internes Ordnungskrite-
rium zulassig.

Zu Artikel 24 (Anderung des Gesetzes liber Steuerstatistiken [TnV])

§ 2b Absatz 1 Satz 1
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Im Rahmen seiner Aufgabe der Gesetzesfolgenabschatzung beider Unternehmensbesteu-
erung erhalt das Bundesministeriumder Finanzen bislang von den Finanzverwaltungender
Lander Daten der Korperschaft- und Gewerbesteuer. Die ebenfalls notwendigen Daten der
Umsatzbesteuerung werden nicht Ubermittelt. Die Erganzung in § 2b StStatG schliel3t an
bisher im Bereich der Finanzverwaltung durchgefiihrte jahrliche Geschaftsstatistiken mit
Umsatzsteuerdaten aus den maschinellen Verfahren an. Mit der Anderung werden die Un-
ternehmenssteuerdaten durch die im Rahmen des automatisierten Besteuerungsverfah-
rens vorhandenen Angaben zur Umsatzsteuer komplettiert und damit die statistische Da-
tenbasis fur die Aufgabenerflillung durch das Bundesfinanzministerium verbessert.

Zu Artikel 25 (Anderung des Ste uerberatungsgesetzes [TnV])
Zu Nummer 1

8§ 4 Nummer 12 — aufgehoben —

Nach § 4 Nummer 12 StBerG sind inlandische Kapitalanlagegesellschaften sowie Perso-
nen, Gesellschaften und andere Gesamthandsgemeinschaften zu beschrankter Hilfeleis-
tung in Steuersachen befugt, soweit sie in Vertretung der Glaubiger von Kapitalertragen
Sammelantrage auf Erstattung von Kapitalertragsteuer nach § 45b des Einkommensteuer-
gesetzes (EStG) in der Fassung vom 1. November 2011 stellen. Diese Fassung des § 45b
EStG (Erstattung von Kapitalertragsteuer auf Grund von Sammelantragen) wurde zum
29. Juni 2013 auler Kraft gesetzt. Zum 9. Juni 2021 ist die Vorschrift des § 45b EStG mit
einem neuen Regelungsgehalt neu gefasst worden (Angaben zur Bescheinigung und Ab-
fuhrung der Kapitalertragsteuer).

Derin § 4 Nummer 12 StBerG enthalten Verweis auf § 45b EStG ist nicht mehr zutreffend.

Zudem sind keine Falle mehr denkbar, bei denen Sammelantrage nach der alten Regelung
des § 45b EStG gestellt werden. Die Regelung des § 4 Nummer 12 StBerG ist daher auf-
zuheben.

Zu Nummer 2

§ 4 Nummer 12a

Die Vorschrift des § 4 Nummer 12a StBerG regelt in seiner noch geltenden Fassung, dass
auslandische Kreditinstitute, soweit sie in Vertretung der Glaubiger von Kapitalertragen An-
trage auf Erstattung von Kapitalertragsteuer nach § 50d EStG stellen, zu beschrankter ge-
schaftsmaRiger Hilfeleistung in Steuersachen befugt sind.

Mit Einfihrung des § 50c EStG zum 9. Juni 2021 sind Antrage auf Erstattung von Kapital
ertragsteuer nicht mehr nach § 50d EStG, sondern nach § 50c EStG zu stellen. Es bedarf
insoweit einer Korrektur der Zitierungin § 4 Nummer 12a StBerG.

Dartber hinaus soll die Regelung des § 4 Nummer 12a StBerG zukiinftig auch flr inlandi-
sche Kreditinstitute Anwendung finden. Fir eine Beibehaltung der bisherigen Beschran-
kung auf auslandische Kreditinstitute wird kein Anlass gesehen.

In §4 Nummer 12a StBerG wird auRerdem eine Befugnis von Kreditinstituten zu be-
schrankter Hilfeleistung in Steuersachenim Zusammenhang mit Erstattungsantragen nach
§ 44a Absatz 9 EStG und § 11 Absatz1 des Investmentsteuergesetztes (InvStG) aufge-
nommen, da insoweit vergleichbare Antrage zu § 50c EStG vorliegen.

Fur die Neufassung des § 4 Nummer 12a StBerG gilt die bestehende Systematik des § 4
StBerG hinsichtlich der sachlichen und persoénlichen Beschrankung der Befugnis zu ge-
schaftsmaRiger Hilfeleistung in Steuersachen, d. h. die Hilfeleistung in Steuersachen darf
denin § 4 Nummer 12a StBerG bestimmten Umfang nicht Uberschreiten.
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Zu Artikel 26 (Anderung des Bundeskindergeldgesetzes [TnV])

§ 2 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe d

Nach derzeitiger Rechtslage wird gemaf § 2 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe d des Bun-
deskindergeldgesetzes (BKGG) ein volljahriges Kind u. a. dann bericksichtigt, wenn es
eine Freiwilligenaktivitatim Sinne der Verordnung (EU) Nr. 2018/1475 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 2. Oktober 2018 absolviert oder einen Internationalen Frei-
willigendienstim Sinne der Richtlinie des Bundesministeriums fliir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend vom 25. Mai 2018 (GMBI S. 545) leistet.

Die Freiwilligendienste sind im Zuge der Verordnung (EU) Nr. 2018/1475in das eigenstan-
dige EU-Programm Europaisches Solidaritatskorps Ubergegangen(u. a. auch ,Erasmus+9).
An den Antragsmodalitdten und -voraussetzungen hatte sich durch das neue Programm
gegeniiber dem Europaischen Freiwilligendienst in ,Erasmus+“ keine Anderung ergeben.

Mit Wirkung zum 1. Januar 2021 wurde die Verordnung (EU) 2018/1475 aufgehoben. Die
ab dem 1. Januar 2021 geltende Verordnung (EU) 2021/888 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 20. Mai 2021 muss korrekt im Gesetz abgebildet werden. AuRerdem
erfolgt eine sprachliche Anpassung in Bezug auf den in der Verordnung (EU) 2021/888
verwendeten Begriff , Freiwilligentatigkeit” (vorher ,Freiwilligenaktivitat’). Es handelt sich um
eine rein technische bzw. redaktionelle Anderung entsprechend der Anderung in § 32 Ab-
satz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d EStG (Artikel 1 Nummer 3 des vorliegenden Ande-
rungsgesetzes).

Des Weiteren wird ein volljahriges Kind nach derzeitiger Rechtslage u. a. dann berucksich-
tigt, wenn es einen Internationalen Jugendfreiwilligendienstim Sinne der Richtlinie des Bun-
desministeriums flr Familie, Senioren, Frauen und Jugend vom 25. Mai 2018 (GMBI
S. 545) absolviert. Auf Grund einer Aktualisierung der Richtlinie muss die Fundstelle im
Gesetzentsprechend angepasst werden.

Zu Artikel 27 (Anderung der Altersvorsorge-Durchfiihrungsverordnung [1.1.2023])
Zu Nummer 1

§ 10 Absatz2 Satz 1

Es handelt sich um eine Folgeénderung zur Anderung des § 95 EStG im vorliegenden An-
derungsgesetz.

Der Verweis auf § 95 EStG ist auf Grund dessen Neufassung anzupassen. An der bisheri-
gen Regelung, dass der Anbieter einen ihm bekannt gewordenen Tatbestand, beispiels-
weise die Verlegung des Wohnsitzes oder gewdhnlichen Aufenthalts des Zulageberechtig-
ten aulRerhalb der EU-/ EWR-Staaten, der zentralen Stelle mitzuteilen hat, dndert sich
nichts.

Zu Nummer 2

8§ 12 Absatz 3 — aufgehoben —

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Anderungdes § 95 EStG im vorliegenden An-
derungsgesetz.

Die Regelungen des § 95 Absatz 2 und 3 EStG sind weggefallen. Damit kann die bisherige
Mitteilungspflicht der zentralen Stelle gegentber dem Anbieter zum Erlass des Riickzah-
lungsbetrags nach Absatz 3 entfallen.
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Zu Nummer 3

§13

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Anderung des § 95 EStG im vorliegenden An-
derungsgesetz.

Zum einen ist der Verweis auf § 95 EStG auf Grund dessen Neufassung anzupassen.

Zum anderen sieht die bisherige Formulierung eine Anzeigepflicht des Zulageberechtigten
sowohl in der Anspar- als auch in der Auszahlungsphase vor. Nach der Neuregelung in
§ 95 EStG kann nurnoch ab Beginn der Auszahlungsphase ein Sonderfall der Rlickzahlung
vorliegen. Die Formulierung in Absatz 2 ist entsprechend anzupassen.

Zu Artikel 28 (Aufhebung der BVA-Bundesfamilienkassenverordnung [1.1.2023])

Das Bundesministerium der Finanzen hat durch die Rechtsverordnungvom 20. Mai 2010
die Bundesfamilienkasse beimBundesverwaltungsamt zur Wahrnehmung der Aufgaben e
ner Familienkasse nach § 72 Absatz 1 EStG eingerichtet. Die Sonderzustandigkeit fur die
Bundesfamilienkasse endet zum 31. Dezember 2022 (vgl. auch die Anderungen in
Artikel 4 und 22 des vorliegenden Anderungsgesetzes). Somit ist die Verordnung, mit der
beim Bundesverwaltungsamt eine Bundesfamilienkasse eingerichtet wurde, zukunftig nicht
mehr erforderlich und wird daher aufgehoben.

Zu Artikel 29 (Inkrafttreten)
Zu Absatz 1

Artikel 29 Absatz 1 bestimmt, dass das vorliegende Anderungsgesetz grundséatzlich am
Tag nach der Verkindung in Kraft tritt.

Zu Absatz 2

Die Anderungen des Einkommensteuergesetzes in der Fassung des Artikels 1 des Steu-
eranderungsgesetzes 2007 vom 19. Juli 2006 (BGBI. | S. 1652) und in der Fassung des
Artikels 1 des Jahressteuergesetzes 2007 vom 13. Dezember 2006 (BGBI. | S. 2878) in
Artikel 2 des vorliegenden Anderungsgesetzes treten riickwirkend zum 1. Januar 2007 in
Kraft. Damit wird dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes vom 8. Dezember 2021
(Az. 2 BvL 1/13) Rechnung getragen. IndemBeschluss hat das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) entschieden, dass die Tarifbegrenzung bei Gewinneinklinften gemal § 32c EStG
sowie § 32b Absatz2 Satz 2 und 3 EStG in Verbindung mit § 32a Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 5 EStG in der jeweils fur das Jahr 2007 geltenden Fassung nicht mit dem allgemeinen
Gleichheitssatz vereinbar ist. Das BVerfG hat den Gesetzgeber mit seinem Beschluss an-
gewiesen, spatestens bis zum 31. Dezember 2022 rlickwirkend fir den Veranlagungszeit-
raum 2007 eine Neuregelung zu treffen.

Zu Absatz 3

§ 3 Nummer 14a —neu — EStG (Artikel 3) tritt rickwirkend zum 1. Januar 2021 in Kraft.
Damit wird ein steuerlicher Gleichklang mit der Einfihrung des Zuschlages an Entgeltpunk-
ten fir langjahrige Versicherung zum 1. Januar 2021 hergestellt. Die Anderung ist fiir be-
troffene Blrgerinnen und Blrger beglnstigend.

Zu Absatz 4

Die Anderung des § 5 Absatz3 Satz 1 GrEStG (Artikel 16) muss zum 1. Juli 2021 in Kraft
treten, da zu diesem Zeitpunkt die Anderungen des Gesetzes zur Anderung des Grunder-
werbsteuergesetzes vom 12. Mai 2021 (BGBI. | S. 986) in Kraft getreten sind.
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Das Ruckwirkungsverbot, das seinen Grund imVertrauensschutzhat, steht nicht entgegen,
da sich kein schitzenswertes Vertrauen auf den Bestand des geltenden Rechts bilden
konnte (vgl. BVerfGE 95, 64 [86f.]; 123, 111 [129]).

GemaR Artikel 1 Nummer 2 des Gesetzes zur Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes
vom 12. Mai 2021 (BGBI. | S. 986) wurde die Frist in § 5 Absatz 3 GrEStG entsprechend
von fiinf auf zehn Jahre verlangert. Die Anderung wurde am 17. Mai 2021 im Bundesge-
setzblatt verkindet.

Bereits mit dem ersten Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 23. September 2019 (Ent-
wurf eines Gesetzes zur Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes, Drucksache
19/13437,S. 12), sollten aus Griinden der Missbrauchsabwehr die bisherigen Fristenin§ 5
Absatz 3 und § 6 Absatz 3 Satz 2 GrEStG von funf Jahren auf zehn Jahre verlangert wer-
den. Die Verlangerung der Fristen steht im Zusammenhang mit den in den Erganzungstat-
bestanden abgesenkten Beteiligungsgrenzen und der in § 1 Absatz 2a GrEStG verlanger-
ten Frist.

Zwischen dem ersten Gesetzesentwurf vom 23. September 2019 und dem Gesetz zur An-
derung des Grunderwerbsteuergesetzesvom12. Mai 2021 (BGBI. | S. 986)ist § 5 Absatz 3
GrEStG um einen Satz 2 erganzt worden. Hierdurch wurde der urspriingliche Anderungs-
befehl, der sich auf § 5 Absatz 3 GrEStG ohne Nennung eines Satzes bezieht, fehlerhaft.
Die Anderung in § 5 Absatz 3 Satz 1 GrEStG wurde auf Grund dessen bisher nicht ausge-
fuhrt.

Die Gesetzesbegrindung vom 23. September 2019 und der Wortlaut des Gesetzes zur
Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes vom 12. Mai 2021 verdeutlichen, dass die Frist
auf zehn Jahre verlangert werden sollte. Es besteht kein Vertrauensschutz, so dass die
Anderung rickwirkend zum Inkrafttreten der Anderungen auf Grund des Gesetzes zur An-
derung des Grunderwerbsteuergesetzes vom 12. Mai 2021 zum 1. Juli 2021 erfolgt.

Zu Absatz 5

Die Anderung des § 27 Absatz 3 Nummer 3 UmwStG (Artikel 7) tritt riickwirkend zum 1. Ja-
nuar 2022 in Kraft, da ab diesem Zeitpunkt § 6 AStG in der ab 1. Juli 2021 geltenden Fas-
sung erstmals anzuwenden ist.

Mit der Anderung des § 256 Absatz 3 Satz 1 BewG (Artikel 13) wird ein offensichtliches
redaktionelles gesetzgeberisches Versehen rickwirkend auf den 1. Januar 2022, den
Hauptfeststellungzeitpunkt fir die Grundsteuerwerte, korrigiert. Bereits aus dem bisherigen
Sinnzusammenhang ergibt sich, dass sich § 256 Absatz 3 BewG auf den Zinssatz fir Woh-
nungseigentum nach § 256 Absatz 1 Satz2 Nummer 2 BewG bezieht.

Zu Absatz 6

Die Anderungen von § 7 Absatz 4 Satz 2 — aufgehoben—und § 10 Absatz 3 Satz 6 EStG
treten am 1. Januar 2023 in Kraft und gelten damit erstmals fir die Einkommensteuerver-
anlagung 2023.

Die Anhebung des Freibetrags nach § 33a Absatz2 Satz 1 EStG flr ein volljahriges, aus-
wartig untergebrachtes Kind in Berufsausbildung auf 1 200 Euro je Kalenderjahr tritt am 1.
Januar 2023 in Kraft.

Die Anderung von § 39 Absatz 4 Nummer 4 Buchstabe b und Absatz 4a Satz 1 EStG tritt
am 1. Januar 2023 in Kraft und setzen auf die durch Artikel 4 des Jahressteuergesetzes
2020 (BGBI I S. 3096) verabschiedeten Regelungen zum umfassenden Datenaustausch
zwischen den Unternehmen der privaten Kranken- und Pflegeversicherung, der Finanzver-
waltung und den Arbeitgebern auf (Inkrafttreten ebenfalls zum 1. Januar 2023).
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Die Aufhebung von § 39b Absatz 4 EStG tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft und gilt damit
erstmals fir den Lohnsteuerabzug 2023.

Die Anderungen der §§ 43 und 44 EStG in Artikel 4 zum Kapitalertragsteuerabzug bei For-
derungen, die Uber Crowdfunding-Plattformen erworben werden, treten am 1. Januar 2023
in Kraft, um den zum Kapitalertragsteuereinbehalt verpflichteten Intermediarenausreichend
Zeit fur die technische Umsetzung zu geben.

Die Anderungen der §§ 43 und 44 EStG in Artikel 4 zu den Anpassungen bei der Erhebung
der Kapitalertragsteuer durch das Gesetz zur Einfiihrung von elektronischen Wert papieren
treten ebenfalls am 1. Januar 2023 in Kraft, um den zum Kapitalertragsteuereinbehalt ver-
pflichteten Intermediaren ausreichend Zeit fir die technische Umsetzung zu geben.

Die Anderung der §§ 39 und 69 EStG in Artikel 4 zur Ausweitung Datenibermittiungsver-
fahren zu Kindergelddaten tretenam 1. Januar 2023 in Kraft. Dadurch kann frihzeitig mit
der Anpassung und Errichtung der technischen Systeme begonnen werden. Der Zeitpunkt
der erstmaligen Anwendung ergibt sich aus § 52 Absatz49a EStG.

Die Anderung des § 95 EStG sowie die Anwendungsregelungin § 52 Absatz 51a - neu —
EStG und die Folgeanderungin § 10a Absatz 6 Satz4 EStG (Artikel 4) und die Folgeande-
rungen in der AltvDV (Artikel 27) ttreten zum 1. Januar 2023 in Kraft, damit die Verfah-
renserleichterung moéglichst frihzeitig inre Wirkung entfalten kann.

Die Sonderzustandigkeit fur die Familienkassen des 6ffentlichen Dienstes im Bereich des
Bundes enden zum 31. Dezember 2022. Mit Inkrafttreten am 1. Januar 2023 sind die ent-
sprechenden Regelungenin § 72 EStG in Artikel 4 anzupassen und sind die Ermachtigung
im FVG zur Errichtung einer Bundesfamilienkasse in Artikel 22 und die BVA-Bundesfamili-
enkassenverordnung aufzuheben (Artikel 28).

Die Anderung des Umsatzsteuergesetzes in Artikel 9 und der Umsatzsteuer-Durchfiih-
rungsverordnung in Artikel 11 treten am 1. Januar 2023 in Kraft. Nach dem Gesetz zur
Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (Onlinezugangsgesetz - OZG)
vom 14. August 2017 (BGBI. | S. 3122, 3138) sind Bund und Lander verpflichtet, bis spa-
testens zum 31. Dezember 2022 ihre Verwaltungsleistungen auch elektronisch tber Ver-
waltungsportale anzubieten. Mit der Gesetzesénderung in Artikel 9 Nummer 2 bis 4 wird
diese Verpflichtung umgesetzt.

Zu Absatz 7

Die Anhebung des linearen AfA-Satzes flr die Abschreibung von Wohngebauden nach § 7
Absatz 4 EStG trittam 1. Januar 2024 in Kraft.

Die Anderungen von § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a und Absatz 4 Satz 1 Nummer 1a
sowie Absatz 2 Satz 4 und Absatz 3 Satz 2 EStG treten am 1. Januar 2024 in Kraft und
setzen aufdie durch Artikel 5 des Jahressteuergesetzes 2020(BGBI. 1S. 3096) verabschie-
deten Regelungen zum umfassenden Datenaustausch zwischen den Unternehmen der pri-
vaten Kranken- und Pflegeversicherung, der Finanzverwaltung und den Arbeitgebern auf
(Inkrafttreten ebenfalls zum 1. Januar 2024).

Die Verfahrensvereinfachungbei der Meldung von zu wenig einbehaltener Kapitalertrag-
steuer nach § 44 Absatz 1 Satz 10 und 11 EStG tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Die Anderungen des § 90 und des § 91 EStG treten zum 1. Januar 2024 in Kraft, damit die
Verfahrenserleichterungen zwar madglichst frihzeitig ihre Wirkung entfalten kénnen, aber
der Finanzverwaltung ausreichend Zeit eingerdumt wird, die technischen Anpassungen im
Verfahren vorzunehmen.
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Die Sonderzustandigkeit der Familienkassen des 6ffentlichen Dienstes der Lander und
Kommunen endet zum 31. Dezember 2023. Dementsprechendist § 72 EStG in Artikel 5
aufzuheben und in § 5 Absatz 1 Nummer 11 FVG in Artikel 23 sind Anderungen vorzuneh-
men.

Die Regelungen zu den besonderen Pflichten fir Zahlungsdienstleister in Artikel 10 treten
am 1. Januar 2024 in Kraft, weil die entsprechende EU-Richtlinie zu diesem Zeitpunktim
nationalen Recht umgesetzt sein muss.

Zu Absatz 8

Die Einflihrung der elektronischen Steueranmeldung im Bausteuerabzugsverfahren (Ande-
rung des § 48a Absatz1 EStG in Artikel 6 des vorliegenden Anderungsgesetzes) tritt am
1. Januar 2025 in Kraft. Der entsprechende zeitliche Vorlauf wird fir die Vorbereitung des
IT-VerfahrensimVorhaben KONSENS bendtigt. Abdem1. Januar 2025 haben die Abzugs-
verpflichteten ihnre Anmeldung nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz zu Gbermitteln.

Zu Absatz 9

Das Bundesministeriumdes Innern und fur Heimat gibt nach Artikel 22 Satz 3 des Gesetzes
vom 28. Marz 2021 (BGBI. | S. 591) im Bundesgesetzblatt bekannt, wann die technischen
Voraussetzungen flr die Verarbeitung der Identifikationsnummer nach Artikel 3 des Geset-
zes vom 28. Marz 2021 (BGBI. | S. 591) vorliegen. Da die Artikel 19 und 21 des vorliegen-
den Anderungsgesetzes Folgeénderungen dazu enthalten, miissen sie zeitgleich in Kraft
treten. Das Inkrafttretenist flir den 1. November 2022 geplant.
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		F. Weitere Kosten



		Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen

		Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2022

		Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

		Inhaltsübersicht

		Artikel 1

		Änderung des Einkommensteuergesetzes [TnV]

		Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBl. I S. 760) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. § 3 wird wie folgt geändert:

		2. In § 20 Absatz 6 Satz 3 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ ; im Fall von zusammenveranlagten Ehegatten erfolgt ein gemeinsamer Verlustausgleich vor der Verlustfeststellung.“ ersetzt.

		3. In § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d werden die Wörter „Freiwilligenaktivität im Rahmen des Europäischen Solidaritätskorps im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 2018/1475 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 2. Oktober 2018 zur Festlegu...

		4. In § 41a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird das Wort „Lohnsteueranmeldungszeitraum“ durch das Wort „Lohnsteuer-Anmeldungszeitraum“ ersetzt.

		5. § 43 wird wie folgt geändert:

		6. § 44 wird wie folgt geändert:

		7. In § 44a Absatz 4 Satz 3 werden die Wörter„ , dem die Kapitalerträge auszahlenden inländischen Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder der die Kapitalerträge auszahlenden inländischen Wertpapierinstitute“ durch die Wörter „oder dem die K...

		8. § 44b wird wie folgt geändert:

		9. In § 45a Absatz 7 Satz 2 werden die Wörter „Kreditinstitut oder ein inländisches Finanzdienstleistungsinstitut“ durch die Wörter „Kredit-, Finanzdienstleistungs- oder Wertpapierinstitut“ ersetzt.

		10. In § 45b Absatz 3 Satz 3 und Absatz 7 Satz 2 werden jeweils die Wörter „Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut“ durch die Wörter „Kredit-, Finanzdienstleistungs- oder Wertpapierinstitut“ ersetzt.

		11. § 49 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

		12. § 51 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

		13. § 52 wird wie folgt geändert:

		14. § 65 wird wie folgt geändert:





		Artikel 2

		Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2007]

		Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. In der Inhaltsübersicht in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 19. Juli 2006 (BGBl. I S. 1652) wird die Angabe zu § 32c gestrichen.

		2. In § 2 Absatz 1 Satz 6 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 19. Juli 2006 (BGBl. I S. 1652) werden die Wörter „den Entlastungsbetrag nach § 32c,“ gestrichen.

		3. § 32b Absatz 2 Satz 2 und 3 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 13. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2878) wird aufgehoben.

		4. § 32c in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 19. Juli 2006 (BGBl. I S. 1652) und § 32c Absatz 4 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 13. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2878) werden aufgehoben.

		5. § 52 wird wie folgt geändert:





		Artikel 3

		Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2021]

		Nach § 3 Nummer 14 des Einkommensteuergesetzes, das zuletzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird folgende Nummer 14a eingefügt:



		Artikel 4

		Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2023]

		Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. § 7 Absatz 4 Satz 2 wird aufgehoben.

		2. § 10 Absatz 3 Satz 6 wird wie folgt gefasst:

		3. § 10a wird wie folgt geändert:

		4. In § 20 Absatz 9 wird jeweils die Angabe „801“ durch die Angabe „1 000“ und die Angabe „1 602“ durch die Angabe „2 000“ ersetzt.

		5. In § 33a Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „924 Euro“ durch die Angabe „1 200 Euro“ ersetzt.

		6. § 39 wird wie folgt geändert:

		7. § 39b Absatz 4 wird aufgehoben.

		8. § 39e Absatz 10 wird wie folgt gefasst:

		9. In § 40a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird die Angabe „120 Euro“ durch die Angabe „150 Euro“ ersetzt.

		10. § 43 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

		11. § 44 Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt geändert:

		12. § 52 wird wie folgt geändert:

		13. § 69 wird wie folgt geändert:

		14. § 72 wird wie folgt geändert:

		15. § 90 wird wie folgt geändert:

		16. § 95 wird wie folgt gefasst:





		Artikel 5

		Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2024]

		Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 4 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. In § 7 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 wird nach Buchstabe b folgender Buchstabe c eingefügt:

		2. § 39a wird wie folgt geändert:

		3. § 44 Absatz 1 Satz 10 und 11 wird wie folgt gefasst:

		4. Dem § 52 Absatz 44 wird folgender Satz angefügt:

		5. § 72 wird aufgehoben.

		6. § 90 wird wie folgt geändert:

		7. § 91 Absatz 1 wird wie folgt geändert:





		Artikel 6

		Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes [1.1.2025]

		§ 48a Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes, das zuletzt durch Artikel 5 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. Satz 1 wird wie folgt gefasst:

		2. Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:





		Artikel 7

		Änderung des Umwandlungssteuergesetzes [1.1.2022]

		§ 27 Absatz 3 Nummer 3 des Umwandlungssteuergesetzes vom 7. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2782, 2791), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2050) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:



		Artikel 8

		Änderung des Umsatzsteuergesetzes [TnV]

		Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5250) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. In § 17 Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „Satz 7“ durch die Angabe „Satz 8“ ersetzt.

		2. § 18 wird wie folgt geändert:





		Artikel 9

		Weitere Änderung des Umsatzsteuergesetzes [1.1.2023]

		Das Umsatzsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 8 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. § 4 wird wie folgt geändert:

		2. § 4a Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

		3. § 18 Absatz 5a Satz 1 bis 3 wird wie folgt gefasst:

		4. Dem § 18g werden folgende Sätze angefügt:

		5. § 23 wird aufgehoben.

		6. In § 23a Absatz 2 wird die Angabe „35 000 Euro“ durch die Angabe „45 000 Euro“ ersetzt.

		7. Dem § 27 werden die folgenden Absätze 36 und 37 angefügt:





		Artikel 10

		Weitere Änderung des Umsatzsteuergesetzes [1.1.2024]

		Das Umsatzsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 9 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 22f folgende Angabe eingefügt:

		2. Nach § 22f wird folgender § 22g eingefügt:

		„§ 22g

		Besondere Pflichten für Zahlungsdienstleister, Verordnungsermächtigung





		3. § 26a wird wie folgt geändert:





		Artikel 11

		Änderung der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung [1.1.2023]

		Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 (BGBl. I S. 434), die zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. § 24 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

		2. Die §§ 69 und 70 und die Anlage zur Verordnung werden aufgehoben.





		Artikel 12

		Änderung des Bewertungsgesetzes [TnV]

		Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2931) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 235 wie folgt gefasst:

		2. § 153 wird wie folgt geändert:

		3. § 177 wird wie folgt geändert:

		4. In § 181 wird Absatz 9 wie folgt gefasst:

		5. § 183 Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

		6. § 184 wird wie folgt geändert:

		7. § 185 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

		8. § 187 wird wie folgt geändert:

		9. § 188 Absatz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

		10. § 189 wird wie folgt geändert:

		11. § 190 wird wie folgt geändert:

		12. § 191 wird wie folgt gefasst:

		„§ 191

		Wertzahlen





		13. § 193 wird wie folgt gefasst:

		„§ 193

		Bewertung des Erbbaurechts





		14. § 194 wird wie folgt gefasst:

		„§ 194

		Bewertung des Erbbaugrundstücks





		15. § 195 wird wie folgt geändert:

		16. Die Überschrift des § 235 wird wie folgt gefasst:

		„§ 235

		Feststellungszeitpunkt“.





		17. Dem § 265 werden folgende Absätze angefügt:

		18. In § 266 Absatz 4 Satz 1 und 2 werden jeweils nach dem Wort „Grundsteuermessbescheide“ die Wörter „ , Bescheide über die Zerlegung des Grundsteuermessbetrags“ eingefügt.

		19. In Anlage 15 wird in der Zeile „übrige Fläche der forstwirtschaftlichen Nutzung“ in Spalte 6 die Angabe „Anlage 15a“ gestrichen.

		20. Anlage 22 wird wie folgt geändert:

		21. Anlage 23 wird wie folgt gefasst:

		„Anlage 23



		22. Anlage 25 wird wie folgt gefasst:

		„Anlage 25

		Wertzahlen für Ein- und Zweifamilienhäuser nach § 181 Absatz 1 Nummer 1 BewG und Wohnungseigentum nach § 181 Absatz 1 Nummer 3 BewG



		Wertzahlen für Teileigentum, Geschäftsgrundstücke, gemischtgenutzte Grundstücke und sonstige bebaute Grundstücke nach § 181 Absatz 1 Nummer 3 bis 6 BewG



		23. Anlage 39 wird wie folgt geändert:

		24. In Anlage 43 Zeile 1 Spalte 2 wird das Wort „Bodenrichtwert“ durch die Wörter „Bodenrichtwert oder in EUR/m² umgerechneter Bodenwert nach § 247 Absatz 3“ ersetzt.





		Artikel 13

		Weitere Änderung des Bewertungsgesetzes [1.1.2022]

		In § 256 Absatz 3 Satz 1 des Bewertungsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 12 dieses Gesetzes geändert worden ist, werden die Wörter „Absatz 1 Satz 2 Nummer 1“ durch die Wörter „Absatz 1 Satz 2 Nummer 2“ ersetzt.



		Artikel 14

		Änderung des Grundsteuergesetzes [TnV]

		Das Grundsteuergesetz vom 7. August 1973 (BGBl. I S. 965), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2931) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. In § 4 Nummer 6 Satz 1 wird die Angabe „§ 13 Abs. 1“ durch die Wörter „§ 16 Absatz 1, § 17 Absatz 3, § 18 Absatz 3“ ersetzt.

		2. § 15 wird wie folgt geändert:

		3. § 19 wird wie folgt geändert:

		4. In § 33 Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 236 Absatz 3“ durch die Angabe „§ 236 Absatz 2“ ersetzt.





		Artikel 15

		Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes [TnV]

		Das Grunderwerbsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Februar 1997 (BGBl. I S. 418, 1804), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2056) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. § 6 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

		2. Dem § 19 wird folgender Absatz angefügt:





		Artikel 16

		Weitere Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes [1.7.2021]

		Das Grunderwerbsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 15 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. In § 5 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „fünf Jahren“ durch die Wörter „zehn Jahren“ ersetzt.

		2. In § 23 Absatz 18 und 24 wird jeweils die Angabe „§ 5 Absatz 3“ durch die Wörter „§ 5 Absatz 3 Satz 1“ ersetzt.





		Artikel 17

		Änderung des Steueroasen-Abwehrgesetzes [TnV]

		Das Steueroasen-Abwehrgesetz vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2056) wird wie folgt geändert:

		1. § 10 wird wie folgt gefasst:

		„§ 10

		Quellensteuermaßnahmen





		2. Nach § 13 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:





		Artikel 18

		Änderung der Abgabenordnung [TnV]

		Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 33 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. Nach § 30 Absatz 4 Nummer 2c wird folgende Nummer 2d eingefügt:

		2. Dem § 31a Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

		3. In § 32i Absatz 5 Satz 2 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „ ; § 38 Absatz 3 der Finanzgerichtsordnung gilt entsprechend.“ ersetzt.

		4. In § 89a Absatz 7 Satz 9 wird die Angabe „und 6“ durch die Angabe „und 7“ ersetzt.

		5. § 122 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

		6. § 139b wird wie folgt geändert:

		7. In § 150 Absatz 7 Satz 2 wird das Wort „soweit“ durch die Wörter „soweit sie in den Steuererklärungsformularen als eDaten gekennzeichnet sind oder bei nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung übermittelten Steuererklärunge...

		8. In § 162 Absatz 4a Satz 1 werden die Wörter „zur Umsetzung steuerlicher Abwehrmaßnahmen gegen Steuervermeidung und unfairen Steuerwettbewerb“ durch die Wörter „zur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb“ ersetzt.

		9. § 188 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

		10. In § 191 Absatz 1 Satz 3 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elektronisch“ eingefügt.

		11. In § 224 Absatz 2 Nummer 3 werden die Wörter „einer Einzugsermächtigung“ durch die Wörter „eines SEPA-Lastschriftmandats“ ersetzt.

		12. § 229 wird wie folgt gefasst:

		„§ 229

		Beginn der Verjährung





		13. § 230 wird wie folgt geändert:

		14. Dem § 249 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

		15. In § 251 Absatz 3 werden nach dem Wort „schriftlichen“ die Wörter „oder elektronischen“ eingefügt.

		16. In § 371 Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „werden,“ die Wörter „sowie die Verzugszinsen nach Artikel 114 des Zollkodex der Union“ eingefügt.

		17. In § 398a Absatz 1 Nummer 1 werden nach dem Wort „werden,“ die Wörter „sowie die Verzugszinsen nach Artikel 114 des Zollkodex der Union“ eingefügt.





		Artikel 19

		Weitere Änderung der Abgabenordnung [BGBl.]

		§ 139b der Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 18 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. In Absatz 7 Satz 2 werden die Wörter „Satz 2 bis 5“ durch die Wörter „Satz 2 bis 4“ ersetzt.

		2. In Absatz 8 wird die Angabe „Nr. 1 bis 10“ durch die Wörter „Nummer 1 bis 12“ ersetzt und folgender Satz wird angefügt:





		Artikel 20

		Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung [TnV]

		Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2056) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. § 8 Absatz 5 in der Fassung des Artikels 6 des Gesetzes vom 26. November 2019 (BGBl. I S. 1794) wird Absatz 6.

		2. Dem § 10a wird folgender Absatz angefügt:

		3. Dem § 14 wird folgender Absatz angefügt:

		4. § 35 wird wie folgt gefasst:

		„§ 35

		Abrufverfahren bei Steuermessbeträgen und Zerlegungsbescheiden





		5. Folgender § 37 wird angefügt:

		„§ 37

		Zuständigkeit für Klagen nach § 32i Absatz 2 der Abgabenordnung









		Artikel 21

		Weitere Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung [BGBl.]

		Nach Artikel 97 § 5 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung, das zuletzt durch Artikel 20 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird folgender § 5a eingefügt:

		„§ 5a

		Identifikationsnummer







		Artikel 22

		Änderung des Gesetzes über die Finanzverwaltung [1.1.2023]

		§ 5 Absatz 1 Nummer 11 Satz 6 und 7 des Finanzverwaltungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBl. I S. 760) geändert worden ist, wird aufgeho...



		Artikel 23

		Weitere Änderung des Gesetzes über die Finanzverwaltung [1.1.2024]

		§ 5 Absatz 1 Nummer 11 Satz 6 bis 8 und 10 des Finanzverwaltungsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 22 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.



		Artikel 24

		Änderung des Gesetzes über Steuerstatistiken [TnV]

		In § 2b Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über Steuerstatistiken vom 11. Oktober 1995 (BGBl. I S. 1250, 1409), das zuletzt durch Artikel 35 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096) geändert worden ist, werden die Wörter „Körperschaft- und Gewer...



		Artikel 25

		Änderung des Steuerberatungsgesetzes [TnV]

		§ 4 des Steuerberatungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. November 1975 (BGBl. I S. 2735), das zuletzt durch Artikel 50 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. Nummer 12 wird aufgehoben.

		2. Nummer 12a wird wie folgt gefasst:





		Artikel 26

		Änderung des Bundeskindergeldgesetzes [TnV]

		In § 2 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe d des Bundeskindergeldgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBl. I S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBl. I S. 760) geändert worden ist, werden die ...



		Artikel 27

		Änderung der Altersvorsorge-Durchführungsverordnung [1.1.2023]

		Die Altersvorsorge-Durchführungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Februar 2005 (BGBl. I S. 487), die zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 11. Februar 2021 (BGBl. I S. 154) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

		1. In § 10 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 1“ gestrichen.

		2. § 12 Absatz 3 wird aufgehoben.

		3. § 13 wird wie folgt gefasst:

		„§ 13

		Anzeigepflichten des Zulageberechtigten









		Artikel 28

		Aufhebung der BVA-Bundesfamilienkassenverordnung [1.1.2023]

		Die BVA-Bundesfamilienkassenverordnung vom 20. Mai 2010 (BGBl. I S. 673), die durch Artikel 195 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, wird aufgehoben.



		Artikel 29

		Inkrafttreten

		(1) Das Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 9 am Tag nach der Verkündung in Kraft.

		(2) Artikel 2 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2007 in Kraft.

		(3) Artikel 3 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft.

		(4) Artikel 16 tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2021 in Kraft.

		(5) Die Artikel 7 und 13 treten mit Wirkung vom 1. Januar 2022 in Kraft.

		(6) Die Artikel 4, 9, 11, 22, 27 und 28 treten am 1. Januar 2023 in Kraft.

		(7) Die Artikel 5, 10 und 23 treten am 1. Januar 2024 in Kraft.

		(8) Artikel 6 tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

		(9) Die Artikel 19 und 21 treten an dem Tag in Kraft, an dem das Bundesministerium des Innern und für Heimat nach Artikel 22 Satz 2 des Gesetzes vom 28. März 2021 (BGBl. I S. 591) im Bundesgesetzblatt bekannt gibt, dass die technischen Voraussetzungen...
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Anwendung der Vorschriften Uber die Pflicht zur Mitteilung grenziiberschreitender
Steuergestaltungen

Anpassung an die Anderung von § 138h AO durch das Gesetz vom 12. Juli 2022,
BGBI. 1 S. 1142

BMF-Schreiben vom 29. Mérz 2021, BStBI | S. 582

IV A3 -S0304/19/10006 :012
IVB1-S1317/19/10058 :023
2022/0700968

(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)

Durch das Zweite Gesetz zur Anderung der Abgabenordnung und des Einfiihrungsgesetzes
zur Abgabenordnung vom 12. Juli 2022 (BGBI. I S. 1142) wurden die § 138e Absatz 3 und
8 138h Absatz 2 AO an die VVorgaben der Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates vom 25. Mai
2018, ABI. L 139 vom 5.6.2018 S. 1, zur Anderung der EU-Amtshilferichtlinie angepasst.

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehdrden der Lander wird die Rn. 255 des BMF-
Schreibens vom 29. Mérz 2021, BStBI I S. 582, zur Anwendung der Vorschriften Gber die
Pflicht zur Mitteilung grenzliberschreitender Steuergestaltungen mit sofortiger Wirkung wie
folgt neu gefasst:

www.bundesfinanzministerium.de
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255 Liegt eine marktféhige Steuergestaltung in diesem Sinn vor, hat der Intermediar bei
Hinzutreten neuer Nutzer die Angaben nach § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 und 5, 7 und 8 AO zu
wiederholen und folgende Erganzungen mitzuteilen:

Angaben zu dem oder den Intermediér(en) (8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 AO), vgl.

Teil 111, Kapitel 1.3.1.1;

Angaben zu dem bzw. den Nutzer(n) der Steuergestaltung (8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2
AO), vgl. Teil 1ll, Kapitel 1.3.1.2;

Angaben zu verbundenen Unternehmen (8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 AO), vgl. Teil 1ll,
Kapitel 1.3.1.3;

Datum des ersten Umsetzungsschrittes (hierzu gehdrt sowohl das Datum des ersten
Umsetzungsschrittes der Gestaltung sowie das ggf. individuelle Datum des ersten
Umsetzungsschrittes der Nutzer) (8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 AO), vgl. Teil 111, Kapitel
1.3.1.6;

Angabe der betroffenen Mitgliedstaaten (§ 138f Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 AO), vgl. Teil I1I,
Kapitel 1.3.1.9;

Angabe der betroffenen Personen (8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 10 AO), vgl. Teil 111,
Kapitel 1.3.1.10.

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil | veroffentlicht.

Im Auftrag

Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift giltig.
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I. Sachlicher und personlicher Anwendungsbereich der Mitteilungspflicht

1. Allgemeines

Die Richtlinie (EU) 2018/822 sieht vor, dass die Mitgliedstaaten der Europdischen Union
(EU-Mitgliedstaaten) bis zum 31. Dezember 2019 eine Pflicht zur Mitteilung grenziber-
schreitender Steuergestaltungen sowie einen diesbeziiglichen zwischenstaatlichen Infor-
mationsaustausch einfiihren missen. Die Richtlinie (EU) 2018/822 ist ab dem 1. Juli 2020
anzuwenden. Danach sind auch solche Falle mitzuteilen, bei denen der erste Schritt der
Umsetzung nach dem 24. Juni 2018 erfolgt ist.

Deutschland hat zu diesem Zweck mit dem Gesetz zur Einfuhrung einer Pflicht zur Mitteilung
grenziiberschreitender Steuergestaltungen vom 21. Dezember 2019, BGBI. | S. 2875, die
Abgabenordnung (AO), das Einflihrungsgesetz zur Abgabenordnung (EGAOQ), das EU-Amts-
hilfegesetz (EUAHIG) und das Finanzverwaltungsgesetz (FVG) mit Wirkung ab dem

1. Januar 2020 ergénzt und geéndert.

Ziel der Richtlinie (EU) 2018/822 und der sie umsetzenden nationalen Rechtsvorschriften ist
zum einen, die nationalen Gesetzgeber in die Lage zu versetzen, im Interesse einer gerechten
Besteuerung im Binnenmarkt auf unerwiinschte Steuergestaltungen friiher als bisher reagieren
zu konnen (rechtspolitische Auswertung). Zum anderen sollen die Finanzverwaltungen der
EU-Mitgliedstaaten die mit den Mitteilungen erlangten Informationen im Veranlagungs-
verfahren der Nutzer grenzlberschreitender Steuergestaltungen verwenden kdnnen, sei es
durch allgemeine Verwaltungsanweisungen oder durch individuelle ErmittlungsmaRnahmen
bei den Nutzern (veranlagungsunterstiitzende Auswertung).

Auf das mit der Entgegennahme und Auswertung der Mitteilungen tber grenziiberschreitende
Steuergestaltungen verbundene Verwaltungsverfahren sind ungeachtet der vorgenannten
dualen Zweckbestimmung einheitlich die Vorschriften der AO, insbesondere die §8 2a, 29b,
29c, 30, 87b, 87d, 93 und 97 AO, unmittelbar anwendbar (vgl. § 138j Abs. 5 AO).

Bei Streitigkeiten tiber Verwaltungsakte, die die §8 138d bis 138k AO umsetzen, ist nach
§ 347 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 AO der Einspruch statthaft und nach § 33 Abs. 1 Nr. 1 und
Abs. 2 FGO der Finanzrechtsweg gegeben.
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2. Sachliche Voraussetzungen der Mitteilungspflicht (8§ 138d AO)

2.1 Uberblick

6 Bei der Priifung, ob eine Mitteilungspflicht nach den 8§ 138d - 138k AO besteht, ist folgen-
dermafen vorzugehen:

Ist von der Gestaltung eine Steuer betroflen, auf die das EU-Amtshilfegesetz Anwendung findet? nein
Teil T Kapitel 2.2
ja |

Liegt eine Steuergestaltung vor? nein
Teil 1, Kapitel 2.3

ja
A4
Wer ist an der Steuergestaltung beteiligt? .
Liegt ein grenziiberschreitender Bezug i. 8. d. § 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AQ vor? nem
Teil I, Kapitel 2.4 und 2.5
ja l
Ist ein Merkmal des § 138e AQ erfiillt? :
Ist ein Merkn%al ohne | Istein Merkmal mit Relevanztest i. S. d. i
Relevanztest i. 8. d. nein | s 138e Abs. 1 AO erfiillt? ! nein
§ 138¢ Abs. 2 AO erfiillt? Teil 11, Kapitel 1
Teil 11, Kapitel 2

i |

Liegt ein steuerlicher Vorteil i. 8. d. § 138d . nein
Abs. 3 AO vor?

ja

Kann ¢in verstandiger Dritter unter
Beriicksichligung aller wesentlichen Fakten
und Umstidnde verniinftigerweise erwarten,
dass die Erlangung des steuerlichen Vorteils 1
der Hauptvorteil oder einer der Hauptvorteile | *
der Gestaltung ist (Relevanztest)? :

nein

L J v A 4

_ _— . . Keine Mitteilungspflicht nach
Mitteilingspflichtige grenziiberschreitende Steuergestaltung den §§ 138d — 138k AO

}

Existiert ein Intermediir i. S. d. § 138d Abs. 1 AO mit Inlandsbezug gem. § 138f Abs. 7 AQ?
Teil I, Kapitel 3.1

ja nein
A

Unterliegt der Intermediir einer Erfiillt ein Nulzer der Steuergestaltung die
nationalen Verschwiegenheitspflicht? Voraussetzungen des § 138z Abs. 3 AO?
Teil 1, Kapitel 3.1.5 Teil I, Kapitel 3.2.1

ja
nein| | Wurde der Intermediir durch den ja nein

Nutzer von seiner
Verschwicgenheitspflicht befreit?
ja nein
¥ ¥ ¥

vollstandige Mitteilung der vollstindige Mitteilung der grenziiberschreitenden | | Keine Mitteilungspflicht in
Mitteilung der grenziiber- Steuergestaltung durch den Nutzer Deutschland
grenziiber- schreitenden
schreitenden Steuergestaltung
Steuergestaltung teilweise durch den
durch den Intermedidr,
Intermediér Erginzung

bestimmter Daten

durch den Nutzer






Seite 9

8

2.2 Steuern, auf die das EU-Amtshilfegesetz Anwendung findet

Die 88 138d -138k AO sowie die Regelungen des EUAHIG sind auf alle Steuern anzuwen-
den, die von einem oder fur einen EU-Mitgliedstaat bzw. von oder flr gebiets- oder
verwaltungsmaRige Gliederungseinheiten eines EU-Mitgliedstaats, einschlieBlich der lokalen
Behorden, erhoben werden. Die Kirchensteuer fallt auch im Falle einer Verwaltung durch die
staatlichen Behdrden nicht unter diese Regelungen. Die Regelungen gelten daneben
entsprechend § 1 Abs. 2 EUAHIG nicht fiir

e die Umsatzsteuer, einschliellich der Einfuhrumsatzsteuer,

o Zolle,

e harmonisierte Verbrauchsteuern, sofern diese in Art. 1 Abs. 1 der Richtlinie
2008/118/EG des Rates vom 16. Dezember 2008 (iber das allgemeine Verbrauch-
steuersystem und zur Aufhebung der Richtlinie 92/12/EWG (ABI. L 9 vom 14.1.2009,
S. 12), die zuletzt durch die Richtlinie 2010/12/EU (ABI. L 50 vom 27.2.2010, S. 1)
geéndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung genannt werden,

e Beitrage und Umlagen sowie damit verbundene Abgaben und Gebiihren nach dem
Sozialgesetzbuch, den in § 68 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 1) genannten
Gesetzen, dem Aufwendungsausgleichsgesetz und

e Gebuhren.

In den Anwendungsbereich der 8§ 138d — 138k AO sowie des EUAHIG fallen damit insbe-
sondere die

e Einkommensteuer,

e Kodrperschaftsteuer,

e Gewerbesteuer,

e Grunderwerbsteuer,

o Kraftfahrzeugsteuer,

e Versicherungsteuer,

e Grundsteuer,

e Erbschaft- und Schenkungsteuer,

e Luftverkehrsteuer und

e nicht-harmonisierten Verbrauchsteuern (z. B. Kaffeesteuer).
Erfasst sind auch Steuern anderer Mitgliedstaaten, die in den Anwendungsbereich der EU-
Amtshilferichtlinie fallen.

2.3 Steuergestaltung

Bei einer Steuergestaltung handelt es sich um einen bewussten, das (reale und/oder rechtliche)
Geschehen mit steuerlicher Bedeutung verandernden Schaffensprozess durch Transaktionen,
Regelungen, Handlungen, VVorgénge, Vereinbarungen, Zusagen, Verpflichtungen oder
ahnliche Ereignisse. Durch den Nutzer oder fir den Nutzer wird dabei eine bestimmte Struk-
tur, ein bestimmter Prozess oder eine bestimmte Situation bewusst und aktiv herbeigefihrt
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oder veréndert. Diese Struktur, dieser Prozess oder diese Situation bekommt dadurch eine
steuerrechtliche Bedeutung, die ansonsten nicht eintreten wirde. Eine Steuergestaltung liegt
nicht vor, wenn ein Steuerpflichtiger lediglich den Ablauf einer gesetzlichen Frist oder eines
gesetzlichen Zeitraums abwartet, nach welchem er eine Transaktion steuerfrei oder nicht
steuerbar realisieren kann. Unerheblich ist, ob die Gestaltung modellhaft angelegt ist.

Beispiele fur Gestaltungen mit steuerlicher Bedeutung, die nur unter Berlicksichtigung der
weiteren Tatbestandsvoraussetzungen des 8 138d AO eine Mitteilungspflicht auslésen:
e die Schaffung, die Zuordnung, der Erwerb oder die Ubertragung von Einkiinften oder
deren Quellen auf einen anderen Rechtstrager;
e die Grindung oder der Erwerb einer die Einkiinfte erzielenden juristischen Person;
e Anpassung vertraglicher Konditionen nicht ausschlieBlich unter Fremdvergleichs-
grundsatzen.

Beispiel:

Im Jahr 2019 wurde zwischen der deutschen Muttergesellschaft und ihrer
auslandischen Tochtergesellschaft (100 Prozent-Beteiligung) ein Darlehensvertrag mit
einer fremdublichen Zinsvereinbarung mit einem Zinssatz von 3 Prozent geschlossen.
Aufgrund der allgemeinen Zinsentwicklung wird im Jahr 2022 der Zinssatz angepasst
und auf 1 Prozent gemindert. Dieser Zinssatz ist auch als fremdublich anzusehen.

Die allein durch den Fremdvergleichsgrundsatz gebotene Anpassung der Darlehens-
konditionen stellt keine Steuergestaltung dar.

2.4 Beteiligte der Steuergestaltung

Als Beteiligte der Steuergestaltung kommen in Betracht: der Nutzer (vgl. Teil |, Kapitel
2.4.1), andere Beteiligte (vgl. Teil I, Kapitel 2.4.2) sowie ggf. der Intermediar (vgl. Teil I,

Kapitel 2.4.3).

2.4.1 Nutzeri.S. d. 8§ 138d Abs. 5 AO

Statt des in Art. 3 Nr. 22 der durch die Richtlinie (EU) 2018/822 gednderten EU-Amtshilfe-
richtlinie (EU-Amtshilferichtlinie) verwendeten Begriffs des relevanten Steuerpflichtigen
wird in § 138d Abs. 5 AO der inhaltlich identische Begriff des Nutzers verwendet.

Nutzer einer grenzuberschreitenden Steuergestaltung kann nach § 138d Abs. 5 AO jede natir-
liche oder juristische Person, Personengesellschaft, Gemeinschaft oder Vermdgensmasse sein.
Die Voraussetzungen des 8 138d Abs. 5 AO liegen vor, wenn bei ihm mindestens eine der
nachfolgenden Voraussetzungen im Hinblick auf eine mitteilungspflichtige grenziberschrei-
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tende Steuergestaltung erfillt ist. In Anlehnung an den in der EU-Amtshilferichtlinie verwen-
deten Begriff des sog. relevanten Steuerpflichtigen ist der Nutzer zudem regelmaliig die
steuerpflichtige Person, auf deren Besteuerung sich die Steuergestaltung auswirken soll.

2.4.1.1 Bereitstellung zur Umsetzung (8 138d Abs. 5 Nr. 1 AO)

Eine grenzuberschreitende Steuergestaltung wird einem Nutzer zur Umsetzung bereitgestellt,
wenn dem Nutzer alle erforderlichen Unterlagen und Informationen vorgelegt werden, die er
benotigt, um die grenzlberschreitende Steuergestaltung zu verwirklichen. Es muss eine
erkennbare Absicht des Nutzers bestehen, die ihm individuell dargelegte grenziiber-
schreitende Steuergestaltung umsetzen zu wollen. Eine solche Absicht kann insbesondere
unterstellt werden, sobald die den Einzelfall betreffenden vertraglichen Unterlagen an den
Nutzer Uberreicht oder anderweitig zur Verfugung gestellt wurden. Spétestens zu diesem
Zeitpunkt obliegt die alleinige Entscheidungsgewalt tiber die Verwendung dieser grenz-
uberschreitenden Steuergestaltung dem Nutzer. Unverbindliche und reine Werbemalinahmen,
mit denen ein Intermediér auf eine Beauftragung abzielt, fallen nicht unter den Anwendungs-
bereich dieses Ereignisses.

Beispiel:

Steuerberater S prasentiert seiner Mandantin T im Beratungsgesprach verschiedene
steuerliche Handlungsoptionen, die jeweils als grenziiberschreitende Steuer-
gestaltungen anzusehen und mitteilungspflichtig waren.

Allein durch die Darlegung von Handlungsoptionen oder Gestaltungsmaglichkeiten ist
eine Steuergestaltung noch nicht zur Umsetzung bereitgestellt. T ware in diesem Fall
nur als Nutzerin im Sinne des § 138d Abs. 5 Nr. 1 AO anzusehen, wenn nur die Infor-
mationen in dem Beratungsgesprach mit S sie in die Lage versetzen wirden, eine der
dargestellten Handlungsoptionen unmittelbar umzusetzen. Dies ware der Fall, wenn
die Umsetzung der Gestaltung nach dem Gesprach mit S ausschlieBlich von ihrer
Entscheidung abhinge.

Es kommt nicht darauf an, ob der Nutzer die grenziberschreitende Steuergestaltung tatsach-
lich umsetzt.

2.4.1.2 Bereitschaft zur Umsetzung (8 138d Abs. 5 Nr. 2 AO)

Die Bereitschaft zur Umsetzung einer grenzliberschreitenden Steuergestaltung ist gegeben,
sobald die tatsdchliche Umsetzung der Steuergestaltung nur noch von der abschlieRenden Ent-
scheidung des Nutzers abhangig ist. § 138d Abs. 5 Nr. 2 AO kommt insbesondere zur Anwen-
dung, wenn die Steuergestaltung vom Nutzer selbst, also ohne Beteiligung eines Intermediérs,
konzipiert worden ist (Inhouse-Gestaltung) und damit keine Unterlagen zur Umsetzung be-
reitgestellt werden mussen. In Unternehmen ist hierbei auf die fur die Entscheidung uber die
Implementierung der Steuergestaltung zustandigen Personen abzustellen.
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2.4.1.3 Verwirklichung des ersten Schritts der Umsetzung (8 138d Abs. 5 Nr. 3 AO)

8 138d Abs. 5 Nr. 3 AO erfasst als Auffangtatbestand Fallgestaltungen, in denen weder
8§ 138d Abs. 5 Nr. 1 AO noch § 138d Abs. 5 Nr. 2 AO erfullt ist.

Dies ist beispielsweise der Fall, wenn ein Vertrag vorliegt, dessen Wirkung von einer Bedin-
gung abhangig gemacht wird (aufschiebende Bedingung i. S. d. 8 158 BGB). Eine Person ist
in diesem Fall Nutzer i. S. d. 8 138d Abs. 5 Nr. 3 AO, sobald sie erste Schritte zur Umsetzung
der grenziberschreitenden Gestaltung vornimmt.

2.4.2 Andere an der Gestaltung Beteiligte
Zu den an der Gestaltung Beteiligten i. S. d. § 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a) bis d) AO
gehdren neben dem Nutzer bzw. den Nutzern auch

e die ihnen nahestehenden Personen i. S. d. 8 1 Abs. 2 des AulRensteuergesetzes (AStG)

sowie

e ihre jeweiligen Geschéfts- oder Vertragspartner,
wenn sie in die jeweilige Steuergestaltung aktiv eingebunden sind. Das bedeutet nicht, dass
dem anderen an der Gestaltung Beteiligten bekannt sein muss, dass er an einer grenz-
uberschreitenden Steuergestaltung mitwirkt. Die gesellschaftsrechtliche Zustimmung eines
mittelbaren oder unmittelbaren Gesellschafters zur Durchfiihrung einer Steuergestaltung fuhrt
isoliert nicht dazu, dass der Gesellschafter in die Gestaltung aktiv eingebunden ist.

Beispiele:

e Kaufer oder Verkaufer eines Wirtschaftsguts
e Mieter oder Vermieter eines Wirtschaftsguts
e Leasinggeber oder —nehmer

e Darlehensgeber oder —-nehmer

2.4.3 Rolle des Intermediars
Zur Definition des Intermediérs vgl. Teil |, Kapitel 3.1.1.

Ubt der Intermediar im Zusammenhang mit einer von ihm konzipierten, organisierten, ver-
markteten, zur Nutzung bereit gestellten oder verwalteten grenziberschreitenden Steuer-
gestaltung ausschlieBlich eine der vorgenannten Tétigkeiten aus, gilt er nach § 138d Abs. 7
AO nicht als an der Gestaltung Beteiligter. Dies hat insbesondere zur Folge, dass keine mittei-
lungspflichtige grenziberschreitende Steuergestaltung vorliegt, wenn alle Beteiligten der
Steuergestaltung (d. h. ohne den ausschliel3lich Téatigkeiten i. S. d. § 138d Abs. 1 AO
ausubenden reinen Intermedidr) in demselben (fremden) Steuerhoheitsgebiet ansassig sind
und keine der weiteren Voraussetzungen des § 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b) bis e) AO
erfillen und nur der reine Intermediar einen Inlandsbezug i. S. d. § 138f Abs. 7 AO aufweist.
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2.4.4 Besonderheiten bei Personengesellschaften und Gemeinschaften

Nutzer der grenzilberschreitenden Steuergestaltung i. S. d. § 138d Abs. 5 AO ist grundsétzlich
die Personengesellschaft oder Gemeinschaft, bei der sich die grenziberschreitende Steuer-
gestaltung auswirken soll. Eine steuerliche Auswirkung in diesem Sinn liegt auch vor, wenn
sich die grenzuberschreitende Steuergestaltung auf ein Feststellungsverfahren auswirkt. Die
Gesellschafter und Gemeinschafter sind unabhéngig davon, ob sie aktiv in die jeweilige
Gestaltung eingebunden sind, andere an der Gestaltung Beteiligte, wenn ihre steuerliche
Behandlung (z. B. durch Ansassigkeit oder Steuerpflicht) flr die Steuergestaltung von
Bedeutung ist. Sie kdnnen ausnahmsweise auch Nutzer der Steuergestaltung sein, wenn sich
die grenzliberschreitende Steuergestaltung nicht ausschlieBlich bei der Personengesellschaft
oder Gemeinschaft, sondern dartiber hinaus auch unmittelbar beim Gesellschafter oder
Gemeinschafter steuerlich auswirken soll und dieser eine der VVoraussetzungen des § 138d
Abs. 5 AO erfiillt.

2.4.5 Besonderheiten im Konzern

Innerhalb einer Konzernstruktur kénnen die rechtlich und steuerrechtlich eigenstandigen
Unternehmenseinheiten unabhédngig voneinander Intermediér (vgl. Teil I, Kapitel 3.1.1),
Nutzer (vgl. Teil I, Kapitel 2.4.1) oder anderer an der Gestaltung Beteiligter sein (vgl. Teil I,

Kapitel 2.4.2).

Hat eine Konzerngesellschaft fur andere Konzerngesellschaften Steuergestaltungen konzipiert
(oder konzipieren lassen), sie fiir andere Konzerngesellschaften organisiert, zur Umsetzung an
andere Konzerngesellschaften bereitgestellt oder verwaltet sie deren Umsetzung, ist sie
Intermedidr. Ist die Konzerngesellschaft dartber hinaus in die Gestaltung eingebunden, kann
sie unter den weiteren VVoraussetzungen des § 138d Abs. 5 AO Nutzerin oder andere an der
Gestaltung Beteiligte sein. Die betroffenen Konzerngesellschaften hingegen sind Nutzer,
soweit sich die Steuergestaltung bei ihnen steuerlich auswirken soll. Weitere Konzern-
gesellschaften, die keine Nutzer sind, sind nur dann andere an der Gestaltung Beteiligte, wenn
sie in die Steuergestaltung eingebunden sind.

Wird die Steuergestaltung einer Konzern(ober)gesellschaft zur Umsetzung bereitgestellt, ist
sie zur Umsetzung bereit oder hat sie den ersten Umsetzungsschritt gemacht (vgl. § 138d
Abs. 5 AO), ist dies auch den ihr nachgeschalteten Konzerngesellschaften zuzurechnen, wenn
sich diese Gestaltung nicht nur bei ihr, sondern auch bei nachgeschalteten Konzerngesell-
schaften steuerlich auswirken soll; dies gilt nur, wenn die Konzern(ober)gesellschaft mittelbar
oder unmittelbar tGber die Mehrheit der Stimmrechte an den nachgeschalteten Konzerngesell-
schaften verfugt.

Beispiel 1:
Der M-Konzern besteht aus der in Deutschland ansassigen M-GmbH und deren
Tochtergesellschaften TG 1 und TG 2 mit Sitz im Ausland. Die M-GmbH beauftragt
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Steuerberater S mit der Konzeption einer Steuergestaltung (deren Mitteilungspflicht
sei unterstellt). Der S handigt der Geschaftsfiilhrung der M-GmbH alle zur Umsetzung
der Steuergestaltung nétigen Unterlagen und Informationen aus. Die Steuergestaltung
soll sich bei der M-GmbH und der TG 1 steuerlich auswirken.

Die M-GmbH ist Nutzerin, da ihr die Steuergestaltung durch S zur Umsetzung bereit-
gestellt wird und die Steuergestaltung sich auf ihre Besteuerung auswirkt. Auch die
TG 1 ist Nutzerin der Steuergestaltung i. S. d. § 138d Abs. 5 Nr. 1 AO, weil sich die
Steuergestaltung auch bei ihr auswirken soll. Ihr ist die Bereitstellung zur Umsetzung
an die M-GmbH unabhéngig davon zuzurechnen, ob ihr die Unterlagen von der M-
GmbH weitergeleitet wurden. TG 2 ist weder Nutzerin noch andere an der Gestaltung
beteiligte Person. Zum mafgeblichen Ereignis vgl. Beispiel Teil 111, Kapitel 1.2.2.

2.4.6 Besonderheiten bei Investmentfonds und Spezial-Investmentfonds

Nutzer der grenziiberschreitenden Steuergestaltung i. S. d. 8 138d Abs. 5 AO ist grundsétzlich
der Investmentfonds i. S. d. 8 1 Abs. 2 des Investmentsteuergesetzes (InvStG) oder der
Spezial-Investmentfonds i. S. d. § 26 InvStG, bei dem sich die grenziuiberschreitende Steuer-
gestaltung steuerlich auswirken soll. Wirkt sich die grenziiberschreitende Steuergestaltung
beim Investmentfonds oder Spezial-Investmentfonds nicht aus, ist er gleichwohl Nutzer, wenn
sich die dem Investmentfonds zur Umsetzung bereitgestellte oder durch ihn umgesetzte grenz-
uberschreitenden Steuergestaltung ausschlieBlich auf der Ebene des Anlegers steuerlich aus-
wirken soll.

Bei einem Spezial-Investmentfonds ist auch der Anleger, bei dem sich die grenziber-
schreitende Steuergestaltung steuerlich auswirken soll, Nutzer i. S. d. § 138d Abs. 5 AO.

Wird ein Investmentfonds im Rahmen einer grenziberschreitenden Steuergestaltung durch
den Anleger zur Erzielung einer steuerlichen Auswirkung eingesetzt, ist der Anleger, der eine
der in 8 138d Abs. 5 Nr. 1 bis 3 AO genannten VVoraussetzungen erfullt, Nutzer. Der von der
Steuergestaltung betroffene Investmentfonds ist in diesen Fallen unabhangig davon, ob er
selbst an der Steuergestaltung mitwirkt oder ihm seine Mitwirkung an der grenziber-
schreitenden Steuergestaltung bekannt ist, anderer an der Gestaltung Beteiligter.

Eine Kapitalverwaltungsgesellschaft oder eine sonstige Verwaltungsgesellschafti. S. d. § 1
Abs. 14 des Kapitalanlagegesetzbuches (KAGB), die eine Steuergestaltung vermarktet, sie fir
einen Investmentfonds oder fur einen Spezial-Investmentfonds und dessen Anleger
konzipiert, zur Nutzung bereitstellt oder die Umsetzung der grenzuberschreitenden Steuer-
gestaltung verwaltet, ist der Intermediar.

Eine intern verwaltete Investmentgesellschaft, die eine Steuergestaltung flr sich konzipiert,
ist Nutzer. Soweit die intern verwaltete Investmentgesellschaft i. S. d. § 1 Abs. 12 KAGB eine
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Steuergestaltung konzipiert, vermarktet oder sie zur Nutzung bereitstellt, bei der sich die
steuerlichen Auswirkungen auf der Anlegerebene ergeben, so ist sie (ggf. zusatzlich) Inter-
mediar.

Beispiel 1:
Einem Spezial-Investmentfonds wird eine Steuergestaltung von einem Steuerberater
bzw. einer Kapitalverwaltungsgesellschaft zur Nutzung bereitgestellt.

Beim Steuerberater bzw. bei der Kapitalverwaltungsgesellschaft handelt es sich um
den Intermedidr. Der Spezial-Investmentfonds ist Nutzer i. S. d. § 138d AO, unab-
hé&ngig davon, ob sich die Steuergestaltung steuerlich bei ihm auswirken soll. Der
Anleger ist nur dann Nutzer, wenn sich bei ihm eine steuerliche Auswirkung ergeben
soll.

Abwandlung Beispiel 1:
Es handelt sich um einen Investmentfonds.

Beim Steuerberater bzw. bei der Kapitalverwaltungsgesellschaft handelt es sich um
den Intermedidr. Der Investmentfonds ist Nutzer i. S. d. § 138d AO, unabhéngig
davon, ob sich die Steuergestaltung steuerlich bei ihm auswirken soll. Der Anleger des
Investmentfonds ist auch dann kein Nutzer, wenn sich die Steuergestaltung steuerlich
bei ihm auswirken soll.

Beispiel 2:

Ein Steuerberater konzipiert eine Steuergestaltung fir den Anleger eines Investment-
fonds, die sich beim Anleger steuerlich auswirken soll. Diese Steuergestaltung setzt
keine Mitwirkung bzw. kein bestimmtes Anlageverhalten des Investmentfonds voraus.
Vielmehr wird die Steuergestaltung ausschliellich auf der Anlegerebene umgesetzt.

Beim Steuerberater handelt es sich um den Intermediér. Der Anleger des Investment-
fonds ist Nutzer i. S. d. 8 138d Abs. 5 AO. Wirkt sich die Steuergestaltung nicht auf
Ebene des Investmentfonds aus und erfullt er keine der VVoraussetzungen i. S. d.

8 138d Abs. 5 AO, so ist der Investmentfonds nicht Nutzer. In diesem Fall ist der
Investmentfonds anderer an der Gestaltung Beteiligter.

2.5 Grenzuberschreitender Bezug (8 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 AO)

31 Eine Steuergestaltung ist grenziiberschreitend, wenn sie mehr als einen EU-Mitgliedstaat oder
mindestens einen EU-Mitgliedstaat und einen oder mehrere Drittstaaten betrifft (§ 138d
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AO). Der Begriff der Betroffenheit ist weit auszulegen und setzt keine
steuerliche Auswirkung voraus. Ob die Steuergestaltung grenziberschreitend ist, richtet sich
dartiber hinaus grundsatzlich nach der Anséssigkeit oder der Tatigkeit der Beteiligten, d. h.
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des Nutzers, der anderen an der Gestaltung Beteiligten und ausnahmsweise des Intermediars
(wenn er Uber die Tatigkeiten i. S. d. § 138d Abs. 1 AO hinaus an der Steuergestaltung
beteiligt ist). Hierzu muss mindestens einer der folgenden Sachverhalte vorliegen:

e nicht alle an der Gestaltung Beteiligten sind im selben Steuerhoheitsgebiet anséssig;

e einer oder mehrere der an der Gestaltung Beteiligten sind gleichzeitig in mehreren
Steuerhoheitsgebieten ansassig;

o einer oder mehrere der an der Gestaltung Beteiligten gehen in einem anderen Steuer-
hoheitsgebiet Uber eine dort gelegene Betriebstatte einer Geschaftstatigkeit nach und
die Gestaltung ist Teil der Geschéaftstatigkeit der Betriebstatte oder macht deren
gesamte Geschaftstatigkeit aus;

o einer oder mehrere der an der Gestaltung Beteiligten gehen in einem anderen Steuer-
hoheitsgebiet einer Tatigkeit nach, ohne dort ansassig zu sein oder eine Betriebstétte
zu begrinden.

32 Die steuerliche Ansassigkeit i. S. d. 8 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a) und b) AO
bestimmt sich nach dem nationalen Recht der jeweils beteiligten Steuerhoheitsgebiete.
Anknupfungspunkte fur eine Ansassigkeit einer natiirlichen oder juristischen Person sowie
einer Personengesellschaft, Gemeinschaft oder Vermdgensmasse kénnen Wohnsitz (vgl. § 8
AO), gewodhnlicher Aufenthalt (vgl. 8 9 AO), Ort der Geschaftsleitung (vgl. 8 10 AO), Sitz
(vgl. 8 11 AO) oder Staatsangehdrigkeit sein.

Beispiel 1:
Die A-GmbH (anséssig in Deutschland) verkauft Anteile an der B-GmbH (anséassig im

Ausland) an die C-GmbH (ansassig in Deutschland). Im Ausland ergeben sich durch
die Ubertragung der Anteile an der B-GmbH keine steuerlichen Auswirkungen.

Die Ansassigkeit der B-GmbH hat keine materielle Relevanz flr die Transaktion. Die
B-GmbH ist damit keine weitere an der Gestaltung beteiligte Person. Die an der
Gestaltung beteiligten A-GmbH und C-GmbH sind beide in Deutschland ansassig und
ein grenziberschreitender Bezug ist nicht gegeben.

33  Steuerhoheitsgebiet bezeichnet sowohl Staaten als auch nicht-staatliche Rechtsgebiete mit
steuerlicher Autonomie.

34  Eine gleichzeitige Ansassigkeit in mehreren Steuerhoheitsgebieten i. S. d. § 138d Abs. 2
Satz 1 Nr. 2 Buchst. b) AO liegt auch dann vor, wenn aufgrund des im konkreten Fall anzu-
wendenden Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung (DBA) das Besteuerungs-
recht hinsichtlich des der mitteilungspflichtigen Steuergestaltung zu Grunde liegenden Sach-
verhalts allein einem der Vertragsstaaten zugewiesen ist. Dies gilt nur, soweit die sich aus
dem konkreten DBA ergebende Ansassigkeit fur die Steuergestaltung von Bedeutung ist.
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Betriebsstétte i. S. d. 8 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. ¢) und d) AO ist sowohl eine
Betriebsstatte i. S. d. § 12 AO als auch eine Betriebstétte i. S. d. im konkreten Fall
anzuwendenden DBA. Dadurch werden auch solche Félle erfasst, in denen eine Steuer-
gestaltung auf der Nutzung von Unterschieden zwischen dem abkommensrechtlichen und
dem innerstaatlichen Betriebsstattenbegriff beruht.

Die Tatigkeit i. S. d. § 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d) AO muss in einer Gesamtschau
unter Beriicksichtigung der Gibrigen Tatbestandsvarianten des 8§ 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AO
und nach dem Sinn und Zweck der Richtlinie (EU) 2018/822 steuerlich erheblich sein. Tétig-
keiten, die sich nach dem Recht aller beteiligten Steuerhoheitsgebiete steuerlich nicht auswir-
ken, sind daher unerheblich. Andererseits setzt die Tatigkeit in einem Steuerhoheitsgebiet
keine korperliche Prasenz voraus. Eine Tatigkeit in diesem Sinn liegt daher beispielsweise
auch bei (grenziberschreitenden) digitalen Dienstleistungen vor. Es sind nur solche Tatig-
keiten zu berticksichtigen, die fir die konkrete Steuergestaltung relevant sind.

Beispiel 2:

Die A-GmbH erwirbt von der B-GmbH ein bebautes Grundstiick im Inland. Die Uber-
tragung ist als Steuergestaltung anzusehen. Die A-GmbH und die B-GmbH sind beide
(allein) in Deutschland anséassig. Die A-GmbH erbringt digitale Dienstleistungen an
Kunden in Deutschland, aber auch in Italien.

Die Erbringung der digitalen Dienstleistungen der A-GmbH in Italien ist fur die recht-
liche Beurteilung des Grundstiickserwerbs der A-GmbH irrelevant. Fir die
Beurteilung des grenziiberschreitenden Bezugs i. S. d. 8 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AO
ist sie daher nicht zu bericksichtigen.

Aulerdem gelten nach 8 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. e) AO auch solche Steuer-
gestaltungen als grenziiberschreitend, die Auswirkungen auf den automatischen
Informationsaustausch tber Finanzkonten in Steuersachen nach dem gemeinsamen
Meldestandard oder die Identifizierung der wirtschaftlichen Eigentiimer haben kdnnen.

Besteht eine Steuergestaltung aus einer Reihe von Gestaltungen, gilt sie nach § 138d Abs. 2
Satz 2 AO als grenziiberschreitende Steuergestaltung, wenn mindestens ein Schritt oder Teil-
schritt der Reihe grenzuberschreitend i. S. d. 8 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AO ist. In diesem
Fall hat die Mitteilung nach § 138d Abs. 1 AO die gesamte Steuergestaltung zu umfassen.

Ob eine grenzlberschreitende Steuergestaltung in Deutschland mitteilungspflichtig ist, richtet
sich danach, ob der Intermedi&r nach 8 138f Abs. 7 AO - oder im Fall der Mitteilungspflicht
des Nutzers (vgl. 8 138g Abs. 1 und 3 AO) dieser - einen Inlandsbezug aufweist (vgl. Teil I,

Kapitel 3.1.4).
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2.6 Merkmali. S. d. §138d Abs. 2 Satz1 Nr. 3 AO

Eine grenziuberschreitende Steuergestaltung setzt auRerdem voraus, dass die Gestaltung ein
bedingtes Kennzeichen i. S. d. 8 138e Abs. 1 AO oder ein unbedingtes Kennzeichen i. S. d.
§ 138e Abs. 2 AO aufweist.

Bei bedingten Kennzeichen ist - anders als bei unbedingten Kennzeichen - weitere VVoraus-
setzung fur das Vorliegen einer grenziberschreitenden Steuergestaltung i. S. d. 8 138d Abs. 2
AO, dass ein verstandiger Dritter unter Berticksichtigung aller wesentlichen Fakten und
Umsténde vernlnftigerweise erwarten kann, dass der Hauptvorteil oder einer der Haupt-
vorteile der Gestaltung die Erlangung eines steuerlichen Vorteils i. S. d. § 138d Abs. 3 AO ist
(,,Main benefit“-Test = Relevanztest).

Hierzu sowie zu den Kennzeichen i. S. d. § 138e AO siehe Teil Il.

2.7 Dauersachverhalte

Fur die Beurteilung, ob eine Steuergestaltung i. S. d. § 138d Abs. 2 AO vorliegt, sind nur
solche Sachverhalte zu beriicksichtigen, die nach dem 24. Juni 2018 verwirklicht worden sind.
Vor dem 25. Juni 2018 verwirklichte und nicht mitteilungspflichtige Dauersachverhalte (z. B.
Lizenz- und Darlehensvertrége) fiihren daher nur zu einer Steuergestaltung i. S. d. 8 138d
Abs. 2 AO, wenn nach dem 24. Juni 2018 wesentliche Anderungen eingetreten sind, welche
isoliert betrachtet als Steuergestaltung i. S. d. § 138d Abs. 2 AO anzusehen sind, da sie insbe-
sondere ein Kennzeichen des § 138e AO erfillen.

Reine Umsetzungshandlungen in Erfullung einer vertraglichen Abrede (z. B. der reine
Zahlungsvorgang zur Bedienung bereits bestehender, vertraglicher Verpflichtungen) analog
zu Teil I, Einfihrung, Rz. 106 sind nicht als (neue) Gestaltung zu werten.

Beispiel:

Eine Finanzierungsgesellschaft stattet Giber verschiedene zwischengeschaltete Gesell-
schaften eine Akquisitionsgesellschaft mit Kapital (Eigen- und Fremdkapital) aus.
Aufgrund von Liquiditatsengpassen erfolgt eine Nachfinanzierung. Erfullt die erste
Finanzierung die Merkmale einer mitteilungspflichtigen grenziiberschreitenden
Steuergestaltung und wird ordnungsgemal’ mitgeteilt, ist die Nachfinanzierung nicht
erneut mitzuteilen, weil sie nicht als wesentliche Anderung bzw. neue Gestaltung
anzusehen ist.

2.8 Anderungen steuerlicher Rahmenbedingungen

AuRerhalb der Einflusssphire der Beteiligten stehende Anderungen der steuerlichen Rahmen-
bedingungen (z. B. Gesetzesanderungen, Abschluss eines DBA), infolge derer eine Gestal-
tung erst nachtréaglich in den Anwendungsbereich eines Kennzeichens hineinwachst, fihren
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grundsatzlich nicht zum (erneuten) Vorliegen einer mitteilungspflichtigen Steuergestaltung.
Das gilt allerdings nicht, wenn die kiinftige Anderung der steuerlichen Rahmenbedingungen
fiir die Steuergestaltung wesentlich ist und bewusst beriicksichtigt wurde.

3. Personliche Voraussetzungen der Mitteilungspflicht

Nach § 138d Abs. 1 AO ist vorrangig der Intermedidr, also derjenige, der eine grenziiber-
schreitende Steuergestaltung vermarktet, fir Dritte konzipiert, organisiert oder zur Nutzung
bereitstellt oder ihre Umsetzung durch Dritte verwaltet, gegeniuber dem Bundeszentralamt fur
Steuern zur Mitteilung verpflichtet. Siehe hierzu Teil I, Kapitel 3.1.

In Fallen, in denen kein mitteilungspflichtiger Intermediar vorhanden ist oder in denen die
grenziberschreitende Steuergestaltung durch den Nutzer der Steuergestaltung selbst
konzipiert worden ist (Inhouse-Gestaltung), obliegt die Mitteilungspflicht dem Nutzer der
grenziiberschreitenden Steuergestaltung selbst. Zur Mitteilungspflicht des Nutzers einer
grenziiberschreitenden Steuergestaltung siehe Teil I, Kapitel 3.2. Zum partiellen Ubergang der
Mitteilungspflicht auf den Nutzer siehe Teil I, Kapitel 3.1.5.3.

3.1 Vorrangige Verpflichtung des Intermediars zur Mitteilung einer grenz-
Uberschreitenden Steuergestaltung

3.1.1 Der Begriff des Intermediars

Intermedidr ist gemal § 138d Abs. 1 AO derjenige, der eine grenziiberschreitende Steuer-
gestaltung vermarktet, sie fiir Dritte konzipiert, organisiert oder zur Nutzung bereitstellt oder
ihre Umsetzung durch Dritte verwaltet. Intermedidar ist nicht, wem die steuerliche Bedeutung
des Schaffensprozesses nicht bewusst ist, z. B. weil er lediglich eingesetzt wird, den in der
Gestaltung vorgesehenen Betriebsiibergang arbeitsrechtlich zu begleiten oder er fiir
Umsetzungsfragen etwa des Gesellschaftsrechts oder des Kapitalmarktrechts eingeschaltet
wird.

Intermediér kann jede natlrliche oder juristische Person, (partiell) rechtsfahige Personen-
vereinigung oder Vermodgensmasse sein. Ist der Intermediar keine nattrliche Person, ist das
Handeln der fir die jeweilige Gesellschaft handelnden Vertreter/Organe der Gesellschaft
zuzurechnen.

Die Intermediarseigenschaft erfordert keine Zugehérigkeit zu einer bestimmten Berufsgruppe.
Intermediére kdnnen insbesondere Angehorige der steuerberatenden Berufe, Rechtsanwalte,
Wirtschaftsprufer, Finanzdienstleister oder sonstige Berater sein.

Die Qualifikation als Intermedidr setzt eine aktive Tatigkeit im unmittelbaren Zusammenhang
mit einer grenzuberschreitenden Steuergestaltung voraus. Im Einzelnen:





Seite 20

52

53

54

3.1.1.1 Vermarkten

Eine grenzuberschreitende Steuergestaltung wird vermarktet, sobald sie auf den Markt ge-
bracht und dort gegen Entgelt gegeniiber Dritten angeboten wird. Das setzt voraus, dass eine
bestimmte, in der Regel marktfahige Steuergestaltung zunéchst ohne konkreten Bezug zu
einem bestimmten Nutzer entwickelt wird, wobei die Entwicklung nicht durch den
Vermarkter erfolgen muss. Der Vermarkter ist derjenige, der die Steuergestaltung am Markt
mit dem Ziel der Anbahnung einer Geschaftsbeziehung zwischen dem Vermarkter und einem
noch unbestimmten Nutzer vertreibt. Eine Steuergestaltung ist auch dann am Markt angebo-
ten, wenn nur ein begrenzter potenzieller Nutzerkreis vorhanden ist.

Beispiel 1:

Im Rahmen einer Fortbildungsveranstaltung wird den Teilnehmern durch den Vortra-
genden V eine marktfahige Steuergestaltung prasentiert. Die Teilnahme an der Fort-
bildungsveranstaltung ist kostenpflichtig und der V erhélt eine VVergutung fur seine
Vortragstatigkeit.

Die Steuergestaltung wird durch V nicht vermarktet im Sinne von § 138d Abs. 1 AO.
Zwar bringt er die Gestaltung durch seinen Vortrag an den Markt und erhélt eine
Gegenleistung flr seine Vortragstatigkeit. Er tut dies jedoch nicht mit dem Ziel, eine
Geschéftsbeziehung mit den Teilnehmern der Veranstaltung einzugehen und diese
beispielsweise bei der Umsetzung der Steuergestaltung gegen Entgelt zu beraten.

Beispiel 2:

Steuerberater A veroffentlicht eine Ausarbeitung zu verschiedenen Optionen zur
grenziberschreitenden Steueroptimierung in einer Fachzeitschrift und erhalt hierfiir
ein Honorar. Die Gestaltungsoptionen sind im Aufsatz des A so konkret dargelegt,
dass ein verstandiger Leser hierdurch in die Lage versetzt wird, die Gestaltung
umzusetzen.

Die Autorentatigkeit des A ist kein Vermarkten i. S. d. § 138d Abs. 1 AO, da die Ver-
offentlichung seines Aufsatzes nicht unmittelbar mit dem Ziel erfolgt, potenzielle
Mandanten bei der Umsetzung der dargelegten Optionen zu beraten.

VVom Vermarkten abzugrenzen ist das Angebot, eine maRgeschneiderte Steuergestaltung fir
einen bestimmten, bereits feststehenden Nutzer zu konzipieren (s. hierzu Teil I, Kapitel
3.1.1.2).

3.1.1.2 Konzipieren

Konzipieren ist das Planen, Entwerfen oder Entwickeln einer konkreten, regelméliig maRge-
schneiderten Steuergestaltung in Bezug zu einem bestimmten Nutzer oder zu einer Mehrzahl
von Nutzern, soweit es sich bei diesen Dritten um eigene Geschaftspartner (0. a.) des
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Konzipierenden handelt. Wird das Konzept durch einen Nutzer an einen Dritten weiter-
geleitet, der kein weiterer Geschaftspartner des Intermedidrs ist, ist der Konzipierende
insoweit nicht Intermediar.

Beispiel 1:

Steuerberater S konzipiert im Auftrag seiner Mandantin M fir diese eine Steuer-
gestaltung, deren Mitteilungspflicht unterstellt sei. Nachdem S das Konzept der M
ubermittelt hat, gibt diese es einem befreundeten Nachbarn N weiter, der dieses
umsetzt. N ist kein Geschéaftspartner des S.

S ist fur die durch den N umgesetzte Steuergestaltung kein Intermediar. Unter den
Voraussetzungen des 8§ 138d Abs. 1 AO kdme M als Intermedidrin der durch N
umgesetzten Steuergestaltung in Betracht. Erflllt keine andere Person eine der
Voraussetzungen des 8 138d Abs. 1 AO wére N als Nutzer der Steuergestaltung selbst
zu deren Mitteilung verpflichtet.

55  Hierzu gehort nicht die bloRe Beurteilung einer vom Nutzer oder von einem Dritten
geplanten, entworfenen oder entwickelten steuerlichen Konzeption (z. B. Erstellung von Gut-
achten allein zu den steuerrechtlichen Rechtsfolgen einer vorgegebenen Gestaltung). Gleiches
gilt flr die bloRe Wiedergabe oder Darstellung des Gesetzeswortlauts, der Auffassung der
Finanzverwaltung, der Rechtsprechung der (Finanz-)Gerichte etc. zu abstrakten einzelnen
Rechtsfragen.

Beispiel 2:

Steuerberater S wird vom auslandischen Investor | beauftragt, eine steuerliche Analyse
zu erstellen, mit welcher Gesellschaftsstruktur und ggf. Finanzierungsstruktur der
Kauf einer deutschen Unternehmensgruppe vollzogen werden soll. Diese Akqui-
sitionsstruktur erfllt im konkreten Fall die VVoraussetzungen einer mitteilungs-
pflichtigen grenzuberschreitenden Steuergestaltung. Parallel beauftragt | die Anwalts-
kanzlei A, ihn bei der Verhandlung des Unternehmenskaufvertrags zu beraten und S
bei der Umsetzung der Akquisitionsstruktur durch das Aufsetzen von Gesellschaften,
Unternehmensvertragen oder Darlehensvertragen zu unterstitzen.

Da die Akquisitionsstruktur von S flr den Dritten | konzipiert wird, ist S Intermediar.
A berat den Nutzer | bzw. unterstiitzt den S bei einzelnen Rechtsfragen, ist dadurch
aber nicht selbst Intermediar.

56  Auch die Beratung zum Bestehen oder Nichtbestehen einer Mitteilungspflicht flir eine vom
Nutzer oder einem Dritten konzipierte Steuergestaltung erfillt nicht den Tatbestand des
Konzipierens i. S. d. § 138d Abs. 1 AO.
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3.1.1.3 Organisieren

Die Organisation einer grenziberschreitenden Steuergestaltung fir Dritte stellt insbesondere
auf administrative Aspekte ab und beinhaltet die umfassende und systematische Vorbereitung
und Planung einer moglichen Umsetzung der Steuergestaltung in Bezug auf einen bestimmten
Nutzer oder eine Mehrzahl von Nutzern bis hin zur Bereitstellung zur Nutzung.

Fortfiihrung der Ldsung zu Beispiel 2 (aus Teil I, Kapitel 3.1.1.2):

Die Unterstlitzung des S durch A stellt kein Organisieren i. S. d. § 138d Abs. 1 AO
dar. A erbringt lediglich eine partielle, unterstiitzende Rechtsberatung, nicht jedoch
eine umfassende und systematische Organisation bzw. administrative Vorbereitung
der Umsetzung der Steuergestaltung.

3.1.1.4 Bereitstellen zur Nutzung

Eine grenzuberschreitende Steuergestaltung ist einem Dritten zur Nutzung bereitgestellt,
wenn der Intermediar einem potenziellen Nutzer die fiir eine Umsetzung einer bestimmten
grenziiberschreitenden Steuergestaltung erforderlichen Informationen oder (Vertrags-)Unter-
lagen ausgehandigt oder anderweitig individuell zuganglich gemacht hat. Hierbei kommt es
nicht darauf an, dass der Nutzer die grenziiberschreitende Steuergestaltung tatsachlich um-
setzt, er muss hierzu aber durch die ihm zur Verfligung gestellten Informationen und Unterla-
gen objektiv in der Lage sein.

Die bloRe Verbreitung allgemeiner Informationen tber eine Steuergestaltung, z. B. durch Ver-
offentlichung unverbindlicher Informationen im Internet oder durch 6ffentliches Auslegen
oder Ausgeben allgemein zuganglicher Prospekte, ist dagegen noch keine Bereitstellung zur
Nutzung; ggf. konnen im Einzelfall die Voraussetzungen fir ein Vermarkten vorliegen. Glei-
ches gilt auch beispielsweise flr die Prasentation mdglicher Gestaltungsoptionen in einem
Mandantengesprach oder Ausschreibungsverfahren (sog. Pitches), soweit der Nutzer hier-
durch nicht in die Lage versetzt wird, eine konkrete grenzliberschreitende Steuergestaltung zu
nutzen.

3.1.1.5 Verwalten der Umsetzung

Die Verwaltung der Umsetzung durch Dritte erfasst die verantwortliche Leitung der konkre-
ten Umsetzung der Steuergestaltung durch einen anderen als den Nutzer der Steuergestaltung
selbst. Nicht unter die Verwaltung der Umsetzung féllt regelméRig die bloRe Abbildung der
steuerlichen Konsequenzen aus der Umsetzung der Steuergestaltung im Rahmen der
Erstellung der entsprechenden Steuererkl&rungen, sofern die Steuergestaltung hierdurch nicht
insgesamt umgesetzt wird.
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3.1.2 Abgrenzung von Intermediar und anderen an der Gestaltung Beteiligten

Wer eine Gestaltung, die ein Kennzeichen i. S. d. § 138e Abs. 1 AO erfullt, vermarktet, konzi-
piert, organisiert, zur Nutzung bereitstellt oder deren Umsetzung verwaltet, ist kein Inter-
medidr, wenn er nicht wusste, dass fur den Nutzer oder einen potentiellen Nutzer einer der
Hauptvorteile die Erzielung eines steuerlichen Vorteils i. S. d. § 138d Abs. 3 AO ist, und
keine objektiven Anhaltspunkte dafir vorlagen, dass dies der Fall ist. Hierbei sind alle vorlie-
genden relevanten Fakten (d. h. alle Sachverhaltsinformationen, die fur die rechtliche Beurtei-
lung der Steuergestaltung und die Priifung einer Mitteilungspflicht nach der AO erforderlich
sind) sowie das einschlagige Fachwissen und Verstandnis, das fur die Erbringung solcher
Dienstleistungen erforderlich ist, zu berticksichtigen. Weitergehende Ermittlungen sind nicht
geboten.

Wer lediglich an der Verwirklichung einzelner Teilschritte einer grenziiberschreitenden Steu-
ergestaltung mitgewirkt hat, erbringt grundsétzlich keine Téatigkeit i. S. d. § 138d Abs. 1 AO.

Beispiel:

Ein Kreditinstitut vergibt ein Darlehen, das Teilschritt einer grenztberschreitenden
Steuergestaltung ist. In die Vermarktung, Konzeption, Organisation oder Verwaltung
der Umsetzung weiterer Teilschritte der Steuergestaltung ist das Kreditinstitut nicht
eingebunden.

Allein durch die Darlehensvergabe erbringt das Kreditinstitut keine Tatigkeit i. S. d.
§ 138d Abs. 1 AO. Das Kreditinstitut ist hier ein anderer an der Steuergestaltung
Beteiligter. Die Mitteilungspflicht dieser grenziiberschreitenden Steuergestaltung
obliegt dem Intermediar oder dem Nutzer.

3.1.3 Erfullungsgehilfen

Intermedidre haben sich die Téatigkeiten der flr sie handelnden Personen (insbesondere von
Erfillungsgehilfen i. S. d. 8 278 BGB) zurechnen zu lassen. Wer z. B. als Arbeitnehmer eines
Steuerberaters die Umsetzung einer grenziiberschreitenden Steuergestaltung fir einen
Mandanten verwaltet, ist kein Intermediar i. S. d. § 138d Abs. 1 AO. Intermedidr ist in diesem
Fall der Steuerberater, in dessen Namen die Umsetzung fiir den Mandanten verwaltet wird;
das richtet sich nach der Ausgestaltung der Mandatsvertrédge im jeweiligen Einzelfall.

3.1.4 Inlandsbezug des Intermediéars (§ 138f Abs. 7 AO)

Ein Intermedidr ist nur mitteilungspflichtig nach den 8§ 138d ff. AO, wenn bei ihm ein
Inlandsbezug i. S. d. § 138f Abs. 7 AO gegeben ist. In diesem Fall besteht eine
Mitteilungspflicht in Deutschland selbst dann, wenn die grenziiberschreitende Steuer-
gestaltung an sich keinen Inlandsbezug aufweist, z. B. weil sie keinen in Deutschland
anséssigen Nutzer und auch keine deutschen Steueranspriiche betrifft.
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3.1.4.1 Wohnsitz oder gewohnlicher Aufenthalt

Der Inlandsbezug des Intermediérs besteht insbesondere dann, wenn er im Geltungsbereich
der AO seinen Wohnsitz (8 8 AO) oder seinen gewohnlichen Aufenthalt (8 9 AO) bzw. bei
juristischen Personen, (partiell) rechtsfahigen Personenvereinigungen oder Vermégensmassen
seine Geschéftsleitung (8 10 AO) oder seinen Sitz (§ 11 AO) hat (8§ 138f Abs. 7 Satz 1

Nr. 1 AO).

Liegt kein Inlandsbezug nach § 138f Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 AO vor und ist der Intermedidr in ei-
nem anderen EU-Mitgliedstaat anséssig, hat er seiner Mitteilungspflicht in diesem Staat nach
dem dort geltenden Recht nachzukommen (Art. 8ab Abs. 3 Buchst. a EU-Amtshilferichtlinie).
Dies gilt auch dann, wenn die grenzlberschreitende Steuergestaltung in Deutschland ansés-
sige Nutzer und deutsche Steueranspriiche betrifft.

3.1.4.2 Inlandsbezug aus anderen Griinden

Ist ein Intermedi&r weder im Geltungsbereich der AO noch in einem anderen EU-Mitglied-
staat ansassig, hat er jedoch aus anderen Griinden einen Inlandsbezug, besteht unter den
Voraussetzungen des 8 138f Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 AO eine Mitteilungspflicht gegentiber dem
Bundeszentralamt fur Steuern. Dies gewahrleistet eine in Deutschland zu erflllende
Mitteilungspflicht solcher Intermedidre, die nicht in der Europdischen Union ansassig sind.

Ein weder im Geltungsbereich der AO noch in einem anderen EU-Mitgliedstaat anséssiger
Intermedidr unterliegt nach der abschlieRenden Aufzahlung des § 138f Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 AO
der Mitteilungspflicht nach den 88 138d ff. AO, wenn er im Geltungsbereich der AO eine
Betriebstatte unterhélt, durch die Dienstleistungen im Zusammenhang mit der grenziber-
schreitenden Steuergestaltung erbracht werden (8§ 138f Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a) und
Satz 2 AO). Es kommt konkret darauf an, von welchem Ort aus der an der Steuergestaltung
beteiligte Intermedidr tatig wird, z. B. wo die konkrete Ausarbeitung von Unterlagen zur
Vorbereitung einer bestimmten Steuergestaltung durchgefuhrt wird. Unter der Betriebstatte in
diesem Sinn sind sowohl die Betriebstatte i. S. d. 8 12 AO als auch die Betriebstatte i. S. eines
im konkreten Fall anwendbaren DBA zu verstehen.

Ein weder im Geltungsbereich der AO noch in einem anderen EU-Mitgliedstaat anséssiger In-
termediar unterliegt zudem der Mitteilungspflicht, wenn er im Geltungsbereich der AO in das
Handelsregister oder in ein 6ffentliches berufsrechtliches Register eingetragen ist (§ 138f
Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b) AO). Offentliche berufsrechtliche Register in diesem Sinn sind
beispielsweise das
e Berufsregister fiir Wirtschaftspriifer und Wirtschaftspriifungsgesellschaften (8 37
Abs. 1 Satz 1 der Wirtschaftspriferordnung (WPQ)),
e bei der Bundessteuerberaterkammer gefiihrte elektronische Verzeichnis nach § 3b des
Steuerberatungsgesetzes (StBerG) Uber die Dienstleister aus anderen EU-Mitglied-
staaten, den Vertragsstaaten des Abkommens tber den Europdischen Wirtschaftsraum
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oder der Schweiz, die nach § 3a StBerG in Deutschland zur vortbergehenden und
gelegentlichen Hilfeleistung in Steuersachen befugt sind oder

bei den Rechtsanwaltskammern gefiihrte elektronische Verzeichnis der im jeweiligen
Bezirk zugelassenen Rechtsanwaélte und Syndikusrechtsanwalte nach § 31 der Bundes-
rechtsanwaltsordnung (BRAO).

Ein weder im Geltungsbereich der AO noch in einem anderen EU-Mitgliedstaat anséssiger
Intermedidr ist auch mitteilungspflichtig, wenn er im Geltungsbereich der AO bei einem
Berufsverband fir juristische oder beratende Dienstleistungen registriert ist (§ 138f Abs. 7
Satz 1 Nr. 2 Buchst. ¢) AO). Hierunter fallen sowohl Berufsverbénde, deren Mitgliedschaft
zwingend ist (z. B. Berufsgenossenschaften) als auch Berufsverbénde, deren Mitgliedschaft
freiwillig ist (z. B. Interessenverbande).

Beispiel:

Die Beratungs-LLP (LLP) mit Sitz und Verwaltungssitz in London (Vereinigtes
Konigreich (VK)) ist eine Limited Liability Partnership nach englischem Recht, die
mit einer (deutschen) Personengesellschaft vergleichbar ist. Die deutschen Biiros sind
steuerlich als Betriebstétten der LLP anzusehen. Der in Deutschland anséssige
Mandant (M) wird durch die LLP steuerlich beraten. Die Mandatsvereinbarung, die
der M zu Beginn der Beratungstatigkeit unterzeichnet, sieht vor, dass die Beratungs-
leistung durch die LLP erbracht wird.

In den deutschen Buros der LLP wird fur M eine mitteilungspflichtige Steuer-
gestaltung i. S. d. § 138d AO konzipiert, die dem M im Oktober 2020 zur Nutzung
bereitgestellt wird.

Als rechtsfahige Personengesellschaft kann auch die LLP unter den Voraussetzungen
des § 138d Abs. 1 AO Intermediér sein. Die LLP ist Vertragspartner des M und die
deutschen Buros konzipieren in ihrem Auftrag und Namen eine mitteilungspflichtige
Steuergestaltung flr den M. Die Konzeption und Bereitstellung zur Nutzung der
grenziberschreitenden Steuergestaltung i. S. d. § 138d AO sind der LLP zuzurechnen
und sie ist damit Intermedidar i. S. d. 8 138d Abs. 1 AO.

Die LLP ware als Intermediér in Deutschland nur unter den Voraussetzungen des

8§ 138f Abs. 7 AO (Inlandsbezug) zur Mitteilung der Steuergestaltung verpflichtet. Da
die LLP ihren Sitz im VK hat und VK bis zum 31. Dezember 2020 noch als EU-
Mitgliedstaat gilt, erfiillt sie weder die VVoraussetzungen des § 138f Abs. 7 Satz 1 AO
noch die des 8 138f Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 AO. Die LLP hat die Steuergestaltung im VK
nach den dortigen nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie

(EU) 2018/822 mitzuteilen, sofern sie danach als Intermediér mitteilungspflichtig ist.
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Nach 8§ 138g Abs. 1 Satz 1 AO ware der M als Nutzer der grenziiberschreitenden
Steuergestaltung gem. 8 138d Abs. 5 Nr. 1 AO zur Mitteilung der grenziber-
schreitenden Steuergestaltung verpflichtet, da er in Deutschland anséssig ist (§ 138g
Abs. 3 Nr. 1 AO). Die Mitteilungspflicht des M besteht jedoch nicht, wenn er nach-
weisen kann, dass die Mitteilung durch LLP bereits im VK erfolgt ist (§ 138g Abs. 1
Satz 2 AO). Diesen Nachweis kann er durch die der LLP im VK mitgeteilten
Registriernummer fiihren; vgl. hierzu Teil |, Kapitel 3.2.1.2.

Abwandlung 1:
Die grenziiberschreitende Steuergestaltung wird dem M im Sommer 2022 von der
LLP zur Nutzung bereitgestelit.

Bis zum 31. Dezember 2020 gilt das VK gem. § 1 Brexit-Ubergangsgesetz (BrexitUG)
als EU-Mitgliedstaat. Ab dem 1. Januar 2021 ist das VK kein EU-Mitgliedstaat mehr.
Die LLP ist wie im Ausgangsfall Intermediér i. S. d. § 138d Abs. 1 AO. Sie erfillt die
Voraussetzungen des § 138f Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a) AO, da sie eine Betriebs-
stétte (Buros) in Deutschland hat und durch diese Dienstleistungen im Zusammenhang
mit der grenziiberschreitenden Steuergestaltung erbracht werden. Die LLP ist demnach
in Deutschland unter den VVoraussetzungen des 8 138f Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 AO
mitteilungspflichtig.

Abwandlung 2:

Nach interner Abstimmung tbernimmt der fir das deutsche Buro der LLP tatige und
in die Konzeption und Bereitstellung zur Nutzung involvierte deutsche Steuerberater
(St) das Mandat als selbstandiger Steuerberater. Zwischen M und St wird hierfur eine
gesonderte Mandatsvereinbarung unterzeichnet.

Es liegt eine Beratungsleistung zwischen dem deutschen Berater und dem Mandanten
vor. St konzipiert fur den M eine grenziiberschreitende Steuergestaltung i. S. d. § 138d
AO und stellt sie ihm zur Nutzung bereit, wodurch er die VVoraussetzungen des § 138d
Abs. 1 AO erfillt. Stist in Deutschland zur Mitteilung verpflichtet, da er hier seinen
Wohnsitz hat (§ 138f Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 AO).

3.1.5 (Partielle) Ausnahmen von der Mitteilungspflicht des Intermediars

Intermedidre konnen auch die in § 102 AO genannten Berufsgeheimnistréger sein, die einer
gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen und denen zum Schutz ihrer Berufsge-
heimnisse ein Auskunftsverweigerungsrecht zusteht. So kénnen die in § 102 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. b) AO bezeichneten Personen Auskunft Giber das verweigern, was ihnen in ihrer
Eigenschaft als Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Steuerberater, Wirtschaftsprufer,
Steuerbevollméchtigter oder vereidigter Buchprifer (Berufsgeheimnistréger) anvertraut
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worden oder bekannt geworden ist, also mandatsbezogene Geheimnisse (vgl. BFH-Urteil vom
27.09.2017, XI R 15/15, BStBI 2018 |1 S. 155).

Auch im Fall einer gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht obliegt den als Intermediar tatigen
Berufsgeheimnistragern grundsatzlich die Pflicht zur vollstdndigen Mitteilung einer grenz-
Uberschreitenden Steuergestaltung. Soweit eine Meldung personenbezogene Daten enthalt, die
eine Identifizierung des Nutzers einer grenziiberschreitenden Steuergestaltung ermdéglichen,
steht dem das Auskunftsverweigerungsrecht des § 102 Abs. 1 AO entgegen. Unter den
Voraussetzungen des § 138f Abs. 6 AO kommt daher eine teilweise Ausnahme von der
Mitteilungspflicht in Betracht.

Die rechtliche Verpflichtung zur Mitteilung der in 8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 4 bis 9 AO
genannten (abstrakten) Angaben obliegt ungeachtet einer gesetzlichen Verschwiegenheits-
pflicht dem Intermedidr. Die diesbezlglichen Mitteilungspflichten der Berufsgeheimnistrager
fiir die im Regelfall abstrakten Angaben zur Steuergestaltung bestehen auch dann, wenn mit
diesen Angaben betroffene Nutzer identifizierbar sein sollten (vgl. § 102 Abs. 4 Satz 3 AO).
Die Offenbarung solcher Daten ist nicht unbefugt i. S. d. § 203 Strafgesetzbuch.

3.1.5.1 Informationspflicht des Intermediars

Unterliegt der Intermediar einer gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht, hat er den Nutzer der
grenziberschreitenden Steuergestaltung zu informieren, dass einer Mitteilung der individuel-
len Angaben der Steuergestaltung nach 8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 3 und 10 AO die gesetz-
liche Verschwiegenheitspflicht entgegensteht (§ 138f Abs. 6 Satz 1 AO). Er hat den Nutzer
zudem darauf hinzuweisen, dass dieser ihn von der Verschwiegenheitspflicht entbinden kann
(8 138f Abs. 6 Satz 1 Nr. 1i. V. m. § 102 Abs. 3 AO). In diesem Zusammenhang hat der
Intermedidr den Nutzer auch Uber die Folgen einer Entbindung von der Verschwiegenheits-
pflicht hinsichtlich der Pflicht zur Mitteilung einer grenziiberschreitenden Steuergestaltung
und im Umkehrschluss auch tiber die Folgen einer Entscheidung (d. h. insbesondere den
Ubergang der Verpflichtung zur Mitteilung der individuellen Angaben der Steuergestaltung
nach 8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 3 und 10 AO) gegen eine Entbindung aufzuklaren.

3.1.5.2 Befreiung von der Verschwiegenheitspflicht durch den Nutzer

Hat der Nutzer der grenziberschreitenden Steuergestaltung den Berufsgeheimnistrager

- allgemein oder anldsslich der nach 8 138f Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 AO vorgeschriebenen
Information - von seiner Verschwiegenheitspflicht entbunden, muss der Intermedidr dem
Bundeszentralamt fir Steuern alle in § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis 10 AO bezeichneten
Angaben mitteilen, also auch die individuellen Angaben der Steuergestaltung nach § 138f
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 3 und 10 AO.

Zum Mitteilungsverfahren siehe Teil 111, Kapitel 1.
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3.1.5.3 Partieller Ubergang der Mitteilungspflicht auf den Nutzer

Hat der als Intermediar tatige Berufsgeheimnistrager den Nutzer der grenziberschreitenden
Steuergestaltung gemé&R § 138f Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 AO informiert und hat sich der Nutzer
dazu entschieden, den Intermediar nicht von seiner Verschwiegenheitspflicht zu entbinden,
obliegt dem Nutzer unabhangig von dessen Wohnsitz (vgl. § 8 AO), gewdhnlichem
Aufenthalt (vgl. 8 9 AO), Ort der Geschéftsleitung (vgl. 8 10 AO), Sitz (vgl. 8 11 AO) oder
Staatsangehorigkeit die partielle Mitteilungspflicht fir die individuellen Angaben der
Gestaltung (8§ 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 3 und 10 AO).

Die Mitteilungspflicht geht insoweit jedoch erst auf den Nutzer tber, sobald der Intermediar
alle ubrigen, nicht der VVerschwiegenheitspflicht unterliegenden Daten an das Bundes-
zentralamt fur Steuern Ubermittelt und die ihm fur diese Mitteilung zugewiesene Registrier-
nummer und Offenlegungsnummer an den Nutzer weitergeleitet hat. Der Intermediér hat dem
Nutzer darlber hinaus die Angaben nach § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 3 und 10 AO zur
Verfligung zu stellen, soweit sie diesem nicht bekannt sind.

Zum Muitteilungsverfahren siehe Teil 111, Kapitel 1.

Die Pflicht zur Mitteilung der in § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 4 bis 9 AO genannten
(abstrakten) Angaben geht auch dann nicht auf den Nutzer der grenziberschreitenden Steuer-
gestaltung uber, wenn Intermedidr und Nutzer vereinbaren, dass der Nutzer alle Angaben der
grenziberschreitenden Steuergestaltung in einer Mitteilung an das Bundeszentralamt fiir
Steuern meldet. Insoweit handelt der Nutzer als Auftragsdatenibermittler fur den Intermediér
(vgl. § 138f Abs. 6 Satz 5 AO). Die Pflichten nach § 87d AO sind von Nutzer und Intermedidr
zu beachten.

3.2 Verpflichtung des Nutzers zur Mitteilung einer grenziberschreitenden
Steuergestaltung

3.2.1 Vollstandige Mitteilungspflicht des Nutzers

3.2.1.1 Inhouse-Gestaltung

Hat ein Nutzer die grenzuberschreitende Steuergestaltung fur sich selbst konzipiert (Inhouse-
Gestaltung), gelten fiir ihn nach § 138d Abs. 6 AO die fur Intermedidre geltenden Bestim-
mungen, insbesondere § 138f AO, entsprechend.

Beispiel:
Die Steuerabteilung eines Unternehmens hat eine grenziiberschreitende Steuer-
gestaltung konzipiert, die von einer anderen, ebenfalls unselbststandigen Abteilung
des Unternehmens verwirklicht werden soll.

Zum Inlandsbezug des Nutzers einer Inhouse-Gestaltung siehe Teil I, Kapitel 3.2.1.3.
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3.2.1.2 Intermediar ohne Inlandsbezug (§ 1389 AO)

Nach § 138g Abs. 1 AO ist der Nutzer einer grenziiberschreitenden Steuergestaltung auch
dann selbst zur Mitteilung aller in § 138f Abs. 3 AO bezeichneten Angaben verpflichtet, wenn
zwar ein Intermediér i. S. d. 8 138d Abs. 1 AO existiert, dieser aber keinen Inlandsbezug

i. S.d. 8§ 138f Abs. 7 AO hat.

Der Nutzer ist nur dann nicht mitteilungspflichtig, wenn er nachweisen kann, dass er selbst,
der Intermediér oder ein anderer Nutzer dieselbe grenzlberschreitende Steuergestaltung be-
reits in einem anderen EU-Mitgliedstaat nach dessen Recht mitgeteilt hat (8 138g Abs. 1
Satz 2 AO). Gleiches gilt, wenn der Nutzer nachweisen kann, dass ein anderer Intermediar
oder ein anderer Nutzer dieselbe grenziberschreitende Steuergestaltung dem Bundes-
zentralamt fur Steuern mitgeteilt hat. Dem Nachweis ist regelméRig gendigt, wenn der Nutzer
die dieser Steuergestaltung zugewiesene Registriernummer und Offenlegungsnummer
vorhalten kann und er in dieser Mitteilung auch als Nutzer benannt ist. Siehe hierzu Teil I,

Kapitel 3.3.

3.2.1.3 Inlandsbezug des Nutzers (8 138g Abs. 3 AO)

Nicht jeder Nutzer i. S. d. § 138d Abs. 5 AO ist auch selbst mitteilungspflichtig. Durch die
Regelung in § 138g Abs. 3 AO wird die Mitteilungspflicht des Nutzers einer grenziber-
schreitenden Steuergestaltung analog zu § 138f Abs. 7 AO beschrankt auf solche Nutzer, die
einen Inlandsbezug haben.

Der Inlandshbezug des Nutzers besteht unter anderem dann, wenn er im Geltungsbereich der
AO seinen Wohnsitz (vgl. 8 8 AO) oder seinen gewohnlichen Aufenthalt (vgl. § 9 AO) bzw.
bei juristischen Personen, (partiell) rechtsfahigen Personenvereinigungen oder Vermogens-
massen seine Geschaftsleitung (vgl. 8 10 AO) oder seinen Sitz (vgl. § 11 AO) hat (8 138g
Abs. 3 Nr. 1 AO). Ist der Nutzer in einem anderen EU-Mitgliedstaat anséssig, hat er seiner
Mitteilungspflicht in diesem Staat nach dem dort geltenden Recht nachzukommen (Art. 8ab
Abs. 7 Buchst. a EU-Amtshilferichtlinie).

Ist ein Nutzer der grenziiberschreitenden Steuergestaltung weder im Geltungsbereich der AO
noch in einem anderen EU-Mitgliedstaat anséssig, besteht gleichwohl eine Mitteilungspflicht
gegenlber dem Bundeszentralamt fiir Steuern, wenn er im Geltungsbereich der AO eine
Betriebsstatte i. S. d. 8 138d Abs. 4 AO unterhalt, in der durch die grenziiberschreitende
Steuergestaltung ein steuerlicher Vorteil entsteht (§ 138g Abs. 3 Nr. 2 Buchst. a) AO).
Betriebsstatten sind sowohl die Betriebsstétte i. S. d. 8§ 12 AO als auch die Betriebsstétte i. S.
eines im konkreten Fall anzuwendenden DBA.

Ein weder im Geltungsbereich der AO noch in einem anderen EU-Mitgliedstaat anséssiger
Nutzer ist dartiber hinaus mitteilungspflichtig, wenn er im Geltungsbereich der AO Einkiinfte
erzielt oder eine wirtschaftliche Téatigkeit ausiibt, sofern diese fir eine Steuer von Bedeutung
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ist, auf die das EUAHIG anzuwenden ist (§ 1389 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. b) AO). Bei der
Prifung des Inlandsbezugs nach § 138g Abs. 3 Nr. 2 Buchst. b) AO sind nur solche Einkinfte
oder wirtschaftliche Téatigkeiten zu bertcksichtigen, die fir die Steuergestaltung von
Bedeutung sind.

Dies gewaéhrleistet eine in Deutschland zu erfullende Mitteilungspflicht auch fiir solche
Nutzer, die nicht in der Europdischen Union ansassig sind, die aber innerhalb der
Européischen Union Einkiinfte erzielen, die steuerlich relevant sein konnten.

§ 138g Abs. 3 AO gilt auch bei Inhouse-Gestaltungen i. S. d. § 138d Abs. 6 AO.

3.2.2 Partielle Mitteilungspflicht des Nutzers
Siehe unter Teil I, Kapitel 3.1.5.3.

3.3 Konkurrierende Mitteilungspflichten/Befreiung von der Mitteilungspflicht

3.3.1 Mitteilungspflicht eines Nutzers/Intermediars in mehreren Mitgliedstaaten

Ein in der Europaischen Union anséssiger Intermediér kann zur Mitteilung derselben grenz-
uberschreitenden Steuergestaltung zugleich im Geltungsbereich der AO und in einem oder
mehreren anderen EU-Mitgliedstaaten nach den dortigen Regelungen zur Mitteilung grenz-
uberschreitender Steuergestaltungen verpflichtet sein.

Da die Informationen (iber mitgeteilte grenziiberschreitende Steuergestaltungen zwischen
diesen EU-Mitgliedstaaten ausgetauscht werden, sollen mehrere identische Mitteilungen der
gleichen grenziberschreitenden Steuergestaltung in mehreren EU-Mitgliedstaaten vermieden
werden. Deshalb ist ein Intermediér nach § 138f Abs. 8 AO von der Mitteilungspflicht nach
8 138d Abs. 1 AO befreit, sofern und soweit er nachweisen kann, dass er dieselbe grenziiber-
schreitende Steuergestaltung bereits in einem anderen EU-Mitgliedstaat ordnungsgemél nach
den dort geltenden nationalen Regelungen zur Mitteilungspflicht grenziberschreitender Steu-
ergestaltungen mitgeteilt hat.

Gleiches regelt § 1389 Abs. 1 Satz 2 AO fur Félle, in denen die Mitteilungspflicht dem Nutzer
der grenziiberschreitenden Steuergestaltung obliegt.

Soweit die zustandige Behorde eines anderen EU-Mitgliedstaats fiir die ihr mitgeteilte grenz-
Uberschreitende Steuergestaltung eine Registriernummer und eine Offenlegungsnummer
(siehe Teil 111, Kapitel 1.4) vergeben hat, genligt es, wenn der zur Mitteilung verpflichtete
Intermedidr bzw. Nutzer (mitteilungspflichtige Person) diese vorhalten und auf Anforderung
des Bundeszentralamts fur Steuern oder der zustandigen Finanzbehdrde mitteilen kann.
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3.3.2 Mitteilungspflicht mehrerer Intermediéare wegen derselben grenziiberschreitenden
Steuergestaltung
Jede Person, die nach den Vorschriften der §8 138d Abs. 1 und 138f Abs. 7 AO oder nach den
einschlagigen Vorschriften der tibrigen EU-Mitgliedstaaten zur Umsetzung der diesbeztgli-
chen Vorgaben der EU-Amtshilferichtlinie Intermedidr ist, ist zur Mitteilung einer grenziber-
schreitenden Steuergestaltung verpflichtet. Das kann zur Folge haben, dass mehrere Inter-
medidre in den unterschiedlichen EU-Mitgliedstaaten zur Mitteilung derselben grenzuber-
schreitenden Steuergestaltung verpflichtet sind. § 138f Abs. 9 Satz 1 AO stellt klar, dass
mehrere Intermediére derselben grenziiberschreitenden Steuergestaltung grundsétzlich
nebeneinander zur Mitteilung verpflichtet sind.

Zur Vermeidung von Mehrfachmeldungen derselben grenziiberschreitenden Steuergestaltung
sieht 8§ 138f Abs. 9 Satz 2 AO eine Befreiung von der Mitteilungspflicht vor, soweit der Inter-
medidr nachweisen kann, dass bereits ein anderer Intermediér im Hinblick auf dieselbe
Steuergestaltung die erforderlichen Informationen entweder dem Bundeszentralamt fir
Steuern oder der zustdndigen Behorde eines anderen EU-Mitgliedstaats ubermittelt hat.
Gleiches gilt, wenn der Intermediér nachweisen kann, dass die erforderlichen Informationen
im Hinblick auf dieselbe grenziberschreitende Steuergestaltung durch den Nutzer entweder
dem Bundeszentralamt fur Steuern (vgl. 8 138f Abs. 6 Satz 5 AO, siehe Teil I, Kapitel
3.1.5.3, Rz. 80) oder der zustandigen Behorde eines anderen EU-Mitgliedstaats Gbermittelt
worden sind.

Als Nachweis fur die Befreiung von der Mitteilungspflicht reicht es in diesem Zusammen-
hang aus, die fir diese grenztiberschreitende Steuergestaltung vom Bundeszentralamt fir
Steuern nach § 138f Abs. 5 AO oder von der zustdndigen Behdrde eines anderen EU-Mit-
gliedstaats vergebene Registriernummer vorzuhalten und auf Anforderung des
Bundeszentralamts fiir Steuern oder der zustandigen Finanzbehdrde mitzuteilen.

Erforderliche Informationen i. S. d. 8 138f Abs. 9 Satz 2 AO sind die Angaben nach § 138f
Abs. 3 AO (vgl. Teil 11, Kapitel 1.3).

Voraussetzung der Befreiung ist, dass der Intermediér, der die grenzliberschreitende Steuerge-
staltung mitgeteilt hat, den sich auf die Befreiung berufenden Intermediar benannt hat. Das
ergibt sich aus § 138f Abs. 9 Satz 2 i. V. m. Abs. 3 AO, da die Befreiung von der Mitteilungs-
pflicht fur alle weiteren Intermedidre voraussetzt, dass der mitteilende Intermediar alle
Angaben des § 138f Abs. 3 AO, d. h. auch die weiteren Intermediére in seiner Mitteilung
benennt. Die Benennung anderer Intermedidare ist fir den mitteilenden Intermediér freiwillig
(8 138f Abs. 3 Satz 2 AO). Hat er in seiner Mitteilung allerdings andere Intermediédre benannt,
so hat er sie dartiber zu informieren (vgl. Teil 111, Kapitel 1.5.1.3).

3.3.3 Mitteilungspflicht mehrerer Nutzer wegen derselben grenztiberschreitenden
Steuergestaltung
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In den Féllen, in denen kein Intermediar die Voraussetzungen des § 138f Abs. 7 AO erfillt
und auch keinen Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt oder bei juristischen Personen,
(partiell) rechtsféahigen Personenvereinigungen oder Vermdgensmassen Geschéftsleitung, Sitz
oder sonstigen Bezug zu einem EU-Mitgliedstaat i. S. v. Art. 8ab Abs. 3 EU-Amtshilfe-
richtlinie hat, obliegt die Mitteilungspflicht dem Nutzer der grenziiberschreitenden Steuer-
gestaltung selbst. In diesem Fall ist auch denkbar, dass mehrere Nutzer hinsichtlich derselben
grenziiberschreitenden Steuergestaltung nebeneinander zur Mitteilung verpflichtet sind. Zur
Vermeidung von Mehrfachmeldungen kommt unter den VVoraussetzungen des § 138g Abs. 2
AO eine Befreiung von der Mitteilungspflicht in Betracht.

8 138g Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO enthalt fir die (abstrakten) Angaben zur grenziberschreiten-
den Steuergestaltung eine Rangfolge, nach der die verschiedenen Nutzer zur Mitteilung ver-
pflichtet sind. Die vorrangige Mitteilungspflicht fiir die in § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 4
bis 9 AO bezeichneten (abstrakten) Angaben zur Steuergestaltung trifft den Nutzer, der die
grenziiberschreitende Steuergestaltung mit dem Intermediér oder den Intermediaren verein-
bart - d. h. insbesondere diesen mit der Konzeptionierung oder Organisation der grenzuber-
schreitenden Steuergestaltung beauftragt - hat; nachrangig ist der Nutzer mitteilungspflichtig,
der die Umsetzung der grenzliberschreitenden Steuergestaltung verwaltet. In diesem Fall
gelten die Regelungen des § 138f Abs. 5 Satz 1 und 4 AO entsprechend.

Hinsichtlich der in 8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 3 und 10 AO bezeichneten individuellen An-
gaben der Steuergestaltung sind alle Nutzer eigenstandig zur Mitteilung verpflichtet. Hierbei
haben sie die Registriernummer und Offenlegungsnummer der grenziiberschreitenden Steuer-
gestaltung anzugeben.

Nur soweit der nach 8 138g Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO vorrangig mitteilungspflichtige Nutzer
hinsichtlich der tbrigen Nutzer auch die in § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 3 und 10 AO bezeich-
neten Angaben mitgeteilt hat, sind die tbrigen Nutzer von ihrer individuellen Mitteilungs-
pflicht befreit.

Il. Kennzeichen (8§ 138e AO)

8§ 138e AO enthalt die abschlieRende Aufzdhlung der Kennzeichen, die einen mitteilungs-
pflichtigen Tatbestand auslosen. Dabei erfasst § 138e Abs. 1 AO die bedingten Kennzeichen,
auf die der Relevanztest des 8 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a) AO anzuwenden ist. Im
Gegensatz dazu erfasst § 138e Abs. 2 AO solche unbedingten Kennzeichen, deren Vorliegen
ohne Relevanztest zu einer mitteilungspflichtigen Steuergestaltung fiihrt. Siehe Teil |, Kapitel
2.6.

Mitteilungspflichtig ist die grenziberschreitende Steuergestaltung als Ganzes, nicht jeder ein-
zelne Teilschritt, wie z. B. einzelne Zahlungen (8 138d Abs. 2 Satz 2 AO; vgl. auch Teil 11
Kapitel 1.2.1, Rz. 195).
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1. Kennzeicheni. S. d. 8 138e Abs. 1 AO mit Relevanztest
1.1 Relevanztesti. S. d. 8 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a) AO

1.1.1 Allgemein

Bei den bedingten Kennzeichen des § 138e Abs. 1 AO ist weitere Voraussetzung fur das Vor-
liegen einer grenziberschreitenden Steuergestaltung, dass ein verstandiger Dritter unter
Berlcksichtigung aller wesentlichen Fakten und Umstande verninftigerweise erwarten kann,
dass der Hauptvorteil oder einer der Hauptvorteile der Gestaltung die Erlangung eines steuer-
lichen Vorteils i. S. d. § 138d Abs. 3 AO ist. Wird dies bejaht, ist der Relevanztest erfullt.

Der Mitteilungspflichtige kann die Nachrangigkeit eines steuerlichen Vorteils dadurch
hinreichend dokumentieren, dass er derart Uberwiegende auersteuerliche (insbesondere
wirtschaftliche) Grinde fur die konkrete Strukturierung einer Transaktion darlegt, durch die
der steuerliche Vorteil in den Hintergrund riickt. Anders als in den Fallen des § 42 Abs. 2
Satz 2 AO reicht es aber nicht aus, lediglich beachtliche auBersteuerliche Vorteile aufzu-
zeichnen. Es muss vielmehr hinreichend dokumentiert werden, dass der steuerliche Vorteil
kein Hauptvorteil der Gestaltung ist. Der steuerliche Vorteil ist insbesondere kein Haupt-
vorteil der Steuergestaltung, wenn der Steuervorteil nur ein Reflex oder eine Randerscheinung
ist. Zur Dokumentation kénnen entsprechende Nachweise insbesondere durch die
Unternehmenskorrespondenz, Memos oder Beschlisse erbracht werden.

1.1.2 Steuerlicher Vorteil i. S. d. § 138d Abs. 3 AO
8 138d Abs. 3 Satz 1 AO enthélt die gesetzliche Definition eines steuerlichen Vorteils i. S. d.
8 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a) AO. Ein steuerlicher Vorteil liegt danach vor, wenn
durch die Steuergestaltung

e Steuern erstattet werden sollen,

e Steuervergitungen gewahrt oder erhdht werden sollen,

e Steueranspruche entfallen oder verringert werden sollen,

e die Entstehung von Steueranspriichen verhindert werden soll,

¢ die Entstehung von Steueranspriichen in andere Besteuerungszeitraume oder auf

andere Besteuerungszeitpunkte verschoben werden soll.

Steueranspriiche sollen entfallen oder verringert werden, wenn mit der grenztiberschreitenden
Steuergestaltung beispielsweise das Ziel verfolgt wird, Aufwendungen in verschiedenen
Steuerhoheitsgebieten - im Ergebnis doppelt - steuermindernd berticksichtigen zu kénnen.

Die Entstehung von Steueranspriichen wird insbesondere verhindert, wenn durch die grenz-
uberschreitende Steuergestaltung eine Steuerpflicht vermieden wird, ohne dass daftr
wirtschaftliche Griinde vorliegen. Eine auf wirtschaftlichen Erwédgungen beruhende Rechts-
form- oder Standortwahl verhindert hingegen keine Entstehung von Steueranspriichen
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i. S.d. 8138d Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 AO. Indizien fur eine auf volks- und betriebswirtschaft-
lichen Kriterien beruhende Standortwahl sind insbesondere die branchenspezifische Markt-
ublichkeit, die Zahl potentieller Kunden und Konkurrenten zum Zeitpunkt der Entscheidung
und fir die (betriebswirtschaftlich) vorhersehbare Zukunft.

Ein steuerlicher Vorteil liegt auch dann vor, wenn der steuerliche Vorteil ausschlie3lich in
einem anderen EU-Mitgliedstaat oder in einem Drittstaat erzielt werden soll (§ 138d Abs. 3
Satz 2 AO).

Es kommt nicht darauf an, ob der steuerliche Vorteil, der mit der grenzliberschreitenden
Steuergestaltung erzielt werden soll, letztlich auch eintritt.

Der steuerliche Vorteil i. S. d. 8 138d Abs. 3 AO ist weder deckungsgleich mit dem gesetzlich
nicht vorgesehenen Steuervorteil i. S. d. § 42 Abs. 2 Satz 1 AO noch mit dem nicht gerecht-
fertigten Steuervorteil i. S. d. § 370 Abs. 1 AO. Die Mitteilungspflicht knupft nicht an die
Angemessenheit, Unangemessenheit, Legalitat oder Illegalitat der Gestaltung an. Unerheblich
ist daher auch, ob die Gestaltung unwirtschaftlich, umstandlich, kompliziert, schwerféllig,
gekiinstelt, tberflussig, ineffektiv oder widersinnig ist. Die Gestaltung muss auch nicht unge-
wohnlich sein.

Ein Steuerpflichtiger und etwaige verbundene Unternehmen erlangen keinen steuerlichen
Vorteil i. S. d. § 138d Abs. 3 AO, soweit etwaige Steuervorteile in einem Hoheitsgebiet durch
korrespondierende, im unmittelbaren Zusammenhang mit diesem Steuervorteil stehende
zusatzliche Steuerbelastungen im selben Hoheitsgebiet ausgeglichen werden oder die zusatz-
lichen Steuerbelastungen saldiert Gberwiegen.

1.1.3 Fallgruppeni. S. d. § 138d Abs. 3 Satz 3 AO

In Anwendung des 8 138d Abs. 3 Satz 3 AO ist in den in der Anlage zu diesem Schreiben
abschlieRend aufgezahlten Féllen nicht vom Vorliegen eines steuerlichen Vorteils i. S. d.
§ 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a) AO auszugehen.

1.2 Kennzeichen i. S. d. § 138e Abs. 1 AO

Wéhrend die Kennzeichen des § 138e Abs. 1 Nr. 1 und 2 AO auf bestimmte Modalitaten der
Entwicklung, der Vermarktung oder der Umsetzung von Gestaltungen abstellen (z. B. qualifi-
zierte Vertraulichkeitsklausel, standardisierte Dokumentation oder Struktur), knipfen die
Kennzeichen der 8 138e Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 AO unmittelbar an bestimmte Struktur-
inhalte oder rechtliche Ergebnisse von Gestaltungen an (z. B. Verlustnutzung, Nichtbesteue-
rung).

1.2.1 Qualifizierte Vertraulichkeitsklauseln (§8 138e Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a) AO)
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8 138e Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a) AO bestimmt eine vertragliche Vertraulichkeitsklausel
als Kennzeichen einer potenziell mitzuteilenden Steuergestaltung. Gesetzliche und standes-

rechtliche Verschwiegenheitspflichten fallen nicht in den Anwendungsbereich des Kennzei-
chens.

Erfasst werden solche Vereinbarungen, die es dem Nutzer oder einem anderen an der Steuer-
gestaltung Beteiligten verbieten, die Art und Weise, durch welche der durch die Steuer-
gestaltung vermittelte steuerliche Vorteil erlangt wird, gegeniiber anderen, auch von der
Mitteilungspflicht erfassten Intermedidren oder der Finanzverwaltung offenzulegen.

120 Vereinbaren zwei Parteien eine Klausel, wonach die Gestaltung nicht ohne Zustimmung des

Erstellers an Dritte weitergeleitet werden darf, erfullt dies auch die Anforderungen des Kenn-
zeichens, denn Dritte sind in diesem Fall auch andere von der Mitteilungspflicht erfasste In-
termedidre und die Finanzverwaltung. Sind umgekehrt die Finanzverwaltung und andere zur
Mitteilung verpflichtete Intermediére bezuglich der Einzelheiten des steuerlichen Vorteils in
der Klausel ausdriicklich ausgenommen, fuhrt die Vertraulichkeitsklausel nicht zu einer
Mitteilungspflicht. Vertraulichkeitsklauseln, die lediglich die Offenlegung gegenuber
weiteren Intermedidren untersagen, welche von der potenziellen Mitteilungspflicht zu einer
konkreten Steuergestaltung nicht erfasst sind, erfiillen ebenfalls nicht das Kennzeichen des
§ 138e Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a) AO. Etwaige Vorbehalte einer Vertragspartei, der Offen-
legung des steuerlichen Vorteils zuzustimmen, fihren auch zu keiner Mitteilungspflicht,
wenn die Parteien in der Vertraulichkeitsklausel vereinbart haben, dass die Zustimmung zur
Offenlegung gegentber der Finanzverwaltung und anderen von der Mitteilungspflicht
erfassten Intermedidren stets als erteilt gilt.

121 Vertraulichkeitsklauseln im Zusammenhang mit der

122

e Erstellung einer Steuererklarung,

e Erstellung der Buchhaltung,

e Jahresabschlussprifungstatigkeit eines Wirtschaftsprifers oder auch

e Mandatierung fur ein Due-Diligence-Projekt und dazugehdrige Abschlussberichte
weisen regelméRig keinen spezifischen Bezug zum steuerlichen Vorteil auf, der durch die
steuerliche Gestaltung vermittelt wird.

1.2.2 Honorarvereinbarung (8 138e Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b) AO)

8 4a des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes (RVG), § 9a StBerG und 8 55a WPO, nach denen
unter bestimmten Bedingungen Rechtsanwalte, Steuerberater und Wirtschaftspriifer Erfolgs-
honorare vereinbaren dirfen, bleiben von dem Kennzeichen unberiihrt. Dementsprechend
wird die Vergitung dieser Berufsgruppen nicht i. S. d. VVorschrift ,,in Bezug auf den steuer-
lichen Vorteil der Steuergestaltung festgesetzt“, wenn sich der Gegenstandswert i. S. d. RVG
allein infolge der Berlcksichtigung des erwarteten steuerlichen Vorteils erhéht. Erfasst
werden dagegen solche echten Erfolgshonorare, die ohne Verletzung der mai3geblichen recht-
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lichen Bestimmungen vereinbart werden kdnnen und deren Inhalt es gerade ist, eine (zusatz-
liche) Vergltung bei Eintritt einer Bedingung (§ 158 BGB) auszuldsen, sofern sich die
Bedingung auf den erwarteten steuerlichen Vorteil bezieht.

1.2.3 Standardisierte Dokumentation oder Struktur (8 138e Abs. 1 Nr. 2 AO)

Die in § 138e Abs. 1 Nr. 2 AO definierten Kennzeichen sollen Gestaltungen erfassen, die in
einer Vielzahl weiterer Falle in im Wesentlichen gleicher Weise eingesetzt werden kénnen
(Standardisierung). Die Standardisierung kann sich sowohl auf die (4uf3ere) Dokumentation
als auch auf die (innere) Struktur der Gestaltung beziehen.

Marktfahige Gestaltungen i. S. d. § 138h Abs. 1 AO (siehe auch Teil 111, Kapitel 1.6) sind
daher stets auch standardisiert.

Nimmt ein Intermediar eine fir den konkreten Einzelfall entwickelte Steuergestaltung zum
Anlass, daraus eine standardisierte Dokumentation oder Struktur zu entwerfen, indem er die
Einzelfallgestaltung in anderer Weise fiir eine Vielzahl weiterer Falle verwendbar macht, wird
hierdurch das Kennzeichen des § 138e Abs. 1 Nr. 2 AO erfillt.

1.2.3.1 Standardisierte Dokumentation

Unter einer standardisierten Dokumentation sind Vertragswerke oder sonstige mandats-
bezogene Dokumente zu verstehen, die ohne wesentliche Anpassungen an den Einzelfall fur
die Nutzer musterartig vorbereitet sind. Wesentlich sind Anpassungen in der Form oder der
Darstellung, die in der Gesamtbetrachtung die Dokumentation inhaltlich, d. h. die Gestaltung,
nicht mehr als gleichartig erscheinen lassen.

Erfasst werden nur standardisierte Dokumentationen (mit Bezug zu) einer Steuergestaltung.
Standardisierte Dokumentationen, die ausschlieBlich aulRersteuerliche Zwecke verfolgen,
erfillen das Kennzeichen des § 138e Abs. 1 Nr. 2 AO nicht. Dies gilt beispielsweise fur
Emissionsbedingungen von Finanzinstrumenten, deren Zweck es ist, die zivilrechtlichen
Rechte und Pflichten des Emittenten und des Erwerbers zu regeln, oder fiir Anlage-
bedingungen von Investmentfonds oder Spezial-Investmentfonds oder anderen Fonds-
strukturen, die nicht nur der Regelung der zivilrechtlichen Rechtslage, sondern auch dem
Anlegerschutz dienen. Auch Emissionsprospekte (Verkaufsprospekte), in denen Chancen und
Risiken dargestellt werden, erfullen das Kennzeichen des § 138e Abs. 1 Nr. 2 AO regelmalig
nicht.

1.2.3.2 Standardisierte Struktur

Eine Struktur i. S. d. § 138e Abs. 1 Nr. 2 AO ist ein steuerlicher, geplanter Zusammenhang
mehrerer rechtlicher oder tatséachlicher Schritte, die eine bestimmte steuerliche Rechtsfolge
bewirken sollen. Dies ist regelmaRig anzunehmen, wenn ein bewusstes Hintereinanderschal-
ten oder Zusammenwirken von rechtlichen Teilschritten zur Zielerreichung gewahlt wird. So
beispielsweise, wenn eine Transaktion durch eine Mehrzahl hintereinander geschalteter
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Schritte strukturiert wird, ohne dass dies im Ergebnis eine Anderung des wirtschaftlichen
Gehalts der Transaktion zur Folge hat. Eine Struktur kann auch dann vorliegen, wenn kein
eigenstandiger wirtschaftlicher Zweck verfolgt wird, sondern allein der Steuervorteil im
Vordergrund steht.

Die Struktur einer Steuergestaltung i. S. d. 8 138e Abs. 1 Nr. 2 AO ist standardisiert, wenn sie
ungeachtet ihrer &ulleren Form inhaltlich so aufgebaut ist, dass sie ohne wesentliche Anpas-
sung der Struktur in einer Vielzahl weiterer Falle in gleicher Weise eingesetzt werden kann.
Wesentlich sind solche Anpassungen der Struktur, die die betreffende Steuergestaltung inhalt-
lich &ndern.

Beispiel:

Beim sog. ,,Goldfinger“-Modell wurde durch den Erwerb von Gold (Umlauf-
vermogen) im Ausland bei Gewinnermittlung durch Einnahmentiberschussrechnung
im Jahr des Erwerbs ein dem negativen Progressionsvorbehalt unterliegender Verlust
erzielt. Der Gewinn aus der VerduRerung des Goldes im Folgejahr unterlag zwar dem
positiven Progressionsvorbehalt, wirkte sich jedoch aufgrund der Hohe der Gbrigen
Einkiinfte des Steuerpflichtigen, die bereits mit dem Spitzensteuersatz zu versteuern
waren, nicht aus. Das ,,Goldfinger“-Modell wurde in nahezu gleicher Form fiir eine
Vielzahl von Nutzern von Intermediaren ohne wesentliche Anderung umgesetzt.

Beim Goldfinger-Modell handelt es sich um eine Steuergestaltung (vgl. Teil I, Kapitel
2.3) lhre Teilschritte kénnen ohne wesentliche Anderungen bei einer Vielzahl von
Steuerpflichtigen umgesetzt werden (standardisierte Struktur).

1.2.3.3 Standardvorgange der Rechts- oder Steuerberatung
Zahlreiche VVorgénge der Rechts- oder Steuerberatung werden standardisiert dokumentiert
oder strukturiert. Sofern diese isoliert verwendet werden, ist vorbehaltlich Teil 11, Kapitel
1.2.3.3, Rz. 131 regelmaRig nicht von einem steuerlichen Bezug im 0.g. Sinn auszugehen.
Dies gilt etwa fir die formularmaRige
e Grindung von Gesellschaften oder Gemeinschaften,
e Vergabe von Darlehen,
e Vergabe von Lizenzen,
e Entsendung von Mitarbeitern,
e Vereinbarung von Dienstleistungen, z. B. zur Abwicklung des Zahlungs- und Wert-
papierverkehrs,
e Anpassung von Dauerschuldverhéltnissen, die ausschlieBlich zur Erhaltung der
Fremdublichkeit erfolgen,
e Standardleasingvertrdge (z. B. Finanzierungsleasingvertrége Uber Wirtschaftsguter des
Anlagevermdgens),
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e Vornahme der sonstigen in § 1 Abs. 1, 1a und 3 des Kreditwesengesetzes (KWG)
genannten Geschéfte, Dienstleistungen und Tatigkeiten oder die

e Vornahme der sonstigen in § 2 Abs. 8 und 9 WpHG (Wertpapierhandelsgesetz)
genannten Geschafte, Dienstleistungen und Tétigkeiten.

Eine andere Beurteilung kann sich ergeben, wenn zu den vorgenannten Vorgangen weitere
(Teil-)Schritte hinzutreten und sich in einer zusammenhdngenden Betrachtung ein steuerlicher
Bezug des Standardvorgangs ergibt.

1.2.4 Verlusterwerb (8 138e Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a) AO)

8§ 138e Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a) AO betrifft Gestaltungen, die zum Gegenstand haben, dass ein
an der Gestaltung Beteiligter planmaRig unangemessene rechtliche Schritte unternimmt, um
ein verlustbringendes Unternehmen unmittelbar oder mittelbar zu erwerben, die Haupttatig-
keit dieses Unternehmens zu beenden und dessen Verluste daflir zu nutzen, seine Steuer-
belastung zu verringern, einschlieRlich der Ubertragung der Verluste in ein anderes Steuer-
hoheitsgebiet oder der zeitlich ndheren Nutzung dieser Verluste.

Um die Verluste eines erworbenen Unternehmens daflr zu nutzen, die eigene Steuerbelastung
i. S. d. 8 138e Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a) AO zu verringern, muss der Erwerb des Verlustunter-
nehmens in einem solchen Umfang erfolgen, dass der Erwerber allein, zusammen mit nahe-
stehenden Personen oder zusammen mit Personen mit gleichgerichteten Interessen die weite-
ren Schritte veranlassen oder durchsetzen kann.

1.2.4.1 Verlustbringendes Unternehmen

Der Begriff verlustbringendes Unternehmen ist weit auszulegen und erfasst sowohl Unter-
nehmen mit Verlustvortragen oder laufenden Verlusten, als auch mit Verlusten, die zwar
bereits angelegt sind, die sich allerdings erst zukiinftig steuerlich realisieren lassen (stille
Lasten).

Auf die Rechtsform des zu erwerbenden Unternehmens kommt es nicht an.

1.2.4.2 Beendigung der Haupttatigkeit dieses Unternehmens

Die Beendigung der Haupttatigkeit nach dem Erwerb des verlustbringenden Unternehmens ist
zwingendes Tatbestandsmerkmal. Eine Beendigung der Haupttétigkeit ist beispielsweise bei
einem Branchenwechsel gegeben.

Nicht erfasst sind daher Gestaltungen, die - ohne dass die Beendigung der Haupttatigkeit
beabsichtigt ist - allein auf den Erwerb eines verlustbringenden Unternehmens zur Minderung
der eigenen Steuerbelastung abzielen. Haupttatigkeit ist die Tatigkeit mit den hdchsten
Bruttoertragen des Unternehmens im Durchschnitt der drei vorausgegangenen Jahre.
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1.2.4.3 Verlustnutzung

Die Verluste missen daflir genutzt werden, die Steuerbelastung eines an der Gestaltung
Beteiligten insgesamt zu verringern, einschlieRlich der Ubertragung der Verluste in ein
anderes Steuerhoheitsgebiet oder der zeitlich ndheren Nutzung dieser Verluste.

1.2.4.4 Unangemessene rechtliche Schritte

Unangemessene rechtliche Schritte i. S. d. § 138e Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a) AO sind solche, die
ohne Steuervorteil nicht unternommen wurden. Dies ist gegeben, wenn eine Nutzung der
Verluste des erworbenen Unternehmens dem Grunde nach zundchst rechtlich nicht mdglich
waére und die Voraussetzungen fiir die Verlustnutzung erst durch kiinstliche MaRnahmen eines
Beteiligten hergestellt werden.

Indizien fur die Unangemessenheit sind zum Beispiel, dass die MalRnahmen von einem
verstandigen Dritten in Anbetracht des wirtschaftlichen Sachverhalts und der wirtschaftlichen
Zielsetzung ohne den Steuervorteil nicht gewahlt worden wéren oder dass die VVor- oder
Zwischenschaltung von Angehdrigen oder anderen nahestehenden Personen oder Gesell-
schaften rein steuerlich motiviert war. Unangemessenheit ist nach der Rechtsprechung des
Européischen Gerichtshofs (vgl. z. B. Urteil vom 12. September 2006, Rs. C-196/04,

EuGHE | S. 7995) insbesondere dann anzunehmen, wenn die gewahlte Gestaltung rein kiinst-
lich ist und nur dazu dient, die Steuerentstehung im Inland zu umgehen.

Bei der Prufung, ob die gewéhlte MaRnahme zu Steuervorteilen fiihrt, sind die steuerlichen
Auswirkungen der gewahlten MaRnahme mit der hypothetischen steuerlichen Auswirkung
einer angemessenen MaRnahme zu vergleichen. Dabei sind auch solche Steuervorteile zu
berticksichtigen, die nicht beim Handelnden selbst, sondern bei Dritten, die in einer gewissen
Né&he zum Handelnden stehen (z. B. Angehorige i. S. d. § 15 AO) oder personlich oder wirt-
schaftlich mit ihm verbunden sind (z. B. nahestehende Personeni. S. d. § 1 Abs. 2 AStG),
eintreten.

1.2.5 Einkunfteumwandlung (8 138e Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b) AO)

Gemal} § 138e Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b) AO stellt auch die Umwandlung von Einkinften in
Vermogen, in Schenkungen oder andere nicht oder niedriger besteuerte Einnahmen oder nicht
steuerbare Einkiinfte eine mitteilungspflichtige Steuergestaltung dar. An der Umwandlung
konnen ein Steuerpflichtiger oder mehrere Steuerpflichtige sowie verbundene Unternehmen
beteiligt sein. Neben den unmittelbaren sind auch Umwandlungen tber mehrere Stufen
erfasst. Unter dem Begriff der ,,Umwandlung* ist die Umqualifizierung von Einkinften zu
verstehen.

Auch die Umwandlung in niedriger besteuerte oder steuerfreie Einnahmen oder Einkiinfte
kann eine mitteilungspflichtige Steuergestaltung begriinden.





Seite 40
Beispiel:
Eine inlandische Gesellschaft ist Inhaberin einer Forderung, aus der sie steuerpflich-
tige Zinsertrage erzielt. Ubertragt sie die Forderung auf eine auslandische Tochter-
gesellschaft, sind die von der Tochtergesellschaft zukiinftig bezogenen (ggf. aufgrund
der Ubertragenen Forderung héheren) Dividenden unter den VVoraussetzungen des § 8b
Abs. 1 und 4 des Kdrperschaftsteuergesetzes (KStG) steuerfrei. Sofern die Umquali-
fizierung der Einkunfte die effektive Steuerbelastung der ganzen Struktur bei einer
Gesamtbetrachtung der in- und auslandischen geschuldeten Steuer mindert, wird
regelméafig auch ein relevanter steuerlicher VVorteil gegeben sein, der zu einer
Mitteilungspflicht fuhrt.

1.2.6 Zirkuldre Vermdogensverschiebungen (8 138e Abs. 1 Nr. 3 Buchst. ¢) AO)

144 Bei zirkuldren Vermdgensverschiebungen nach § 138e Abs. 1 Nr. 3 Buchst. ¢) AO ist maR-
geblich, dass mindestens zwei Transaktionen getatigt werden und dass das betroffene
Vermdgen nach Abschluss der Transaktionen wertméal3ig wieder zum urspriinglichen
Steuerpflichtigen zuriickgelangt. Fir solche Transaktionen genligt bereits der Ubergang der
wirtschaftlichen Zuordnung fir eine sog. juristische Sekunde. Wesentlich ist auch, dass die
Transaktionen einem planmaiiigen Ablauf folgen.

Beispiel:

Eine deutsche Aktiengesellschaft (AG) unterliegt einer Ertragsteuerbelastung von

ca. 30 Prozent. Die AG halt 100 Prozent des Kapitals an einer in einem anderen EU-
Mitgliedstaat anséssigen Finanzierungsgesellschaft, die dort einer Ertragsteuer-
belastung von 10 Prozent unterliegt. Die deutsche AG legt zundchst einen Betrag in
die Finanzierungsgesellschaft ein. Unmittelbar im Anschluss gewéhrt die Finan-
zierungsgesellschaft der deutschen AG ein Darlehen in H6he der Einlage. Somit
kénnte Zinsaufwand geschaffen werden, der in Deutschland - vorbehaltlich der
Anwendung der Zinsschranke gemal} 8 4h des Einkommensteuergesetzes (EStG) und
des Fremdvergleichsgrundsatzes - die Bemessungsgrundlage mindert.

145 Unter einer Transaktion ist eine gegenseitige - ggf. mehrteilige - Ubertragung von Giitern
oder Rechten zwischen mindestens zwei juristischen oder nattrlichen Personen, Rechtstragern
oder Vermdgensmassen zu verstehen.

146 Bei mehrteiligen Ubertragungen ist es unerheblich, wie viel Zeit zwischen den einzelnen
Transaktionen vergeht, solange sie entsprechend der Zweckbestimmung einem planméRigen
Ablauf folgen.
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Damit sich Transaktionen im Sinne dieser VVorschrift gegenseitig aufheben oder ausgleichen,
darf dies nicht infolge rechtlicher VVorgaben, beispielsweise infolge eines gesetzlich vorgese-
henen und ausgestalteten Clearings oder eines sog. Liquidationsnettings im Rahmen von
Finanztermingeschaften, geschehen.

Rein vertragliche Transaktionen, die Kreditinstitute beispielsweise zur Allokation oder zum
Ausgleich von Markt- oder Ausfallrisiken verwenden, kdnnen sich dagegen gegenseitig auf-
heben oder ausgleichen und erfiillen dadurch den Tatbestand des 8 138e Abs. 1 Nr. 3
Buchst. ¢) AO. Erfolgt die Transaktion jedoch, um die zugrundeliegenden Markt- bzw.
Ausfallrisiken zwischen den Parteien zu allokieren und spiegeln sich die Risikoeinschét-
zungen der Parteien daher auch im Verkaufs- bzw. Riickkaufspreis wider, ist der Tatbestand
des § 138e Abs. 1 Nr. 3 Buchst. ¢) AO nicht erfillt.

Bei diesem Kennzeichen ist wesentlich, dass sémtliche Vermégensverschiebungen, bei denen
durch das planméliige Ineinandergreifen der einzelnen Transaktionen tatséchlich keine
Unsicherheit dartiber besteht, ob und zu welchem risikogewichteten Wert das verschobene
Wirtschaftsgut (oder ein wertidentisches Surrogat) teilweise oder vollstandig wieder zum
VerduBerer zurlickkehrt, als zirkuldar angesehen werden missen. Denn in diesem Fall wird das
betroffene Vermdgen nach Abschluss der Transaktionen wertméaRig, ohne Anderungen der
Zugriffsmoglichkeiten, wieder zum urspringlichen Steuerpflichtigen zuriickgelangen.

1.2.7 Nullsatzjurisdiktionen (8 138e Abs. 1 Nr. 3 Buchst. d) AO)
Eine Nullsatzjurisdiktion liegt vor, wenn ein Steuerhoheitsgebiet
o weder eine Korperschaftsteuer noch eine der Kérperschaftsteuer vergleichbare Steuer
erhebt oder
e zwar eine Korperschaftsteuer oder eine der Korperschaftsteuer vergleichbare Steuer
erhebt, aber der nominale Steuersatz nahe null Prozent liegt. Ein Steuersatz von ,,nahe
null Prozent* liegt vor, wenn er Kleiner oder gleich 4 Prozent ist.

Die Definition des verbundenen Unternehmens ergibt sich aus § 138e Abs. 3 AO.

1.2.8 Steuerbefreite Zahlungen (8 138e Abs. 1 Nr. 3 Buchst. e) AO)

8 138e Abs. 1 Nr. 3 Buchst. e) AO unterliegen die Falle, in denen die grenziiberschreitenden
Zahlungen beim Empféanger steuerlich begunstigt sind. Dies kann im Wege einer gesetzlichen
sachlichen oder personlichen Steuerbefreiung oder im Wege einer sog. Praferenzregelung
geschehen.

Grundlage fir eine Steuerbefreiung ist, dass das Steuerhoheitsgebiet, in dem der Zahlungs-
empfanger anséssig ist, die Zahlungen nicht in die steuerliche Bemessungsgrundlage ein-
bezieht. Dies ist insbesondere der Fall, soweit
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e die den Aufwendungen entsprechenden Ertrédge dort nach nationalem Recht nicht
besteuert werden kdnnen, insbesondere weil diese nicht steuerbar bzw. sachlich
steuerbefreit sind oder der Steuerpflichtige personlich steuerbefreit ist oder

e aus anderen Griinden eine tatsachliche Besteuerung der Ertrage unterbleibt (z. B. auf-
grund Verzichts durch Erlass der Steuer).

Sofern die Besteuerung infolge eines Verlustausgleichs oder -abzugs wegen anderer negativer
Einkunfte unterbleibt, ist nicht von einer Steuerbefreiung im Sinne dieses Kennzeichens
auszugehen.

Eine Praferenzregelung liegt in der Regel dann vor, wenn bestimmte Branchen, Sektoren oder
Einnahmen im Vergleich zur tbrigen Wirtschaft oder zu anderen Einnahmekategorien
steuerlich begunstigt werden. Es reicht aus, wenn eine von der Regelbesteuerung abwei-
chende, niedrige Besteuerung vorliegt. Beispiele fur Praferenzregelungen sind insbesondere
die vom Forum on Harmful Tax Practices (FHTP) der Organisation flr wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) nach Maligabe der Empfehlungen zum Base
Erosion and Profit Shifting (BEPS)-Aktionspunkt 5 (vgl. Kapitel 3 des Abschlussberichts
2015 zu Aktionspunkt 5, OECD (2016)%, und Kapitel 1 des Fortschrittsherichts 2018 des
FHTPs?) bewerteten Steuerregime. Dabei ist unerheblich, ob diese vom FHTP als ,,harmful
(schadlich) eingestuft werden oder nicht. Somit sind auch grenziberschreitende
Steuergestaltungen mit Bezug auf Praferenzregelungen mitzuteilen, die mit BEPS-
Aktionspunkt 5 der OECD konform sind.

Beispiel:

Wenn ein Steuerhoheitsgebiet fur Lizenzeinkiinfte eine bevorzugte Besteuerung vor-
sieht (eine sog. Patent- oder Lizenz-Box), liegt nach den Kriterien des FHTP eine
préaferenzielle Regelung vor. Selbst wenn die Lizenzeinkinfte auf einer aktiven
Forschungs- und Entwicklungstétigkeit i. S. d. sog. ,,modifizierten Nexus-Ansatzes*
der OECD (vgl. Kapitel 4 des Abschlussberichts 2015 zu Aktionspunkt 5, OECD
(2016)3) beruhen und daher nicht als schadlich einzustufen sind, kann § 138e Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 Buchst. €) AO erflllt sein. MalRgeblich ist, dass die Lizenzzahlung
praferentiell besteuert wird. Unerheblich ist hingegen, wenn der immaterielle Wert
zunéchst unter Nutzung einer steuerlichen Forderung fur Forschung und Entwicklung
geschaffen wurde.

L https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264258037-
de.pdf?expires=1579612601&id=id&accname=0id018224&checksum=CF00B9F8C42042112C81C26BE5183E
3C

2 https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264311480-
en.pdf?expires=1579613905&id=id&accname=guest&checksum=2B575A987E5F8451A89A567EAFOE6CID
3 https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264258037-
de.pdf?expires=1579612601&id=id&accname=0id018224&checksum=CF00B9F8C42042112C81C26BE5183E
3C




https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264258037-de.pdf?expires=1579612601&id=id&accname=oid018224&checksum=CF00B9F8C42042112C81C26BE5183E3C

https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264258037-de.pdf?expires=1579612601&id=id&accname=oid018224&checksum=CF00B9F8C42042112C81C26BE5183E3C

https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264258037-de.pdf?expires=1579612601&id=id&accname=oid018224&checksum=CF00B9F8C42042112C81C26BE5183E3C

https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264311480-en.pdf?expires=1579613905&id=id&accname=guest&checksum=2B575A987E5F8451A89A567EAF0E6C1D

https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264311480-en.pdf?expires=1579613905&id=id&accname=guest&checksum=2B575A987E5F8451A89A567EAF0E6C1D

https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264258037-de.pdf?expires=1579612601&id=id&accname=oid018224&checksum=CF00B9F8C42042112C81C26BE5183E3C

https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264258037-de.pdf?expires=1579612601&id=id&accname=oid018224&checksum=CF00B9F8C42042112C81C26BE5183E3C

https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264258037-de.pdf?expires=1579612601&id=id&accname=oid018224&checksum=CF00B9F8C42042112C81C26BE5183E3C
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Eine Ubersicht der Ergebnisse der Priifungen des FHTP sowie weitere identifizierte
Praferenzregelungen finden Sie auf der Internetseite des Bundeszentralamts fiir Steuern
(www.bzst.de) unter der Rubrik Unternehmen > Internationaler Informationsaustausch >
Austausch von Steuergestaltungen > Vorschriften. Diese Liste ist nicht abschliefend und kann
nur als Indiz fur das Vorliegen einer Préferenzregelung herangezogen werden.

Sofern mehrere verbundene Unternehmen Lizenzeinkiinfte erzielen, die préaferentiell besteuert
werden, sind entsprechend 8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 AO alle betroffenen Unternehmen in ei-
ner Mitteilung an das Bundeszentralamt fir Steuern zu benennen. Sofern weitere verbundene
Unternehmen in eine derartige Praferenzregelung einbezogen werden, ist die urspringliche
Meldung zu aktualisieren.

2. Kennzeichen i. S. d. § 138e Abs. 2 AO ohne Relevanztest

2.1 Besteuerung des Zahlungsempfangers (8 138e Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a) AO)

Zu einer Nicht- Ansassigkeit von Zahlungsempfangern i. S. d. 8 138e Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a)
Doppelbuchst. aa) AO kommt es beispielsweise durch deren tatsachliches Verhalten oder in-
folge unterschiedlicher Ansassigkeitsregelungen der betroffenen Staaten. Dies kann der Fall
sein, wenn ein Staat die steuerliche Ansassigkeit allein vom Ort der Geschaftsleitung abhén-
gig macht und ein zweiter Staat allein vom Ort der Grindung der Gesellschaft. Wird eine
Gesellschaft nun im ersten Staat gegrundet und liegt der Ort der Geschéftsleitung im zweiten
Staat, entsteht eine in keinem Steuerhoheitsgebiet ansassige Gesellschaft (sog. ghost com-

pany).

Erfasst sind auch solche Falle, in denen die steuerliche Anséssigkeit nach den Bestimmungen
eines DBA von beiden Vertragsstaaten nicht in korrespondierender Weise bestimmt wird.
Dies kann beispielsweise bei der Bestimmung der Ansassigkeit einer Gesellschaft nach Mal-
gabe des Orts der tatsachlichen Geschaftsleitung auftreten, indem jeder Vertragsstaat davon
ausgeht, dass sich der Ort der tatsdchlichen Geschéftsleitung im jeweils anderen Staat befin-
det. Folge ist, dass kein Staat das Besteuerungsrecht als sog. Anséssigkeitsstaat dieser Gesell-
schaft wahrnimmt.

Personengesellschaften sind nach deutscher Rechtsauffassung grundséatzlich nicht
abkommensberechtigt und damit nicht ansassig. Dies gilt selbst dann, wenn sie im ausléndi-
schen Staat intransparent wie ein Korperschaftsteuersubjekt besteuert werden. Fir Zwecke
des § 138e Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a) AO gilt eine Personengesellschaft jedoch in einem solchen
Fall und bei Vorliegen der tbrigen Voraussetzungen im Griindungs- und/oder Sitzstaat als
anséssig. Erfolgt in allen betroffenen Staaten eine transparente Besteuerung der Personen-
gesellschaft, ist fur die Ansassigkeitsbestimmung auf deren Gesellschafter abzustellen; jedoch
nur insoweit, wie ihnen die Einkiinfte nach dem Steuerrecht der betroffenen Staaten
zuzurechnen sind. Erfolgt eine transparente Besteuerung der Personengesellschaften nicht in
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allen betroffenen Staaten (hybride Strukturen), sind Zahlungen immer mitzuteilen, es sei denn
die Personengesellschaft gilt fir Zwecke des § 138e Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a) AO als anséssig.

161 Als nichtkooperative Steuerhoheitsgebiete i. S. d. § 138e Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a) Doppel-
buchst. bb) AO werden zum einen Lander und Gebiete bezeichnet, die nicht die von den EU-
Mitgliedstaaten beschlossenen Standards in Bezug auf Transparenz, fairen Steuerwettbewerb
oder in Bezug auf die Umsetzung der Malinahmen gegen Gewinnkiirzung und -verschiebung
(BEPS) der OECD erfllen. Diese Liste finden Sie auf der Internetseite des
Bundeszentralamts flr Steuern (www.bzst.de) unter der Rubrik Unternehmen >
Internationaler Informationsaustausch > Austausch von Steuergestaltungen > Vorschriften.

162 Nichtkooperative Steuerhoheitsgebiete i. S. d. § 138e Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a)
Doppelbuchst. bb) AO sind zum anderen L&nder und Gebiete, die die Transparenzstandards
der OECD nicht erfiillen. Eine anhand dieser Transparenzstandards erstellte Liste der nicht
kooperativen Staaten kann auf der Internetseite des Bundeszentralamts fir Steuern
(www.bzst.de) fir Unternehmen unter der Rubrik Unternehmen > Internationaler
Informationsaustausch > Austausch von Steuergestaltungen > Vorschriften aufgerufen
werden.

163 Das Kennzeichen i. S. d. 8 138e Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a) Doppelbuchst. bb) AO ist erfillt,
wenn zu einem der in § 138f Abs. 2 AO genannten Zeitpunkte der Ansassigkeitsstaat des
Zahlungsempfangers auf der jeweiligen Liste der nicht kooperierenden Drittstaaten der EU
oder der OECD aufgefihrt ist.

2.2 Besteuerung der Zahlung (8 138e Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b) AO)

164 Unter dieses Kennzeichen fallen zum einen Abschreibungsfélle (8 138e Abs. 2 Nr. 1
Buchst. b) Doppelbuchst. aa) AO), bei denen Absetzungen fir Abnutzung in mehr als einem
Hoheitsgebiet geltend gemacht werden kénnen.

Beispiel 1:

Eine inlandische Fluggesellschaft (Leasingnehmerin) least bei dem ausléandischen
Leasingunternehmen (Leasinggeber) ein Flugzeug. Beiden wird das Flugzeug von
ihrem jeweiligen Anséssigkeitsstaat aufgrund der nationalen Regelungen
wirtschaftlich zugerechnet. Somit kénnen beide Unternehmen Absetzungen fur
Abnutzung als Betriebsausgaben geltend machen. Dasselbe Wirtschaftsgut wird
folglich in zwei Staaten abgeschrieben.

VVon dem Kennzeichen gem. 8 138e Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b) Doppelbuchst. aa) AO, der
Inanspruchnahme der Absetzung fiir Abnutzung desselben Vermdgenswertes in mehr als
einem Steuerhoheitsgebiet, sind jedoch solche Félle nicht erfasst, in denen die mehrfache
Inanspruchnahme aus einer Anwendung der Hinzurechnungsbesteuerung gem. 88 7 ff. AStG
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resultiert. Gleiches gilt, wenn sich die mehrfache Inanspruchnahme bei einem Steuer-
pflichtigen aufgrund der Anwendung der Anrechnungs-, Abzugs- oder Pauschalierungs-
methode oder aufgrund des Erlasses der auf die auslandischen Einkinfte entfallenden inlandi-
schen Steuer zur Vermeidung der Doppelbesteuerung ergibt.

Beispiel 2 zur Anrechnungsmethode:

Eine inlandische Kapitalgesellschaft verfugt tiber eine Betriebstatte in einem Staat, mit
dem kein DBA besteht. In der Betriebstatte werden Waren produziert. Die dafir
notwendigen Maschinen werden nach den Gewinnermittlungsvorschriften des
Betriebsstattenstaates abgeschrieben. Das Betriebsstéattenergebnis wird im Betriebs-
stattenstaat besteuert. In Deutschland flieRt das Ergebnis der Betriebstatte in die
Gewinnermittlung des Nutzers ein. Gleichzeitig werden die auslandischen Steuern
gemal 8 34c EStG in Verbindung mit § 26 KStG angerechnet. Die Abschreibungen
der Maschinen werden sowohl im auslandischen Staat als auch in Deutschland berlck-
sichtigt.

Zum anderen sind von diesem Kennzeichen Félle erfasst, in denen eine Befreiung von einer
Doppelbesteuerung mehrfach fir dieselben Einkiinfte oder Vermégen beantragt wird (§ 138e
Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b) Doppelbuchst. bb) AO). Dies kann beispielsweise in einer Drei-
Staaten-Konstellation vorkommen, in der auf Basis des DBA zwischen den ersten beiden
Staaten eine Freistellung der Einkinfte im zweiten Staat und auf Basis des DBA zwischen
dem ersten und dem dritten Staat eine Freistellung der Einkunfte im ersten Staat gewéahrt
wird. Dies kann sich aus Qualifikations- oder Zuordnungskonflikten im Hinblick auf eine
steuerliche Transaktion, die diese drei Staaten betrifft, ergeben.

Dividendenzahlungen, welche z. B. im Inland aufgrund eines DBA und unter Ber{ick-
sichtigung des § 50d Abs. 3 EStG zur vollstandigen oder teilweisen Quellensteuerentlastung
(Freistellung oder Erstattung) fuhren und im Ausland gleichzeitig aufgrund nationaler
Regelungen (vergleichbar § 8b KStG) beim Empféanger steuerbefreit sind, sind nicht von dem
Kennzeichen nach 8 138e Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b) Doppelbuchst. bb) AO umfasst.

2.3 Ausnutzung von Bewertungsunterschieden bei einer Vermdgensiubertragung (8§ 138e
Abs. 2 Nr. 1 Buchst. c) AO)
8 138e Abs. 2 Nr. 1 Buchst. c) AO sieht eine Mitteilungspflicht fir solche Gestaltungen vor,
bei denen eine Ubertragung oder Uberfiihrung von Vermogensgegenstanden in zwei beteilig-
ten Hoheitsgebieten hinsichtlich des Wertansatzes steuerlich unterschiedlich beurteilt wird.
Dabei kann es sich um grenziiberschreitende Ubertragungen oder Uberfithrungen handeln. Es
konnen jedoch auch inlandische Uberfiihrungen oder Ubertragungen betroffen sein (z. B. in
grenziiberschreitenden Betriebstatten-Sachverhalten bei Umwandlung/Einbringung eines Teil-
betriebs in eine Kapital- oder Personengesellschaft). Bewertungsunterschiede kdnnen dabei
sowohl auf Gesellschafts- als auch auf Gesellschafterebene vorliegen. Auch der Wegzug einer
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natlrlichen Person, die Anteile an einer Kapitalgesellschaft besitzt, und hieraus resultierende
Bewertungsunterschiede im Zu- und Wegzugsstaat in den Anteilen kann dieses Kennzeichen
erfillen.

Dies gilt nicht fur die Félle, in denen es in Anwendung von Art. 5 der Richtlinie

(EU) 2016/1164 des Rates vom 12. Juli 2016 (ABI. L 193 vom 19.7.2016; Ubertragung von
Vermdgenswerten und Wegzugsbesteuerung) zu einem korrespondierenden Wertansatz in den
beteiligten EU-Mitgliedstaaten kommt.

Wenn der Unterschied im Wertansatz des tbertragenen oder Uberfiuhrten Vermdgens-
gegenstandes mehr als 10 Prozent des bei der Ubertragung bzw. Uberfiihrung fiir
Besteuerungszwecke zugrunde gelegten Wertes und mindestens 100 000 Euro betrégt oder
der Unterschied des Wertansatzes 500 000 Euro Ubersteigt, ist er wesentlich und erfullt das
Kennzeichen des § 138e Abs. 2 Nr. 1 Buchst. c) AO.

2.4 Aushohlung der Mitteilungspflichten nach dem gemeinsamen Meldestandard

(8 138e Abs. 2 Nr. 2 AO)
8 138e Abs. 2 Nr. 2 AO knipft an den Standard fur den automatischen Austausch von Infor-
mationen lber Finanzkonten nach dem gemeinsamen Meldestandard der OECD an (sog.
Common Reporting Standard - CRS). Der gemeinsame Meldestandard wurde in Deutschland
durch das Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz (FKAustG) umgesetzt. Das Kenn-
zeichen verweist hinsichtlich der Begriffe ,,Finanzkonto®, ,,Finanzinstitut“, ,,Kontoinhaber*
und ,,beherrschende Person* auf die Begriffsbestimmungen der 88 19 und 20 FKAustG.

8 138e Abs. 2 Nr. 2 AO erfasst Gestaltungen, die darauf abzielen, Mitteilungspflichten geman
den Rechtsvorschriften zur Umsetzung des gemeinsamen Meldestandards zu umgehen oder
anderweitig auszuhéhlen, indem sie sowohl eine unzureichende Umsetzung des gemeinsamen
Meldestandards durch Steuerhoheitsgebiete oder Finanzinstitute bzw. die von ihnen
Beauftragten als auch die Nichtanwendbarkeit des gemeinsamen Meldestandards ausnutzen.
Die Kennzeichen unter 8 138e Abs. 2 Nr. 2 AO entsprechen den von der OECD entwickelten
»Model Mandatory Disclosure Rules for CRS Avoidance Arrangements and Opaque Offshore
Structures* (MDR)*.

Die Nichtanwendbarkeit des gemeinsamen Meldestandards kann darauf zurlickgehen, dass ein
Steuerhoheitsgebiet an dem Informationsaustausch nicht teilnimmt oder dass der personliche,
sachliche oder zeitliche Anwendungsbereich des an sich umgesetzten gemeinsamen Melde-
standards umgangen wird.

4 Model Mandatory Disclosure Rules for CRS Avoidance Arrangements and Opaque Offshore Structures, OECD
(2018); vgl. http://www.oecd.org/tax/exchange-of-tax-information/model-mandatory-disclosure-rules-for-crs-
avoidance-arrangements-and-opaque-offshore-structures.pdf.
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Von einer Umgehung oder Aushéhlung des gemeinsamen Meldestandards ist insbesondere
dann auszugehen, wenn eine oder mehrere der unter 8 138e Abs. 2 Nr. 2 AO aufgezéhlten
Nutzungen, Ubertragungen, Umwandlungen, Neueinstufungen, Aushohlungen von Verfahren
oder dhnliche Konstrukte wissentlich und willentlich von Personen i. S. d. § 138d Abs. 1 und
Abs. 6 AO genutzt werden, um nicht aufgrund der durch Finanzinstitute angewandten
Sorgfaltspflichten i. S. d. FKAustG einer Meldung an die zustdndigen Behdrden zu unter-
liegen. Eine Mitteilungspflicht entsteht aufgrund der Kennzeichen gem. § 138e Abs. 2 Nr. 2
AO unabhéngig von der Qualifikation eines Finanzinstituts als nicht meldendes Finanzinstitut
bzw. eines Finanzkontos als ausgenommenes Konto nach der jeweiligen Umsetzung des
gemeinsamen Meldestandards.

Die bloRe Tatsache, dass infolge einer Gestaltung eine Meldung oder ein Informationsaus-
tausch nach dem gemeinsamen Meldestandard unterbleibt, erlaubt fir sich alleine nicht die
Annahme, dass Rechtsvorschriften zur Umsetzung des gemeinsamen Meldestandards umgan-
gen wirden. Die Ausnutzung oder Vermeidung des entsprechenden Regelwerks liegt insbe-
sondere nicht vor, wenn im Vordergrund einer Gestaltung nachvollziehbare wirtschaftliche
Erwégungen stehen, die reflexhaft zur Folge haben, dass auch eine Meldung oder ein Infor-
mationsaustausch nach dem gemeinsamen Meldestandard ausbleibt.

Beispiel 1:

Ein nach dem FKAustG meldepflichtiges Finanzinstitut stellt fest, dass eine im Aus-
land steuerlich ansé&ssige Person (Kontoinhaber), die gleichzeitig bei dem Finanz-
institut ein Einlagekonto i. S. d. FKAustG unterhalt, den Gesamtbetrag abhebt, um
damit einen Immobilienerwerb zu finanzieren. Das Kennzeichen des 8 138e Abs. 2
Nr. 2 AO ist nicht erfiillt. Es liegt keine mitteilungspflichtige Gestaltung vor.

Weil die Person i. S. d. 8 138d Abs. 1 AO, dass ein Geschéftsvorfall darauf abzielt, eine
Meldepflicht zu vermeiden, oder hétte diese Person dies wissen miissen, liegt eine mittei-
lungspflichtige Gestaltung vor. Drangt sich der Person i. S. d. 8 138d Abs. 1 AO unter
Berlicksichtigung aller Umstande des Einzelfalls die Annahme auf, dass wirtschaftliche
Erwagungen nicht im VVordergrund einer entsprechenden Transaktion stehen, sondern diese
lediglich akzessorisch auftreten und gleichzeitig die Meldepflicht umgangen oder ausgehéhlt
wird, hat eine Meldung durch die Personen i. S. d. 8 138d Abs. 1 bzw. 6 AO auch dann zu
erfolgen, wenn es sich in der Sache um einen typischen VVorgang handelt, der einer gewohn-
lichen privaten Lebens- oder Geschéftsfiihrung zuzurechnen ist. Fur die Beurteilung des
Einzelfalls ist es erforderlich und ausreichend, dass die Person i. S. d. 8 138d Abs. 1 AO die
Erkenntnisse berucksichtigt, die ihr bei der Erfullung bestehender rechtlicher Anforderungen,
insbesondere aufgrund des § 154 AO, des Geldwéschegesetzes (GwG), des FKAustG und der
FATCA-USA-Umsetzungsverordnung (FATCA-USA-UmsVO), bekannt werden. Die Person
I. S. d. 8 138d Abs. 1 AO kann durch weitergehende Nachforschungen einen sich ihr
aufdréangenden Anschein ausschlaggebender wirtschaftlicher Motive entkraften.
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Beispiel 2:

Das auf einem Finanzkonto eines meldepflichtigen Finanzinstituts befindliche
Vermdgen eines im Ausland steuerlich anséssigen Rechtstrégers (Kontoinhaber) in
Hohe von 999 996 Euro wird in vier Betrédgen a 249 999 Euro auf vier Konten, die bei
vier verschiedenen Finanzinstituten in einem Steuerhoheitsgebiet gefuhrt werden, das
sich zur Umsetzung des gemeinsamen Meldestandards zum tbernéchsten Kalenderjahr
verpflichtet hat, transferiert, was die Verhinderung einer Meldung an den Anséssig-
keitsstaat des Kontoinhabers zur Folge hat. Es sind keine Beziehungen unter-
nehmerischer Art zu dieser Steuerjurisdiktion aus der Vergangenheit bekannt oder
aktuell erkennbar. Das Kennzeichen des 8 138e Abs. 2 Nr. 2 AO ist erfullt.

Eine Umgehung des gemeinsamen Meldestandards liegt nicht vor, sofern die Informationen
zum Finanzkonto gemal einem FATCA-Abkommen mit der Steuerverwaltung bzw. den
Steuerverwaltungen des meldepflichtigen Kontoinhabers ausgetauscht werden.

Das Vorliegen der Kennzeichen nach 8 138e Abs. 2 Nr. 2 AO beurteilt sich unabhangig von
der steuerlichen Ansassigkeit der nach dem gemeinsamen Meldestandard meldepflichtigen
Personen bzw. dem Staat oder Gebiet, der oder das Empfanger des Informationsaustausches
nach dem gemeinsamen Meldestandard ist.

Die Regelungen der Buchstaben a) bis f) des § 138e Abs. 2 Nr. 2 AO stehen in einem
Alternativverhéaltnis zueinander.

a. §138e Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a) AO sieht die Mitteilungspflicht solcher grenziiberschreiten-
der Gestaltungen vor, welche die Nutzung eines Kontos, Produkts oder einer Anlage um-
fassen, die formal nicht zur Annahme eines meldepflichtigen Kontos fiihren, obwohl die-
ses Konto, Produkt oder diese Anlage typische Merkmale eines nach dem gemeinsamen
Meldestandard meldepflichtigen Finanzkontos beinhaltet.

b. §138e Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b) AO sieht die Mitteilungspflicht grenziiberschreitender Ge-
staltungen vor, die zum Gegenstand haben, dass ein meldepflichtiges Finanzkonto oder
Vermogenswerte in ein Steuerhoheitsgebiet Gibertragen werden, das keinen Finanzkonten-
informationsaustausch nach dem gemeinsamen Meldestandard mit dem Steuerhoheits-
gebiet durchfihrt, in dem der Nutzer der Gestaltung bzw. des meldepflichtigen Finanz-
kontos ansassig ist. Erfasst wird auch die Einbeziehung eines solchen Steuerhoheits-
gebiets in eine Steuergestaltung.

C. §138e Abs. 2 Nr. 2 Buchst. ¢) AO sieht eine Pflicht zur Mitteilung grenzlberschreitender
Gestaltungen vor, die Einkinfte und Vermdogen als Produkte oder Zahlungen einstufen,
die nicht dem gemeinsamen Meldestandard unterliegen. Damit ist eine Umqualifizierung
von Einkinften und Vermdgensgegenstanden zu Finanzprodukten erfasst, die keiner
Meldeverpflichtung nach dem gemeinsamen Meldestandard unterliegen.
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d. §138e Abs. 2 Nr. 2 Buchst. d) AO erfasst grenziiberschreitende Gestaltungen, die die
Ubertragung oder die Umwandlung eines Finanzinstituts oder eines Finanzkontos oder der
darin enthaltenen Vermdgenswerte, welche grundsétzlich als meldende Finanzinstitute
oder meldepflichtige Finanzkonten einzustufen sind, in Finanzinstitute, Finanzkonten oder
in Vermogenswerte vorsehen, die nicht der Meldepflicht im Rahmen des gemeinsamen
Meldestandards unterliegen.

e. In Abgrenzung zu dem Buchstaben d) erfasst § 138e Abs. 2 Nr. 2 Buchst. €) AO grenz-
iiberschreitende Gestaltungen, die keine Ubertragung oder Umwandlung eines meldenden
Finanzinstituts oder meldepflichtigen Finanzkontos zum Gegenstand haben, jedoch
Rechtstrager, Steuergestaltungen oder Strukturen einbeziehen, die die Meldung eines oder
mehrerer Kontoinhaber bzw. einer oder mehrerer beherrschender Personen im Rahmen
des automatischen Informationsaustauschs tber Finanzkonten nach dem gemeinsamen
Meldestandard ausschlieen oder vorgeblich ausschlielRen.

f. §138e Abs. 2 Nr. 2 Buchst. f) AO beschreibt grenziiberschreitende Gestaltungen, die da-
rauf abzielen, Schwachen in den Verfahren, die Finanzinstitute zur Erfullung der Sorg-
faltspflicht beztglich des gemeinsamen Meldestandards anwenden, auszunutzen oder
diese Verfahren auszuhohlen. Dies schlief3t die Einbeziehung solcher Steuerhoheitsgebiete
in die grenziberschreitende Gestaltung mit ein, die Gber ungeeignete bzw. schwache
Regelungen tber die Durchsetzung von Regelungen fiir die Durchfiihrung von
Vorschriften gegen die Geldwasche oder mit schwachen Transparenzanforderungen fir
juristische Personen oder Rechtsvereinbarungen ausgestattet sind. Bei der Beurteilung,
inwieweit Schwachen im vorstehenden Sinne in den jeweiligen Steuerhoheitsgebieten
vorliegen, konnen die Ergebnisse des Global Forum aus der Uberpriifung der Imple-
mentierung und der Einhaltung der Standards fur den automatischen Informations-
austausch und den Informationsaustausch auf Ersuchen herangezogen werden.

2.5 Zwischenschaltung rechtlicher Eigentimer oder wirtschaftlich Berechtigter zur
Verschleierung der Identitat wirtschaftlich Berechtigter (8 138e Abs. 2 Nr. 3 AO)

8 138e Abs. 2 Nr. 3 AO sieht eine Mitteilungspflicht fiir Gestaltungen vor, die durch Zwi-
schenschaltung rechtlicher Eigentiimer oder wirtschaftlich Berechtigter i. S. d. 8 3 GwG mit
Einbeziehung verschiedener Personen, Rechtsvereinbarungen oder Strukturen ermdglichen,
die ldentitat wirtschaftlich Berechtigter zu verschleiern und somit eine intransparente Kette zu
installieren.

Um eine intransparente Kette bejahen zu kénnen, missen die unter den Buchstaben a) und b)
des 8 138e Abs. 2 Nr. 3 AO aufgefiihrten Voraussetzungen kumulativ erfillt und die Identifi-
zierung der wirtschaftlich Berechtigten der einbezogenen Personen, Rechtsvereinbarungen
oder Strukturen nicht moglich sein.
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Eine Identifizierung ist insbesondere dann moglich, wenn die in der Gestaltung einbezogenen
Personen, Rechtsvereinbarungen oder Strukturen ihren Mitteilungsverpflichtungen an ein
Register zur Identifizierung ihrer wirtschaftlich Berechtigten nachgekommen sind und diese
Eigentumsinformationen im Wege der zwischenstaatlichen Amtshilfe durch Informationsaus-
tausch zuverlassig erlangt werden kdnnen.

Von einer zuverlassigen Amtshilfe kann in diesem Zusammenhang jedenfalls dann nicht mehr
ausgegangen werden, wenn der Staat oder das Gebiet, in dem die Eigentumsinformationen
verfiigbar sind, im Rahmen der jiingsten Uberpriifung des Standards fir den Informationsaus-
tausch auf Ersuchen durch das Global Forum mit einer Gesamtbewertung schlechter als
»Largely Compliant“ beurteilt worden ist.

Die Bewertungen des Global Forum konnen im Internet abgerufen werden.®

Die bloRe Tatsache, dass im Zuge eines rein wirtschaftlich gepragten bzw. gewinnorientierten
Handelns Konstrukte gewahlt werden, die das Zwischenschalten einer Person, einer Rechts-
vereinbarung oder einer Struktur notwendig machen und die dazu flhren, dass rechtliches und
wirtschaftliches Eigentum auseinanderfallen, erlaubt nicht die Annahme einer Gestaltung, die
nur aus dem Grund gewahlt wurde, die Identitat der wirtschaftlich Berechtigten zu
verschleiern.

Beispiel:

Unternehmen X investiert Finanzvermégen mit Gewinnerzielungsabsicht in einen
offenen Fonds lber eine Kapitalverwaltungsgesellschaft (KVG) Y. Die KVG Y wird
rechtlicher Eigentimer tber das Fondsvermogen. Unternehmen X wird wirtschaft-
licher Eigentumer.

2.6 Verrechnungspreisgestaltungen (8 138e Abs. 2 Nr. 4 AO)

Bei den Kennzeichen des § 138e Abs. 2 Nr. 4 AO handelt es sich um spezifische Kennzeichen
hinsichtlich Verrechnungspreisgestaltungen und damit um bestimmte Geschéftsbeziehungen
zwischen verbundenen Unternehmen i. S. d. § 138e Abs. 3 AO. Diese Gestaltungen sind
grundsatzlich auch Gegenstand der Aufzeichnungspflichten gemaR 8§ 90 Abs. 3 AO. Durch
die Mitteilung einer Verrechnungspreisgestaltung bleibt die Aufzeichnungspflicht nach § 90
Abs. 3 AO unbertihrt.

2.6.1 Safe-Harbour-Regelungen (§ 138e Abs. 2 Nr. 4 Buchst. a) AO)

Bei 8 138e Abs. 2 Nr. 4 Buchst. a) AO wird auf die Nutzung unilateraler Safe-Harbour-Rege-
lungen abgestellt. Eine Safe-Harbour-Regelung im vorliegenden Sinne ist eine Regelung, die
fiir eine festgelegte Kategorie von Steuerpflichtigen oder Geschaftsvorféllen gilt und dafir in

5 Vgl. https://www.oecd.org/tax/transparency/exchange-of-information-on-request/ratings/.
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Betracht kommende Steuerpflichtige von bestimmten Verpflichtungen befreit, die aufgrund
der allgemeinen Verrechnungspreisvorschriften eines Staates sonst zu erfullen wéren. Eine
Safe-Harbour-Regelung ersetzt die Verpflichtungen des allgemeinen Verrechnungspreis-
systems durch einfachere Verpflichtungen (Tz. 4.102 OECD-Verrechnungspreisleitlinien fiir
multinationale Unternehmen und Steuerverwaltungen 2017; im Allgemeinen zu diesem
Bereich Kapitel 1V E. dieser Verrechnungspreisleitlinien).

Sofern eine vom Kennzeichen betroffene Empfehlung von der OECD im Rahmen der OECD-
Verrechnungspreisleitlinien fir multinationale Unternehmen und Steuerverwaltungen oder der
Europdischen Union im Rahmen des Joint Transfer Pricing Forums akzeptiert wird, handelt es
sich nicht um eine unilaterale Empfehlung. Das ist beispielsweise der Fall bei der Behandlung
von sog. Dienstleistungen mit geringer Wertschépfung (Tz. 7.43 ff. der OECD-
Verrechnungspreisleitlinien fir multinationale Unternehmen und Steuerverwaltungen 2017).

2.6.2 Schwer zu bewertende immaterielle Werte (§ 138e Abs. 2 Nr. 4 Buchst. b) AO)

Der Begriff schwer zu bewertende immaterielle Werte umfasst immaterielle Werte oder
Rechte an immateriellen Werten, fiir die zum Zeitpunkt inrer Ubertragung oder Uberfiihrung
keine ausreichend verlasslichen Vergleichswerte vorliegen und zum Zeitpunkt der Trans-
aktion die Prognosen voraussichtlicher Cashflows oder die vom (bertragenen immateriellen
Wert erwarteten abzuleitenden Einkiinfte oder die der Bewertung des immateriellen Werts
zugrunde gelegten Annahmen hdchst unsicher sind, weshalb der letztendliche Erfolg des
immateriellen Werts zum Zeitpunkt der Ubertragung oder Uberfithrung nur schwer absehbar
ist (Tz. 6.189 OECD-Verrechnungspreisleitlinien fir multinationale Unternehmen und Steuer-
verwaltungen 2017).

Es ist unerheblich, ob der immaterielle Wert an ein verbundenes Unternehmen (bertragen
oder zwischen dem Unternehmen und seiner auslandischen Betriebstétte Gberfiihrt wird.

2.6.3 Funktionsverlagerungen (8§ 138e Abs. 2 Nr. 4 Buchst. c) AO)

§ 138e Abs. 2 Nr. 4 Buchst. ¢) AO normiert eine Mitteilungspflicht fiir Ubertragungen und
Uberfithrung von Funktionen, Risiken und Wirtschaftsgiitern oder sonstigen Vorteilen inner-
halb von verbundenen Unternehmen und auf Betriebstétten, sofern sich dies erheblich negativ
auf den erwarteten jahrlichen Gewinn vor Zinsen und Steuern (sog. Earnings Before Interest
and Taxes - EBIT) des Ubertragenden Unternehmens auswirkt. Eine erhebliche Auswirkung
ist gegeben, wenn das EBIT des tbertragenden Unternehmens tber einen Zeitraum von drei
Jahren nach der Ubertragung weniger als 50 Prozent des jahrlichen EBIT des libertragenden
Unternehmens betragt, der erwartet worden ware, wenn die Ubertragung nicht stattgefunden
hatte. Abzustellen ist auf die Erwartung zum Zeitpunkt der Ubertragung. Zugrunde zu legen
ist eine durchschnittliche Betrachtungsweise iber den Dreijahreszeitraum.
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1. Verfahren zur Mitteilung einer grenzuiberschreitenden Steuer-
gestaltung

1. Mitteilung einer grenziberschreitenden Steuergestaltung an das Bundeszentralamt
flr Steuern

1.1 Mitteilung tber die amtlich bestimmte Schnittstelle

8 138f Abs. 1 Satz 1 AO regelt, dass grenziiberschreitende Steuergestaltungen i. S. d. § 138d
Abs. 2 AO dem Bundeszentralamt fur Steuern nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz tiber
die amtlich bestimmte Schnittstelle mitzuteilen sind. Flr weitere Informationen zur Art der
Ubermittlung und der Datenformate wird auf die Kommunikationshandbiicher und die im
Internetauftritt des Bundeszentralamts flir Steuern bereitgestellten Dokumente verwiesen.
Diese finden Sie auf der Internetseite des Bundeszentralamts fur Steuern (www.bzst.de) flr
Unternehmen unter der Rubrik Unternehmen > Internationaler Informationsaustausch >
Austausch von Steuergestaltungen > Handbicher und fir Privatpersonen unter der Rubrik
Privatpersonen > Austausch von Steuergestaltungen > Handblcher.

Intermedidre und Nutzer haben fur die Mitteilung der Angaben nach § 138f Abs. 3 AO an das
Bundeszentralamt fur Steuern das DAC6 XML-Schema zu verwenden. Zur Beschreibung des
amtlich vorgeschriebenen Datensatzes siehe BMF-Schreiben vom 29. April 2020 (BStBI |

S. 519).

Die Ubermittlung des Datensatzes hat nach MaRgabe der §8 87a und 87b AO elektronisch zu
erfolgen. Hierfir stehen folgende Ubermittlungswege zur Verfiigung:
e Einzeldatenubermittlung (BZStOnline-Portal)
Die Ubermittlung der Meldung(en) erfolgt tiber das Internetportal des Bundes-
zentralamts fur Steuern (BZStOnline-Portal - BOP). Hierflr wird im BOP ein Online-
Formular bereitgestellt. In diesem mussen die Daten fir die jeweilige Einzelmeldung
handisch erfasst und anschlieBend an das Bundeszentralamt fiir Steuern Gbermittelt
werden.
e XML-Web Upload im BOP
Im BOP ist die Datenlibermittlung neben der Nutzung des Formulars fur Einzeldaten-
meldungen auch Uber einen direkten Upload von XML-Dateien mdglich.
e Elektronische Massendatenutbermittlung (ELMA)
Der Datenaustausch erfolgt im XML-Format und wird in einem automatisierten
Verfahren (iber die ELMA-Schnittstelle fir Massendaten durchgefiihrt. Die fur den
Austausch bendtigten Datensédtze im XML-Format sind durch den Meldenden zu
erstellen.




http://www.bzst.de/
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1.2 Mitteilungsfristen

1.2.1 Allgemeine Mitteilungsfrist

8 138f Abs. 2 AO normiert eine 30-t&gige Frist, innerhalb der die Mitteilung an das Bundes-
zentralamt fur Steuern zu erfolgen hat. Hierbei ist es nicht von Bedeutung, ob die Mitteilungs-
pflicht dem Intermediar oder dem Nutzer obliegt. Die Frist beginnt nach Ablauf des Tages, an
dem das erste der in § 138f Abs. 2 Nr. 1 bis 3 AO genannten Ereignisse (malRgebendes Ereig-
nis) eingetreten ist (vgl. Teil 111, Kapitel 1.2.2).

Die Mitteilung hat die gesamte Gestaltung zu erfassen. Die erneute Mitteilung bei einzelnen
Zahlungen oder anderweitigen Transaktionen im Rahmen der Umsetzung der Steuer-
gestaltung ist nur erforderlich, wenn die bereits mitgeteilte Steuergestaltung erweitert oder
geéndert wird und sich dadurch Abweichungen von der geplanten und gegeniiber dem
Bundeszentralamt fur Steuern mitgeteilten Steuergestaltung ergeben haben, die zu einer
geénderten rechtlichen Beurteilung fuhren.

1.2.2 Maligebende Ereignisse zur Auslésung einer Mitteilungspflicht

Nach § 138f Abs. 2 Nr. 1 bis 3 AO ldsen die nachfolgenden Ereignisse, die an die Stellung
des Nutzers ankniipfen, die Mitteilungspflicht einer grenziiberschreitenden Steuergestaltung
aus:
e die grenzuberschreitende Steuergestaltung wird zur Umsetzung bereitgestellt (8 138f
Abs. 2 Nr. 1 AO, vgl. auch Teil I, Kapitel 2.4.1.1),
e der Nutzer der grenziiberschreitenden Steuergestaltung ist zu deren Umsetzung bereit
(8 138f Abs. 2 Nr. 2 AO, vgl. auch Teil I, Kapitel 2.4.1.2) oder
e mindestens ein Nutzer der grenziiberschreitenden Steuergestaltung hat den ersten
Schritt der Umsetzung dieser Steuergestaltung gemacht (§ 138f Abs. 2 Nr. 3 AO, vgl.
Teil I, Kapitel 2.4.1.3).

Beispiel 1:

Die in Deutschland ansassige M-AG beauftragt den Steuerberater S mit der
Konzeption einer Steuergestaltung (deren Mitteilungspflicht sei unterstellt). Der S
Ubersendet alle zur Umsetzung der Steuergestaltung nétigen Unterlagen und Informa-
tionen an die Konzernsteuerabteilung der M-AG. Die M-AG hat gegeniiber dem S im
Vorfeld der Ubersendung der final fertiggestellten Unterlagen dargelegt, dass sie die
Steuergestaltung umsetzen werde. S hat die Unterlagen am Montag, den 5. Oktober
2020 zur Post gegeben. S weil3 nicht, wann der Postdienstleister die Unterlagen an die
M-AG zustellt.

S hat die grenzlberschreitende Steuergestaltung erst mit dem Zugang der finalen
Unterlagen bei der M-AG bereitgestellt. Fir die Ermittlung des Bereitstellungsdatums
kann sich S darauf berufen, dass der Postdienstleister die Unterlagen drei Tage nach
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Aufgabe zur Post zugestellt haben dirfte. Wenn er sich nicht auf ein spateres Bereit-
stellungsdatum berufen mochte, muss er das Datum des Posteingangs bei der M-AG
nicht erfragen und auch keine substantiierten und begriindeten Zweifel an der
Dreitagevermutung darlegen und dokumentieren (z. B. durch Vorlage des bei der M-
AG eingegangenen Briefumschlags mit dem Poststempel). Die grenzliberschreitende
Steuergestaltung gilt somit als der M-AG am 8. Oktober 2020 zur Umsetzung
bereitgestellt.

Abwandlung 1:

Die Unterlagen werden von S mit Einschreiben mit Riickschein an die M-AG
versandt. Laut dem von der M-AG unterzeichneten Ruckschein ist das Einschreiben
der M-AG am Mittwoch, den 7. Oktober 2020 zugegangen.

Bereitstellungsdatum ist in diesem Fall das aus dem Riickschein ersichtliche
Empfangsdatum, der 7. Oktober 2020.

Abwandlung 2:
Die Unterlagen werden von S per E-Mail am Montag, den 5. Oktober 2020, um
22.00 Uhr an die M-AG geschickt.

Bereitstellungsdatum ist grundsatzlich das Datum des Zugangs der E-Mail im E-Mail-
Postfach der M-AG und damit regelmé&f3ig das Datum der Versendung; beim Eingang
auf3erhalb der Gblichen Biiro- und Geschéftszeiten der folgende Tag. In diesem Fall
darf S davon ausgehen, dass die Unterlagen der M-AG am Dienstag, den 6. Oktober
2020 zugegangen sind. Wenn S sich nicht auf ein spateres (tatsachliches)
Bereitstellungsdatum berufen mdchte, muss er das Datum des Zugangs der E-Mail bei
der M-AG nicht erfragen und auch keine substantiierte Begriindung fur ein tatséchlich
spateres Bereitstellungsdatum vortragen und nicht dokumentieren.

Dabei ist das zuerst eintretende Ereignis maRgebend, damit Gesetzgeber und Finanzverwal-
tung zum frihestmoglichen Zeitpunkt Gber grenziiberschreitende Steuergestaltungen infor-
miert werden.

1.2.3 Anlaufhemmung der Mitteilungsfrist in den Fallen des § 138f Abs. 6 AO

8 138f Abs. 6 Satz 4 AO normiert flr Falle, in denen Intermediére als Berufsgeheimnistrager
einer gesetzlichen Pflicht zur Verschwiegenheit unterliegen und vom Nutzer der Steuergestal-
tung hiervon nicht entbunden werden (vgl. Teil I, Kapitel 3.1.5.3), eine Anlaufhemmung der
Mitteilungsfrist. Danach beginnt die 30-tdgige Mitteilungsfrist des Nutzers fir die Mitteilung
der in § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 3 und 10 AO genannten Angaben erst mit Ablauf des Tages,
an dem der Nutzer vom Intermediér die erforderlichen Angaben erlangt hat (8 138f Abs. 6
Satz 4 AO).
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Trotz des Bestehens einer Verschwiegenheitspflicht geht die Mitteilungspflicht des Inter-
medidrs hinsichtlich der in § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 3 und 10 AO genannten Angaben erst
auf den Nutzer uber, sobald der Intermediar seiner Aufklarungspflicht nachgekommen ist und
der Intermediar dem Nutzer die Registriernummer und die Offenlegungsnummer seiner
Meldung sowie — soweit dem Nutzer nicht bekannt — die Angaben nach § 138f Abs. 3 Satz 1
Nr. 2, 3 und 10 AO zur Verfligung gestellt hat (vgl. Teil I, Kapitel 3.1.5.1). Der Fristbeginn
fiir die Ergdnzungsmitteilung durch den Nutzer bei partiellem Ubergang der Mitteilungs-
pflicht auf den Nutzer weicht in der Regel vom Fristbeginn fur die Mitteilung durch den
Intermedidr ab.

Mit dieser Anlaufhemmung wird dem Umstand Rechnung getragen, dass der Intermediér zu-
néchst die nicht der Verschwiegenheitspflicht unterfallenden Angaben nach § 138f Abs. 3
Satz 1 Nr. 1 und 4 bis 9 AO an das Bundeszentralamt fur Steuern tbermitteln muss. Erst nach
der Ubermittlung dieser Angaben erhilt er die Registriernummer und die Offenlegungs-
nummer (zur Vergabe von Registriernummer und Offenlegungsnummer siehe Teil 111, Kapitel

1.4), die er dem Nutzer zur Erganzung der bereits abgegebenen Mitteilung weiterzugeben hat
(vgl. § 138f Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 AO). Dabei dient die Offenlegungsnummer des Intermedidrs
dem Nutzer als Referenz-Offenlegungsnummer (vgl. Teil 111, Kapitel 1.4). Fur die Mitteilung
des Intermedidrs gilt auch in diesen Fallen die regulare 30-tagige Mitteilungsfrist des § 138f

Abs. 2 AO. Durch die Anlaufhemmung wird daher sichergestellt, dass auch dem Nutzer aus-
reichend Zeit verbleibt, seine Mitteilung an das Bundeszentralamt fiir Steuern zu tGbermitteln.

1.2.4 Vereinbarung zur vollstandigen Mitteilung durch den Nutzer der Steuergestaltung
(8 138f Abs. 6 Satz 5 AO)

Unterliegt der Intermediar einer gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht und hat ihn der Nutzer

hiervon nicht entbunden, kénnen der Intermedidr und der Nutzer vereinbaren, dass der Nutzer

selbst die grenziberschreitende Steuergestaltung vollstdndig an das Bundeszentralamt fur

Steuern ubermittelt (vgl. § 138f Abs. 6 Satz 5 AO).

In solchen Fallen greift die Anlaufhemmung nach § 138f Abs. 6 Satz 4 AO nicht fur die Mit-
teilung der individuellen Angaben der Steuergestaltung nach 8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 3
und 10 AO, da der Nutzer nicht erst durch die Mitteilung der Registriernummer und
Offenlegungsnummer durch den Intermediar objektiv dazu in die Lage versetzt wird, die
grenziberschreitende Steuergestaltung an das Bundeszentralamt fiir Steuern zu melden. Ein
spaterer Fristbeginn durch die Anlaufhemmung ist daher nicht notwendig.

1.3 Inhalt der Mitteilung

8 138f Abs. 3 AO bestimmt, welche Angaben der an das Bundeszentralamt fr Steuern zu
ubermittelnde Datensatz zu enthalten hat.
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Die nachstehenden Ausfiihrungen zum Inhalt der Mitteilung gelten sowohl fiir den zur Mittei-
lung einer grenziiberschreitenden Steuergestaltung verpflichteten Intermediar als auch fur den
Nutzer der jeweiligen grenziberschreitenden Steuergestaltung, soweit dieser zur Mitteilung
verpflichtet ist (mitteilungspflichtige Person).

1.3.1 Inhalt der Mitteilung im Einzelnen

1.3.1.1 Angaben zum Intermediar (8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 AO)

8§ 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 AO enthélt die mitzuteilenden Angaben zu dem oder den Inter-
medidren.

Sofern der Intermedidr eine natirliche Person ist, muss der Datensatz Familienname, Vor-
name sowie Tag und Ort der Geburt enthalten. Ist der Intermediar hingegen keine naturliche
Person, muss der Datensatz Firma It. Handelsregister oder Name ausweisen.

Dariber hinaus sind in beiden Féllen Anschrift, Anséssigkeitsstaat (vgl. Teil I, Kapitel 2.5)
sowie (in- oder ausléndisches) Steueridentifikationsmerkmal oder (in- oder auslandische)
Steuernummer des Intermediérs zur eindeutigen Verifikation anzugeben.

Fur die Erhebung und sonstige Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten gelten die
Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 vom 27. April 2016 zum Schutz nattrlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung; ABI. L 119 vom
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72) und die erganzenden datenschutzrechtlichen
Bestimmungen der AO (inshbesondere die 8§ 2a, 29b, 29¢c, 30 und 32a bis 32j AO).

Es ist moglich, dass mehrere Intermedidre zur Mitteilung einer grenziiberschreitenden Steuer-
gestaltung im Geltungsbereich der AO oder in einem anderen EU-Mitgliedstaat verpflichtet
sind (vgl. Teil I, Kapitel 3.3.2). Soweit dies einem Intermediér bekannt ist, kann der Inter-
mediér nach 8 138f Abs. 3 Satz 2 AO die vorgenannten Angaben auch zu den anderen ihm
bekannten Intermediaren ergénzen. Zur Informationspflicht an die genannten Intermediére
vgl. Teil 111, Kapitel 1.5.1.3.

Zur Benennung weiterer Intermedidre in der Mitteilung vgl. Teil I, Kapitel 3.3.2.






Seite 57

211

212

213

214

215

216

217

218

1.3.1.2 Angaben zum Nutzer der Steuergestaltung (8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 AO)

8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 AO konkretisiert die mitzuteilenden Angaben zum Nutzer der
grenziiberschreitenden Steuergestaltung.

Sofern der Nutzer eine natlrliche Person ist, hat der Datensatz Familienname, VVorname sowie
Tag und Ort der Geburt zu enthalten. Ist der Nutzer hingegen keine nattrliche Person, sind
Firma It. Handelsregister oder Name des Unternehmens anzugeben.

Dariiber hinaus sind die von der Steuergestaltung betroffenen Anschriften, Ansassigkeitsstaa-
ten (Teil I, Kapitel 2.5) sowie - soweit bekannt - (in- oder auslandische) Steueridentifikations-
merkmale oder (in- oder auslandische) Steuernummern anzugeben.

Fur die Erhebung und sonstige Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten gelten die
Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung und der erganzenden datenschutzrecht-
lichen Bestimmungen der AO (insbesondere die 88 2a, 29b, 29c¢, 30 und 32a bis 32j AO).

1.3.1.3 Angaben zu verbundenen Unternehmen (8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 AO)

Der Datensatz muss nach 8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 AO Angaben zu solchen verbundenen
Unternehmen des Nutzers enthalten, die an der grenziiberschreitenden Steuergestaltung betei-
ligt sind. Zur Definition des verbundenen Unternehmens siehe § 138e Abs. 3 AO.

Anzugeben sind nach 8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 AO Firma It. Handelsregister oder Name,
Anschrift, Staat, in dem das Unternehmen ansassig ist, und Steueridentifikationsmerkmal oder
Steuernummer, soweit dem Intermedidr dies bekannt ist.

1.3.1.4 Einzelheiten Uber das die Mitteilungspflicht auslésende Kennzeichen (§ 138f
Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 AO)

Die Mitteilung hat nach § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 AO Einzelheiten Giber das oder die Kenn-
zeichen i. S. d. 8 138e AO zu enthalten, die nach § 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 AO die konkrete
Mitteilungspflicht auslosen. Hierbei sind alle Kennzeichen anzugeben, die bei der mitzutei-
lenden grenziiberschreitenden Steuergestaltung maligeblich sind.

1.3.1.5 Inhalt der grenziberschreitenden Steuergestaltung (8 138f Abs. 3 Satz 1
Nr.5 AO)

Die Regelung des 8§ 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 AO verlangt, dass die mitteilungspflichtige
Person den Inhalt der mitzuteilenden grenziberschreitenden Steuergestaltung so zusammen-
fasst, dass ein sachkundiger Dritter ohne Weiteres nachvollziehen kann, wie sich die grenz-
Uberschreitende Steuergestaltung bei dem oder den Nutzern steuerlich auswirken soll.
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Nach § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 Buchst. a) AO ist auch eine der mitteilungspflichtigen Person
bekannte und allgemein oder in Fachkreisen gebrauchliche Bezeichnung der Steuergestaltung
zu benennen.

Nach § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 Buchst. b) AO ist eine abstrakt gehaltene Beschreibung der
im Hinblick auf die konkrete grenziiberschreitende Steuergestaltung relevanten Geschafts-
tatigkeit oder Gestaltung des Nutzers mitzuteilen. Dies gilt allerdings nur, soweit dies nicht
zur Offenlegung eines Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnisses oder eines Geschafts-
verfahrens oder von Informationen fiihrt, deren Offenlegung die 6ffentliche Ordnung
verletzen wiirde.

1.3.1.6 Datum des ersten Umsetzungsschrittes (8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 AO)

Im Rahmen der Mitteilung ist zudem das Datum des Tages anzugeben, an dem mit der Um-
setzung der grenzlberschreitenden Steuergestaltung nach § 138f Abs. 2 Nr. 3 AO begonnen
wird. Hierbei ist das Datum des Tages malgeblich, an dem erste Teilschritte zur Umsetzung
der grenziberschreitenden Steuergestaltung gemacht wurden oder voraussichtlich gemacht
werden. Es kommt nicht darauf an, wann erstmalig ein steuerlicher Vorteil eintritt. Das
Datum muss fur die Gestaltung an sich sowie bei marktfahigen Steuergestaltungen i. S. d.

8 138h AO fur jeden einzelnen Nutzer gesondert angegeben werden.

1.3.1.7 Benennung der betroffenen Vorschriften (§ 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 AO)

8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 AO legt fest, dass Einzelheiten tiber die fir die Steuergestaltung
wesentlichen, einschlagigen inlandischen Vorschriften und fiir die wesentlichen, einschlégi-
gen Vorschriften aller weiteren betroffenen EU-Mitgliedstaaten mdglichst exakt benannt wer-
den. Wesentliche, einschldgige Vorschriften in diesem Sinn sind nicht die VVorschriften der
8§ 138d ff. AO, sondern die fur die konkrete grenziiberschreitende Steuergestaltung
relevanten Vorschriften. Das umfasst nicht nur die VVorschriften, die im Rahmen der grenz-
uberschreitenden Steuergestaltung angewandt werden, sondern auch die Vorschriften, deren
Anwendung durch die konkrete Steuergestaltung verhindert wird. Handelt es sich um
Vorschriften von weiteren EU-Mitgliedstaaten, ist die genaue Bezeichnung des jeweiligen
Gesetzes einschlie3lich der Angabe des jeweils gesetzgebenden Staates erforderlich.
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1.3.1.8 Angabe des wirtschaftlichen Werts der Steuergestaltung (8 138f Abs. 3 Satz 1
Nr. 8 AO)

Nach § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 8 AO ist der wirtschaftliche Wert der grenziiberschreitenden
Steuergestaltung anzugeben.

Der wirtschaftliche Wert einer grenziiberschreitenden Steuergestaltung bemisst sich nicht am
erwarteten steuerlichen Vorteil der Steuergestaltung, sondern bezieht sich auf den Wert der
konkreten Transaktion. MalRgebend zur Wertbestimmung kann insbesondere die Hohe der
Gegenleistung oder der Investition sein.

Unrichtige Angaben des wirtschaftlichen Werts sind nach § 379 Abs. 2 Nr. 1e oder Nr. 1f AO
nicht bul’geldbewehrt.

1.3.1.9 Angabe der betroffenen Mitgliedstaaten (8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 9 AO)

8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 9 AO erfordert, dass alle anderen EU-Mitgliedstaaten benannt
werden, die von der mitzuteilenden grenziiberschreitenden Steuergestaltung wahrscheinlich
betroffen sind. Das gilt nur, soweit sie der mitteilungspflichtigen Person bekannt sind.

Nicht mitzuteilen sind all jene EU-Mitgliedstaaten, die zwar womoglich vergleichbare
Regelungen, die zu einem entsprechenden steuerlichen Vorteil fiihren kdnnen, erlassen haben,
auf die sich jedoch die mitzuteilende grenziiberschreitende Steuergestaltung nicht konkret
auswirkt.

1.3.1.10 Angabe der betroffenen Personen (8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 10 AO)

8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 10 AO erfordert, dass alle anderen Personen - soweit diese der
mitteilungspflichtigen Person bekannt sind - benannt werden, die von der grenziiber-
schreitenden Steuergestaltung wahrscheinlich unmittelbar betroffen sind. Hierunter sind
insbesondere die anderen an dieser grenziiberschreitenden Steuergestaltung voraussichtlich
beteiligten Personen, die nicht Nutzer sind, zu verstehen (vgl. Teil I, Kapitel 2.4.2). Dies kann
auch der Intermediér sein, sofern er tber seine Tatigkeit i. S. d. § 138d Abs. 1 AO hinaus in
die Gestaltung eingebunden ist. Anzugeben ist dann auch, zu welchen EU-Mitgliedstaaten
diese Personen in Beziehung stehen.

1.3.1.11 Angabe der Registriernummer und der Offenlegungsnummer

Sofern einer grenziberschreitenden Steuergestaltung aufgrund der Mitteilung eines anderen
Intermedidrs vom Bundeszentralamt fir Steuern oder von der zustandigen Behérde eines an-
deren EU-Mitgliedstaats im Einklang mit den dort geltenden Rechtsvorschriften bereits eine
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Registriernummer zugewiesen worden ist, hat der mitteilende Intermediar dem Bundes-
zentralamt fur Steuern im Datensatz nach § 138f Abs. 3 Satz 1 AO jene bereits erteilte
Registriernummer mitzuteilen (8 138f Abs. 5 Satz 2 AO), soweit ihm diese bekannt ist.

Daneben soll eine bereits bekannte Registriernummer (vgl. Teil 111, Kapitel 1.4.1) in einer
Mitteilung angegeben werden, wenn der Intermediér eine bestimmte Steuergestaltung bei-
spielsweise verschiedenen Nutzern gegentiber vermarktet und fir die verschiedenen Nutzer
eine Mitteilung gegentiber dem Bundeszentralamt fur Steuern abzugeben hat. Dies soll er-
moglichen, dass inhaltsgleiche bzw. inhaltlich vergleichbare Steuergestaltungen beim
Bundeszentralamt fur Steuern zusammengefiihrt und zusammengefasst bewertet werden
kdnnen.

Teilt der Nutzer in den Féllen des § 138f Abs. 6 AO die individuellen Angaben der Steuer-
gestaltung i. S. d. § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 3 und 10 AO dem Bundeszentralamt fir Steuern
mit, hat er in seiner Mitteilung die ihm vom Intermedidr mitgeteilte Registriernummer sowie
die Offenlegungsnummer als Referenz-Offenlegungsnummer anzugeben (8 138f Abs. 6

Satz 2 AO; vgl. Teil |, Kapitel 3.3.3 und Teil Ill, Kapitel 1.3.1.2).

1.3.2 Sprachenregelung

Die Mitteilung einer grenziiberschreitenden Steuergestaltung ist in deutscher Sprache an das
Bundeszentralamt fiir Steuern zu Ubermitteln.

Das Bundeszentralamt fiir Steuern als zentrales Verbindungsbro leitet die in Deutschland
eingegangenen Datensétze zur Mitteilung grenzuberschreitender Steuergestaltungen an das
EU-Zentralverzeichnis weiter (§ 7 Abs. 13 Satz 1 EUAHIG). Das Bundeszentralamt fiir Steu-
ern ist hierbei nach Art. 2e der Durchfuihrungsverordnung (EU) 2015/2378 (eingefiigt durch
die Durchftihrungsverordnung (EU) 2019/532 vom 28. Marz 2019; ABI. EU L 88/25) dazu
verpflichtet, folgende Angaben zusétzlich in englischer Sprache in das EU-Zentralverzeichnis
einzustellen:
o die abstrakt gehaltene Beschreibung der relevanten Geschaftstatigkeit oder Gestaltung
des Nutzers (8§ 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 Buchst. b) AO) und
e die Angabe der wesentlichen einschlagigen Rechtsvorschriften nach Staaten (8 138f
Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 AO).

Folgende Angaben in der Mitteilung an das Bundeszentralamt flir Steuern kbnnen daher zu-
sétzlich in englischer Sprache mitgeteilt werden:
e die Bezeichnung des Unternehmens
o die abstrakt gehaltene Beschreibung der relevanten Geschaftstatigkeit oder Gestaltung
des Nutzers
e die Angabe der wesentlichen einschlagigen Rechtsvorschriften der betroffenen Staaten
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e die abstrakte Beschreibung der geschaftlichen und rechtlichen Verbindung zu anderen
Unternehmen (nur bei Angabe der Unternehmensstruktur/ArrangementChart)
e die abstrakte Beschreibung des Kennzeichens ,,Andere*.

1.4 Ordnungsmerkmale der grenziberschreitenden Steuergestaltung
1.4.1 Die Registriernummer

1.4.1.1 Funktion der Registriernummer

Die Registriernummer ist eine eindeutige Identifikationsnummer fir eine grenziiber-
schreitende Steuergestaltung, die bei der erstmaligen Mitteilung einer grenziiberschreitenden
Steuergestaltung durch den EU-Mitgliedstaat ausgestellt wird, bei dem die Mitteilung eingeht.
In der durch die Richtlinie (EU) 2018/822 geanderten EU-Amtshilferichtlinie wird hierfur der
Begriff ,,ArrangementID* und in der Durchflihrungsverordnung zur Richtlinie (EU) 2018/822
der Begriff ,,Reference Number* analog verwendet.

Die Registriernummer ist zudem ein gestaltungsbezogenes Ordnungsmerkmal, das nur bei der
erstmaligen Mitteilung einer bestimmten grenziiberschreitenden Steuergestaltung erteilt
werden soll. Dies ermdglicht eine Zusammenfihrung von mehreren Mitteilungen Uber eine
bestimmte grenziiberschreitende Steuergestaltung durch einen oder mehrere Inter-
medidre/Nutzer.

Die Registriernummer ist 17-stellig und wird nach einem EU-weit einheitlichen Standard wie
folgt aufgebaut: CCAYYYYMMDDXXXXXX.

CC enthélt den 1SO-Staatencode des EU-Mitgliedstaats in dem die erste Mitteilung zur
Gestaltung erfolgt ist. Zuldssige Werte sind: AT, BE, BG, CY, CZ, DE, DK, EE, ES, FI, FR,
GB, GR, HR, HU, IE, IT, LT, LU, LV, MT, NL, PL, PT, RO, SE, SI, SK.

A enthalt den Buchstaben ,,A* (Arrangement/Gestaltung).

YYYYMMDD enthélt das Ausgabedatum der Registriernummer.

XXXXXX ist eine Kombination aus GrolRbuchstaben (A-Z) und Ziffern (0-9).

1.4.1.2 Vergabe einer Registriernummer

Nach § 138f Abs. 5 Satz 1 AO weist das Bundeszentralamt fur Steuern grundsétzlich jedem
erstmalig zu einer grenziiberschreitenden Steuergestaltung tbermittelten Datensatz i. S. d.

8 138f Abs. 3 Satz 1 AO eine Registriernummer zu und teilt sie dem mitteilenden Intermediér
mit. Bei Mitteilung der grenziiberschreitenden Steuergestaltung durch den Nutzer wird diesem
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eine Registriernummer mitgeteilt (fiir Inhouse-Gestaltungen vgl. § 138d Abs. 6 i. V. m.
8§ 138f Abs. 5 AO; flr mitteilungspflichtige Nutzer i. S. d. 8 138g Abs. 1 AO vgl. § 1389
Abs. 2 Satz 2 AO).

Wurde bereits durch eine vorangegangene Mitteilung eine Registriernummer fur eine grenz-
Uberschreitende Steuergestaltung vergeben und ist diese dem Mitteilenden bekannt, so ist sie
in weiteren Mitteilungen zu dieser Steuergestaltung anzugeben (8 138f Abs. 5 Satz 2 AO).
Eine neue Registriernummer wird in diesem Fall nicht vergeben (8 138f Abs. 5 Satz 3 AO).
Damit soll vermieden werden, dass fir dieselbe grenziiberschreitende Steuergestaltung
mehrere Registriernummern vergeben werden.

1.4.1.3 Weitergabe der Registriernummer
Siehe hierzu Teil 111, Kapitel 1.5.

1.4.2 Die Offenlegungsnummer

1.4.2.1 Funktion der Offenlegungsnummer

Die Offenlegungsnummer ist ein eindeutiges mitteilungsbezogenes Ordnungsmerkmal. Im
EU-Kontext wird der Begriff ,,DisclosurelD* verwendet.

Die Offenlegungsnummer ist 17-stellig und wird nach einem EU-weit einheitlichen Standard
wie folgt aufgebaut: CCDYYYYMMDDXXXXXX.

CC enthalt den ISO-Staatencode des EU-Mitgliedstaats in dem der Intermediér/Nutzer die
Mitteilung abgegeben hat. Zuléssige Werte sind: AT, BE, BG, CY, CZ, DE, DK, EE, ES, FI,
FR, GB, GR, HR, HU, IE, IT, LT, LU, LV, MT, NL, PL, PT, RO, SE, SI, SK.

D enthélt den Buchstaben ,,D* (Disclosure/Datensatz).

YYYYMMDD enthalt das Ausgabedatum der Offenlegungsnummer.

XXXXXX ist eine Kombination aus GrolRbuchstaben (A-Z) und Ziffern (0-9).

1.4.2.2 Vergabe einer Offenlegungsnummer

Nach § 138f Abs. 5 Satz 1 AO weist das Bundeszentralamt fiir Steuern jedem bei ihm einge-
gangenen Datensatz i. S. d. 8 138f Abs. 3 Satz 1 AO eine Offenlegungsnummer zu und teilt
sie dem mitteilenden Intermedidr mit. Bei Mitteilung der grenziberschreitenden Steuer-
gestaltung durch den Nutzer wird diesem eine Offenlegungsnummer mitgeteilt (fir Inhouse-
Gestaltungen vgl. § 138d Abs. 6 i. V. m. § 138f Abs. 5 AO; fur mitteilungspflichtige Nutzer
i. S.d. §138g Abs. 1 AO vgl. § 138g Abs. 2 Satz 2 AO).
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1.4.2.3 Verwendung als Referenz-Offenlegungsnummer

Die Referenz-Offenlegungsnummer ist die Offenlegungsnummer des Intermediérs zu einer
gestaltungsbezogenen Mitteilung, wenn er diese dem Nutzer einer grenziiberschreitenden
Steuergestaltung zur Erganzung der Mitteilung (8 138f Abs. 6 Satz 2 AO) anzugeben hat
(Teil I, Kapitel 3.1.5.3). In diesem Fall wird dem Nutzer fir seine ergdnzende Mitteilung eine
eigene Offenlegungsnummer erteilt.

1.4.2.4 Weitergabe der Offenlegungsnummer
Siehe Teil 11, Kapitel 1.5.

1.5 Informationspflichten

1.5.1 Mitteilung der grenziiberschreitenden Steuergestaltung durch den Intermediar

Hat ein Intermediér eine grenziberschreitende Steuergestaltung gegenliber dem Bundes-
zentralamt fur Steuern mitgeteilt, hat er die nachfolgenden Informationen weiterzugeben:

1.5.1.1 Information des Nutzers der grenziiberschreitenden Steuergestaltung

Der Intermedidr hat die vom Bundeszentralamt fur Steuern der grenziiberschreitenden Steuer-
gestaltung zugewiesene Registriernummer und die Offenlegungsnummer fur die eingegan-
gene Mitteilung unverziglich dem Nutzer derselben grenziberschreitenden Steuergestaltung
mitzuteilen (8 138f Abs. 5 Satz 4 AO). Das gilt ungeachtet dessen, ob der Nutzer selbst seine
(individuellen) Angaben nach 8§ 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 3 und 10 AO an das Bundeszentral-
amt fir Steuern meldet.

Werden auch die individuellen Angaben des Nutzers der grenziiberschreitenden Steuergestal-
tung durch den Intermedidar gemeldet, hat der mitteilende Intermediér den Nutzer dartiber zu
informieren, welche ihn betreffenden Angaben der Intermedidr an das Bundeszentralamt fir
Steuern (bermittelt hat oder tbermitteln wird (vgl. § 138f Abs. 4 Satz 1 AO).

1.5.1.2 Information weiterer, in der Mitteilung genannter Intermediare

Hat der Intermedidr in seiner Mitteilung einer grenzuberschreitenden Steuergestaltung auch
weitere Intermediére benannt, die im Geltungsbereich der AO oder in einem anderen EU-Mit-
gliedstaat zur Mitteilung derselben grenziberschreitenden Steuergestaltung verpflichtet sind,
ist der mitteilende Intermedidr nach 8 138f Abs. 5 Satz 5 AO dazu verpflichtet, die ihm vom
Bundeszentralamt flir Steuern nach § 138f Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 AO vergebene Registrier-
nummer den anderen in seiner Mitteilung benannten Intermediaren mitzuteilen.
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1.5.1.3 Information weiterer, in der Mitteilung nicht genannter Intermediare

Ist dem Intermedidr bekannt, dass neben ihm mindestens ein weiterer Intermediar im
Geltungsbereich der AO oder in einem anderen EU-Mitgliedstaat zur Mitteilung derselben
grenziberschreitenden Steuergestaltung verpflichtet ist, soll der mitteilende Intermediéar die
ihm nach § 138f Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 AO vom Bundeszentralamt fiir Steuern vergebene
Registriernummer den anderen ihm bekannten Intermediaren mitteilen.

Der mitteilende Intermediar hat die anderen Intermediare in diesem Fall auch unverziiglich
daruber zu informieren, dass er die Angaben gemal § 138f Abs. 3 AO an das Bundeszentral-
amt fir Steuern bermittelt hat (vgl. § 138f Abs. 4 Satz 2 AO). Auf diesem Weg wird es den
anderen mitteilungspflichtigen Intermediaren ermdglicht nachzuweisen, dass ihre Mitteilungs-
pflicht bereits durch den mitteilenden Intermediar erfullt wurde (vgl. auch Teil |, Kapitel
3.3.2).

1.5.2 Mitteilung durch den Nutzer

Ist kein Intermediar mitteilungspflichtig und sind mehrere Nutzer im Geltungsbereich der AO
oder in einem anderen EU-Mitgliedstaat zur Mitteilung derselben grenziiberschreitenden
Steuergestaltung verpflichtet (vgl. Teil |, Kapitel 3.3.3), hat der vorrangig zur Mitteilung ver-
pflichtete Nutzer i. S. d. § 1389 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO den anderen Nutzern unverziglich die
Registriernummer der grenziberschreitenden Steuergestaltung mitzuteilen, wenn er die
Mitteilung der abstrakten Daten des § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 4 bis 9 AO vorgenommen
hat.

1.6 Aktualisierungspflicht bei marktfahigen Steuergestaltungen

Grundsatzlich ist zu jeder grenziiberschreitenden Steuergestaltung eine eigenstandige und alle
Angaben i. S. d. 8 138f Abs. 3 AO umfassende Mitteilung zu fertigen. Bei marktfahigen
grenziberschreitenden Steuergestaltungen hatte dies allerdings zur Folge, dass dem Bundes-
zentralamt fur Steuern und den zustéandigen Behorden der anderen EU-Mitgliedstaaten eine
Vielzahl von Mitteilungen derselben grenziiberschreitenden Steuergestaltungen mit inhaltlich
weitgehend identischen Angaben tbermittelt werden mussten. In diesen Fallen ist die Infor-
mation ausreichend, ob und wenn ja, welche weiteren Nutzer dieselbe grenziberschreitende
Steuergestaltung verwirklichen wollen. Durch die Regelung in § 138h AO soll daher
vermieden werden, dass der Intermediér einer marktfahigen grenziberschreitenden Steuer-
gestaltung bei einem neu hinzukommenden Nutzer nochmals Angaben zu allen bisherigen
Nutzern in seine Mitteilung mit aufzunehmen hat. Die Mitteilung i. S. d. § 138h AO ist daher
auf solche Angaben beschrankt, die selbst eine neue Mitteilungspflicht auslésen und neue
Informationen vermitteln kdnnen.

Eine grenzuberschreitende Steuergestaltung ist nach Art. 3 Nr. 24 der EU-Amtshilferichtlinie
i. V. m. § 138h Abs. 1 AO eine marktfahige Gestaltung, wenn eine konzipierte, vermarktete,
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umsetzungsbereite oder zur Umsetzung bereitgestellte grenziiberschreitende Steuergestaltung
fiir weitere Nutzer nicht individuell angepasst (d. h. nicht ma3geschneidert) werden muss.

Liegt eine marktféhige Steuergestaltung in diesem Sinn vor, hat der Intermedidr bei
Hinzutreten neuer Nutzer die Angaben nach § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 bis 5, 7 und 8 AO zu
wiederholen und folgende Erganzungen mitzuteilen:

e Angaben zu dem oder den Intermediér(en) (§ 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 AO), vgl.

Teil 111, Kapitel 1.3.1.1;

e Angaben zu dem bzw. den Nutzer(n) der Steuergestaltung (§ 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2
AO), vgl. Teil 111, Kapitel 1.3.1.2;

e Datum des ersten Umsetzungsschrittes (hierzu gehért sowohl das Datum des ersten
Umsetzungsschrittes der Gestaltung sowie das ggf. individuelle Datum des ersten
Umsetzungsschrittes der Nutzer) (8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 AO), vgl. Teil 111, Kapitel
1.3.1.6;

e Angabe der betroffenen Mitgliedstaaten (8 138f Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 AQO), vgl. Teil 11l
Kapitel 1.3.1.9;

e Angabe der betroffenen Personen (8 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 10 AO), vgl. Teil 1ll
Kapitel 1.3.1.10.

Ergeben sich hinsichtlich bereits mitgeteilter Nutzer nachtraglich Anderungen, sind diese nur
mitzuteilen, wenn sie flr die steuerliche Beurteilung der grenzliberschreitenden Steuer-
gestaltung von Bedeutung sein kdnnen. BloRe Adressanderungen eines bereits mitgeteilten
Nutzers sind im Wege einer Anderung daher nur mitzuteilen, wenn sie - z. B. durch einen
Umzug in einen anderen EU-Mitgliedstaat oder einen Drittstaat - fur die Steuergestaltung
bedeutsam sein kénnen und dem Intermediér bekannt geworden sind.

Abweichend von § 138f Abs. 2 AO hat er diese Anderungen und Ergénzungen nicht innerhalb
von 30 Tagen, sondern bis zum 10. Tag nach Ablauf des jeweiligen Kalendervierteljahres, in
dem die jeweils mitteilungspflichtigen Umstéande eingetreten sind, gegentber dem Bundes-
zentralamt fur Steuern mitzuteilen (8 138h Abs. 2 Satz 1 AO).

Fur die Datenubermittlung gelten die Ausfihrungen unter Teil 111, Kapitel 1.1. Die Aktuali-
sierung ist unter Angabe der Registriernummer und Offenlegungsnummer (und ggf. der
Referenz-Offenlegungsnummer) vorzunehmen, die im Rahmen der Erstmeldung zugewiesen
worden sind. Fur n&here Informationen zu Aktualisierungen (Korrekturen) und Ergdnzungen
wird auf die Kommunikationshandbiicher des Bundeszentralamts fur Steuern verwiesen.
Diese finden Sie auf der Internetseite des Bundeszentralamts fur Steuern (www.bzst.de) flr
Unternehmen unter der Rubrik Unternehmen > Internationaler Informationsaustausch >
Austausch von Steuergestaltungen > Handbticher und fur Privatpersonen unter der Rubrik
Privatpersonen > Austausch von Steuergestaltungen > Handbdicher.




http://www.bzst.de/
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Soweit anstelle des Intermediérs ein Nutzer mitteilungspflichtig ist, gelten insoweit die
gleichen Bestimmungen.

2. Keine Rickmeldung der Finanzverwaltung

Durch die Regelung des § 138j Abs. 4 AO wird klargestellt, dass aus dem Unterbleiben einer
Reaktion des Bundeszentralamts fiir Steuern, der Generalzolldirektion, des Bundes-
ministeriums der Finanzen oder des Gesetzgebers auf die Mitteilung einer grenziber-
schreitenden Steuergestaltung keine Schlisse auf die steuerrechtliche Zuléssigkeit dieser
Steuergestaltung gezogen werden kénnen.

Die Mitteilung einer grenzuberschreitenden Steuergestaltung begriindet auch im Hinblick auf
den Gesetzgeber kein schiitzenswertes Vertrauen des Nutzers oder Intermedidrs in die Zulds-
sigkeit seiner Gestaltung.

3. Pflicht zur Angabe der grenziiberschreitenden Steuergestaltung in der
Steuererklarung (§ 138k AO)

Hat ein Nutzer eine grenziberschreitende Steuergestaltung verwirklicht, muss er diese nach

8 138k Satz 1 AO in der Steuererklarung fur die Steuerart und den Besteuerungszeitraum oder
den Besteuerungszeitpunkt angeben, in der sich der steuerliche Vorteil der grenziberschrei-
tenden Steuergestaltung erstmals auswirken soll. Diese Verpflichtung gilt fiir alle Steuer-
erklarungen, die freiwillig oder aufgrund gesetzlicher Verpflichtung ab dem 1. Juli 2020 den
Finanzbehorden Gbermittelt werden (vgl. Art. 97 § 33 Abs. 1 und 2 EGAO); § 138k AO
begriindet allerdings keine eigene Steuererklarungspflicht. Soweit Steuererklarungen vor dem
1. Juli 2020 Ubermittelt werden und darin keine Angaben nach § 138k AO enthalten sind,
mussen diese Angaben auch nicht nachtréglich erganzt werden.

Die Verwirklichung knupft an den Zeitpunkt an, in dem sich ein steuerlicher Vorteil erstmals
auswirken soll. Eine grenziberschreitende Steuergestaltung ist in diesem Sinne nicht erst
dann verwirklicht, wenn alle Teilschritte einer bestimmten grenziiberschreitenden Steuer-
gestaltung umgesetzt sind. Vielmehr knlpft die Verwirklichung bereits an den Zeitpunkt an,
in dem wegen der grenziiberschreitenden Gestaltung eines bestimmten Sachverhalts unter
Berlicksichtigung aller im Einzelfall einschldgigen Rechtsnormen erstmals eine von einem
rein innerstaatlich verwirklichten Sachverhalt abweichende, steuerliche Rechtsfolge ausgeldst
werden soll. Diese steuerliche Rechtsfolge kann in Anlehnung an die Definition des
steuerlichen Vorteils in 8 138d Abs. 3 Satz 1 AO (vgl. hierzu Teil 11, Kapitel 1.1.2) bestehen
in

e einer Steuererstattung,

e der Gewdhrung oder Erhéhung einer Steuervergltung,

e dem Entfallen oder der Verringerung eines Steueranspruchs,
e der Verhinderung der Entstehung eines Steueranspruchs oder
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e der zeitlichen Verschiebung der Entstehung eines Steueranspruchs in einen anderen
Besteuerungszeitraum oder auf einen anderen Besteuerungszeitpunkt.

Fur die Angabe in der Steuererklarung genligt es, die vom Bundeszentralamt fur Steuern zu-
geteilte Registriernummer und Offenlegungsnummer oder die von der zustdndigen Behorde
eines anderen EU-Mitgliedstaats zugeteilte Registriernummer und Offenlegungsnummer
anzugeben (§ 138k Satz 2 AO). Sind im betreffenden Steuererkl&drungsvordruck keine
Eintragungsmaoglichkeiten flr die Registriernummer und Offenlegungsnummer vorgesehen,
sind sie zusammen mit der Steuererklarung formlos mitzuteilen. Hierfur soll das qualifizierte
Freitextfeld gem. 8 150 Abs. 7 Satz 1 AO verwendet werden.

Liegen dem Nutzer einer grenziiberschreitenden Steuergestaltung im Zeitpunkt der Ubermitt-
lung der maligeblichen Steuererklarung noch keine Registriernummer und Offenlegungs-
nummer flr seine grenziberschreitende Steuergestaltung vor, hat er hierauf in seiner Steuer-
erklarung hinzuweisen. Die Mitteilungspflicht nach den 88 138d ff. AO bleibt hiervon
unberhrt.

8 138k AQ gilt nicht nur fiir Steuern, die von den Landern oder Gemeinden verwaltet werden,
sondern auch fiir Steuern, die von Bundesfinanzbehdrden verwaltet werden.

4. Ahndung von VerstdRen gegen die Mitteilungspflicht

Vorsétzliche oder leichtfertige VerstoRe gegen die nachfolgenden Mitteilungspflichten stellen
Ordnungswidrigkeiten dar, die gem. § 379 Abs. 2 und 7 AO mit einem Buf3geld von bis zu
25 000 Euro geahndet werden kénnen.

Nach § 379 Abs. 2 Nr. 1e AO handelt ordnungswidrig, wer vorsétzlich oder leichtfertig als
Intermedidr entgegen einer bestehenden Verpflichtung aus

e 8138d Abs. 1 A0,

e §138f Abs. 1, 2, 3 Satz 1 Nr. 1 bis 7 sowie 9 und 10 AO oder

e 8138h Abs. 2 AO
eine Mitteilung Uber eine grenzlberschreitende Steuergestaltung nicht oder nicht rechtzeitig
macht oder zur Verfugung stehende Angaben nicht vollstandig bermittelt.

Nach 8§ 379 Abs. 2 Nr. 1f AO handelt ein Nutzer ordnungswidrig, der vorsétzlich oder leicht-
fertig entgegen einer bestehenden Verpflichtung aus
e §138g Abs. 1 Satz 1 AO die Angaben nach § 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 bis 7 sowie 9
und 10 AO oder
e §138h Abs. 2 AO die Angaben nach 8§ 138f Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 6, 9 und 10 AO
nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig mitteilt.
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Nach § 379 Abs. 2 Nr. 1g AO handelt auch der Steuerpflichtige ordnungswidrig, der vorsatz-
lich oder leichtfertig entgegen einer bestehenden Verpflichtung aus § 138k Satz 1 AO in der
mafgeblichen Steuererklarung die Angabe der von ihm verwirklichten grenziberschreitenden
Steuergestaltung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig macht.

In Bezug auf den subjektiven Tatbestand gelten die Ausfiihrungen zum Vorsatz und zur
Leichtfertigkeit im Anwendungserlass zur Abgabenordnung zu § 153, Nr. 2.5 bis 2.7
sinngeman.

Zusténdige Verwaltungsbehdrde fur das BulRgeldverfahren ist nach § 409 Satz 1 AO die nach
8 387 Abs. 1 AO sachlich zustandige Finanzbehdrde. Damit ist grundsatzlich das Bundes-
zentralamt fur Steuern zustandig, es sei denn, es handelt sich um VerstoRe gegen die Pflicht
des Nutzers zur Angabe der grenziiberschreitenden Steuergestaltung in der Steuererkl&rung
(8 379 Abs. 2 Nr. 1gi. V. m. § 138k AQ), dann ist die jeweils ortlich zustandige Finanz-
behorde zusténdig.

Fur die Ahndung von VerstéRen gegen die Pflicht zur Mitteilung grenziiberschreitender Steu-
ergestaltungen gilt das Opportunitatsprinzip. Sofern sich zureichende tatsachliche Anhalts-
punkte fiir eine durch den Bevollmé&chtigten des Nutzers i. S. d. 8 80 AO als Intermedi&r be-
gangene Verletzung der Mitteilungspflicht i. S. d. § 379 Abs. 2 Nr. 1e bis 1g AO im Besteue-
rungsverfahren des Nutzers ergeben, deren Ermittlung der ortlich zustandigen Finanzbehorde
obliegt, ist das Bundeszentralamt flir Steuern hierliber zu unterrichten. Das Bundeszentralamt
fiir Steuern entscheidet nach pflichtgeméRem Ermessen, ob es die Ordnungswidrigkeit des
Intermedidrs verfolgt. Die ggf. erfolgende Ahndung der durch den Bevollm&chtigten des
Nutzers begangenen Ordnungswidrigkeit findet keine Berlicksichtigung im Besteuerungs-
verfahren des Nutzers.

Fur die BulRgeldbemessung gelten die allgemeinen Ausfihrungen in Nr. 114 AStBV (St) 2020
vom 1. Dezember 2019, BStBI I S. 1235.

5. Anwendungs- und Ubergangsregelungen

Die Pflicht zur Mitteilung grenziiberschreitender Steuergestaltungen besteht ab dem

1. Juli 2020. Sie besteht auch fur grenzuiberschreitende Steuergestaltungen, bei denen der erste
Schritt zur Umsetzung nach dem 24. Juni 2018 und vor dem 1. Juli 2020 gemacht worden ist.
In diesen Féllen ist die Mitteilung abweichend von § 138f Abs. 2 AO innerhalb von zwei
Monaten nach dem 30. Juni 2020 an das Bundeszentralamt flir Steuern zu erstatten.

Die Annahme der Mitteilungen ber grenziiberschreitende Steuergestaltungen durch das
Bundeszentralamt fiir Steuern ist ab dem 1. Juli 2020 madglich. So kann die Ubermittlung tiber
das BOP-Formular ab dem 1. Juli 2020 erfolgen. Zusatzlich steht die Massendaten-
schnittstelle ELMA ab dem 15. Juli 2020 zur Verfligung.
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Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil | verdffentlicht. Es steht ab sofort fiir eine
Ubergangszeit auf den Internet-Seiten des Bundesministeriums der Finanzen unter der Rubrik
Themen — Steuern — Steuerverwaltung & Steuerrecht — Abgabenordnung — BMF-
Schreiben/Allgemeines (http://www.bundesfinanzministerium.de) zur Ansicht und zum Abruf

bereit.

Im Auftrag



http://www.bundesfinanzministerium.de/
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Anlage zum BME-Schreiben

8 138d Abs. 3 Satz 3 AO erméchtigt das Bundesministerium der Finanzen, im Einvernehmen
mit den obersten Finanzbehorden der Lander fir bestimmte Fallgruppen zu bestimmen, dass
kein steuerlicher Vorteil i. S. d. 8 138d Abs. 3 Satz 1 und 2 AO anzunehmen ist, sofern sich
der steuerliche Vorteil ausschliellich im Geltungsbereich der AO auswirkt und er unter
Berlcksichtigung aller Umstande der Steuergestaltung gesetzlich vorgesehen ist. Die Ermdch-
tigung bezieht sich dabei ausschlieBlich auf Fallgestaltungen i. S. d. § 138d Abs. 2 Satz 1

Nr. 3 Buchst. a) i. V. m. § 138e Abs. 1 AO. Die nach § 138d Abs. 3 Satz 3 AO von der
Mitteilungspflicht ausgenommenen Fallgruppen werden im Folgenden ndher bestimmt:

e Nutzung von Freigrenzen und Freibetrégen,

e Ausubung steuerlicher Wahlrechte,

e Erflllung der Voraussetzungen fiir eine Steuerbefreiung nach § 5 KStG oder § 3 des
Gewerbesteuergesetzes (GewStG),

e Vorgdnge, die dem Gesetz zur steuerlichen Forderung von Forschung und Entwicklung
(Forschungszulagengesetz - FZulG) unterfallen,

e Abschluss von Altersvorsorgevertrdgen und Basisrentenvertrédgen, die nach den 88 5 und
5a des Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetzes (AltZertG) zertifiziert sind,

e Guterstandsklauseln unter Nutzung von § 5 des Erbschaftsteuer- und
Schenkungsteuergesetzes (ErbStG),

e Anderung des Gesellschaftsvertrags, um die Voraussetzungen des § 13a Abs. 9 ErbStG
zu erfillen,

e Abschluss von Poolvertrédgen i. S. d. § 13b Abs. 1 Nr. 3 ErbStG zur Herbeifiihrung einer
Begunstigung von Anteilen an Kapitalgesellschaften,

e Renten, Entschadigungen und Leistungen i. S. d. § 3 Nr. 8 und 8a EStG,

o Betriebliche Altersversorgung fur Arbeitnehmer im Rahmen der § 3 Nr. 55, 55c¢, 63 und
66; 88 4d Abs. 3 und 4e Abs. 3 sowie §8 10a, 79 ff. und 100 EStG,

e Ubertragung von Anrechten gemaR § 3 Nr. 55¢ und 55d EStG,

e Abschluss von Vertragen, bei denen die geleisteten Beitrdge als VVorsorgeaufwendungen
nach 8 10 Abs. 1 Nr. 2, 3 oder 3a EStG anerkannt werden koénnen,

e Ansatz des halftigen Unterschiedsbetrags nach § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 2 EStG bei kapital-
bildenden Lebensversicherungen,

e Versicherungen, die im Rahmen des Kontrollmeldeverfahrens nach § 50d Abs. 6 i. V. m.
Abs. 5 EStG gemeldet werden,

e Langfristige Auf- oder Abstockung von Beteiligungen, die darauf abzielen, eine
abweichende steuerliche Rechtsfolge auszuldsen (z. B. Vermeidung von § 8b Abs. 4
Satz 1 KStG, Erfullung der Anlagebedingung nach § 26 Nr. 6 Satz 1 InvStG) und

e Errichtung einer ertragsteuerlichen Organschaft gemé&R den 88 14 bis 19 KStG sowie § 2
Abs. 2 Satz 2 und 8§ 7a GewStG.
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e Wohnsitzverlegung zur Inanspruchnahme oder Vermeidung der Grenzgangerregelung
nach den DBA,

e Zusatzlicher (privater) Aufenthalt im ausliandischen Tatigkeitsstaat zur Uberschreitung
der abkommensrechtlichen 183-Tages-Frist,

Eine andere Beurteilung kann sich ergeben, wenn Vertragsklauseln oder weitere
(Teil-)Schritte im Zusammenhang mit den oben genannten Fallgruppen in einer zusammen-
hangenden Betrachtung zu einem gesetzlich nicht ausdrucklich vorgesehenen steuerlichen
Vorteil fuhren, der insbesondere im rein nationalen Kontext nicht erzielt werden wirde.

Daher sind z. B. Auf- und Abstockungen von Beteiligungen nicht von der Mitteilungspflicht
ausgenommen, wenn bereits im Zeitpunkt der Auf- bzw. Abstockung beabsichtigt ist, die
Beteiligung nach Erlangung des steuerlichen Vorteils wieder ab- bzw. aufzustocken.

Auch die sog. Atomisierung zum Zweck der mehrfachen Inanspruchnahme von Freigrenzen
oder Freibetragen geht Uber die reine Nutzung von Freibetrdgen hinaus und ist daher nicht
nach § 138d Abs. 3 Satz 3 AO von der Mitteilungspflicht ausgenommen.





		I. Sachlicher und persönlicher Anwendungsbereich der Mitteilungspflicht

		1. Allgemeines

		2. Sachliche Voraussetzungen der Mitteilungspflicht (§ 138d AO)

		2.1 Überblick

		2.2 Steuern, auf die das EU-Amtshilfegesetz Anwendung findet

		2.3 Steuergestaltung

		2.4 Beteiligte der Steuergestaltung

		2.4.1 Nutzer i. S. d. § 138d Abs. 5 AO

		2.4.1.1 Bereitstellung zur Umsetzung (§ 138d Abs. 5 Nr. 1 AO)

		2.4.1.2 Bereitschaft zur Umsetzung (§ 138d Abs. 5 Nr. 2 AO)

		2.4.1.3 Verwirklichung des ersten Schritts der Umsetzung (§ 138d Abs. 5 Nr. 3 AO)



		2.4.2 Andere an der Gestaltung Beteiligte

		2.4.3 Rolle des Intermediärs

		2.4.4 Besonderheiten bei Personengesellschaften und Gemeinschaften

		2.4.5 Besonderheiten im Konzern

		2.4.6 Besonderheiten bei Investmentfonds und Spezial-Investmentfonds



		2.5 Grenzüberschreitender Bezug (§ 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 AO)

		2.6 Merkmal i. S. d. § 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 AO

		2.7 Dauersachverhalte

		2.8 Änderungen steuerlicher Rahmenbedingungen



		3. Persönliche Voraussetzungen der Mitteilungspflicht

		3.1 Vorrangige Verpflichtung des Intermediärs zur Mitteilung einer grenzüberschreitenden Steuergestaltung

		3.1.1 Der Begriff des Intermediärs

		3.1.1.1 Vermarkten

		3.1.1.2 Konzipieren

		3.1.1.3 Organisieren

		3.1.1.4 Bereitstellen zur Nutzung

		3.1.1.5 Verwalten der Umsetzung



		3.1.2 Abgrenzung von Intermediär und anderen an der Gestaltung Beteiligten

		3.1.3 Erfüllungsgehilfen

		3.1.4 Inlandsbezug des Intermediärs (§ 138f Abs. 7 AO)

		3.1.4.1 Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt

		3.1.4.2 Inlandsbezug aus anderen Gründen



		3.1.5 (Partielle) Ausnahmen von der Mitteilungspflicht des Intermediärs

		3.1.5.1 Informationspflicht des Intermediärs

		3.1.5.2 Befreiung von der Verschwiegenheitspflicht durch den Nutzer

		3.1.5.3 Partieller Übergang der Mitteilungspflicht auf den Nutzer
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		3.3.1 Mitteilungspflicht eines Nutzers/Intermediärs in mehreren Mitgliedstaaten

		3.3.2 Mitteilungspflicht mehrerer Intermediäre wegen derselben grenzüberschreitenden Steuergestaltung

		3.3.3 Mitteilungspflicht mehrerer Nutzer wegen derselben grenzüberschreitenden Steuergestaltung







		II. Kennzeichen (§ 138e AO)

		1. Kennzeichen i. S. d. § 138e Abs. 1 AO mit Relevanztest

		1.1  Relevanztest i. S. d. § 138d Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a) AO

		1.1.1 Allgemein
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		1.1.3 Fallgruppen i. S. d. § 138d Abs. 3 Satz 3 AO
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		1.2.4.4 Unangemessene rechtliche Schritte
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Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Vermoégen (DBA-Schweiz);
Konsultationsvereinbarung betreffend ganztagig am Wohnsitz verbrachte
Arbeitstage von Grenzgangern zur Anwendung der Grenzgangerregelung in Artikel
15a DBA-Schweiz

IV B 2-S1301-CHE/21/10019 :016
2022/0765970

(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)

Vor dem Hintergrund, dass Arbeitnehmende ihre Téatigkeit zunehmend auch an ihrem Wohn-
sitz ausuben maochten, haben die zustandigen Behorden zur einheitlichen Anwendung und
Auslegung des Artikels 15a Absatz 2 des deutsch-schweizerischen Doppelbesteuerungs-
abkommens vom 11. August 1971, zuletzt geandert durch das Anderungsprotokoll vom

27. Oktober 2010 (BGBI. 2011 1l S. 1092), gestitzt auf Artikel 26 Absatz 3 DBA-Schweiz,
die nachstehende Konsultationsvereinbarung abgeschlossen:

«Konsultationsvereinbarung zum Abkommen vom 11. August 1971 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom
Vermogen (DBA) betreffend ganztagig am Wohnsitz verbrachte Arbeitstage von Grenz-
gangern zur Anwendung der Grenzgangerregelung in Artikel 15a DBA
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Gestutzt auf Artikel 26 Absatz 3 DBA haben die zustdndigen Behorden der Bundesrepublik
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft Folgendes vereinbart:

Es besteht das gemeinsame Verstandnis, dass Arbeitstage, an denen eine Grenzgangerin oder
ein Grenzganger im Sinne des Artikels 15a Absatz 2 Satz 1 DBA ganztagig am Wohnsitz im
Ansassigkeitsstaat arbeitet, nicht als Arbeitstage gelten, an welchen die Person nach Arbeits-
ende aufgrund ihrer Arbeitsaustibung nicht an den Wohnsitz zuriickkehrt. Diese Arbeitstage
gelten somit nicht als Nichtriickkehrtage im Sinne des Artikels 15a Absatz 2 Satz 2 DBA.

Bern, den 15. Juli 2022 Berlin, den 18. Juli 2022

Fur die zustandige Behorde der Fur die zustandige Behdrde der
Schweizerischen Eidgenossenschaft: Bundesrepublik Deutschland:
Pascal Duss Michael Wichmann»

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil | veroffentlicht.

Im Auftrag

Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift giltig.
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